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Das Erbhofrecht. 


Von Rechtsanwalt Dr. von Zwehl, Berlin. 


Die durch Blut und Boden beſtimmte Art des Volkes wirkt ſich in Herkommen oder Sitte bewußt oder un⸗ 
bewußt aus. Eine ſolche lebendige Sitte zur ſtaatlich geſchützten Norm zu erheben, iſt Aufgabe des Geſetzes. 


Unter dem — für die deutſche Rechtsſprache neuen — 
amen „Bäuerliches Erbhofrecht“ erſcheint in der Pro. v. 
17. Mai 1933 ein am 15. Mat 1933 erlaſſenes Geſetz. Es knüpft 
an Beſtehendes an und legt halbverſchüttetes deutſches Rechtsgut 
wieder frei, iſt aber trozdem oder gerade deshalb charak⸗ 
teriſtiſch für Geiſt und Form der Geſetzgebung im neuen 
Deutſchland. Noch vor vier Monaten wäre es in dieſer Ge— 
ſtalt undenkbar geweſen. 


A. Die Form des Erlaſſes. 


Das Geſetz iſt vom preußiſchen Staatsminiſterium 
beſchloſſen, und zwar auf Grund des „vorläufigen Geſetzes 
zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich“ v. 31. März 
1933 (81), wonach den Landesregierungen neben den ſonſt 
vorgeſehenen verfaſſungsmäßigen Organen das Recht der Ge- 
ſetzgebung verliehen wurde. Das Gleichſchaltungsgeſetz wie⸗ 
derum war möglich auf Grund des „Geſetzes zur Behebung 
der Not von Volk und Reich“ v. 24. März 1933, des fog. 
Ermächtigungsgeſetzes, wodurch der Reichsregierung die Geſetz⸗ 
gebungsbefugnis ſelbſt in Abweichung von den Vorſchriften 
der Reichsverfaſſung verliehen wurde. 

. „Verkündet“ iſt das Erbhofrecht jedoch von dem preu- 
ßiſchen Miniſterpräſidenten „für den Reichskanzler“, und 
zwar beruht dies auf dem zweiten Geſetz zur Gleichſchaltung 
der Länder mit dem Reich v. 7. April 1933, das in 81 die 
Ernennung der Reichsſtatthalter vorſieht, während in § 5 die 
Ausübung der Rechte des Reichsſtatthalters in Preußen dem 
Reichskanzler übertragen wird. Im Geſetz v. 25. April 1933 
iſt dann der Reichskanzler ermächtigt, ſeine Rechte gemäß 
dieſer Beſtimmung auf den Miniſterpräſidenten weiter zu 
übertragen, wovon er bekanntlich Gebrauch gemacht hat. So 

ird in der äußeren Form des Geſetzes der Grundſatz der 
neuen Reichsregierung erkennbar, beſtehende Geſetze niemals 
3 verletzen, ſondern deren Anderung auf geſetzlichem Wege 
allein durch die Kraft des politiſchen Willens, durchzuſetzen, 
oweit ſie ſchädlich oder unzeitgemäß erſcheinen. Genau den 

Heichen Weg ift übrigens Muſſolini gegangen!). 

— 


) Siehe meinen Aufſatz in JW. 1932, 2765. 


(Miniſterpräſident Göring im Preuß. Landtag am 18. Mai 1933.) 


B. Die materielle Gültigkeit und die Vorläufer des Geſetzes. 


Nach Art. 64 EGBGB. bleiben die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über das Anerbenrecht in Anſehung landwirt⸗ 
ſchaftlicher und forſtwirtſchaftlicher Grundſtücke nebſt deren 
Zubehör unberührt, jedoch können die Landesgeſetze das Recht 
des Erblaſſers, über das dem Anerbenrecht unterliegende 
Grundſtück von Todes wegen zu verfügen, nicht beſchränken. 
Auf Grund dieſes Vorbehalts iſt in einer Reihe von deutſchen 
Ländern das ſog. Anerbenrecht in Kraft geblieben oder noch 
erweitert worden. In Preußen beſtanden Anerbengeſetze u. a. 
in den Provinzen Hannover, Brandenburg, Schleſten, Schles⸗ 
wig⸗Holſtein, Weſtfalen, im Regierungsbezirk Kaſſel ſowie 
allgemein für Renten⸗ und Anſiedlungsgüter. Am beſten 
durchgebildet war das hannoverſche Anerbenrecht (Höfe. v. 
9. Aug. 1909), das dann auch in die Fideikommiß⸗Auf⸗ 
löſungsgeſetzgebung zur Regelung der Erbfolge bei Wald- 
gütern inhaltlich zum großen Teil übergegangen iſt, zunächſt 
in die ZmAufl®D., die ausdrücklich darauf Bezug nimmt, 
ſpäter mit gewiſſen Anderungen, die ſich als notwendig her⸗ 
u hatten, auch in das ZwAuflG. v. 22. April 1930 

165). 

Der Bearbeiter des Erbhofrechts im PrJuſtMin., Min R. 
Wagemann, war auch an der Bearbeitung der preußiſchen 
Fideikommißgeſetzgebung maßgebend beteiligt und brachte von 
dieſer früheren Arbeit her einen reichen Schatz von Erfah⸗ 
rungen mit. 


C. Zweck und Geiſt des Geſetzes. 


Die oben genannten Anerbengeſetze gehen zum Teil auf 
alte deutſche Rechtsgedanken zurück, deren Darlegung im ein⸗ 
zelnen wohl eine umfangreiche rechtsgeſchichtliche Arbeit er⸗ 
fordern würde. Sie ſind trotzdem, ſoviel mir bekannt, von 
keiner ſehr großen praktiſchen Bedeutung geweſen, und zwar 
vermutlich aus zwei Gründen: 

Einmal überließen es dieſe Geſetze im allgemeinen der 
freien Belieben des Eigentümers, ob er ſeinen Hof in die 
Anerbenrolle eintragen laſſen wollte oder nicht, ſo daß der 
Bauer in den meiſten Fallen, ſchon um Zwiſt unter ſeinen 
Kindern und den Anſchein einer Bevorzugung des einen 
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Kindes vor dem anderen zu vermeiden, alles beim alten ließ. 
Außerdem aber bedeuteten die an die Miterben zu zahlenden 
Abfindungen trotz der in den Geſetzen gewollten Bevorzugung 
des Anerben noch immer eine ſo unerträgliche Laſt, daß eine 
Erhaltung des Hofes, die doch gerade durch die Anerben⸗ 
geſetzgebung beabſichtigt wurde, ſtark gefährdet war. Vor 
allem war es unter den heutigen Wirtſchaftsverhältniſſen 
eine Unmöglichkeit, daß die Abfindung in bar erfolgen mußte, 
denn bares Geld iſt eben auf dem Lande nicht mehr zu finden, 
beim Bauern ebenſowenig wie beim größeren Beſitzer. Es be⸗ 
ſtand daher trotz der Anerbengeſetzgebung die dringende Ge⸗ 
fahr, daß der ohnehin mit ſchwerſter wirtſchaftlicher Not 
kämpfende Bauernſtand durch eine den Verhältniſſen nicht an⸗ 
gepaßte Geſetzgebung auf dem Gebiete des Erbrechts vollends 
zugrunde gerichtet wurde. 

Der Bauer, der nicht imſtande war, die Geſchwiſter ab⸗ 
zufinden, verkaufte ſchließlich den Hof an einen nicht boden⸗ 
ſtändigen Nachfolger und zog in die Stadt. Durch eine wirt⸗ 
ſchafts⸗ und volksfremde Geſetzgebung wurde jene „unlösbare 
Verbundenheit von Blut und Boden“ zerriſſen, die die „un⸗ 
erläßliche Vorausſetzung für das geſunde Leben eines Volkes“ 
iſt. Dieſe Verbundenheit wieder herzuſtellen, und zwar in An⸗ 
knüpfung an die bäuerliche Bodenverfaſſung früherer Jahr⸗ 
hunderte in Deutſchland, iſt die Abſicht des Geſetzes, die in den 
Eingangsworten ausdrücklich feſtgeſtellt wird. So wendet ſich 
hier der Geſetzgeber wohl zum erſtenmal in Deutſchland in 
ſeinen Eingangsworten unmittelbar an das Volk, nicht nur 
an Rechtsgelehrte und unmittelbar Beteiligte, mit der Ver⸗ 
kündung der Ziele, die durch das Geſetz erreicht werden 
ſollen. Aber auch für den Richter, der das Geſetz auszulegen 
hat, iſt dieſe Einleitung von Bedeutung. Die Schlußbeſtim⸗ 
mung (863) gibt nämlich dem Richter auf, in Zweifelsfällen 
ſo zu entſcheiden, „wie es dem Grundgedanken und dem Zwecke 
des Geſetzes entſpricht“. Als Zweck wird in § 63 Abſ. 2 dann 
nochmals hervorgehoben, daß Bauernhöfe durch das Geſetz vor 
Überſchuldung und ſchädlicher Zerſplitterung im Erbgang ge⸗ 
ſchützt werden ſollen, um ſie dauernd als Erbe der Familie in 
der Hand freier Bauern zu erhalten, und gleichzeitig eine 
große Anzahl lebensfähiger kleiner und mittlerer Bauernhöfe 
möglichſt gleichmäßig über das ganze Land zu verteilen. 

Im Dienſte dieſes wirtſchaftlichen, völkiſchen und ſittlichen 
Zieles ſoll der Richter nach 863 Abſ. 3 ſogar die in dem 
Geſetze nicht beſonders geregelten Fragen ſo entſcheiden, 
„wie wenn er im Rahmen zwingenden Reichsrechts als ordent⸗ 
licher und gewiſſenhafter Geſetzgeber den Fall ſelbſt zu re⸗ 
geln hätte“. 

Der deutſchen Aufgabe, die ſich der Geſetzgeber geſtellt 
hat, entſpricht auch das Deutſch des Geſetzes, das Fremd⸗ 
worte und ſchwerfällige Juriſtenſprache vermeidet, dagegen auf 
die im alten deutſchen Recht verwendeten ſinnfälligen Be⸗ 
zeichnungen zurückgreift. 


D. Der Inhalt des Geſetzes im einzelnen. 


J. Gegenſtand des Rechts (Der Hof). 

a) Materielle Voxausſetzungen. 

Gegenſtand des bäuerlichen Erbhofrechts iſt die bäuerliche 
Wirtſchaft, der Hof. Er muß mindeſtens zur Ernährung und 
Erhaltung einer bäuerlichen Familie ausreichen, die ſog. 
Ackernahrung gewähren, andererſeits aber nicht ſo groß ſein, 
daß ſeine Bewirtſchaftung nicht mehr von einer Hofſtelle aus 
ohne Vorwerke erfolgen kann (§ 3). Nähere Beſtimmungen über 
die Höchſtgröße ſind auf Grund der dem Juſtiz⸗ und Land⸗ 
wirtſchaftsminiſter erteilten Ermächtigung wahrſcheinlich zu 
erwarten. 

b) Formelle Vorausſetzungen. 

Ein Hof, der obigen Vorausſetzungen entſpricht, wird 
zum Erbhof i. S. des Geſetzes durch Eintragung in die Erb⸗ 
höferolle. Dieſe Eintragung erfolgt — und dies iſt auch in den 
Landesteilen, in denen Anerbengeſetzgebung bereits beſtand, 
die entſcheidende Neuerung — in allen Landſchaften mit Au⸗ 
erbenſitte, dem ſog. Bauerngebiet, von Amts wegen. Bauern⸗ 
gebiet ift nach Anlage I und II des Geſetzes ganz Preußen, 
abgeſehen von den Regierungsbezirken Aachen, Koblenz, Köln 
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(jedoch ohne den Kreis Wipperfürth), Trier, Wiesbaden (ohne 
den Kreis Biedenkopf) und vom Regierungsbezirk Kaſſel die 
Kreiſe Gellenhauſen und Hanau. Nur die hiernach ausge⸗ 
nommenen Teile der Provinzen Rheinland und Heſſen⸗Naſſau 
gelten als ſog. Zerſplitterungsgebiet. Im Zerſplitterungsgebiet 
erfolgt die Eintragung in die Erbhöferolle nur, wenn der 
Eigentümer ſie ſchriftlich oder beim Anerbengericht mündlich 
beantragt (8 39 des Geſ.). 

Mit Zuſtimmung der landwirtſchaftlichen Berufsvertre⸗ 
tung kann auf Antrag des Eigentümers auch landwirtſchaft⸗ 
licher Beſitz, der nicht die Größe einer Ackernahrung hat, in 
die Erbhöferolle eingetragen werden. Die Eintragung hat zur 
Wirkung, daß der Beſitz ſich nach Anerbenrecht vererbt, jedoch 
gilt für die fog. weichenden Erben in dieſem Falle nur ein 
beſchränktes Verſorgungsrecht (§ 22 des Geſ.). 

Hervorzuheben iſt jedoch ſchon hier, daß ein eintragungs⸗ 
fähiger Hof, der mangels dieſer Eintragung die Eigenſchaft 
eines Erbhofes nicht erlangt hat, beim Erbgang in gewiſſer 
Beziehung ebenfalls unter das Geſetz fällt. 


II. Der Träger des Rechts (Bauer). 

Der Eigentümer des Erbhofes (in 81 Abſ. 2 des Gel. 
„Bauer“ genannt) muß nach § 2 des Geſ. deutſcher Staats- 
bürger und deutſchen oder ſtammesgleichen Blutes ſein. Wer 
dieſe Bedingung erfüllt, ergibt ſich aus dem in 8 2 Abſ. 2 be⸗ 
ſtimmten Kreis derjenigen Perſonen, die dieſe Bedingungen 
nicht erfüllen. Es iſt dies nur, wer unter ſeinen Vorfahren 
im Mannesſtamme oder unter ſeinen übrigen Vorfahren bis 
ins zweite Glied, alſo bis einſchließlich zu den Großeltern, eine 
Perſon jüdiſcher oder farbiger Herkunft hat. Unſchädlich iſt 
hiernach alſo ſelbſtverſtändlich z. B. eine Beimiſchung ſla⸗ 
wiſchen oder romaniſchen Blutes, um nur dieſe unſere Nach⸗ 
barſtämme zu erwähnen. 

Erfüllt der Eigentümer eines ſonſt zur Eintragung ger 
eigneten Hofes dieſe Eigenſchaften nicht, ſo iſt die Eintragung 
des Hofes in die Erbhöferolle abzulehnen, jedoch kann das 
Erfordernis des Erwerbes der deutſchen Staatsangehörigkeit 
binnen einer vom Gericht zu ſetzenden Friſt nachgeholt wer⸗ 
den (8 40 des Geſ.). 

Es ergibt ſich jedoch aus 8 40 Abſ. 4 des Geſ, daß 
erſter Eigentümer eines Erbhofes — ohne das Recht, ſich 
Bauer zu nennen — auch jemand fein kann, deſſen Vorfahren 
im Mannesſtamm zwar rein ariſch ſind, der jedoch unter 
ſeinen übrigen Vorfahren, bis hinauf zum zweiten Gliede, 
eine Perſon nicht deutſcher oder ſtammesgleicher Herkunft hat. 


III. Die Wirkung des Erbhofrechts. 

a) Unter Lebenden. 

Nach 8 5 des Gef. iſt zur rechtsgeſchäftlichen Veräußerung 
eines Erbhofes oder Grundſtückes, das zu einem Erbhof ge’ 
hört, die Genehmigung des Anerbengerichts erforderlich, ſo⸗ 
weit nicht die Veräußerung zu Siedlungszwecken vom Reich 
oder Staat erfolgt. über die Genehmigung iſt entſprechend 
dem Zwecke des Geſetzes zu entſcheiden. Beſtimmte Fälle, in 
denen die Veräußerung dem Zwecke des Geſetzes nicht wider⸗ 
ſpricht, und daher die Genehmigung erteilt werden muß, 
insbeſondere, wenn der Bauer den Hof einem Anerbenberech⸗ 
tigten übergeben will und der Übergabevertrag den Erbhof 
nicht über ſeine Kräfte hinaus belaſtet, ſind beſonders auf⸗ 
geführt. > 

b) Wirkung beim Erbfall. 

1. Der Anerbe kraft Geſetzes. 

Die weſentliche Wirkung des Erbhofrechts iſt die, daß 
der Bauer, wie es in § 1 Abſ. 3 des Gef. heißt, nur ein Kind 
hat, welches den Erbhof übernehmen kann, und zwar den An- 
erben. Der Anerbe muß den oben unter II erwähnten Er’ 
forderniſſen hinſichtlich der Abſtammung und der Staats? 
angehörigkeit genügen. Nicht anerbenberechtigt ſind außerdem 
Erbunwürdige und rechtskräftig zu Zuchthaus Verurteilte. 
Perſonen, die zur Zeit des Erbfalles entmündigt ſind, treten 
hinter die Anerbenberechtigten der nächſten Ordnung zurück, 


ſofern die Anfechtungsklage rechtskräftig abgewieſen oder nicht 


innerhalb der geſetzlichen Friſt erhoben iſt. 


* 
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Als Anerbe berufen iſt gemäß § 12 Abſ. 1 des Gef. zu⸗ 
nächſt die männliche Nachkommenſchaft des Bauern (d. h. die 
urch Männer von dem Erblaſſer abſtammenden Männer) 
unter Bevorzugung der Erſtgeburt, an zweiter Stelle ſein 
Vater. An dritter Stelle ſtehen an ſich die weiblichen Ab⸗ 
kömmlinge des Erblaſſers ſowie die Nachkommen von ſolchen. 
Es kann jedoch auf Antrag des Bauern in die Erbhöferolla 
eingetragen werden, daß nach den männlichen Abkommen des 
Erblaſſers zunächſt deſſen Bruder und Bruderſöhne nach dem 
Rechte der Erſtgeburt als Anerben berufen fein ſollen (Bruder⸗ 
recht). In gleicher Weiſe kann eingetragen werden, daß nicht 
er ältere, ſondern der jüngere vorgeht. Die Löſchung der 
Eintragung kann jederzeit beantragt werden. 


2. Der Anerbe kraft Verfügung des Erblaſſers. 


Der Bauer kann in der Form eines Teſtaments oder 
einer vom Richter, Notar oder Gemeindevorſteher beglaubigten 
Erklärung den Anerben unter den vom Geſetz zu Anerben Be⸗ 
rufenen auswählen (8 6 Abf. 1 des Geſ.). Er kann ferner, 
für den Fall, daß bei ſeinem Tode der Anerbe noch nicht 
25 Jahre alt iſt, in gleicher Weiſe beſtimmen, daß ſein Vater 
oder der überlebende Ehegatte befugt ſein ſoll, mit Genehmi⸗ 
gung des Anerbengerichts unter den Abkömmlingen den An⸗ 
erben auszuwählen, was durch Erklärung gegenüber dem An— 
erbengericht erfolgt. Vorgeſehen iſt auch, offenbar im Hinblick 
auf Art. 64 Abſ. 2 Ec BGB., wonach die Landesgeſetze das 
Recht des Erblaſſers über das dem Anerbenrecht unterliegende 
Grundſtück von Todes wegen zu verfügen nicht beſchränken kön⸗ 
nen, die Möglichkeit einer Verfügung von Todes wegen, durch 
die das Erbhofrecht ausgeſchloſſen oder beſchränkt wird. Der⸗ 
artige Anordnungen können jedoch nur in Form des öffent- 
lichen Teſtaments oder des Erbvertrages erfolgen. Eigen⸗ 
händige Teſtamente, die derartige Anordnungen enthalten, 
werden mit Inkrafttreten des Geſetzes unwirkſam. Ob dieſe 
Vorſchriften, deren Zweckmäßigkeit außer Frage ſteht, aller⸗ 
dings mit Art. 64 Abs. 2 EGBGB. verträglich find, erſcheint 
einigermaßen zweifelhaft. Eine Beſchränkung der Teſtier⸗ 
reiheit iſt auch dann gegeben, wenn dem Erblaſſer für eine 
letztwillige Verfügung gewiſſer Art der Weg des eigenhändigen 
Teſtaments verſperrt wird. Zur Beſeitigung dieſes kleinen 
Schönheitsfehlers im Geſetz wird unter Umſtänden eine Er⸗ 
gänzung durch Reichsgeſetz erforderlich ſein. 


c) Die Auseinanderſetzung mit den Miterben. 


Dem Begriff des Anerben ſteht der Begriff der „wei— 
chenden Erben“, ſeiner Miterben, gegenüber. In Abweichung 
der vom BGB. bei Vermächtniſſen gewählten Regelung be⸗ 
darf der Anerbe einer Auflaſſung des Erbhofes durch ſeine 
Miterben nicht, ſondern erwirbt gemäß 815 Abſ. 1 das 
Eigentum an dem Hof nebſt Zubehör mit dem Erwerbe der 
Erbſchaft. Er kann auf das Erbrecht verzichten, ohne im übri⸗ 
gen die Erbſchaft auszuſchlagen. Die Verzichtserklärung iſt 
Sbenfo geregelt wie der Erbverzicht nach BB. Erfolgt der 
Verzicht, ſo fällt der Hof an den nächſten als Auerben Be» 
tufenen. Dem Erbſchein des BOB. entſpricht das vom Vor⸗ 
ſtzenden des Anerbengerichts dem Anerben zu erteilende Hof- 
olgezeugnis (8 16). 

% „Für die Erhaltung des Erbhofes außerordentlich wichtig 
iſt die Beſtimmung in 8 8, daß die Nachlaßverbindlichkeiten 
kinſchließlich der auf dem Hofe ruhenden Hypotheken, Grund⸗ 
und Rentenſchulden, wenn auch ohne die auf dem Hofe ruhen⸗ 
zen ſonſtigen Laſten, wie Altenteile, Nießbrauch uſw. aus 
zem Vermögen zu berichtigen ſind, das außer dem Hof nebſt 
Jubehör vorhanden iſt, und nur, inſoweit dies Vermögen 
nicht ausreicht, vom Auerben den Miterben gegenüber zu 
tragen find, 


An dem nach Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten 
verbleibenden Überſchuß iſt der Anerbe zunächſt nicht be⸗ 
tigt, Dieſer Überſchuß iſt auf die außer ihm noch vor⸗ 
Reeldenen Miterben nach den Vorſchriften des allgemeinen 
5 echts zu verteilen. Der Anerbe kann eine Beteiligung nur 
erlangen, inſoweit der hiernach auf ihn entfallende Anteil 
geößer iſt als der laſtenfreie Ertragswert (58 20, 49 Abſ. 2 

GB.) des Erbhofes (8 9 des Geſ. ). 


d) Die Rechte der weichenden Erben. 

1. Unterhalt. 

§ 17 Abſ. 1 Satz 1 gibt den weichenden Erben bis zu 
ihrer Volljährigkeit einen Anſpruch auf angemeſſene Unter⸗ 
haltung und Erziehung auf dem Hofe gegen angemeſſene Ar⸗ 
beitshilfe. 


2. Berufsausbildung. 


Darüber hinaus können die weichenden Erben, jedoch nur, 
inſoweit ſie Abkömmlinge des Erblaſſers ſind und die Mittel 
des Hofes hierzu ausreichen, auch Ausbildung für einen dem 
Stande des Hofes entſprechenden Beruf und Ausſtattung bei 
ihrer Verſelbſtändigung verlangen. 

3. Heimatzuflucht. 

Ein völlig neuer Begriff iſt die ſogenannte „Heimat⸗ 
zuflucht“ (8 17 Abſ. 2). Es können nämlich alle weichenden 
Erben, nicht nur Abkömmlinge, auch in ſpäteren Jahren noch 
gegen Leiſtung angemeſſener Arbeitshilfe auf dem Hofe Zu⸗ 
flucht ſuchen, wenn ſie unverſchuldet in Not geraten. 


4. Altenteil des Ehegatten. 


Der überlebende Ehegatte des Erblaſſers kann gegen Ver⸗ 
zicht auf alle ihm gegen den Nachlaß zuſtehenden Anſprüche 
lebenslänglich den in ſolchen Verhältniſſen üblichen Unterhalt 
auf dem Hofe verlangen, ſoweit er ſich nicht aus eigenem Ver⸗ 
mögen unterhalten kann, jedoch nur bis zur Wiederverhei⸗ 
ratung. 


5. Rechte bei Verkauf des Hofes. 


Die §§ 20 und 21 treffen dafür Sorge, daß der durch 
das Geſetz begünſtigte Anerbe nicht ſeine Vorzugsſtellung miß⸗ 
braucht, um den von ihm zum Nachteil ſeiner Miterben über⸗ 
nommenen Hof an Außenſtehende zu veräußern. Zunächſt 
ſteht den Anerben in dieſem Falle in der Reihenfolge ihrer 
Berufung zum Anerben ein geſetzliches Vorkaufsrecht zu; 
außerdem können die gewichenen Erben bei Veräußerung des 
Erbhofes durch den Bauern verlangen, von ihm ſo geſtellt zu 
werden, wie ſie geſtanden hätten, wenn beim Erbfall bereits 
eine Teilung des geſamten Nachlaſſes nach den Vorſchriften 
des BGB. ſtattgefunden hätte. 


IV. Der nicht eingetragene Hof. 

Für Bauernhöfe, die zur Eintragung in die Erbhöferolle 
geeignet, aber nicht eingetragen find, gelten die Sonder⸗ 
vorſchriften der 88 26 bis 28. Es kann nämlich jeder Mit⸗ 
erbe bei der Erbteilung hier verlangen, daß ihm der Hof un⸗ 
geteilt nach den Regeln des Anerbenrechts zugewieſen wird. 
Im Streitfalle hat das Anerbengericht den Hof in erſter Linie 
demjenigen zuzuweiſen, der die Gewähr bietet, daß er den 
Hof ordnungsmäßig bewirtſchaften und ungeteilt erhalten wird. 
Nur wenn mehrere Geeignete vorhanden ſind, entſcheidet die 
Reihenfolge des § 12. Das Recht der Auswahl des Anerben, 
das bei eingetragenen Erbhöfen dem Erblaſſer zuſteht, iſt hier 
alſo dem Anerbengericht überwieſen. Maßgebend iſt für den 
Geſetzgeber wohl der Gedanke geweſen, daß im Regelfalle der 
Bauer am beſten wird beurteilen können, wer für die Bewirt⸗ 
ſchaftung des Hofes der Geeignetſte iſt und von dieſem Wahl⸗ 
recht auch Gebrauch machen wird, wenn der Hof als Erbhof 
eingetragen iſt. Droht aber mangels einer ſolchen Ein⸗ 
tragung die Zerſplitterung eines Beſitzes, der an ſich aus⸗ 
reichende Ackernahrung bietet, ſo kann das Gericht dieſe Zer⸗ 
ſplitterung verhindern, wenn im Kreiſe der Anerben, fei es 
auch nur bei einem einzigen, der Wille vorhanden iſt, den 
Beſitz zu erhalten. 


V. Das Verfahren. 


Abweichend von der in den Fideikommiß⸗Auflöſungs⸗ 
geſetzen getroffenen Regelung entſcheiden nach den Beſtim⸗ 
mungen des Erbhofrechts die dort vorgeſehenen Sondergerichte 
nicht allgemein über alle Streitfragen aus dem Gebiete des 
Erbhofrechts, ſondern nur über die Angelegenheiten, die ihnen 
durch das Geſetz überwieſen ſind. Dies ſind insbeſondere 
Streitigkeiten über die Verſorgung der weichenden Erben und 
über die Zuweiſung des nicht eingetragenen Hofes an einen 
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fſätze Juriſtiſche Wocheuſchriſt = 


Miterben, der den Hof als Anerbe übernehmen will. Zur 
Entſcheidung ſind berufen: 


a) der Vorſitzende des Anerbengerichts, 

b) das Anerbengericht (beſtehend aus dem Vorſitzenden 
und zwei Lakenbeiſitzern), 

e) das Erbhofgericht (beſtehend aus drei Richtern und 
zwei Laienbeiſitzern). 


Die Anerbengerichte werden bei den Amtsgerichten ge⸗ 
bildet, das Erbhofgericht beim OLG. Celle, die Laienbeiſitzer 
müſſen Bauern ſein. 

Einzelheiten des Verfahrens ſollen durch VO. des Juſt 
Min. in Anlehnung an die Grundſätze des Verfahrens in An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit geregelt werden. 

Bei Verſorgungsſtreitigkeiten entſcheidet zunächſt der Vor⸗ 
ſitzende des Anerbengerichts allein. Gegen ſeine Entſcheidung 
iſt binnen einer Woche ſeit Zuſtellung der Einſpruch an das 
Auerbengericht zuläſſig, deſſen Entſcheidung endgültig iſt. 

Dem richterlichen Ermeſſen iſt ein weiter Spielraum ge⸗ 
laſſen, um die Möglichkeit zu haben, die Entſcheidung des 


einzelnen Falles den beſonderen Verhältniſſen anzupaſſen; ſo 
hat z. B. das Anerbengericht die Befugnis, das Verſorgungs⸗ 
recht aufzuheben oder einzuſchränken, wenn der Verſorgungs⸗ 
berechtigte anderweit geſichert iſt, oder wenn dem Verpflich⸗ 
teten die Leiſtung nicht mehr zugemutet werden kann, ins⸗ 
beſondere, wenn ſie die Kräfte des Hofes überſteigt. 

Im Zuweiſungsverfahren entſcheidet in erſter Inſtanz 
das Anerbengericht. Dagegen tft ſofortige Beſchwerde beim 
Erbhofgericht zuläſſig. Das Geſetz eröffnet ferner dem Vor⸗ 
ſitzenden des Anerbengerichts die eigenartige Möglichkeit, den 
Beſchluß des Gerichts, dem er ſelbſt vorſitzt, innerhalb der 
Beſchwerdefriſt anzufechten. Er ſoll dies tun, wenn der Be⸗ 
ſchluß dem Zweck des Geſetzes oder deſſen Grundgedanken nicht 
gerecht wird (8 27 Abſ. 3). Sofortige Beſchwerde an das Erb⸗ 
hofgericht iſt auch gegeben gegen die Ablehnung der Eintra⸗ 
gung des Hofes in die Erbhöferolle wegen Fehlens der per* 
ſönlichen Vorausſetzungen des Eigentümers (8 40). 

Es iſt zu hoffen, daß das Geſetz in der Hand fachkundiger 
und weitblickender Berufs- und Laienrichter dazu beiträgt, 
den Bauernſtand lebensfähig zu erhalten. 


zwangsweiſe Herabſetzung von Lorderungen im Entſchuldungsverfahren 
außerhalb des Sicherungsverfahrens. 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Hans-Georg Rahn, Hilfsarbeiter beim Reichskommiſſar für die Oſthilfe. 


In JW. 1933, 1052 vertritt Rechtsanwalt Galewski 
die Anſicht, daß die in § 18 Sicherungs O. v. 17. Nov. 
1931 (RGBl. I, 675) vorgeſehenen Zwangseingriffe in For⸗ 
derungen nur dann zuläſſig ſind, wenn der zu entſchuldende 
Betrieb ſich im Sicherungsverfahren befindet. Er ſtellt ſich 
damit in Gegenſatz zu der vom Reichskommiſſar für die Oſt⸗ 
hilfe und den Kommiſſaren für die Oſthilfe (Landſtellen) bei 
der Durchführung der einzelnen Entſchuldungsverfahren ſtän⸗ 
dig vertretenen und vom Schrifttum gebilligten Auſicht (vgl. 
Dörge- Hennig, Oſthilfe⸗Sicherungs O., 2. Aufl., S. 190; 
Heinrich⸗Otto, Die geſamte Oſthilfegeſetzgebung, S. 22 ff.; 
Weihrauch-Rozycki, Agrarnotrecht, 2. Aufl., S. 45, 46; 
Schwaniger: JW. 1932, 2374). Galews ki begründet ſeine 
Meinung mit der Stellung des $ 18 Sicherungs VO. inner⸗ 
halb des Geſetzes und aus dem Zwecke des Dfthilfe®. vom 
31. März 1931 (RG Bl. I, 117). Daß feine Beweisführung in 
beiderlei Hinſicht fehlgeht, hat inzwiſchen Schwaniger: 
JW. 1933, 1239 dargelegt. Zur Ergänzung feiner Aus⸗ 
führungen, die bereits die weſentlichſten Geſichtspunkte zur 
Widerlegung der Auffaſſung Galewskis enthalten, mögen 
die nachfolgenden Zeilen dienen, die vor Erſcheinen der Ent⸗ 
gegnung Schwanigers niedergeſchrieben waren. 

Der klar erſichtliche Aufbau der Sicherungs O. iſt 
folgender: 

88 1—16 behandeln das Sicherungsverfahren, § 17 ftellt 
die Verbindung zwiſchen Sicherungs⸗ und Entſchuldungs⸗ 
verfahren her, 88 18—21 enthalten Vorſchriften über das 
Entſchuldungsverfahren, 88 22 ff. beſtimmen ſchließlich die 
Folgen der Durchführung oder Ablehnung einer Entſchuldung 
für das Sicherungsverfahren und geben einige allgemeine ſo⸗ 
wie abſchließende Vorſchriften. 

Wenn Galews ki davon ausgeht, daß 8 17 Sicherungs⸗ 
VO. das Sicherungsverfahren und das Entſchuldungsverfahren 
in einen notwendigen, unlösbaren Zuſammenhaug bringe, ſo 
iſt nicht klar, was damit zur Widerlegung der von ihm be⸗ 
kämpften Auffaſſung über die Möglichkeit von Zwangs⸗ 
eingriffen in Entſchuldungsverfahren, die von keinem Siche⸗ 
rungsverfahren begleitet ſind, erreicht iſt. Nach 8 17 Siche⸗ 
rungs VO. hat, ſoweit ein Entſchuldungsantrag noch nicht 
geſtellt iſt, nach Eröffnung des Sicherungsverfahrens der 
Betriebsinhaber oder die Sicherungsſtelle von Amts wegen 
die Einleitung des Entſchuldungsverfahrens nach Maßgabe 
des Ofthilfe®. zu beantragen. Daraus geht eindeutig hervor, 
daß die Sicherungs VO. zwiſchen dem eigentlichen Entſchul⸗ 
dungsverfahren und dem Sicherungsverfahren klar unter⸗ 


ſcheidet (vgl. auch §S 24 DurchfVO. zur SicherungsVO. vom 
5. Dez. 1931 (RGBl. I, 691). Das Sicherungsverfahren iſt 
demnach nicht etwa ein Entſchuldungsverfahren beſonderer Art 
mit weitergehender Entſchuldungswirkung als das Entſchul⸗ 
dungsverfahren nach dem Oſthilfe Gg., ſondern lediglich ein 
Verfahren, das die allgemein geltenden Vollſtreckungsvorſchrif⸗ 
ten durchbricht und damit dem Betriebsinhaber zum Zwecke 
der Durchführung der Entſchuldung einen beſonderen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz gewährt, der wegen ſeiner Auswirkung auf die 
Gläubigerrechte eine beſondere ſtaatliche Aufſicht über den 
Betriebsinhaber und Vorſchriften über die Fortführung des 
Betriebes erforderlich machte. Nachdem ſo in 8 17 zwiſchen 
dem Sicherungsverfahren und dem Entſchuldungsverfahren 
nach Maßgabe des Oſthilfech. unterſchieden iſt, beginnt 9 18 
mit dem Satze: „Der im Laufe des Entſchuldungsverfahrens 
aufgeſtellte Entſchuldungsplan bedarf zu ſeiner Wirkſamkeit der 
Beſtätigung durch die Landſtelle.“ Dieſe Vorſchrift bezieht ſich 
demnach in eindeutiger Weiſe auf das in 817 erwähnte Ent⸗ 
ſchuldungsverfahren und regelt dann im weiteren die Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen Zwangseingriffe in die Gläubigerrechte 
vorgenommen werden dürfen. Hinſichtlich der materiellen 
Durchführung der Entſchuldung gilt daher für die Sicherung?” 
betriebe ebenſo wie für die Entſchuldungsbetriebe ohne Siche⸗ 
rungsſchutz ein und dasſelbe Entſchuldungsverfahren, das fur 
beide Betriebsgruppen durch § 18 Sicherungs VO. gegenüber 
der bisherigen materiellen Regelung des Oſthilfech. eine er 
weiterte Eingriffsmöglichkeit in die Gläubigerrechte bringt. 
Das Entſchuldungsverfahren iſt in 88 25—31 DurchfVO. zur 
SicherungsVO. v. 5. Dez. 1931 (RG Bl. I, 691) und in den 
Richtlinien v. 15. März 1932 (RGBl. I, 143) unter Be⸗ 
rückſichtigung des § 18 neu geregelt. Wenn im Rahmen bes 
§ 18 Sicherungs BO, beſtimmt iſt, daß Gläubiger, die infolge 
der Eröffnung des Sicherungsverfahrens ein Pfandrecht der“ 
loren haben, vornehmlich zu berückſichtigen ſind, ſo bedeutet 
das lediglich, daß man beſondere durch den Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz für die Gläubiger eingetretene Nachteile materiell 
rechtlich auszugleichen bemüht war. Eine ungezwungene Aus“ 
legung des Geſetzes kann aber aus dieſer Beſtimmung nicht 
den Schluß ziehen, daß ſich § 18 Sicherungs VO. lediglich auf 
ſolche Entſchuldungsbetriebe bezieht, die ſich im Sicherungs“ 
ſchutz befinden. 

Dieſe Folgerung läßt ſich auch nicht aus 8 19 Side 
rungs VO. herleiten. Wenn dort in Abf. 2 beſtimmt iſt, da 
der beſtätigte Entſchuldungsplan außer dem Betriebsinhaber 
und den darin aufgeführten Gläubigern auch dem Treu“ 
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händer — den es nur im Sicherungsverfahren gibt — mit⸗ 
zuteilen iſt, jo läßt ſich nach den vorſtehenden Ausführungen 
über das Verhältnis von Entſchuldungsverfahren und Siche- 
rungsverfahren daraus nur folgern, daß, ſoweit ein Ent- 
ſchuldungsbetrieb ſich auch im Sicherungsverfahren befindet, 
der beſtätigte Entſchuldungsplan neben dem Betriebsinhaber 
und den Gläubigern auch dem Treuhänder mitzuteilen iſt. 


In demſelben Sinne ſind auch die Beſtimmungen der 
88 20 und 21 Sicherungs VO. zu verſtehen. Wenn nach dieſen 
Vorſchriften der beſtätigte Entſchuldungsplan unter Aufſicht 
des Trenhänders durchzuführen iſt und die erforderlichen 
Grundbuchanträge von der „Sicherungſtelle“ zu ſtellen ſind, 
fo geht daraus nur hervor, daß man (wie auch Schwaniger 
g. a. O. zu Recht annimmt) beim Erlaß dieſer Beſtimmungen 
von der — übrigens die Regel bildenden — Verbindung von 
Entſchuldungs⸗ und Sicherungsverfahren ausgegangen iſt. Das 
rechtfertigt aber nicht den Schluß, daß § 18 nur bei einem 
Nebeneinander dieſer beiden Verfahren gilt. Aus der in 8 17 
Sicherungs VO. getroffenen klaren Unterſcheidung zwiſchen 
dem Sicherungsverfahren und dem Entſchuldungsverfahren 
nach Maßgabe des Oſthilfecß. ſowie der ausdrücklichen An⸗ 
knüpfung in $ 18 an dieſes kurz vorher erwähnte Entſchul⸗ 
dungsverfahren geht zu eindeutig hervor, daß SS 18 ff. Siche- 
rungs oO. keine Sondervorſchriften für die Entſchuldung von 
Sicherungsbetrieben find, ſondern eine Ergänzung und Ab⸗ 
änderung des Dfthilfe®. darſtellen und daher auf ſämtliche 
Entſchuldungsverfahren Anwendung finden. 


Dieſe Auffaſſung, die ſich bereits aus Aufbau und Wort⸗ 
laut der Sicherungs VO. zweifelsfrei ergibt, findet in den 
S 25—31 DurchfVO. zur Sicherungs VO. eine weitere Stütze. 
Dieſe Vorſchriften, die zur Durchführung und Ergänzung des 

18 Sicherungs VO. dienen, beziehen ſich ihrem Inhalte nach 
nur auf das Entſchuldungsverfahren. Sie find daher regel- 
mäßig in ſämtlichen Entſchuldungsfällen angewandt worden, 
ohne daß von irgendeiner Seite Bedenken dagegen erhoben 
worden ſind oder hätten erhoben werden können. Auch das 
erweiſt, daß es ſich bei 8 18 SicherungsVO. um eine reine 
Entſchuldungsvorſchrift handelt. 


Die Auffaſſung Galewskis läßt ſich auch nicht aus 
dem Zwecke des Oſthilfech. heraus begründen. Galewski 
geht bei feiner Beweisführung von dem Wortlaute des 8 14 
Abſ. 2 dieſes Gef. aus. Dieſer erklärt die Entſchuldungs⸗ 
maßnahmen nur bei ſolchen Betrieben für zuläſſig, die (ab- 
geſehen von anderen Vorausſetzungen) durch eine Erleichterung 
ihrer Kreditverhältniſſe noch erhalten werden können. Mit 
dieſer Beſtimmung vergleicht Salew3fi 8 1 Sicherungs O., 
nach dem die Einführung eines beſonderen Sicherungsverfah— 
tens geſchieht, um im Oſthilfegebiete die Vorbereitung und 
Anbringung der nächſten Ernte und im Intereſſe der In- 
haber landwirtſchaftlicher Vetriebe ſowie ihrer Gläubiger die 
Jurchführung der Entſchuldungsverfahren zu ſichern. Aus dem 
Vergleiche der genannten beiden Beſtimmungen leitet er her, 
daß ſich Zwecke und Ziele des DfthilfeG. und der Sicherungs⸗ 
O. nicht decken. Nach feiner Auffaſſung will das Oſthilfech. 
vornehmlich den einzelnen Betrieb ſchützen, während die Siche⸗ 
rungs VO. in erſter Linie nicht den Schutz des einzelnen Be⸗ 
kriebes, ſondern die Vorſorge für die Volksgeſamtheit, die 
ver Gefährdung der Ernte 1932 hätte Schaden nehmen 
können, bezweckt. 


+... Dieſer Schluß verkennt den Zuſammenhang von Djt- 
EG, und Sicherungs VO. und die wirtſchaftliche Lage, aus 
r heraus die Sicherungs O. erlaſſen iſt (mit Recht ver⸗ 
weiſt daher auch Schwaniger zur Widerlegung auf die 
Geſchichte der Oſthilfeaktion). Man kann nicht behaupten, daß 
ſche Dfthilfe®. lediglich den Schutz des einzelnen landwirt- 
chaftlichen Betriebes bezwecke und nicht vielmehr als weiter⸗ 
gehendes Ziel die Sicherſtellung der Volksernährung erſtrebt 
Zabe. Die Einſetzung der im weſentlichen von der deutſchen 
deduſtrie aufgebrachten Entſchuldungsmittel würde ſich nicht 
tfertigen, wenn man nur einzelne Mitglieder eines Berufs⸗ 
andes als ſolche hätte ſchützen wollen, ohne daß ein all- 
meines volkswirtſchaftliches Intereſſe vorhanden geweſen 

re. Richtig betrachtet liegen die Dinge jo, daß der Land⸗ 
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wirt im deutſchen Oſten nicht in der Lage war, aus eigener 
Kraft die Laſten des Betriebes zu beſtreiten und ſeinen Beſitz 
zu erhalten. Es drohte alſo allgemein die Gefahr maſſenhafter 
Zwangsverſteigerungen. Welche Folgen ein umfangreicher Be⸗ 
ſitzwechſel in wirtſchaftlicher und politiſcher Hinſicht nach ſich 
gezogen hätte, braucht nicht näher ausgeführt zu werden. Es 
kam daher nicht nur darauf an, Hunderte und Tauſende von 
Betriebsinhabern vor dem unverdienten Verluſt ihrer Scholle 
zu bewahren, ſondern die deutſche Volkswirtſchaft im ganzen 
von den Folgen derartiger umſtürzender Vorgänge zu ſchützen. 
Als geeigneter Weg erſchien die Erleichterung der Kredit⸗ 
verhältniſſe der einzelnen Betriebe. Lediglich in dieſem Sinn 
iſt auch $ 14 Ofthilfe®. zu verſtehen. Er gibt den allgemeinen 
Weg an, auf dem man die — namentlich auch im Intereſſe 
der Allgemeinheit liegenden — Möglichkeiten für die Fort⸗ 
führung der Betriebe durch ihre bisherigen Inhaber er⸗ 
reichen wollte. 

In verhältnismäßig kurzer Zeit ſtellte es ſich dann 
heraus, daß die im Ofthilfe®. vorgeſehenen Maßnahmen 
nicht ausreichten, um die Not der oſtdeutſchen Landwirtſchaft 
zu beſeitigen. Einmal gelang es nicht, mit genügender Schnel⸗ 
ligkeit den einzelnen Betrieben Hilfe zu bringen, ferner war 
man bei der Durchführung der Entſchuldung lediglich auf das 
Entgegenkommen der Gläubiger angewieſen, die ſich begreif⸗ 
licherweiſe nur ſchwer zu einem freiwilligen Nachlaß ent⸗ 
ſchließen konnten. Die Lage hatte ſich daher im Herbſt 1931 
ſo zugeſpitzt, daß die Einbringung der nächſtjährigen Ernte 
ernſtlich gefährdet war. Aus dieſen Gründen entſchloß man 
ſich, die Oſthilfe organiſatoriſch, materiell und finanziell den 
veränderten Berhältniffen anzupaſſen. Durch den Erlaß des 
Reichspräſidenten v. 5. Nov. 1931 wurde die Oſtſtelle bei der 
Reichskanzlei aufgelöſt und ihre Aufgaben auf einen Reichs⸗ 
kommiſſar für die Oſthilfe übertragen. Entſprechend wurde 
das Dfthilfe®. abgeändert. In materieller Hinſicht wurde die 
Oſthilfe durch den Erlaß der SicherungsVO. auf eine neue 
rechtliche Grundlage geſtellt, die den ſeit Erlaß des Oſthilfech. 
veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen Rechnung trug. 
Dieſen Zweck hebt $ 1 SicherungsVO. hervor, in dem der 
Geſetzgeber den Erlaß der SicherungsVO. mit der Sicher⸗ 
ſtellung der Ernährungsgrundlage rechtfertigt, als weiteren 
Zweck aber die Durchführung der Entſchuldungsverfahren 
unter Berückſichtigung der Intereſſen der Gläubiger und Be⸗ 
triebsinhaber nennt. Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß 
es ſich bei dem Erlaſſe der SicherungsVO. nur um die Fort⸗ 
ſetzung der Oſthilfeaktion in anderer, wirkſamerer Form und 
mit anderen Mitteln handelt. So find auch die SS 18 ff. Siche⸗ 
rungs VO. nicht Vorſchriften, die lediglich im Rahmen eines 
beſonderen Sicherungsverfahrens gelten, ſondern, wie bereits 
ausgeführt, eine Ergänzung des Oſthilfech. Die Rechtswirk⸗ 
ſamkeit einer derartigen Ergänzung und Abänderung des 
Oſthilfe h. iſt nicht zu bezweifeln, da die SicherungsVO. eine 
Not VO. des Reichspräſidenten iſt, der die gleiche Geſetzes⸗ 
kraft zukommt wie einem vom Reichstag unter der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Mitwirkung des Reichsrats beſchloſſenen 
Geſetze. 

Ein Eingehen auf die Ausführungen Galewskis, daß 
911 Abſ. 3 der Richtlinien v. 15. März 1932 den 8 18 
Sicherungs VO. nicht auf die Entſchuldungsverfahren, die von 
keinem Sicherungsverfahren begleitet ſind, hätte ausdehnen 
können, iſt nach den vorſtehenden Ausführungen überflüſſig. 
Unrichtig iſt es auch, weun Galewski jagt, das OſthilfeG. 
ſehe die Abfindung der Gläubiger mit Entſchuldungsbriefen 
vor, was praktiſch lediglich eine Stundung der Forderungen 
bis zur Fälligkeit der Entſchuldungsbriefe bedeute. Das Dit- 
hilfech. ſah grundſätzlich eine Barabfindung und nur aus⸗ 
nahmsweiſe die Befriedigung der Gläubiger in Ablöſungs⸗ 
ſcheinen vor. In Anpaſſung der im OſthilfeGG. vorgeſehenen 
Finanzierungsmaßnahmen an die durch die Bankenkriſe vom 
Juli 1931 veränderten finanziellen Verhältniſſe führt erſt die 
EntſchuldungsVO. v. 6. Febr. 1932 (RGBl. I, 59) die ſoge⸗ 
nannten Entſchuldungsbriefe ein, die jeder am Entſchuldungs⸗ 
verfahren beteiligte Gläubiger nach Maßgabe der ergangenen 
Ausführungs VO. als unbare Abfindung anzunehmen ver⸗ 
pflichtet iſt. Alſo auch hier iſt kein Unterſchied zwiſchen Siche⸗ 
rungs⸗ und anderen Entſchuldungsbetrieben gemacht. 
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* Aufſätze 


Zum Schluſſe ſei geſagt, daß es namentlich bei der 
Auslegung von Wirtſchaftsgeſetzen nicht auf eine Verbal⸗ 
interpretation der einzelnen Vorſchriften, ſondern auf den im 
volkswirtſchaftlichen Intereſſe liegenden Zweck des Geſetzes 
entſcheidend ankommt. Wollte man nur bei der Entſchuldung 
von Sicherungsbetrieben die in § 18 Sicherungs VO. vor⸗ 
geſehenen Zwangseingriffe zulaſſen, ſo würden denjenigen Be⸗ 
triebsinhabern, die zwar auch einer Entſchuldung bedürfen, 
bei denen aber die Art der Verſchuldung (3. B. langfriſtige 
Schulden) oder die Einſtellung der Gläubiger die Eröffnung 
eines Sicherungsverfahrens nicht erforderte, die erweiterten 
Möglichkeiten einer Entſchuldung nicht zugute kommen. Wie 
Schwaniger zutreffend betont, wäre eine derartig unter⸗ 
ſchiedliche Behandlung zweckwidrig und kann namentlich nicht 


etwa mit dem Ziel, die Einbringung der Ernte 1932 zu 
ſichern, gerechtfertigt werden, da dieſer Erfolg nicht durch 
Zwangseingriffe nach § 18 Sicherungs VO. zu erreichen war, 
ſondern lediglich durch den in 88 Si. vorgeſehenen Schutz 
gegen Zwangsvollſtreckungen. 

Sowohl das Ergebnis als auch der richtig verſtandene 
Wortlaut und Aufbau der Sicherungs O., in der der Wille 
des Geſetzgebers klar zum Ausdrucke gebracht iſt, ſprechen 
eindeutig für die Anſicht, daß die im § 18 Sicherungs VO. 
vorgeſehenen Eingriffe in die Gläubigerrechte im Entſchul⸗ 
dungsverfahren zuläſſig ſind, gleichgültig, ob der Betriebs⸗ 
inhaber unter Sicherungsſchutz ſteht oder nicht. Dies iſt auch, 
wie bereits eingangs erwähnt, ſowohl von den die Oſthilfe 
durchführenden Stellen als vom Schrifttum anerkannt. 


—.r3ð—. .. —.—————— — nn ron 


vollſtreckungsſchutz für die Binnenſchiffahrt. 


Von Miniſterialrat Dr. Vogels, Berlin. 


Der deutſchen Binnenſchiffahrt, namentlich dem Klein⸗ 
ſchiffer, geht es ſeit Jahren ſchlecht. Einem Überangebot an 
Kahnraum und Schleppkraft ſteht ein viel zu geringes La⸗ 
dungsangebot gegenüber. Der einzelne Schiffseigner muß faſt 
ſtets längere Zeit warten, bis er wieder einen Beförderungs⸗ 
auftrag erhält, und die von ihm verdiente Fracht iſt nicht 
felten ſo gering, daß fie kaum zur Abdeckung der dringendſten 
Verpflichtungen für Verzinſung, Verſicherung und Inſtand⸗ 
ſetzung des Schiffes ausreicht. Der RPräſ. hat bereits durch 
BO. v. 23. Dez. 1931 (RG Bl. I, 783) die Reichsregierung 
ermächtigt, Maßnahmen zur Bekämpfung der Not⸗ 
lage der Binnenſchiffahrt zu treffen, insbeſ. die Schiffs⸗ 
eigner und Reedereien zu Zwangskartellen zuſammenzuſchließen 
und Güterverteilungsſtellen und Frachtenausſchüſſe zu er⸗ 
richten. Dieſe Maßnahmen, die ſtändig weiter ausgebaut und 
durch eine Abwrackaktion ergänzt werden ſollen, werden ſicher⸗ 
lich zu einer Geſundung der Binnenſchiffahrt führen. Der 
Wandel kann aber bei der Schwere der Kriſe nur allmählich 
eintreten. Dieſer Geſundungsprozeß würde empfindlich ge⸗ 
ſtört werden, wenn man zulaſſen wollte, daß rückſichtsloſe 
Gläubiger den unſchuldig in Not geratenen, an ſich zahlungs⸗ 
willigen Schiffseigner durch Vollſtreckungsmaßnahmen über 
Gebühr ſchädigen. Die mit der Zwangsverſteigerung ver⸗ 
bundene Verſchleuderung von Schiffen würde auch eine Hebung 
der Frachten verhindern und damit auch die an der Zwangs⸗ 
verſteigerung nicht beteiligten Schiffseigner und mittelbar 
deren Gläubiger in Mitleidenſchaft ziehen. Wenn die Schiff⸗ 
fahrt ſich wirklich erholen ſoll, muß man ihr eine gewiſſe 
Schonzeit gewähren. Dieſer Gedanke iſt jetzt verwirklicht wor⸗ 
den durch das Geſetz über Vollſtreckungsſchutz für 
die Binnenſchiffahrt v. 24. Mai 1933 (RGBl. I, 289). 
Das Geſetz lehnt ſich im allgemeinen an die Vor⸗ 
schriften über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz an 
(VO. v. 8. Dez. 1931 und 14. Febr. 1933 [RGBl. I, 699 
und 631). Die Grundgedanken des Geſetzes find folgende: 


I. Einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteige⸗ 
rung von Binnenſchiffen. 

Die Verfahren zur Zwangsverſteigerung eines im deut⸗ 
ſchen Binnenſchiffsregiſter eingetragenen Schiffes werden 
grundſätzlich kraft Geſetzes bis zum 31. März 1934 einſt⸗ 
weilen eingeſtellt. Nicht erfaßt werden die kleinen, nicht ein⸗ 
tragungspflichtigen Schiffe unter 20 Tonnen, weil hier ein 
Bedürfnis für einen beſonderen Schutz nicht beſteht, und die 
im Seeſchiffsregiſter eingetragenen Schiffe, weil ſich bei der 
internationalen Verflechtung des Seeverkehrs ein Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz für Seeſchiffe nicht durchführen laßt. Die 
Friſt für die Einſtellung iſt bis zum Frühjahr 1934 erſtreckt 
worden, weil dem Schiffseigner auch über die Wintermonate, 
in denen er keinen oder nur geringen Verdienſt erzielen kann, 
hinweggeholfen werden ſoll. 

Die einſtweilige Einſtellung bedeutet, daß die Zwangs⸗ 


vollſtreckung an ſich nicht aufgehoben wird. Die Beſchlagnahme 
des Schiffs und das in ihr enthaltene Veräußerungsverbot 
ſowie der Verſteigerungsvermerk im Schiffsregiſter bleiben 
beſtehen. Auch neue Zwangsverſteigerungsverfahren dürfen 
eingeleitet werden. Grundſätzlich verboten iſt da⸗ 
gegen die Durchführung der Zwangsverſteige⸗ 
rung. Der Vollſtreckungsſchutz würde ſeinen Zweck verfehlen, 
wenn das Schiff während der Einſtellung vom Gericht feſt⸗ 
gehalten werden müßte; das Geſetz beſtimmt, daß während 
der geſetzlichen Einſtellung eine Bewachung und Ver⸗ 
wahrung des Schiffs (8165 ZwVerſtGl.) nicht ſtattfindet. 
Auch ein dinglicher Arreſt kann während dieſer Zeit 
gegen das Schiff grundſätzlich nicht ausgebracht werden. Da⸗ 
mit dieſe Verbote nicht umgangen werden können, iſt auch 
die Vollſtreckung in eine Schiffspart der gleichen Be 
ſchränkung unterworfen. 

Dieſer Vollſtreckungsſchutz ſoll nun nicht etwa bedeuten, 
daß der Schiffseigner ein Jahr lang keine Schulden zu 
zahlen brauche. Das würde zu einer völligen Zerſtörung des 
Schiffskredits und damit zu einer weiteren Erſchwerung des 
Geſundungsprozeſſes führen. Das Geſetz ſieht daher eine 
Reihe von Ausnahmen vom Verſteigerungsverbot vor, bei 
deren Ausgeſtaltung im einzelnen ein billiger Ausgleich 
zwiſchen den Belangen der Schiffseigner auf der einen und 
der verſchiedenen Gläubigergruppen auf der anderen Seite 
ſowie der Gläubiger untereinander angeſtrebt wurde. Zum 
Teil geht die Ausnahmeregelung dahin, daß die einſtweilige 
Einſtellung der Zwangsverſteigerung bei gewiſſen Anſprüchen 
überhaupt nicht eintritt. Bei anderen Anſprüchen wird dem 
Gläubiger geſtattet, die vorzeitige Fortſetzung der Zwangs⸗ 
verſteigerung zu beantragen. 

Die erſte Gruppe von Gläubigern, bei denen alſo eine 
einſtweilige Einſtellung des Verfahrens überhaupt nicht ein⸗ 
tritt, wird gebildet von den ſog. Schiffsgläubigern 
i. S. des 8 102 Nr. 1—5 Binnschc᷑. Es handelt ſich hier 
3. B. um Lotſengelder, Hafengebühren, Anſprüche aus Ber⸗ 
gung und Hilfeleiſtung, aus großer Haverei, aus Schiffs- 
zuſammenſtoß, aus dem Frachtvertrag, aus Notgeſchäften 
des Kapitäns und um Lohnforderungen der Schiffsbeſatzung. 
Das Vorrecht dieſer Forderungen beruht zum Teil darauf, 
daß der Schiffseigner für ſie nicht perſönlich, ſondern nur 
mit Schiff und Fracht haftet. Zum Teil erklärt ſich die Be⸗ 
vorrechtung aus der Rückſicht auf die Ladungsbeteiligten oder 
auch aus dem Geſichtspunkt der nützlichen Verwendung auf 
das Schiff. 

Zur Stellung des Antrags auf vorzeitige Fort 
ſetzung des Verfahrens ſind die eingetragenen 
Schiffspfandgläubiger berechtigt, wenn der Schuldner 
mit Zinſen in Höhe eines Jahresbetrages oder bei erſtſtelligen 
Schiffspfandrechten mit Abzahlungsraten in Höhe von zwei 
Jahresbeträgen im Rückſtande iſt oder wenn der Schuldner 
ſeiner Pflicht, das Schiff verſichert zu halten, nicht mehr 
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nachkommt. Fortſetzungsantrag dürfen ferner ſtellen die Be⸗ 
triebskreditgläubiger, das ſind diejenigen, die nach 
dem 31. März 1932 zur Beſtreitung der Betriebsbedürfniſſe 
Kredit gewährt oder Lieferungen oder ſonſtige Leiſtungen 
bewirkt haben. Wenn der Fortſetzungsantrag auf Rückſtände 
an Zinſen oder Abzahlungsraten geftüßt wird, kann der 
Schuldner den Notſtandseinwand erheben; dieſer Einwand 
ſteht ihm nicht zu bei Verſäumung der Verſicherungspflicht 
und gegenüber den Betriebskreditgläubigern. 

Weitere Ausnahmen ſind noch vorgeſehen für den Fall, 
daß von dem Schuldner eine ordnungsmäßige Wirt⸗ 
ſchaftsführung nicht zuerwarten iſt, und bei Schiffen, 
die nach Anhörung eines Sachverſtändigen vom Gericht als 
abwrackreif angeſehen werden. 


Um einer mißbräuchlichen Inanſpruchnahme des Voll⸗ 
ſtreckungsſchutzes vorzubeugen, ſieht das Geſetz die Möglichkeit 
vor, den Schuldner einer formlofen und in der Regel un⸗ 
entgeltlich ausgeübten Aufſicht zu unterſtellen. Die Auf⸗ 
ſicht hat keine Beſchränkungen der Verpflichtungsfähigkeit des 
Schuldners zur Folge und ſoll im weſentlichen darin beſtehen, 
daß der Schuldner der Aufſichtsperſon über feine Einnahmen 
und Ausgaben Rechenſchaft ablegt. 


II. Mindeſtgebot bei der Zwangs verſteigerung 
von Binnenſchiffen. 


In Kriſenzeiten pflegt der bei Verſteigerungen erzielte 
Erlös weit hinter dem wirklichen Wert des verſteigerten 
Gegenſtandes zurückzubleiben. Ahnlich wie bei Grundſtücken 
ſoll jetzt auch bei der Zwangsverſteigerung von Schiffen ein 
durch den Erlös nicht mehr vollſtändig gedeckter Berechtigter 
ie Verſagung des Zuſchlags beantragen dürfen, wenn 
das Meiſtgebot hinter ¼ des Schiffswertes zu⸗ 
rückbleibt. Wird der Zuſchlag daraufhin verſagt, ſo ſoll 
as Gericht einen nicht über drei Monate hinauszuſchiebenden 
neuen Termin anberaumen. In der Zwiſchenzeit können die 
Beteiligten in geeigneter Weiſe, z. B. durch Heranziehung 
neuer Bietungsluſtiger, darauf hinwirken, daß bei der Ver⸗ 
teigerung ein beſſeres Ergebnis erzielt wird. 
Aus dem Grundſtücksnotrecht iſt ferner die Beſtimmung 
übernommen, daß ein zur Befriedigung aus dem Grundſtück 
berechtigter Erſteher wegen ſeiner perſönlichen Forderung 
gegenüber dem Schuldner grundſätzlich in Höhe von 7/0 
des Schiffswerts als befriedigt gilt, auch wenn 
das Meiſtgebot niedriger war. Für die Zwecke der Durch⸗ 
führung dieſer Vorſchriften wird der Schiffswert nach An⸗ 
rung von Sachverſtändigen im Verſteigerungstermin vom 
Gericht feſtgeſetzt. Dieſe Vorſchriften ſind zum Teil mit rück⸗ 
wirkender Kraft ausgeſtattet, indem ihr Inkrafttreten auf 
den 1. Jan. 1933 zurückdatiert wird. 


III. Beſchränkung der Zwangsvollſtreckung in 
ſonſtiges bewegliches Vermögen. 

Die Abſchnitte 1 und 2 des Geſetzes befaſſen ſich nur 
mit dem Schiff und ſeinem Zubehör. Im Gegenſatz dazu 
regelt Abſchnitt 3 die Vollſtreckung in das ſonſtige Ver⸗ 
mögen des Schuldners, ſoweit es zum Betriebe 
des Schiffes benötigt wird, z. B. gewiſſe Vorräte 
und Einrichtungen an Land ſowie gewiſſe Geldbeträge und 
Forderungen, namentlich Frachtforderungen. Die Vollſtreckung 
in dieſe Betriebsmittel wird grundſätzlich bis zum 
31. März 1934 für unzuläſſig erklärt. Auch hier 
ſind Ausnahmen vorgeſehen für Schiffsgläubigerrechte, 
ferner für geſetzliche Unterhaltsanſprüche, die nach dem 
31. März 1933 fällig werden, für Verſicherungsprämien, 
ferner für Steuern, Sozialverſicherungsbeiträge, für die nach 
dem Inkrafttreten des Geſetzes fällig werdenden Zinſen und 
Abzahlungsraten und für Betriebskredite. Bei einem Teil 
dieſer Gläubiger iſt die Vollſtreckung nur mit der Maßgabe 
möglich, daß ein von der unteren Verwaltungsbehörde be⸗ 
ſcheinigter Notſtand des Schuldners anerkannt werden muß. 


IV. Anderung des Binn SchG. (Einführung einer 
zeitlichen Beſchränkung für das Lohnprivileg). 

Nach § 102 Nr. 2 BinnSchG. hat die Schiffsbeſatzung 
wegen der Forderungen aus dem Dienſtverhältnis ein Vor⸗ 
recht am Schiff, das ſogar älteren eingetragenen Rechten im 
Rang vorgeht. Seit einiger Zeit mehren ſich die Nachrichten, 
wonach dieſes Vorrecht mißbräuchlich in Anſpruch genommen 
wird. Es ſind z. B. Fälle vorgekommen, wo Söhne oder 
ſonſtige Verwandte des Schiffseigners angeblich rückſtändige 
Löhne für den Zeitraum von mehreren Jahren geltend gemacht 
und hierdurch zum Schaden der übrigen Gläubiger faſt den 
ganzen Schiffswert für ſich in Anſpruch genommen haben. 
Nach dem Geſetz ſoll in Zukunft das Privileg für rückſtändige 
Löhne nur noch für den Zeitraum von 6 Monaten 
vor der Beſchlagnahme des Schiffs anerkannt werden. Zur 
Vermeidung von Härten wird während einer Übergangszeit 
das Privileg noch für Lohnrückſtände in Höhe eines Jahres⸗ 
betrags gewährt. 

Wegen der genaueren Einzelheiten der geſetzlichen Rege⸗ 
lung darf ich auf mein ſoeben bei Franz Vahlen, Berlin, er⸗ 
ſchienenes Erläuterungsheft verweiſen. Dieſer kurze 
Überblick über den Inhalt des Geſetzes möge dartun, daß 
das Geſetz weder einſeitig den Schuldner, noch einſeitig den 
Gläubiger begünſtigen, ſondern dem gemeinſamen Nutzen 
beider Teile dienen will. Sowohl der Binnenſchiff⸗ 
fahrt wie dem Schiffskredit ſoll über die ſchwere Zeit 
hinweggeholfen werden, damit beide in einer hoffentlich nahen 
Zukunft an den Vorteilen der Wiederbelebung der 
Wirtſchaft teilnehmen können. 


Treuhänderſchaft und § 419 666. 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Friedrich Wolfgang Hagedorn, Bremerhaven. 


Die Übertragung ganzer Vermögensmaſſen zu treuen 
Handen iſt heute verhältnismäßig häufig. Sie kommt insbeſ. 
bei der Sicherungsübereignung und der Liquidationstreuhand 
vielfach vor. Ihre Folge iſt oft eine Gefährdung von Gläu- 

igern des Treugebers. 

Das Geſetz bietet dieſen Gläubigern ſchlechthin zwei Be⸗ 
helfe: die Anfechtung gemäß dem AnfG. und den Anſpruch 
tis § 419 BGB. Die Anfechtung baut auf einem ſubjek⸗ 
ra Tatbeſtand auf: dem Bewußtſein der Gläubigerbenach⸗ 
Kin gung. Der Anſpruch aus 8 419 BGB. iſt dagegen ledig⸗ 
1255 an die objektive Vorausſetzung einer vertraglichen Ver⸗ 
mögensübernahme geknüpft. Das Anwendungsgebiet dieſer 
dearſchrift wird daher vielfach dort liegen, wo die Darlegung 
es für die Anfechtung erforderlichen ſubjektiven Tatbeſtandes 
fer Schwierigkeiten ſtößt. Eine wichtige Einſchränkung be⸗ 
iht darin, daß 8 419 BGB. nur für die Verbindlichkeiten 
I die bereits im Augenblick der Vermögensübernahme be⸗ 

en. 


Es ift in Zweifel gezogen worden, ob 8 419 BGB. im 
Falle einer Vermögensübertragung zu treuen Händen an⸗ 
wendbar iſt !). Und zwar herrſcht Streit darüber, ob eine 
Vermögensübernahme im Sinne der genannten Vorſchrift 
ſchon in dem äußeren (formellen) Tatbeſtand der (dinglichen) 
Übertragung aller Vermögenswerte liegt, oder aber ob der 
Erwerber des Vermögens dieſes auch „als eigenes“ (mate⸗ 
riell) übernommen haben muß, ob alſo der Zweck der Über⸗ 
tragung zu berückſichtigen iſt. 


1) Dafür: Staudiuger⸗Werner, 1930, Anm. J 2 zu 
8419 BGB.; Brändl: LZ. 1930, 154; Kieſow: JW. 1933, 
132; Bley: KonkTrW. 1928, 1; Pick: KonkTrW. 1927, 65; 
DLG. Kiel: Rſpr. 29, 192; HanfORG.: Rſpr. 45, 138 (abweichend 
22, 215); AG. Mühlheim: JW. 1927, 2539; dagegen: 
Warneyer, 1930, Anm. 1 zu 8419 BGB.; Soergel, 1931, 
Anm. 7 zu 9 419 B00 B.; Carſtens: JW. 1931, 2183; Merkel; 
JW. 1930, 1342; HanfOsG.: Nivr. 22, 215; Bovenſtepen: 
DI. 1915, 491. 
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Der Begriff der Vermögensübernahme in 8419 BGB. 
läßt ſich aus dem Wortlaut des Geſetzes nicht näher beſtim⸗ 
men. Auch die Geſetzesmaterialien ſchweigen. Eine Entſchei⸗ 
dung der Streitfrage läßt ſich deshalb nur aus dem Sinn des 
Geſetzes gewinnen. Mit den Worten des OLG. Kiel 2) iſt: 

der Grundgedanke des 8 419 BGB., daß die Gläubiger ihre 
Befriedigung bei demjenigen ſuchen dürfen, der das Aktiv⸗ 
vermögen, die Grundlage des ſchuldneriſchen Kredits, an 
ſich bringt. 
Dieſer Grundgedanke erfordert, daß $ 419 überall da ein⸗ 
greift, wo der urſprüngliche Schuldner mit dem veräußerten 
Vermögen nicht mehr haftet). Für den Fall der Treuhand 
bedeutet das, daß 8 419 BGB. angewendet werden muß, wenn 
der Treuhänder ſein Eigentum einem vollſtreckenden Glau⸗ 
biger mit Erfolg würde entgegenſtellen können). Hier ſpielt 
die bei der Widerſpruchsklage ſo oft erörterte Frage hinein, 
wie weit der Treuhänder dieſe Möglichkeit überhaupt hat?). 
Bejaht man ſie ſchlechthin, jo iſt $ 419 gegenüber dem Treu⸗ 
händer ſtets anwendbar s). Vertritt man wie der Verfaſſer die 
herrſchende Meinung, daß nur dem „eigennützigen“ Treu⸗ 
händer, insbeſondere alſo dem Sicherungseigentümer, und da⸗ 
neben allch im Regelfall?) dem Liquidationstreuhänder als 
(ſtillem) Vertreter der begünſtigten Gläubiger dieſe Befugnis 
zuſteht, fo iſt die Wirkſamkeit des $ 419 auf dieſe Fälle be⸗ 
ſchränkt. 

Die Gefahr für den Treuhänder, unter Umſtänden gemäß 
8 419 BGB. perſönlich für die Schulden ſeines Treugebers in 
Anſpruch genommen zu werden, iſt kein Grund, die Anwen⸗ 
dung dieſer Vorſchrift auf den Treuhänder abzulehnen. Sie 
iſt lediglich die Kehrſeite der Tatſache, daß dem Treuhänder 
eine ſtärkere Rechtsmacht übertragen wird als der Geſchäfts⸗ 
zweck erfordert. Praktiſch iſt dieſe Gefahr überdies nur ge⸗ 
ring, weil der Treuhänder nicht gemäß, ſondern nur mit 
dem übernommenen Vermögen haftet. Im Prozeß hat er 
lediglich darauf zu achten, daß ihm die beſchränkte Haftung 
vorbehalten bleibt. 

Beruft der Treuhänder ſich auf ſeine beſchränkte Haf⸗ 
tung, ſo hat er das übernommene Vermögen im Wege der 
Zwangsvollſtreckung herauszugeben, d. h. alſo die Vollſtreckung 
in dieſes Vermögen zu geſtatten. Insbeſ. für den Sicherungs- 
eigentümer taucht damit die Frage auf, wie er bzgl. ſeiner 
eigenen Forderungen geſtellt iſt, die bei Abſchluß des Siche⸗ 
rungsübereignungsvertrages gegen den Treugeber bereits be⸗ 
ſtanden und für die die übernommene Vermögensmaſſe da⸗ 
her gleichfalls haftet. Das RG., dem ſich das Schrifttum 
durchweg angeſchloſſen hat, vertritt allgemein den Stand⸗ 
punkt, daß der Übernehmer in dieſem Falle für ſeine eigenen 
Forderungen gegen ſeinen Rechtsvorgänger ein Vorabbefrie⸗ 
digungsrecht hat“). Michaelis (a. a. O. Bem. 1) und War⸗ 
neyer (a. a. O. Bem. I) wollen das — allerdings ohne nähere 
Begründung und anſcheinend Aſch (a. a. O.) folgend — im 
Gegenſatz zu Staudinger-Werner für den Fall der 
Sicherungsübereignung nicht gelten laſſen. Dieſe Anſicht dürfte 
kaum zu rechtfertigen ſein. Die Möglichkeit einer gleichmäßigen 
Befriedigung aller Gläubiger beſteht im Falle des 8 419 


2) Kſpr. 29, 192. 

3) Vgl. die entſprechende Formulierung Emmerichs, Sanie⸗ 
rung 90. S. 119. 

4) Auszuſcheiden haben hier und im folgenden natürlich die 
Fälle, in denen der Gläubiger vertraglich und insbeſ. durch be⸗ 
ſtätigten Vergleich gem. der Bergld. verpflichtet iſt, die Treuüber⸗ 
tragung zu dulden. 

5) Vgl. darüber Kieſow, VergloO. Vorbem. 25 vor 85 mit 
Literaturangaben. 

6) Die vereinzelte Anſicht von M erkel: JW. 1930, 1342, der 
auf der einen Seite dem Treuhänder kraft feiner „formellen“ Rechts⸗ 
ſtellung die Widerſpruchsklage gibt, auf der andern Seite aber die 
Anwendung des 8 419 ablehnt, weil der Treuhänder das Vermögen 
„nicht als eigenes“ übernommen hat, hier alſo die formelle Berechti⸗ 
gung nicht ausreichen läßt, iſt widerſpruchsvoll und entrechtet im Er⸗ 
gebnis die an der Treuhand nicht beteiligten Gläubiger über Gebühr. 

7) RG. 82, 278 — ZW. 1913, 919; RGB.: GruchgBeitr. 58, 
940: WarnRſpr. 14 Nr. 213; Daz. 1914, 378; RG. 137, 56; 
Staudinger⸗Werner, 1930, Bem. II 2 ba zu 8419 BGB.; 
Michaelis in RGRgomm., 1929, Bem. 2 zu 8 419 BGB.: 
Warneyer, 1930, Bem. II zu § 419 BGB.; KG.: DIZ. 1917, 
883; dagegen Aſch: J. 1913, 188. 


BGB. nicht, weil anders als beim Nachlaß ein Sonderkon⸗ 
kurs über das übernommene Vermögen nicht zuläſſig iſt. Die 
Gläubiger kommen daher ſtets nacheinander zum Zuge, und 
zwar in der zeitlichen Reihenfolge, in der ſie vollſtrecken. Eine 
Befriedigung des Übernehmers „neben“ den Gläubigern iſt 
undenkbar s). Es fragt ſich nur, an welcher Stelle der Über⸗ 
nehmer in dieſe Reihe einzuſchalten iſt. Der Beginn der Voll⸗ 
ſtreckung kann für ihn nicht entſcheidend ſein, weil er gegen 
ſich felbft weder einen Titel erwirken noch aus dieſem voll⸗ 
ſtrecken kanns). Den Übernehmer deshalb aber einfach an das 
Ende der Reihe zu ſtellen, entbehrt der geſetzlichen Grund⸗ 
lage 1b). Man wird daher bei ihm auf ben Augenblick abſtellen 
müſſen, in dem er berechtigt iſt, Befriedigung für ſeine For⸗ 
derung zu verlangen. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb das 
für die Sicherungsübereignung nicht gelten ſoll 10). Der 
Sicherungsübereigner iſt daher berechtigt, Vorabbefriedigung 
aus dem Treugut für ſich in Anſpruch zu nehmen, wenn ſeine 
Forderung in dem Augenblick, in dem der Gläubiger im Wege 
der Vollſtreckung vorging, ſchon fällig war, und wenn er für 
den Fall, daß der Sicherungsgeber Beſitzer des Treuguts ger 
blieben iſt, bereits das Recht hatte, die Herausgabe des Treu⸗ 
guts zwecks Befriedigung zu verlangen. Für den letzten Fall 
würde dem Geſicherten alſo, ſoweit das Treugut zu ſeiner 
Befriedigung erforderlich iſt, die Widerſpruchsklage auch gegen⸗ 
über dem Einwand aus 8 419 BGB. zuſtehen. Die eigentüm⸗ 
liche Beſitzverteilung dürfte eine beſondere Behandlung der 
Sicherungsübereignung nicht rechtfertigen. Der Hinweis 
Aſchs, daß der Geſicherte mit einem Titel gegen den 
Sicherungsgeber vollſtrecken könne, trifft die Sache nicht, 
weil der Rang der Gläubiger durch Vollſtreckungsakte aus⸗ 
ſchließlich gegen den Sicherungsnehmer beſtimmt wird. Auch 
die Verantwortlichkeit des Ubernehmers gemäß 88 1978, 1979 
BGB. führt zu keinem anderen Ergebnis, weil der Übernehmer 
mangels jeder Möglichkeit, eine gleichmäßige Befriedigung 
aller Gläubiger herbeizuführen, durch ſeine Vorabbefriedigung 
keine Pflichten verletzt. 

Prozeſſual findet ſich der Auſpruch aus § 419 BGB. 
als Klagegrund bei Treuübertragungen nur ſelten. Er wird 
vielmehr meiſt als Einwendung gegen die Widerſpruchsklage 
des Treuhänders geltend gemacht. Die Frage, ob das grund⸗ 
ſätzlich zuläſſig iſt, if heute in bejahendem Sinne entſchie⸗ 
den 11). Streitig iſt jedoch, ob der Gläubiger dieſe Einwen⸗ 
dung unter allen Umſtänden geltend machen kann oder nur 
dann, wenn er ſich einen vollſtreckbaren Titel gegen den Treu⸗ 
händer verſchafft hat. Die herrſchende Meinung verlangt dieſen 
Titel, den ſich der Gläubiger übrigens vielfach auf Grund des 
8 729 ZPO. in erleichterter Form verſchaffen kann 12). Das 
RG., das ſich dieſem Standpunkt zunächſt in dem gleichliegen⸗ 
den Fall des 8 1480 BGB. unbeſchränkt angeſchloſſen hatte 15), 
hat ſpäter für den Fall anders entſchieden, daß der Gläubiger 
der Intervention des Treuhänders den Anſpruch aus 8 419 
BGB. im Wege der Widerklage entgegenhält 14), und die Ber 
gründung dieſer Entſcheidung läßt die Möglichkeit offen, daß 
das RG. bei erneuter Prüfung der Frage die Einwendung 
ganz allgemein durchgreifen laſſen würde. Dagegen hat das 
OLG. Kiel den Titel in aller Schärfe für unnötig erklärt ). 

Beide Anſichten haben gute Gründe für ſich. Gibt man 


8) Der Standpunkt Aſchs (a. a. O.) und Michaelis (a. a. O.) 
iſt deshalb abzulehnen. 

5) Der Gedanke Aſchs (a. a. O.), den Übernehmer unter Zu- 
hilfenahme eines Pflegers gegen ſich ſelbſt klagen zu laſſen, iſt ab⸗ 
wegig (vgl. NÖ.: DIZ. 1914, 378). 

10) So mit Recht NG. 82, 278 — JW. 1913, 919; RG. : 
Dig. 1914, 378. 

103) Die angeführten Entſch. des Reh. betreffen übrigens einen 
Fall der Sicherungsilbereignung; vgl. den bei A ſch: JW. 1913, 
188 mitgeteilten Tatbeſtand. 

11) NG: JW. 1912, 34712; ORG. Kiel: Rſpr. 29, 192; 
Hanſo LG.: HauſgZ. 1926, 43. Ihrem Weſen nach iſt dieſe Ein⸗ 
wendung eine Argliſteinwenduug, die auf den Satz zurückführt: 
dolo petit, qui petit, quod redditurus est. 

12) So Pick: KonkTrW. 1927, 66; Sättler: JW. 1927, 
2453; Stein⸗Jonas, Bem. II da a. E. zu 8771 BED. 

13) Ri. 68, 423 IW. 1908, 477. 

14) JW. 1912, 34718, 

15) Rſpr. 29, 198. 
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materiellen Geſichtspunkten den Vorzug, ſo iſt der Titel über⸗ 
flüſſig; denn die in dem Titel liegende Bürgſchaft, daß der 
in ihm beſcheinigte Anſpruch amtlich geprüft oder im Wege 
der Unterwerfung unter die Vollſtreckung vom Schuldner an⸗ 
erkannt iſt, wird ſachlich dadurch erſetzt, daß der Richter die 
Einwendung beurteilt; und mit Recht weiſt das RG. deshalb 
darauf hin, daß der gegenteilige Standpunkt zu unnötigen 
Prozeſſen führt 16). Vollſtreckungsrechtlich ergeben ſich aber 
erhebliche Bedenken. Der mit der Widerſpruchsklage angegrif- 
ſene Zugriff in das übertragene Gut richtet ſich nur ſcheinbar 
gegen den Vollſtreckungsſchuldner, tatſächlich aber gegen den 
Übernehmer des Vermögens. Es liegt alſo ein Vollſtreckungs⸗ 
akt vor, dem die gemäß 8 750 ZPO. und den entſprechenden 
Vorſchriften erforderliche Legitimation durch einen Titel fehlt. 
Nach dem ganzen Aufbau des deutſchen Vollſtreckungsrechts iſt 
aber Grundlage der Vollſtreckung nicht der materielle An⸗ 


16) R.: JW. 1912, 34712, 


Allfſätze 


OR, 


ſpruch, ſondern der in dem Titel in Verbindung mit der 
Vollſtreckungsklauſel liegende Befehl an die Vollſtreckungs⸗ 
organe n), wie denn auch die Widerſpruchsklage nicht über 
materielle Rechtsverhältniſſe, ſondern nur über die Zu⸗ 
läſſigkeit einer Vollſtreckung entſcheidet. Dieſe Tatſache wird 
man kaum beiſeite ſchieben dürfen. Der Titel gegen den Ver⸗ 
mögensübernehmer dürfte daher Vorausſetzung für das Durch⸗ 
ſchlagen der Einwendung aus § 419 BGB. ſein, zumal auch 
8729 3PO. in dieſe Richtung weiſt. Dagegen erſcheint es 
richtig, wenn das RG. es zuläßt, daß der Gläubiger ſich 
den Titel erſt durch Widerklage im Interventionsprozeß ver⸗ 
ſchafft; denn hier wäre die entgegengeſetzte Entſcheidung reiner 
Formalismus. Für die Praxis bedeutet das, daß zweck⸗ 
mäßigerweiſe dieſe Widerklage ſtets zuſammen mit der Ein⸗ 
wendung aus 419 BGB. erhoben wird, wenn ein Titel 
gegen den Übernehmer des Vermögens nicht bereits vorliegt. 


17) Vgl. Stein-Jonas, 1926, Vorbem. II vor 8704 3PO. 


Inflation und Deflation. 


Es ſtellt ein intereſſantes, ja vordringliches Problem des Gegen⸗ 
wartsrechts dar, ob die Deflation, die Aufblähung des Geldwertes, 
deren Folgen wir ſeit einigen Jahren zu beobachten Anlaß haben, 
zu ähnlichen nur entgegengefeßten Rechtsfolgen und Maßnahmen zu 
führen habe, wie es bel der ſeit nunmehr faſt zehn Jahren glücklich 
überwundenen Inflation ſich notwendig gemacht hatte. Hamburger 
hat in einer kleinen Schrift!) mit großer Entſchiedenheit und 
ſicherlich anregender Kraft die Bejahung dieſer Frage vollzogen. 
Aus ſeinen leider nur kurzen Ausführungen iſt von zweifelloſem 
Wert der Hinweis auf die mancherlei geſetzlichen und Verwaltungs- 
maßnahmen, in denen dieſe und jene Sonderfrage der Geldwerk⸗ 
entwicklung augepacht wurde. Und es erſcheint als ein Verdienſt, zum 
erſtenmal im Zuſammenhang des bürgerlichen Rechts auf dieſe Er⸗ 
ſcheinungen hingewieſen zu haben, ein Verdienſt, das in der Be— 
ſprechung von Emmerich: JW. 1933, 505 leider nicht zur An⸗ 
erkennung gelangt iſt. Es handelt ſich bei jenen Maßnahmen in 
Wahrheit nicht um disiecta membra einzelner Punkte, ſondern um 
einen allgemeinen, allerdings zunächſt nur in gewiſſen Teilmaßnahmen 
verwirklichten Rechtsgedanken des Inhalts, daß das Recht dem un⸗ 
verhältnismäßig geſteigerten Geldwert wenigſtens einigermaßen an⸗ 
gepaßt werden müſſe. ; 

Hamburger meint aber weiterhin, daß wir darüber hinaus 
der Berücktſichtigung der Deflation Einlaß in unſere Rſpr. und Rechts- 
bildung gewähren müßten. Er verwendet zu dieſem Zweck den be⸗ 
rühmten Xeitfaß des § 242 BGB., dem er bekanntlich ſchon früher 
eine, ſehr viel ausführlichere, Unterſuchung auf Grund unſerer Ripr. 
gewidmet hatte 2). Er erblickt in Juflation und Deflation zwei weſent⸗ 
lich gleichartige Phänomene, nur mit umgekehrten Vorzeichen. Und 
wie man den Wirkungen der erſteren mit Hilfe jenes allgemeinen 
Rechtsgrundſatzes, auch über den Bereich des poſitiven Aufwertungs⸗ 
rechtes hinaus, bekanntlich in weiteſtem Maße entgegengetreten war 
und ihnen in der noch immer bedeutſamen „freien Aufwertung“ ent⸗ 
gegentritt, fo meint Hamburger, der Rſpr. eine grundſätzlich gleich— 
artige Aufgabe gegenüber den unſeligen Deflationserſcheinungen zur 
weiſen zu ſollen. Dabei will er freilich — ſehr mit Recht — die 
auf ſofortige oder doch alsbaldige Erledigung angelegten „Geſchäfte 
es täglichen Lebens“ wie (die meiſten) Käufe, Werkverträge uſw., 
ſowie gewiſſe andere Fälle ausnehmen, während er als Grenze der 
Eingriffsmöglichkeit in fonftige Akte den Stichtag des 13. Juli 1931, 
en „ſchwarzen Tag“ der Banlkenkataſtrophe, verwertet wiſſen will. 

ch meinerſeits möchte die Möglichkeit, für gewiſſe extreme 
Fälle einzugreifen, demgegenüber gewiß nicht anzweifeln, und ſehe in 
em Hinweis auf das Hilfsmittel des § 242 ein Verdienſt des Verf., 
as in Emmerichs Gegenäußerung wiederum nicht genügend ge- 
würdigt wird. Auf der anderen Seite dürfte Hamburger in der 
Faralleliſierung der In- und Deflationserſcheinungen wohl reichlich 
weit gehen. Vor allem beſtehen in dem Ausmaße der letzteren gegen⸗ 
über der damaligen entſetzlichen Inflation, Gott ſei Dank, jo boloſſale 
Verſchiedenheiten, daß man darüber nicht hinweggehen kaun. Aller⸗ 
dings wird heute die zurückſchauende Betrachtung wohl ſicherlich zu 
dem Urteil führen, daß wir uns ſeinerzeit viel zu ſpät entſchloſſen 
haben, dem maßloſen Unheil unſerer Währungskataſtrophe entgegen- 
zütreten, und wir würden, wenn uns ein unholdes Geſchick eine Wieder⸗ 
— 
1) Deflation und Rechtsordnung, Mannheim, Bensheimer 1938. 
2) Treu und Glauben im Verkehr, Mannheim, Bensheimer, 1031. 


holung jenes Zuſammenbruches beſcheren ſollte — absit omen! — die 
zivingende vaterländiſche Pflicht haben, ganz anders raſch und draſtiſch 
einzugreifen. Aber bei der jetzigen Deflation liegen die Dinge doch 
immerhin nicht im entfernteſten ſo bedrohlich, und ſie iſt überhaupt, 
wenn nicht alles täuſcht, im weſentlichen bereits zum Stillſtand ge⸗ 
kommen. Aber immerhin: eine weitgehende Ahnlichkeit iſt doch 
nicht zu verkennen, und der Hinweis von Emmerich auf die 
„Währungsſtabilität“ kann demgegenüber nicht voll überzeugen. Wie 
in der Kriegs- und Nachkriegszeit, find es im Grunde doch auch 
neuſtens wieder Verwaltungsmaßnahmen, die auf unſere Geldwirt⸗ 
ſchaft — in gerade entgegengeſetzter Richtung — eine entſcheidende 
Wirkung ausgeübt haben. Die Inflation iſt uns, abgeſehen von dem 
damals unleugbar vorhandenen Mißtrauen in unſere politiſche Zu- 
kunft, weſentlich durch die immermehr zunehmende Überflutung mit 
ungedecktem Papiergeld beſchert worden. Jetzt haben wir das, an ſich 
ſicher nicht zu verwerfende, umgekehrte Beſtreben, unſere neue Reichs⸗ 
markwährung, den Kurs der Mark, um jeden Preis hochzuhalten. 
Wir ſchaffen daher ſo wenig Währungsgeld wie nur möglich und 
ſuchen den Bedarf nach Bargeld durch eine fabelhaft weitgehende Aus⸗ 
prägung von unterwertigem Silbergeld, das unſere Geldbörſen faſt zum 
Platzen anſchwellen läßt, zu befriedigen, während die Geldausfuhr 
durch die bekannten Droſſelungsmaßnahmen möglichſt ſcharf im Zaume 
gehalten wird. Immerhin wirkt gerade das Beſtreben auf Stabilität 
der Währung dahin, unſere verfügbaren Großgeldmittel in beſchränk⸗ 
ten Grenzen zu halten und leiſtet der Deflation in gewiſſem Sinne 
ebenſo Vorſchub, wie das ſchrankenloſe Verwenden der Notenpreſſe 
ſeinerzeit der Inflation; das kommt in Emmerichs Kritik in 
keiner Weiſe zum Ausdruck. 

Und vor allem: es kommt im Sinne des Themas weniger auf 
die Währung als ſolche an, als vielmehr auf die Auswirkung auf die 
Preisgeſtaltung. Wenn wirklich, wie doch unſtreitig bis vor kurzem 
in weitem Ausmaß geſchehen, die Warenpreiſe ſtandig zurückgehen, 
ſo kann es ſehr wohl eintreten, daß die wirtſchaftliche Grundlage des 
einzelnen Gefchäftes, je ſtärker es auf eine Abwicklung in der Zukunft 
angelegt iſt, ſich mehr oder minder grundſtürzend ändert. So bei 
langfriſtigen Liefer-, ferner bei Anſtellungs⸗ und Arbeitsverträgen, 
auf die auch Hamburgers Ausführungen beſonders gemünzt ſind. 
Hier können ſich leicht entſprechende, nur gerade die andere Partei, 
den Schuldner, treffende Mißlichkeiten ergeben, wie früher bei der 
Inflation. Und wie es damals nicht zum wenigſten die Sorge um 
die bedrohten Gläubiger war, die mir bei Abfaſſung meines Buches 
über die „Geſchäftsgrundlage“, offengeſtanden, die Feder in die Hand 
zwang, ſo kann heute die Sorge um die wirtſchaftlichen Belange der 
Schuldner einen wiederholten Hinweis auf jenen Rechtsbegriff recht⸗ 
ſertigen. Und wie damals die vielfache Anerkennung und Verwertung 
der „Geſchäftsgrundlage“ eine Art von, zugegeben noch unvollkom⸗ 
menem, Vorläufer der zunächſt fehlenden Aufwertung bildete, ſo kann 
ſie heute, mangels einer geſetzlich anerkannten „Abwertung“, einen Er⸗ 
ſatz darſtellen, mittels deſſen der Schuldner ſich von wirklich unerträg⸗ 
lich gewordenen Dauer- oder doch auf längere Zeit angelegten Ver⸗ 
pflichtungsverhältniſſen losmachen kann. Die poſitivrechtliche Grund⸗ 
lage dafür bildet, entſprechend wie bei der Inflation, beſonders der 
§ 242 BGB., auf den daher Hamburger inſoweit zutreffend 
hinweiſt. 

Eine andere Frage iſt die, ob wir darüber hinaus ſogar zu 
geſetzlichen Maßnahmen, Gegenſtücken der früheren Aufwerlung, 
zu ſchreiten veranlaßt ſeien. Hamburger tritt dafür ein (S. 26 ff.), 
allerdings nur in ſleizzenhafter Kürze. Ich glaube dem gegentiber nicht, 


1 


daß ihm ein Beweis für ſolche Notwendigkeit vollauf gelungen fei. 
Die Deflation hat bisher nicht, wie ich ſchon oben darlegte, zu auch 
nur annähernd gleichartigen Mißſtänden geführt, wie ihre Vorgänge- 
rin, von der Währungsvernichtung um die Mitte 1923 ganz zu 
ſchweigen, wird auch beſtimmt nie dahin führen. Unerträglich ſind 
höchſtens gewiſſe Einzelfälle geworden. Und wenn man ſelbſt 
für einen großen, ja wohl den großeren Teil des Inflationsgebietes 
ſich ſtatt mit eigentlichen geſetzlichen Eingriffen mit einer „freien Auf⸗ 
wertung“ nach Maßgabe des Einzelfalles begnügt hat, ſollte es hier 
ſinngemäß, ſei es bei einer Anerkennung der Geſchäftsgrundlage, ſei 
es allenfalls darüber hinaus bei einer individuellen Abwertung 
ſein Bewenden behalten. 

Die ganzen Fragen nach den Folgen von In⸗ und Deflation 
würden im weſentlichen gegenſtandslos, wenn man ſich mit einer 
neuerdings wieder — in einer Schrift von Eckſtein — in den Vorder⸗ 
grund gerückten, im Grunde ſchon auf Savigny zurückführenden 
Lehre dazu verſtehen würde, in Geldſchulden don vornherein nicht 
einfache Gattungsſchulden beſtimmten Umfanges, ſondern ſog. Wert⸗ 
ſchulden zu erblichen, deren Nennbetrag in einer Art von präſta⸗ 
bilierter Harmonie ſich nach der jemaligen Kaufkraft der Geldeinheit 
wechſelnd zu richten hätte. Aber dieſe Lehre, ſo beſtechend ſie vor⸗ 
getragen wird, hat mit dem nun einmal bei uns geltenden Rechts⸗ 
zuſtand m. E. nichts gemein, und auch über ihre rechtspolitiſche An⸗ 
gemeſſenheit ſind die Akten beſtenfalls noch nicht geſchloſſen. Für eine 
auf die Gegenwart oder abſehbare Zukunft gerichtete Rechtsbetrach⸗ 
tung kommt fie ſchwerlich in Betracht. 

Geh. IR. Prof. Dr. Paul Dertmann, Göttingen. 


Mängel im Zuſtellungsverfahren, die auch der Eutwurf 
einer neuen Zivilprozeßordnung nicht beſeitigt. 


Beſonderen Schwierigkeiten begegnet die Zuſtellung einer Klage⸗ 
ſchrift, Urteilsausfertigung oder einer Ladung ſowie eines zur In⸗ 
gangſetzung der Beſchwerdefriſt der formellen Zuſtellung bedürfenden 
Beſchluſſes an einen Schiffer, der zwar an einem Orte polizeilich ge⸗ 
meldet iſt, dort aber keine feſte Wohnung inne hat. Eine große An⸗ 
zahl von Binnenſchiffern meldet ſich nämlich in einer Gemeinde, 
gewöhnlich dem Heimathafen ihres Kahnes, lediglich zwecks Ver⸗ 
anlagung zur Steuer, polizeilich an, bezieht aber an dem betreffenden 
Orte keine Wohnung, ſondern bleibt auch beim Stillegen der Schiff⸗ 
fahrt auf ihrem Kahne wohnen. Solange die Schiffahrt ruht und der 
Schiffer mit ſeinem Kahne an einem Orte längere Zeit feſtliegt, ver⸗ 
urſacht die formelle Zuſtellung keine Schwierigkeiten. Unter „Woh⸗ 
nung“ i. S. der 88 180, 181 ZPO. bzw. 88 151, 153 des Ent⸗ 
wurfes iſt gegenüber abweichenden Anſichten diejenige Räumlichkeit 
zu verſtehen, die der Zuſtellungsempfänger zur Zeit der Zuſtellung 
tatfächlich, wenn auch nur vorübergehend, zum Wohnen, nicht nur 
zum Aufenthalt, benutzt (ogl. OLG. 29, 72 und 33, 149). Es fallen 
demnach auch Schiffe und Wohnwagen unter dieſe Begriffsbeſtim⸗ 
mungen (vgl. § 26 der Geſchäftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher 
ſowie Baumbach, Anm. 4 zu 8 180 ZPD.). Wird alſo in dem 
gedachten Falle der Schiffer auf ſeinem Kahne nicht angetroffen, 
fo kann die Erſatzzuſtellung nach Maßgabe der 88 181, 182 3PO. 
bzw. in Gemäßheit der 88 153, 156 des Entwurfes mit Rechtswirke⸗ 
ſamkeit erfolgen, da die Wohnung als etwas Tatſächliches ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Wohnſitz überall dort vorhanden iſt, wo ein Raum 
zum Wohnen benutzt wird. — Erhebliche Hinderniſſe ſtellen ſich jedoch 
ein, wenn, wie es in normalen Zeiten doch die Regel iſt, der 
Schiffer ſich während des größten Teiles des Jahres unter vegs be⸗ 
findet und ſich an einem Orte nur wenige Tage zwecks Ent⸗ oder 
Beladung ſeines Kahnes aufhält. Eine formelle Zuſtellung wird hier, 
wenn man nicht gerade, was übrigens auch nicht immer zuläſſig und 
möglich iſt, einen Eilgerichtsvollzieher annimmt, in den meiſten 
Fällen nicht durchführbar ſein. Eine Erſatzzuſtellung auf Grund 
der oben genannten Geſetzesbeſtimmungen kommt nicht in Frage, 
da dieſe vorausſetzen, daß der Adreſſat in ſeiner Wohnung nicht 
angetroffen wird. In dem angenommenen Falle wird wegen des 
ſtändig wechſelnden Aufenthalts aber weder der Schiffer noch der 
Kahn dem Zuſtellungsbeamten erreichbar ſein. 


Man könnte an die öffentliche Zuſtellung gem. § 203 ZPO., 
8162 des Entwurfs denken. Abgeſehen davon, daß die öffentliche 
Zuſtellung, namentlich mit Rückſicht auf die bei Zuſtellung von La⸗ 
dungen notwendige Veroffentlichung im Deutſchen Reichsanzeiger 
(8 204 Abſ. 2 ZPO., 8163 Abſ. 2 des Entwurfs) nicht unerhebliche 
Koſten verurſacht, dürfte auch die Vorausſetzung hierfür, die Un⸗ 
bekanntheit des Aufenthalts, nicht vorliegen. „Unbekannt“ iſt der 
Aufenthalt einer Partei nämlich nur dann, wenn ihn die Allgemein⸗ 
heit nicht kennt. Beim Schiffer wird aber der andere Teil meiſt genau 
wiſſen, daß er auf ſeinem Kahn auf einem beſtimmten Gewäſſer 
zwiſchen gleichfalls bekannten Orten hin und her fährt. Von einem 
unbekannten Aufenthalt“ wird man daher m. E. unter dieſen Um⸗ 
anden nicht gut ſprechen können, wenngleich nach Baumbach, 
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6. Aufl., Anm. 2 zu § 203 3 NO., die Beibehaltung des Wohnſitzes 
oder der Wohnung bei unausführbarer Zuſtellung der öffentlichen Zu⸗ 
ſtellung nicht entgegenſtehen fol. Die hier vertretene Anſicht erſcheint 
mir jedoch im vorliegenden Falle namentlich, wo der Aufenthalt 
des Schiffers an ſich bekannk iſt, etwas gewagt. Wäre die von 
Baumbach vertretene Auffaſſung richtig, ſo wären die Abſ. 2 und 3 
des § 203 8. überflüſſig. Ohne eine Geſetzesänderung wird man 
bei undurchführbarer Zuſtellung trotz Bekanntſeins des Aufenthalts 
des Zuſtellungsempfängers die öffentliche Zuſtellung wohl nicht 
zulaſſen dürfen. 

Auch die Beſtellung eines Zuſtellungsbevollmächtigten gemäß 
8174 3PO. bzw. auf Grund des 8 144 des Entwurfs führt nicht um 
Ziele. Einmal verſagt dieſe Geſetzesvorſchrift ſchon dann, wenn ledig⸗ 
lich eine Zuſtellung vorzunehmen iſt, zum andern bedarf der die An⸗ 
ordnung enthaltende Beſchluß ja ſelbſt der formellen, nach Vorſtehen⸗ 
den nicht durchführbaren Zuſtellung (8 329 Abſ. 3 ZPO. bzw. 8 336 
Abſ. 2 des Entwurfs). 

Der im Entwurf neu eingefügte § 154 Abſ. 2 könnte als retten⸗ 
der Ausweg erſcheinen, auch er erweiſt ſich aber bei näherer Betrach⸗ 
tung in feiner gegenwärtigen Faſſung als nicht beſchreitbar. Nach 
dieſer Beſtimmung kann ein an einen Betriebsangehörigen zuzu⸗ 
ſtellendes Schriftſtück mit der Aufforderung zur Weitergabe an einen 
Beamten oder Angeſtellten der betreffenden örtlichen Betriebsleitung 
dann ausgehändigt werden, wenn die Zuſtellung an einem Ort zu 
geſchehen hat, der für den Zuſtellungsbeamten nicht oder nur unter 
ungewöhnlichen Schwierigkeiten erreichbar iſt. Dieſe Vorſchrift ver⸗ 
ſagt alſo überall da, wo der Zuſtellungsempfänger eine ſelbſtändige, 
d. h. keinem Betrieb angehörige, Perſon iſt. Die Mehrzahl der 
Schiffer betreibt aber ihren Beruf mit einem eigenen Kahn, und 
ſchließt mit dem Verfrachter lediglich einen Fracht- nicht aber einen 
Dienſtvertrag ab, tritt alſo zu ihm nicht in ein wirtſchaftliches 
Abhängigbeitsverhältnis. 

Wer die Zuſtellungsſchwierigkeiten gegenüber der Schifferbevölke⸗ 
rung aus eigener Anſchauung kennt, wird anerkennen, daß ein Weg 
gefunden werden muß, um auch an Schiffahrt treibende Perſonen Zu⸗ 
ſtellungen auf einfache und billige Weiſe mit rechtlicher Wirkung zu 
bewerkſtelligen. Dies iſt auch ſchon im öffentlichen Intereſſe erforder⸗ 
lich, um die Schiffer an Einhaltung der Ordnungsvorſchriften des 
BinnSchG. erinnern zu können. Gedacht iſt hier in erſter Linie an 
die Aufforderungen zur Einreichung der Anmeldung der Neueichung 
des Schiffes bzw. des Schiffsbrieſes, um Binnenſchiffsregiſter und 
Schiffsbrief mit der wirklichen Sach- und Rechtslage in Einklang 
zu bringen. Ordnungsſtrafen können jetzt aber häufig mit rechtlicher 
Wirkung wegen Unausführbarkeit der Zuſtellung der betreffenden 
Verfügung nicht angedroht werden. In der Praxis hat man ſich, 
wenn es ſich nicht um formelle Zuſtellungen handelte bisher zu⸗ 
weilen damit geholfen, daß man das dem Schiffer auszuhändigende 
Schriftſtück der Waſſerpolizeibehörde übergab, mit der Bitte, es dem 
Schiffer zu übermitteln. Abgeſehen davon, daß dieſe Möglichkeit bei 
formellen Zuſtellungen verſagt, gibt die Waſſerſchutzpolizei — Schiffer⸗ 
nachweisſtelle — in jüngſter Zeit die Schreiben meiſt mit dem Hin- 
weis zurück, daß ſich der Schiffer nicht gemeldet habe, bzw. daß 
er nicht zur Anmeldung gekommen ſei. 

Als Löſungen kommen folgende Möglichkeiten in Betracht: 

a) man beſtellt in Abänderung der 88 166, 193, 212 ZPO. 
bzw. 88135, 168 des Entwurfs neben der Poſt, dem Gerichtsvoll⸗ 
zieher und dem Gerichtswachtmeiſter auch die Waſſerſchutzpolizei zu 
Zuſtellungsbeamten. Dieſer Weg hätte den großen Vorteil, daß das 
Schriftſtück dem Schiffer alsbald tatſächlich zugeht, wahrend in den 
Fällen der Erſatzzuſtellung, ſoweit eine ſolche überhaupt ausführbar 
iſt, der Schiffer häufig erſt ſpät von dem für ihn bei der Polizei⸗ 
behörde niedergelegten Schriftſtück Kenntnis zu nehmen vermag; 

b) es wird dem § 154 des Entwurfs der nachſtehende Abſ. 3 
bzw. der ZPO. ein neuer § 182 a mit folgendem Inhalt angefügt: 

„Iſt eine Zuſtellung an eine Schiffahrt treibende Perſon zu 
bewirken, die an einem Orte innerhalb des Amtsgerichtsbezirks, in 
dem das Prozcer. feinen Sitz hat, zwar polizeilich gemeldet iſt, 
dortſelbſt aber keine feſte Wohnung hat, ſo kann die Zuſtellung in 
entſprechender Anwendung der 88 156, 157 bzw. 181, 182 dieſes Ger 
ſetzes erfolgen. Eine Benachrichtigung von der erfolgten Niederlegung 
kann unterbleiben, wenn eine Anſchrift des Empfängers auch der 
Ortspolizeibehörde nicht bekannt iſt.“ 

e) Man fügt dem 8 162 Abſ. 1 des Entwurfs folgende Ziff. 3 
hinzu: „wenn die Vorſchriften über die Erſatzzuſtellung gegenüber 
einer Partei ohne feſte Wohnung, namentlich einer ſolchen die 
Schiffahrt betreibt, undurchführbar ſind“, oder man gibt dem Abſ. 3 
des § 203 ZPO. den nachbezeichneten Zuſatz: „oder die Vorſchriften 
über die Erſatzzuſtellung gegenüber einer Schiffahrt treibenden Partei 
ohne feſte Wohnung unanwendbar erſcheinen.“ 


AGR. Dr. Aſchoff, Zehdenik (Mark). 
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Zur Pfändung von Teilgrundſtückspfandrechten. 


Die Ausführungen von Schmidt⸗Ernſthauſen: JW. 
1933, 668 ff. bedürfen wegen ihrer praktiſchen Bedeutung einiger 
Ergänzungen. Dabei empfiehlt es ſich, die Erörterungen nicht nur 
auf nicht voll valutierte Grundſtückspfandrechte zu beſchränken, ſon⸗ 
dern ſie auch auf die Rechte auszudehnen, die durch teilweiſe Be⸗ 
friedigung für den Eigentümer entſtehen. Die Pfändung ſolcher 
Grundſtückspfandrechte iſt in ihrem praktiſchen Erfolg für den Glau⸗ 
biger durch drei Gruppen von Gefahrenquellen bedroht, und zwar 
1. durch die Kompliziertheit des Pfändungsaktes ſelbſt, 2. durch ein 
etwaiges Entgegenwirken des Schulduers oder des Drittſchuldners 
(dinglichen Gläubigers) und 3. durch Pfändungen von anderer Seite. 
Alle dieſe Punkte werden vorſichtshalber in den Kreis der Erwä⸗ 
gungen zu ziehen ſein. 

1. Bezüglich des Pfändungsaktes ſei noch folgendes erwähnt: 
Bei Briefrechten geſtalten ſich die Hilfspfänbungen verſchieden, je 
nachdem eine teilweiſe Nichtvalutierung oder eine Befriedigung vor⸗ 
liegt. Nur im letzten Falle beſtimmen ſich die zu pfändenden Rechte 
des Eigentümers nach 8 1145 BGB. Im Falle der Nichtvalutierung 
findet dieſe Vorſchr. jedoch keine Anwendung, da 8 1145 ſich aus⸗ 
drücklich auf die „teilweiſe Befriedigung“ bezieht (vgl. RGRkomm. 
8 1145, 1; Schmidt⸗Ernſthauſen ift hier nicht ganz Klar). 
Gleichwohl kann der Eigentümer im Falle der teilweiſen Nicht⸗ 
valutierung die Bildung eines Teilbriefes herbeiführen, und zwar 
gem. 88 952, 749, 752, 1152, 896 BGB. (fo RR Komm. $ 1145, 1; 
Planck das. 5a; RG. 59, 317; 69, 61 JW. 1908, 308). Neben 
der Pfändung des Berichtigungsanſpruches iſt alſo die der genann⸗ 
ten Rechte einſchließlich des Miteigentums am Brief und des An⸗ 
ſpruchs auf Aufhebung dieſer Gemeinſchaft erforderlich (vgl. Güthe: 
Seuff Bl. 76, 611 ff.). Bei der nicht voll valutierten Grundſchuld 
kommen dieſe Vorſchr. nicht zur Anwendung (vgl. RGR Komm.. 
8 1192, 1; Planck daſ. ba; RG. 78, 60 = JW. 1912, 242; 
KGJ. 53, 219), da lediglich ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Rück⸗ 
gewähr beſteht. Dagegen entſteht im Falle der Befriedigung durch 
den Eigentümer nach herrſchender Meinung auch bei der Grund⸗ 
ſchuld gem. 88 1142, 1143 BGB. eine Eigentümergrundſchuld (ſo 
RGRomm. 8 1192, 1; Planck das. 44; Staudinger dal. 
II, 5b; Wolff 8 156, I, 3 d). Hier iſt daher gleichfalls das ding⸗ 
liche Recht zu pfänden und für die Hilfspfändungen iſt wie bei der 
Hypothek $ 1145 BGB. maßgebend. 

Da eine wirkſame Pfändung immer erſt dann vorliegt, wenn 
die Eintragung im Buch oder die Übergabe des Briefes erfolgt iſt, 
ſo wird häufig, vor allem wenn der dingliche Gläubiger Schwierig⸗ 
keiten macht, längere Zeit vergehen. Befindet ſich nun das Grund⸗ 
ſtück in der Zwangsverſteigerung, ſo iſt darauf zu achten, ob die 
zu pfäudenden Rechte evtl. gem. 88 91, 52 Hinerft. erlöſchen. 
Iſt dies der Fall, ſo iſt eine Pfändung des dinglichen Rechts nur 
dis zum Zuſchlag möglich. Von da ab tritt der Verſteigerungserlös 
an die Stelle des dinglichen Rechts und nur dieſer unterliegt nun⸗ 
mehr (gem. 8 829 3PO.) der Pfändung (vgl, Staudinger 
$ 1163, IV, 4; Stein⸗Jonas 8 857, II, 6e). Konnte alſo die 
Pfändung des dinglichen Rechts bis zum Zuſchlag nicht vollendet 
werden, ſo muß jetzt die Pfändung des Verſteigerungserlöſes erfolgen. 
Iſt der Anſpruch des Gläubigers geringer als das zu pfändende 
dingliche Recht, ſo muß der Rang angegeben werden, da andernfalls 
der dem Schuldner verbleibende Reſt den gleichen Rang haben würde 
(vgl. Ricks: JW. 1931, 569). 

2. Verfügungen des Drittſchuldners können dadurch verhindert 
werden, daß auf Grund der Pfändung des Berichtigungsanſpruchs 
im Wege der EinſtwVerf. gem. 88 894, 899 BGB., 88 14, 42, 43 
GBO. ein Widerſpruch in das Grundbuch zugunſten des Schuld⸗ 
ners (!) eingetragen wird. Dazu iſt die Glaubhaftmachung der 
Rechte des Schuldners erforderlich. Wichtig iſt für Briefrechte, daß 
eine Vorlegung des Briefes, der ſich meiſtens in Händen des Dritt⸗ 
ſchuldners befindet, gem. 8 42 Abſ. 1 Satz 2 G88. nicht notwendig 
iſt. Dieſe Sicherungsmöglichkeit ſteht auch bei der nicht voll valu⸗ 
tierten Grundſchuld zur Verfügung (von Schmidt⸗Ernſthauſen 
S. 670 nicht erwähnt). Denn der der Grundſchuldbeſtellung zu⸗ 
grunde liegende Vertrag gilt als Rechtsverhältnis i. S. des 81157 
Bh B. Die Einrede aus dieſem Vertrage tft daher gem. 8 894 BGB. 
berichtigungsfähig und kann burch Widerſpruch geſichert werden (vgl. 
RGgtKomm. § 1191, 1; Planck 5 1192, 66; Staudinger 

1157, 4 Soergel 8 1157; KJ. 53, 219; anders Güthe⸗ 
Triebel 8 43, 5). Das iſt wichtig, weil die von Schmidt⸗ 
Ernſthauſen erwähnte Vormerkung der Vorlegung des Briefes 


1 (vgl. 8 42 GB.) und daher pralktiſch inſofern bedeutungs⸗ 
iſt. 
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Dagegen gibt es m. E. beſondere Sicherungsmittel gegen Ver⸗ 
fügungen des Schuldners nicht. Allerdings hält das RG. 97, 223 das 
Verfügungsverbot im Pfändungsbeſchluß für rückwirkend gültig, auch 
wenn die Pfändung des dinglichen Rechts noch nicht vollendet iſt, 
aber ſpäter vollendet wird (dazu ſ. u.). Daneben iſt aber ein be⸗ 
ſonderes Verfügungsverbot, das ins Grundbuch eingetragen werden 
könnte, auf Grund einer EinſtwVerf. nicht zuläſſig (entgegen 
Schmidt⸗Ernſthauſen S. 669). Fur eine ſolche Sicherung der 
Zwangsvollſtreckung fehlen alle Vorausſetzungen der 88 935 ff. ZPO. 
(Individualanſpruch? Streitgegenſtand?). Das RG. erwähnt in der 
obigen Entſch. dieſes Verbot, läßt jedoch die Frage ſeiner Zuläſſig⸗ 
keit ausdrücklich offen (vgl. Heymann: DIZ. 1909, 656). 
Ebenſowenig kann die Pfändung durch eine Vormerkung geſichert 
werden (fo Stein⸗Jonas 8 880, V; Seuffert-Walsmann 
8 857,5 b; Planck $ 883, 1 a). 

3. Sind mehrere Pfändungsgläubiger vorhanden, jo würde nach 
allgemeinen Grundſätzen für den Rang entſcheidend ſein, welcher 
Gläubiger zuerſt die Pfändung durch Eintragung oder Briefübergabe 
vollendet hat (vgl. Förſter-Kann 8 857,5t; Stein⸗Jonas 
8 830, VIII; Seuffert⸗Walsmann 8 830, 3; Planck 8 879, 
7 d). Von allgemeiner Bedeutung (nicht nur für Höchſtbetragshypo⸗ 
theken, vgl. Schmidt⸗Ernſthauſen S. 669) iſt hier jedoch die 
NSEntjch. 97, 223, nach der gem. $ 161 BGB. eine Rückwirkung 
des Verfügungsverbots auf das Datum des Pfändungsbeſchluſſes 
eintreten ſoll. Da die Vorſchr. über den guten Glauben (8 161 Abſ. 3 
BGB.) bei Vollſtreckungsakten keine Anwendung finden, iſt alſo 
praktiſch der Tag des Pfändungsbeſchluſſes für den Rang maßgebend. 
Gegen dieſe Auffaſſung des RG. wendet ſich m. E. mit Recht RGot⸗ 
Komm. 8 1190, 1, der eine Heranziehung des § 161 BGB. nicht für 
gerechtfertigt hält lebenſo OLG. Dresden: Seuff Arch. 68 Nr. 184; 
vgl. über die Streitfrage ferner Staudinger 8 1190, 7). — 
Weiter ergeben ſich bei Briefrechten für den Nachpfändenden Schwie⸗ 
rigkeiten wegen des Erforderniſſes der Briefübergabe. Die Vorſchr. 
über die Anſchlußpfändung bei beweglichen Sachen gem. § 826 ZPO. 
finden keine Anwendung, da die Wegnahme des Briefes gem. 
8 883 BRD. erfolgt (beſtr., für analoge Anwendung des 8 826 
Baumbach 8 830, 20; Seuffert⸗Walsmann 8 830, 5). 
Falls eine gütliche Einigung nicht möglich iſt, bleibt alſo nur die 
Pfändung der Anſprüche des Schuldners gegen den erſten Pfän⸗ 
dungsgläubiger gem. $ 829 ZPO. (ſo Stein⸗Jonas 8 830, VIII; 
Plauck 8 1154, 9a). 

Für den oben erwähnten Fall des ſchwebenden Zwangsverſtei⸗ 
gerungsverfahrens würden die Pfändungsgläubiger, die das dingliche 
Recht nicht wirkſam pfänden Konnten, ſofort nach dem Zuſchlag den 
Verſteigerungserlös zu pfänden haben. Ihr Rang beſtimmt ſich dann 
nach 88 829, 804 ZPO. Eine Pfändung des Erlöſes vor dem Zu⸗ 
ſchlag läßt das RG. 70, 278 1) = IM. 1909, 167 nicht zu, allerdings 
mit unzureichender Begründung (im Anſchluß daran ebenſo Stau- 
dinger 81163, IV 4; Stein⸗Jonas 8 857, II, 6e; Seuf⸗ 
fert⸗Walsmann 8 857, 5b; Sydow⸗-Buſch 8 851, 1). Das 
RG. geht davon aus, daß dann die Pfändung des dinglichen Rechts 
praktiſch durch die des Verſteigerungserlöſes erſetzt werden und da⸗ 
mit 8 830 ZPO. umgangen würde. Das iſt aber nicht der Fall, da 
jede Pfändung des dinglichen Rechts ſelbſt einen Anſpruch des Be⸗ 
rechtigten auf den Erlös ausſchließt, deſſen Pfändung alſo illuſoriſch 
macht. Im übrigen iſt der mit dem Zuſchlag entſtehende Anſpruch 
auf den Verſteigerungserlös durchaus ſelbſtandig. Die Zuläſſigkeit 
ſeiner Pfändung vor dem Zuſchlag hängt von der Frage der Pfänd⸗ 
barkeit künftiger Anſprüche ab, die dann anerkannt iſt, wenn ein 
genügend beſtimmbarer Entſtehungstatbeſtand vorliegt (vgl. z. B. 
RG. 135, 139 JW. 1932, 1015; 136, 100 = JW. 1932, 1965; 
82, 227 = JW. 1913, 884; KG.: JW. 1932, 3191; Förſter⸗ 
Kann 8 829, 2). Ein ſolcher iſt hier gegeben (ſo Mayer: Gruch. 
56, 561 ff.: Bu he: Dig. 1905, 1116; vgl. auch OLG. Jena: JW. 
1927, 2643; Roſtock: MecklbgZ. 48, 186). Es empfiehlt ſich daher, 
bei ſchwebendem Zwangsverſteigerungsverfahren zur Wahrung des 
Ranges die Pfändung des ſchuldneriſchen Anſpruchs auf den Verſtei⸗ 
gerungserlös gleichzeitig mit der Pfändung des dinglichen Rechts zu 
erwirken. Solange die hier vertretene Anſicht allerdings nicht an⸗ 
erkannt iſt, wird der vorſichtige Anwalt die Pfändung unmittelbar 
nach dem Zuſchlag zu wiederholen haben. 


Ref. Gährs, Verlin. 

1) Ebenſo neuerdings RO.: DNotV. 1932, 193. Leider geht das 

Rh., das ſich ganz den Gründen des RG. 70, 278 anſchließt (in beiden 

Fällen der 5. Sen.), nicht auf die inzwiſchen laut gewordenen Be⸗ 
denken ein. 
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Schrifttum. 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung kann in keinem Falle erfolgen. 


Dr. jur. Karl Schilling: Der Verſailler Vertrag und die Ab⸗ 
rüſtung. Deutſchlands militäriſche Gleichberechtigung. 
(Völkerrechtsfragen Heft 38. Eine Sammlung von Vor⸗ 
trägen und Studien. Begründet von Heinrich Pohl 
und Max Wenzel. Herausgegeben von Max Wenzel.) 
Berlin und Bonn 1933. Ferd. Dümmlers Verlag. 94 S. 
Preis 4 .. 

Der Verfaſſer der heute beſonders aktuellen Arbeit unterſucht 
die Frage der deutſchen Gleichberechtigung mit wiſſenſchaftlicher Ein⸗ 
dringlichkeit. Die Vorgeſchichte des Friedensdiktates, die Verſailler 
Vorgänge und der ſchließlich zuſtande gekommene Text werden mit 
großer Sorgfalt unter Heranziehung des geſamten zugänglichen Ma⸗ 
terials (u. a. auch der wichtigen Tagebücher des Amerikaners Miller) 
geprüft. Das Ergebnis der überzeugenden Unterſuchungen läßt ſich 
folgendermaßen zuſammenfaſſen: „Weil der Verſailler Vertrag ein 
Rechtsfriede ſein will, hat er Deutſchland keine einſeitige Entwaffnung 
auferlegt, ſondern Deutſchland verpflichtet, mit der allgemeinen Ab⸗ 
rüſtung voranzugehen. Die alliierten und aſſoziierten Mächte ſind ver⸗ 
pflichtet, gleichfalls, und zwar im gleichen Maße wie Deutſchland, 
abzurüſten. Tun ſie das nicht, ſo kann ſich Deutſchland von ſeiner 
eigenen Verpflichtung losſagen.“ Die Beweisführung hält ſich von 
allen Schlagworten fern und überzeugt durch das erdrückende Gewicht 
ſachlicher Gründe. Die ſcharfſinnige Begründung der von Deutſchland 
ſtets und zuletzt wieder in der großen Kundgebung des Reichskanzlers 
vertretenen Theſe verdient nicht nur von den Juriſten, ſondern in 
allen politiſch intereſſierten Kreiſen gekannt und gewürdigt zu werden. 
(Vgl. dazu auch die Ausführungen von Görres: JW. 1933, 1162.) 


GerAſſ. Dr. Karl Arndt, Berlin, 
Referent am Juſtitut für ausländ. und internat. Privatrecht. 


Rechtsanwalt Dr. Eduard Friedländer, Gerichtsaſſeſſor A. Ho⸗ 
ſioskty und Amtsgerichtskalkulator E. Paſche: Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungs recht der Notgeſetzgebung. 2. Aufl. Berlin 1933. 
Carl Heymanns Verlag. 152 S. 


Das Werk berüchfichtigt die einſchlägigen Beſtimmungen der Not⸗ 
geſetzgebung nach dem Stande v. 31. März 1933. Es enthalt eingehende 
Erläuterungen, die viel eigene Gedankenarbeit aufweiſen und bei 
denen neben dem Schrifttum auch unveröffentlichte Entſcheidungen 
herangezogen ſind. Zu begrüßen iſt insbeſ., daß ſich dieſe Erläute⸗ 
rungen auch auf einen weſentlichen Teil der für die Zwangsverſteige⸗ 
rung und Zwangsverwaltung geltenden allgemeinen Vorſchriften 
erſtrecken, deren Verſtändnis zu dem der Not VO. unentbehrlich iſt. 
Dies gilt z. B. für den oſt wenig bekannten, aber praktiſch ſehr wich⸗ 
tigen Unterſchied der Beteiligten und der Berechtigten, deſſen Ver⸗ 
kennung in dem Falle NG. 73, 298 den Verſteigerungsrichter ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig gemacht hat. Weiter iſt zu begrüßen die Erörterung der 
bekannten, leider immer noch nicht ausgetragenen Frage, ob vertrags⸗ 
mäßige Vorausbezahlungen von Miet⸗ oder Pachtzinſen über den 
Rahmen der für die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung 
geltenden Beſchränkungen (vgl. insbeſ. SS 1123, 1124 BGB., 88 57, 
57 b ZioVerft®.) hinaus wirkſam find. Von beſonderem Werte ſind 
namentlich die angehängten „Richtlinien für den Zwangsverwalter“, 
die auch ſteuerrechtliche Vorſchriften umfaſſen. 

KGR. Armſtroff, Berlin. 


Der Große Brockhaus, Handbuch des Wiſſens in zwanzig 
Bänden. Fünfzehnte, völlig neubearbeitete Auflage von 
Brockhaus' Konverſations⸗Lexikon. Leipzig. F. A. Brock⸗ 
haus. Preis pro Band Leinen 23,40 RM. 


Auf den reichen allgemeinen Inhalt der uns bis jetzt vorliegen⸗ 
den 13 Bände iſt in anderen Zeitſchriften genügend hingewieſen. Dem 
praktiſchen Juriſten, der dem ihm entgegengebrachten Tatſachenmaterial 
ſouverän gegenüberſtehen will, bietet der Große Brockhaus eine wohl 
nie verſagende Auskunftsmöglichkeit. Wie überraſchend umfaſſend 
dieſe Belehrungsmöglichkeit iſt, kann man an den juriſtiſchen Artikeln 
ermeſſen, die hier allein Erwähnung finden können. Oft wird der 
Juriſt um Auskunft über den Aufbau irgendeines Teiles unſeres 
Rechts gefragt, und es iſt ihm ſchwer, dem Laien einen verſtändlichen 
Überblick über etwas zu geben, was dem Juriſten ſeit dem erſten 
Semeſter geläufig iſt. Hier ſind die Artikel des Großen Brockhaus 


muſterhaftes Vorbild für die Darſtellung ſchwieriger Fragen in einer 
dem Gebildeten verſtändlichen Form. Sie ſind aber mehr, und es 
wäre eine Überhebung, etwa behaupten zu wollen, daß ihr Inhalt 
dem Juriſten nichts zu bieten hätte. Die Darſtellungen entlegener 
Materien des Rechts mit ihren ſorgfältigen Bibliographien werden 
dem auf jenen Gebieten nicht ſtäudig Tätigen oft wertvolle erſte 
Hilfe leiſten. 

Beſonders wichtig und wertvoll erſcheint aber die außerordentliche 
Bereicherung des auslandsrechtlichen Teiles. Zunächſt werden bei der 
Behandlung der einzelnen juriſtiſchen Stichworte faſt ſtets kurze, aber 
alles Wichtige korrekt wiedergebende Hinweiſe auf das öſterreichiſche 
und ſchweizeriſche Recht gegeben. Ferner ſind die kurzen Geſamt⸗ 
überſichten über je ein Auslandsrecht zu erwähnen. Jeder Länder⸗ 
artikel enthält außer einer vortrefflichen Behandlung der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe (Nr. 9 und 11) auch einen Überblick über das 
Privatrecht. Er iſt ſtets unter der gleichen Nummer (14) der Landes⸗ 
berichte wiedergegeben, ſo daß die Orientierung leicht iſt. Sein In- 
halt reicht meiſt für die erſte Unterrichtung aus; oft, leider nicht 
immer (3. B. bei Oſterreich) findet ſich hier ſchon die Angabe von 
Schrifttum zu weiterem Studium. Zu einer Aufzählung der zahl⸗ 
reichen auslandsrechtlichen Einzelartikel, die intime Fachkenntnis der 
Verf. verraten, fehlt hier der Raum. Bei der Anzeige der folgenden 
Bände ſollen aber davon Beiſpiele angeführt werden. 

GerAſſ. Dr. Arndt, Berlin. 


Ferner ſind folgende Bücher eingegangen: 


Dr. Hans G. Philipp: Die politiſchen und rechtlichen Vor⸗ 
ausſetzungen einer Wahlrechtsreform in Deutſchland. 
Berlin 1933. Carl Heymanns Verlag. Preis 4 AM. 


Dr. J. F. Leiſtner: Grenzen der Verfaſſungsgeſetzgebung. 
Nürnberg 1932. Hilz⸗Druck. Preis geb. 1,50 AU. 


Dr. jur. Werner Vogel: Vertrag und Vereinbarung. (Köl⸗ 
ner Rechtswiſſenſchaftliche Abhandlungen, Heft 1.) 1932. 
Verlag Ludwig Röhrſcheid, Köln, u. Georg Stilke, Berlin. 
Preis 3 AM. 


Das Reichsgeſetz, betreffend die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften. Textausgabe mit Anmerkungen und 
Sachregiſter. Von Ludwig Pariſius u. Dr. Hans Crüger 
(fpäter Dr. Hans Crüger u. Dr. Adolf Crecelius). 
21., neu bearb. u. erweit. Aufl. von OVGSR. Fritz Citron. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Nr. 29.) 
Berlin u. Leipzig 1933. Verlag Walter de Gruyter & Co. 
Preis geb. 3,60 AM. 

Vgl. Beſprechung der 20. Auflage JW. 1930, 2652. 


Emil Brand, Beeidigter Bücherreviſor, Berlin: Die Aktien⸗ 
rechtsreform in der Praxis. Zweite erweiterte Auflage. 
Berlin 1933. Carl Heymanns Verlag. Preis 6 AM, 
geb. 7 AM. 


Dr. F. L. Mezger: Reviſionsprogramme. Richtlinien für die 
Prüfung von Bilanzen und Betrieben. Berlin 1933. 
Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 128 S. Preis geh. 
3,30 Hl, in Leinen geb. 4,50 EM. 


Dr. Edgar Bodenheimer: Das Gleichheitsprinzip im Aktien⸗ 
recht. (Wirtſchaftsrechtliche Abhandlungen. Herausgegeben 
von RA. Prof. Dr. Karl Geiler, Mannheim-Heidelberg. 
12. Heft.) Mannheim 1933. Verlag J. Bensheimer. 
Preis 3,60 K. 


62. Jahrg. 1933 Heft 22/23) 
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Zivilprozeßordnung mit Gerichtsverfaſſungsgeſetz nach dem 
Staude vom 15. Okt. 1932. Eingeleitet von Dr. Max 
Pagenſtecher, ord. Profeſſor und Direktor des Seminars 
für Zivilprozeß⸗ und Konkursrecht an der Hamburgiſchen 
Univerſität. 2., verb. Aufl. Berlin 1933. Carl Hey 
manns Verlag. XXXV u. 353 S. Preis 3 RM. 

Vgl. Beſprechung: JW. 1929, 2583. 


Straſprozeßordnung, Gerichtsverfaſſungsgeſetz und Neben⸗ 
geſetze. Herausgegeben von Dr. Rudolf Lehmann, Min R. 
im Reichsjuſtizminiſterium. Textausgabe mit Verweiſungen 
und mit Einarbeitung der Notverordnungen ſtrafprozeſſualen 
Inhalts. (Vahlens Textausgaben 3.) Berlin 1933. Verlag 
Franz Vahlen. Preis 2,75 AM. 


Kechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
tat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


e Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — 7 Anmerkung.] 


I. Recht der Notverordnungen. 


1. Ka p. 3 8 1 VO. über landw. Vermitt⸗ 
lungsverfahren v. 27. Sept. 1932 iſt anwendbar, 
einerlei, ob der Vertrag eine Zahlung unmit- 
telbar an den Verpächter oder an einen andern 
erfordert. 


Der Verpächter hatte die Pflicht übernommen, den Pacht⸗ 
gegenſtand unter Verſicherungsſchutz zu halten, und zwar ſo, 
daß der Verſicherungsvertrag von ihm ſelbſt abzuſchließen war. 
BG. hielt § 1 nicht für anwendbar, weil hier kein Zahlungs⸗ 
anſpruch des Verpächters gegen den Pächter beſtehe. RG. 
mißbilligte das. 5 

Die Frage, ob trotz der feſtgeſtellten rechtzeitigen An⸗ 
rufung des PA. das ordentliche Gericht über einen Kündi⸗ 
gungsgrund entſcheiden darf, hängt davon ab, ob der Kündi⸗ 
gungsgrund ſich als Verzug mit Pachtzins darſtellt, deshalb 
der Entſch. durch das Gericht entzogen iſt, oder ob das nicht 
der Fall iſt. Der Begriff des Pachtzinſes in dieſem Zuſammen⸗ 
hange muß aus der BO. ſelbſt gefunden werden. Die VO. ſoll 
den Pächter vor ſolchen Kündigungen ſchützen, die nur darauf 
beruhen, daß der Pächter infolge der wirtſchaftlichen Geſamt⸗ 
entwicklung und ihrer Einwirkung auf die Landwirtſchaft die 


Zu 2. Die Begründung des Urt. gibt ſowohl prozeßrechtlich wie 
materiellrechtlich zu Bedenken Anlaß. 

I. Prozeßrechtlich einwandfrei iſt die Bejahung der Zu⸗ 
läſſigzeit der Vollſtreckungsgegenklage aus 8 767 ZPO. Denn dieſe 
iſt nach 88 795, 794 Ziff. 2 KWO. auch gegen vollſtreckbare Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchlüſſe gegeben und hier ſchlüſſig, da der Kl. geltend 
macht, daß die Bekl. als Erbin ihrer Mutter ihm aus materiell⸗ 
rechtlichen Gründen, die er im Koſtenfeſtſetzungsverfahren nicht vor⸗ 
bringen konnte (. Stein⸗Jonas, II 5 zu 8104 ZPD.), zur 
Erſtattung derſelben Koſten verpflichtet ſei, die er ihr aus den beiden 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſen ſchulde, d. h. aber zum Erlaß dieſer 
Schuld. Dieſen Gegenanſpruch ſtützt der Kl. auf den Auftrag, den 
die Erblaſſerin ihm, als dem von ihr teſtamentariſch ernannten 
Teſtamentsvollſtrecker (TV.), dahin erteilt habe, er ſolle die zum 
Nachlaß gehörigen Aktien erſt herausgeben, wenn rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt ſei, daß feine Ernennung zum TV. unwirkſam und er 
daher zur Herausgabe verpflichtet ſei. Hierbei habe die Erblaſſerin 
noch beſonders die Verpflichtung übernommen, ihm alle Koſten aus 
der Ausführung des Auftrags, insbeſ. die eines Rechtsſtreits wegen 
Herausgabe der Aktien, zu erſetzen. f 

Für dieſe Begründung des Gegenanſpruchs kommt es in 
der Tat allein auf die Wirkfamkeit des Auftrags, freilich 
nicht nur bis zur Erhebung der Klage auf Herausgabe der Aktien, 
wie das NG. meint, fordern bis zur Beendigung des Prozeſſes an. 
Denn nur wenn der Auftrag jo lange bindend für die Bell. als 
Erbin beſtand, troz 88 672 und 671, konnte der Kl. feinen Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch auf die Belt. des 8670 ſtüͤtzen — neben der 
as beſondere Verſprechen der Erblaſſerin, wie das RG. zutreffend 
bemerkt, nicht rechtserheblich iſt, da der Auftrag dem Kl. ja gerade 


für eine ordnungsmäßige Vertragserfüllung erforderlichen 
Geldmittel nicht gehabt hat. Dieſer Zweck kommt in § 1 durch 
die Anweiſung an das PA., wann es dem Antrage des Päch⸗ 
ters entſprechen darf, klar zum Ausdruck. Aus dieſem in der 
BD. ſelbſt angegebenen Zwecke muß geſchloſſen werden, daß 
Pachtzins i. S. dieſer Regelung auch jede geldwerte Vertrags⸗ 
leiſtung des Pächters gegenüber dem Verpächter iſt, die ſich 
nach der Verkehrsauffaſſung wirtſchaftlich als Teil oder Er⸗ 
gänzung des Pachtentgelts darſtellt. Dabei kann es keinen 
Unterſchied machen, ob der Vertrag eine Zahlung unmittelbar 
an den Verpächter oder an einen anderen Gläubiger oder eine 
andere Stelle erfordert. Auch ſolche Leiſtungen, die nicht an 
den Verpächter ſelbſt in Geld zu bewirken ſind, können in ihrer 
Ausführbarkeit für den Pächter ebenſo wie andere Zahlungs⸗ 
verpflichtungen durch die wirtſchaftliche Geſamtentwicklung be⸗ 
rührt fein. Da aber der Pächter durch die VO. gegen die Fol⸗ 
gen dieſer für die Landwirtſchaft ungünſtigen Geſamtentwick⸗ 
lung nach Maßgabe des 8 1 gejchligt fein ſoll, jo muß der Be⸗ 
griff des Pachtzinſes in dem angegebenen weiten Sinne auf⸗ 
gefaßt werden. 
(U. v. 6. April 1933; VIII 34/33. — Stettin.) 9. 


II. Bürgerliches Geſetzbuch. 


2. 88 134, 2197, 2278, 2280, 2289 BG B. Un⸗ 
wirkſamkeit eines Auftrages, wenn durch ihn 
letztwillige Verfügungen umgangen oder die Be⸗ 
ſchränkung der Rechte des Vertragserben herbei— 
geführt werden ſoll. ) 


(U. v. 28. Nov. 1932; IV 263/32. — Nürnberg.) [Ka.] 
Abgedr. JW. 1933, 169 16. 
(= NG. 139, 42.) 


die Führung des Prozeſſes aufgab. Aber dieſe Frage der Wirk- 
famkeit des Auftrages brauchte und durfte m. E. in dem 
vorl. Rechtsſtreite überhaupt nicht mehr geprüft werden, 
wie das RG. es getan hat. Denn in dem zwiſchen denſelben Parteien 
geführten Vorprozeß auf Herausgabe der Aktien iſt der Kl. hierzu 
mit der ausdrücklichen Begründung verurteilt worden, daß ſeine 
Beſtellung zum T V. nach 8 2289 Abſ. 1 Ziff. 2 als unzuläſſige 
Beeinträchtigung der Rechte der Bekl. als Vertragserbin unwirk⸗ 
ſam ſei. Damit aber war das Nichtbeſtehen der von ihm be⸗ 
haupteten Rechtsſtellung als TV. zwiſchen den Prozeßparteien 
rechtskräftig feſtgeſtellt. Dies gilt m. E. ſelbſt dann, wenn 
— was leider aus dem Tatbeſtande der RGEntſch. nicht hervor⸗ 
geht — die Klage im Vorprozeß nur auf Herausgabe der Aktien, 
nicht auch auf Feſtſtellung der Ungültigkeit der teſtamentariſchen Ein⸗ 
ſetzung der XV. gerichtet war. Denn ein TV. kaun nur dann auf 
Herausgabe der ſeiner Verwaltung unterliegenden Gegenſtände ver⸗ 
urteilt werden, wenn er kein Recht zum Beſitze hat, d. h. aber 
wenn die Teſtamentsvollſtreckung nicht wirkſam iſt. Dieſe Frage be⸗ 
trifft alſo den Rechtsgrund des Anſpruchs und bildet nicht etwa 
nur einen Beſtandteil der Urteilsbegründung. Stand aber die Un⸗ 
wirkſamkeit der Beſtellung des Kl. zum TV. zwiſchen den Parteien 
rechtskräftig feſt, ſo brauchte auch die Wirkſamkeit des von der 
Erblaſſerin dem Kl. erteilten Auftrags nicht mehr geprüft zu 
werden. Denn dieſer Auftrag ging ja gerade darauf, daß der Kl. 
feine ihm aus der Teſtamentsvollſtreckung. gem. § 2205 ob⸗ 
liegenden Pflichten zur Verwaltung der Aktien unbedingt er⸗ 
füllen ſolle. Beſtanden dieſe Pflichten aber wegen geſetzlicher Un⸗ 
zuläſſigkeit der Einſetzung eines TV., alſo nach § 134 gar nicht, ſo 
war auch ein Vertrag, der den TV. noch einmal beſonders zu ihrer 


1302 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


*. 88 138, 2281, 2079 BGB. Die Sittenwidrig⸗ 
keit eines Rechtsgeſchäftes und einer darauf auf⸗ 
gebauten Anfechtung eines Erbvertrages iſt zu 
verneinen, wenn neben unlauteren auch ein⸗ 
wandfreie Beweggründe beſtimmend waren. ) 


(U. v. 1. Dez. 1932; IV 235/32. — Zweibrücken.) [fa] 
Abgedr.: JW. 1933, 173 20. 
= NG. 138, 373.) 


Erfüllung verpflichtete, zwar nicht nach $306 — denn man kann 
ſich zur Erfüllung einer ſchon beſtehenden Pflicht noch einmal ver⸗ 
traglich verpflichten —, wohl aber nach 5134 nichtig. Damit 
war aber dem auf die Gültigkeit des Auftrags geſtützten Klag⸗ 
anſpruche ohne weiteres der Boden entzogen. 

II. Stellt man ſich aber auf den m. E. engherzigen Standpunkt, 
daß nur das Nichtbeſtehen der Herausgabepflicht, nicht auch das der 
Teſtamentsvollſtreckung in dem Vorprozeß rechtskräftig feſtgeſtellt 
war, jo mußte allerdings die Wirkſamkeit des Auftrags, da 
die Klage auf ihn geſtützt iſt, erneut ſelbſtändig geprüft werden. 
Aber dazu bedurfte es keiner Erörterung der Frage, ob die Er⸗ 
teilung des Auftrags eine Umgehung der für Verfügungen von 
Todes wegen gegebenen Beſt. enthalte und aus dieſem Grunde nichtig 
ſei. Vielmehr genügte es feſtzuſtellen, ob die Einſetzung der Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung wirkſam oder unwirkſam war. Denn da 
der Auftrag auf nichts anderes gerichtet war als auf die Erfüllung 
der dem TV. ſchon geſetzlich obliegenden Pflichten, ſo war mit der 
Feſtſtellung der Ungültigkeit jener teſtamentariſchen Anordnung auch 
die Gültigkeit des Auftrags verneint. Es iſt nun zwar nicht un⸗ 
beſtritten, ob die Einſetzung eines TV. unter die nach 8 2289 
unzuläſſigen Beſchränkungen des Vertragserben fällt. Insbeſ. 
hat ſich Harrach: 83. 1926, 214ff. in eingehender Begründung 
bemüht, das Gegenteil darzutun. Er hat aber im Schrifttum und in 
der Rſpr. keine Zuſtimmung gefunden (f. Planck, Bem. 3 zu 
82289; Staudinger, Bem. 3d zu 8 2289; RG R Komm., 
Bem. 1 zu 8 2289; Kipp, Erbrecht S. 127 N. 8; KG.: RJ A⸗ 
EntſchF G. 12, 18 und 16, 253) — freilich überall ohne nähere Be⸗ 
gründung. Aber die Gründe Harrachs find auch ſachlich nicht über⸗ 
zeugend. Die Entziehung des Beſitzes, der Verwaltung und der Ver⸗ 
fügungsbefugnis über den Nachlaß oder Nachlaßteile, die mit der 
Einſetzung eines TV. zu Laſten des Erben verknüpft iſt, iſt eine 
ſehr ſtarke „Beeinträchtigung“, nicht nur eine „Beſchrän⸗ 
kung” der Rechte des Erben und daher ſicherlich nach §S 2289 un⸗ 
zuläſſig. Damit iſt aber auch der Auftrag, der — im Hin⸗ 
blick auf die von der Erblaſſerin offenbar erwartete „Aufechtung“ 
ihrer teſtamentariſchen Beſt. — dem Kl. noch einmal ſtrikte Er⸗ 
füllung ſeiner Verwaltungspflichten bis zur gerichtlichen Feſtſtellung 
der Ungültigkeit der Teſtamente aufgab, nach § 134 nichtig. 

III. Aber damit iſt die Prüfung der materiellen Rechtslage 
nicht erſchöpft. Der Kl. hat zwar ſeinen Anſpruch auf den 
gültigen Auftrag geſtützt, aber das Gericht hat nicht nur den 
geltend gemachten Klaggrund, ſondern allgemein zu prüfen, ob aus 
irgendeinem Rechtsgrunde der Klaganſpruch berechtigt iſt. Und da 
ergeben ſich zwei weitere Möglichkeiten. 

1. Einmal iſt zu fragen, ob nicht auch bei Unwirkſamkeit 
der Teſtamentsvollſtreckung der vom Erben in einem äußerlich 
fehlerfreien Teſtamente ernannte TV. Erſtattung der von ihm 
pflichtgemäß für erforderlich gehaltenen Aufwendungen aus dem 
Nachlaſſe verlangen kann. Das iſt m. E. unter einer Vorausſetzung 
zu bejahen: nämlich dann, wenn der TV. als negotiorum 
gestor des Erben betrachtet werden kann. Das iſt aber grund⸗ 
ſatzlich möglich. Genau fo wie bei Ungültigkeit eines rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Auftrags der Beauftragte echter Geſchäftsführer ohne Auftrag 
iſt, wenn er ſich irrtümlich für rechtswirkſam beauftragt halten und 
daher annehmen durfte, daß die Übernahme der Geſchaftsführung 
dem Willen des Auftraggebers entſpreche (8678), ebenſo muß auch 
der TV., deſſen Rechtsſtellung zum Erben bei Gültigkeit ſeiner 
Einfegung ja im weſentlichen nach dem Muſter des Auftrags ge- 
ftaltet iſt ($ 2218), in den immerhin nicht ſeltenen Fällen, in denen 
ſei es das ganze Teſtament, ſei es ſeine Ernennung nichtig iſt, als 
negotiorum gestor behandelt werden, ſofern er nur ohne Fahr⸗ 
läſſigkeit an die Gültigkeit des Teſtaments oder an die Wirk- 
ſamkeit feiner Einſetzung glauben durfte. Die Mög⸗ 
lichkeit eines ſolchen Geſchäftsführungsverhältniſſes nimmt auch OLG. 
Frankfurt: OLG. 32, 61 an, die einzige Entſch., die ich über dieſe 
Frage gefunden habe. Für die dann entſtehende Frage, ob ſeine 
Verwaltungshandlungen dem Intereſſe und dem wirklichen oder mut⸗ 
maßlichen Willen des Geſchäftsherrn entſprechen, wovon ſein Anſpruch 
auf Erſatz der Aufwendungen, die er für erforderlich halten durfte, 
nach 8 683 i. Verb. m. 5 670 abhängt, iſt aber beim TV. ent⸗ 
ſprechend ſeiner nur dem Willen des Erblaſſers unterworfenen 
(82203), im übrigen aber überparteilichen, neutralen Amtsſtellung 
nicht etwa der fubjektive Wille des Erben entſcheidend, ſondern der 
des Erblaſſers und das objektive Intereſſe des Nach⸗ 
laſſes. Es kommt daher im vorl. Falle darauf an, einmal ob der 


4. 8138 BGB. Die Nichtigkeit des Verzichtes 
auf die Fideikommißfolge wirkt, rechtskräftig 
gegenüber dem Fideikommißinhaber feſtgeſtellt, 
nicht von ſelbſt auch gegenüber dem nächſten An- 
wärter (Preuß. Landrecht). 


(U. v. 3. Okt. 1932; IV 153/82. — Berlin.) 
Abgedr. JW. 1933, 688. 


Kl. trotz der Zweifel, die offenbar die Erblaſſerin und er ſelbſt hatten, 
und trotz des Widerſpruchs der Erbin nicht fahrläſſig handelte, 
wenn er die Gültigkeit ſeiner Einſetzung annahm, und 
ferner, was dann ohne weiteres zu bejahen wäre, ob die Prozeß⸗ 
führung über dieſe Frage dem Willen des Erblaſſers entſprach und 
im Intereſſe des Nachlaſſes lag. Ob die erſte Frage zu bejahen 
oder — wie das OLG. Frankfurt in dem obigen Falle, in dem das 
Teſtament wegen Geſchaftsunſähigkeit nichtig war, es tut — zu ver⸗ 
neinen iſt, hängt von der Geſamklage des Falles ab. Man wird hier 
wohl im Hinblick darauf, daß die herrſchende Meinung Unwirkſam⸗ 
keit der Teſtamentsvollſtreckung nach § 2289 annimmt, und daß 
der zweite TV. ſogar ein RA. war, zu dem Schluſſe kommen müſſen, 
daß der Kl. fahrläſſig gehandelt hat und daher ein Anſpruch 
aus 8683 entfällt. Aber ganz vorübergehen durfte 
man an der Frage nicht! 

2. Es kommt ſchließlich noch ein zweiter rechtlicher Geſichts⸗ 
punkt in Betracht: nämlich ob dem Kl. nicht aus 88 307 i. Verb. 
mit 309 ein Anſpruch auf Koſtenerſtattung zuzubilligen iſt. Durch 
die Ausführung des nichtigen Auftrags der Erblaſſerin, auf deſſen 
Gültigkeit er vertraute, it ihm der Schaden der Prozeßkoſten ent⸗ 
ftanden: alfo negatives Vertragsintereſſe. Aber diefer An⸗ 
ſpruch ſetzt nicht nur voraus, daß der Kl. ohne Fahrläſſigkeit die 
Auftragserteilung für wirkſam halten durfte, was wohl aus den⸗ 
ſelben Gründen zu verneinen iſt — die Beweislaſt trifft freilich nach 
8307 Abſ. 1 Ziff. 2 die Bekl. —, ſondern auch daß die Erblaſſe⸗ 
rin (nicht die Erbin, ſ. dazu Boehmer, Der Übergang des 
Pflichtlebens des Erblaſſers auf den Erben: RGFeſtſchrift III S. 287) 
die Unwirksamkeit hätte erkennen muſſen, was der Kl. zu beweiſen 
hätte. Dieſe Klagbegründung wäre daher für ihn noch ungünſtiger 
als die aus 8 683. 

3. In jedem Falle iſt aber eins zu bedenken. Der TV. hat 
offenbar im Vertrauen auf die Gültigkeit ſeiner Ernennung und des 
Auftrags der Erblaſſerin den Prozeß geführt. Soll er das Riſiko 
dieſer ſubjektiv pflichtmäßigen Handlung auch dann tragen, wenn 
man ihm keine Fahrläſſigteit vorwerfen könnte? Das RG. 
nimmt das offenbar an, da es dieſe Frage nicht prüft. Aber das 
würde manchen mit Recht bedenklich machen, das ohnehin oft un⸗ 
dankbare Amt eines TV. zu übernehmen. 

Prof. Dr. G. Boehmer, Halle a. d. S. 


[Ka.] 


Zu 3. Das Urt. verneint mit Recht eine Unwirkſamkeit ſowohl 
der Adoption als auch der Anfechtung. 

I. Unſittlichkeit einer Adoption nach 8 188 Abſ. 1 BGB. 
kann nicht leicht gedacht werden. Denn eine entgeltliche Adoption 
entbehrt überhaupt der Zulaſſung; der Inhalt der Adoption iſt ledig⸗ 
lich auf die rechtlichen Wirkungen des Eltern- und Kindesverhältniſſes 
gerichtet. Da ferner Bedingungen bei der Adoption unzuläſſig ſind, 
fo kann eine Unſitklichkeit hörhſtens in den Vorausſetzungen gefunden 
werden (Henle, Allg. Teil S. 118). Unſittliche Motive, mögen ſie 
auch vom Gegner durchſchaut oder gar ihm mitgeteilt ſein, genügen 
nicht. Vollends nicht, wenn ſie nicht die alleinigen Motive ſind. Ge⸗ 
ſetzt, die Gültigkeit des Erbvertrags ſei von den Adoptionsparteien 
irrig angenommen worden, jo würde eine Ungültigkeit der Adoption 
wegen Irrtums zu verneinen ſein. Dementſprechend war auch die 
Unſittlichkeit der Adoption zu verneinen. 

II. Die Anfechtung iſt unter zwei Geſichtspunkten zu prüfen. 

A. Unfittfichkeit der Anfechtung eines Erbvertrags nach 8 138 
Abſ. 1 durfte überhaupt zu verneinen fein. Bedingungen find bei der 
amtsempfangsbedürftigen Erklärung unzuläſſig. Vorausſetzungen Rome 
men gegenüber dem Amt nicht in Frage. 

B. Wenn das Urt. dennoch einen Verſtoß gegen die guten Sitten 
erwägt, fo müßte § 826 herangezogen werden. Zwar hann eine Rechts⸗ 
ausübung nur dann gegen 8 826 verſtoßen, wenn ſie zunachſt gegen 
8 226 verſtößt (Henle a. a. O. S. 28); indeſſen ob die ſog. Ge⸗ 
ſtaltungsrechte unter § 226 fallen, ſteht dahin. Jedenfalls kann aber 
nach dem feſtgeſtellten Tatbeſtande weder geſagt werden, daß die 
Aufechtung nur den Zweck der Schädigung verfolgte, noch daß ſie 
ſouſtwie gegen die guten Sitten verſtieß. Es iſt wärmſtens zu bes 
grüßen, daß das NG. die Freiheit der rechtsgeſchäftlichen Bewegung 
gegen unbegründete Einſchnürung in Schutz genommen hal. 

Prof. Dr. Heule, Roſtock. 


Zu 4. Der Entſch. iſt beizutreten; ihre Begr. gilt jedoch nicht 
für Fideikommißprozeſſe ſchlechthin, ſondern nur für Fideikommiß⸗ 
Prätendentenprozeſſe, zu denen der entſchiedene Fall gehört. Nur für 
letztere trifft der Satz zu, daß ein gegen den Fideikommißbeſitzer er⸗ 


Die Rev. ftellt, geſtützt auf die Entfch. des erk. Sen. RG. 
93, 292 und des 4. ZivSen.: JW. 1925, 604 den allge- 
meinen Rechtsſatz auf, daß $ 185 BGB. auf Verfügungen bei 
Erbengemeinſchaften und Gütergemeinſchaften keine Anwen⸗ 
dung finde. Soweit der Abſ. 1 des § 185 in Betracht kommt, 
wird dieſe Rechtsanſicht ſchon in RGB. 129, 2841) mißbilligt. 
Ob ſie für den Abſ. 2 ſich halten läßt, kann dahingeſtellt blei⸗ 
ben. Die erwähnten Entſch. des 4. und 5. ZivSen. find im 
Schrifttum mit beachtlichen Gründen bekämpft worden. Einer 
Nachprüfung der in ihnen vertretenen Auffaſſung über die 
Nichtanwendbarkeit des § 185 Abſ. 2 bei Verfügungen innere 
halb von Geſamthandgemeinſchaften bedarf es indeſſen im 
vorl. Falle nicht. Denn entgegen dem BG. muß dem Bekl. 
entgegengehalten werden, daß die Berechtigte, nachdem ſie An⸗ 
fang 1928 die Genehmigung verweigert hatte, nicht mehr Ende 
1928 die Verweigerung widerrufen und die Genehmigung er⸗ 
teilen konnte. 

Die Frage, ob und wann der Berechtigte des § 185 Abſ. 2 
BGB. die zunächſt abgegebene Erklärung, daß er die Genehmi⸗ 
gung verweigere, widerrufen und nachträglich doch noch die 
Genehmigung erteilen könne, iſt bisher vom RG. nicht grund⸗ 
ſätzlich entſchieden. Für den beſonderen Fall des 8 108 BGB. 
iſt in einem älteren Erkenntnis des 4. ZivSen.: IW. 1906, 9 
ausgeſprochen, daß die Erklärung des geſetzlichen Vertreters, 
er verweigere die Genehmigung zu einem Verlöbnis des Min⸗ 
derjährigen, unwiderruflich ſei und das Verlöbnis endgültig 
rechtsunwirkſam mache. Die Meinungen im Schrifttum zu der 
grundſätzlichen Frage ſind geteilt. Die einen (v. d. Pford⸗ 
ten, Das neue dtſch. Zivil., Allg. Teil S. 161; v. Thur, 
Der Allg. Teil des dtſch. Bürgerl. Rechts Bd. II 1 S. 381 ff. 
IVI) vertreten die Anſicht, daß die Verweigerung der Ge⸗ 
nehmigung zu einem ſchwebend unwirkſamen Rechtsgeſchäft 
ſtets eine unabänderliche Willenserklärung ſei, die das bis da⸗ 
hin genehmigungsfähige Rechtsgeſchäft endgültig vernichte und 
keinen Raum für eine nachträgliche Genehmigung laſſe. Die 
anderen (Planck⸗ Flad, 4. Aufl., 8 185 Anm. 6, 8 184 An⸗ 
merkung 3; Dertmann, 3. Aufl., 8 182 Anm. 10; Stan⸗ 
dinger, 9. Aufl., 9 185 Anm. 4, § 184 Anm. 2) halten die 
Verweigerung der Genehmigung grundſätzlich für widerruflich 
und führen zur Begr. dieſer Anſicht aus: 

Die Verweigerung der Genehmigung aus § 185 Abſ. 2 
BGB. ſtelle an ſich kein Rechtsgeſchäft dar, ſondern nur die 
Ablehnung des Geſuchs, ein Rechtsgeſchäft vorzunehmen. 


gangenes Urt. nicht zugezogenen Anwärtern gegenüber unwirkſam iſt. 
Bei Prozeſſen über Fideikommiß vermögen dagegen kann der Fidei⸗ 
kommißbeſitzer inſoweit das Fideikommiß (die fideikommißberechtigte 
Familie) im Prozeß wirkſam vertreten, als er über den Streit⸗ 
gegenſtand verfügen kann. Nach heutigem Recht, insbeſ. nach $ 6 
ZwAuflVoO., 88 110 ff. ZmAufl®. iſt er in weitem Umfange zur ſelb⸗ 
ſtändigen Verfügung befugt; inſoweit kann er auch ſelbſtändig über 
Fideikommißvermögen prozeſſieren; in allen übrigen Prozeſſen ge⸗ 
nügt nach §8 117 ff. II 4 ALR. die Zuziehung der beiden nächſten 
Anwärter (nach dem 8 48 FamcGch. auch des nächſten Folgeberech⸗ 
tigten), um das Urt. für und gegen das Familiengut (ſämtliche An⸗ 
wärter) wirkſam zu machen (näheres Seelmann-Eggebert. 
Fam. 848 S. 260 ff.). 

Der entſchiedene Prozeß war ein fideikommißrechtlicher Status⸗ 
prozeß (vgl. über den Unterſchied das von der Entſch. zitterte Urt. 
RGWarn. 1914 Nr. 135). Kl. hatte nach dem nicht mitabgedruckten 
Urteilstatbeſtand 1921 auf die Zugehörigkeit zur fideikommißberech⸗ 
tigten Familie verzichtet und gegenüber dem Fideikommißbeſitzer die 
Feſtſtellung erſtritten, daß der obligatoriſche Abſindungsvertrag, auf 
Grund deſſen er den Verzicht erklärt hatte, wegen Wüchers nichtig 
ſei; er ſtützte ſeine nunmehr auch gegen den nächſten Anwärter er⸗ 
hobene Feſtſtellungsklage auf die Behauptung, daß durch das Urt. im 


) JW. 1930, 2924. 
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Rechtsgeſchäftlichen Charakter habe fie nicht, weil ſie keine 
Rechtswirkungen hervorrufe, die nicht auch ohnedies vorhan⸗ 
den wären; ſie hindere nur den Eintritt des zur Vollwirk⸗ 
ſamkeit erforderlichen geſchäftlichen Tatbeſtandes. Darum ſei 
dazu auch kein beſonderer Geſchäftswille erforderlich. Aus dem 
Mangel der Rechtsgeſchäftsnatur folge die grundſätzliche 
Widerruflichkeit der Erklärung. Allerdings gebe es Ausnah⸗ 
men von dieſer Regel. Die Ausnahmen beruhten teils auf 
Geſetz, teils auf dem Vertragswillen der Parteien des ge⸗ 
nehmigungspflichtigen Geſchäfts. Kraft ausdrücklicher Geſetzes⸗ 
vorſchrift habe z. B. die Genehmigungsverweigerung im 8 415 
Abſ. 2 BGB. Rechtsgeſchäftsnatur, weil hier das Geſetz ſelbſt 
die Folge der Unwirkſamkeit des genehmigungspflichtigen Ge⸗ 
ſchäfts an die Verweigerungserklärung knüpfe. In einem ſol⸗ 
chen Falle ſei die Erklärung unwiderruflich oder — richtiger 
geſagt — nach der Verweigerung eine Genehmigungserklärung 
nicht mehr möglich, weil das genehmigungspflichtige Geſchäft, 
deſſen Wirkſamkeit zunächſt in der Schwebe geweſen ſei, vom 
Zeitpunkt der Verweigerung ab nicht mehr beſtanden habe. Wo 
eine ausdrückliche Geſetzesvorſchrift fehle, müſſe in jedem Ein⸗ 
zelfall aus dem Zweck der Vorſchr. und ihrem Zuſammenhang 
mit anderen Vorſchr. ihr Sinn ermittelt werden. So ſei z. B. 
in den Fällen der 88 108, 177, 1396, 1448 anzunehmen, daß 
das genehmigungspflichtige Geſchäft durch die einmal erklärte 
Verweigerung unwirkſam werde. Das folge aus dem vom Ge⸗ 
ſetzgeber mittelbar durch die zweiten Abſätze der gen. Vorſchr. 
anerkannten berechtigten Intereſſe des einen Vertragsteils, 
ſchnell und endgültig Gewißheit darüber zu erlangen, ob er 
an den in der Schwebe befindlichen Vertrag noch ferner ge⸗ 
bunden ſei oder nicht. Dieſem Intereſſe würde man nicht ge⸗ 
nügend Rechnung tragen, wenn man den Vertrag nach der 
Verweigerung noch nachträglich jederzeit genehmigen und da⸗ 
durch wirkſam werden ließe. Kraft des Vertragswillens der 
Parteien des genehmigungspflichtigen Geſchäfts ſei die Un⸗ 
widerruflichkeit der Verweigerungserklärung des Dritten regel⸗ 
mäßig dann anzunehmen, wenn die Vertragsparteien die Ge⸗ 
nehmigungsbedürftigkeit ihres Geſchäfts gekannt hätten, wenn 
ſie darüber einig geweſen ſeien, daß die Genehmigung nach⸗ 
geſucht werden ſolle, oder wenn ſie gar die Wirkſamkeit ihres 
Geſchäfts an die Bedingung der Genehmigung des Dritten ge⸗ 
knüpft hätten. In ſolchen Fällen erhelle ihr Wille, nach der 
einmal erklärten Verweigerung der Genehmigung nicht mehr 
an das Geſchäft gebunden zu ſein. Außerhalb dieſer geſetz⸗ 
lichen und vertraglichen Ausnahmefälle müſſe aber an dem 
Grundſatz der Widerruflichkeit der Verweigerungserklärung als 
einer nicht rechtsgeſchäftlichen, für das Schickſal des genehmi⸗ 
gungöpftichtigen Geſchäfts bedeutungsloſen, rein tatſächlichen 
Außerung feſtgehalten werden. Insbeſ. müſſe die Widerruf⸗ 
lichkeit für $ 185 Abſ. 2 BGB. dann angenommen werden, 
wenn die Parteien des ſchwebend unwirkſamen Geſchäfts nicht 
gewußt hätten, daß der Verfügende nicht zur Verfügung be⸗ 
rechtigt ſei. Denn dann ſei ihr Wille auf eine ſofort und für 
immer wirkſame Verfügung gerichtet geweſen. Die ſofortige 


Vorprozeſſe auch dieſem gegenüber rechtskräftig die Nichtigkeit bes 
Verzichtes feſtgeſtellt ſei. Das NG. hat dieſe Auffaſſung mit Recht 
zurückgewieſen. Würde infolge der Unwirkſamkeit des Verzichts Kl. 
noch zur fideikommißberechtigten Familie gehören, insbeſ. noch An⸗ 
wärter und beim Wegfall des jetzigen Fideikommißbeſitzers folgeberech⸗ 
tigt ſein, ſo würde dadurch das Anwärterrecht der anderen Anwärter, 
insbeſ. der Rang ihres Folgerechtes entſprechend verſchlechtert. Dieſes 
Anwärterrecht, das ein ſtiftungsmäßiges Sonderrecht (vgl. darüber 
Seelmann⸗Eggebert, Be S. 72 Anm. 7, 74 Anm. 13) 
iſt, kann aber ſelbſt im Familienſchlußverfahren nur mit Zuſtimmung 
des Berechtigten, und kann darum auch im Prozeß nur unter ſeiner 
Zuziehung beeinträchtigt werden. Um ein rechtskräftiges Urt. gegen 
alle Anwärter zu erwirken, müßte Kl. ſämtliche lebenden Anwärter 
verklagen und für die künftigen Anwärter einen Pfleger beſtellen 
laſſen und dieſen mitverklagen. In der Praxis wird der Fideikommiß⸗ 
prätendent in der Regel zunächſt bei der Auflöſungsbehörde ein Folge⸗ 
oder Anwartſchaftszeugnis beantragen (vgl. Seelmann⸗Eggebert 
a. a. O. S. 234, 5), um auf dieſe Weiſe ein Proviſorium zu ſchaffen, 
je nach dem Ausgang dieſes Verfahrens werden der Prätendent oder 
ſeine Gegner — ſo viele ihrer nach menſchlichem Ermeſſen noch zur 
Folge kommen konnen — den Streit durch Klage vor der Auflöſungs⸗ 
behörde oder im ordentlichen Rechtswege (88 210, 211 ZwAuflG.) 
endgültig austragen müſſen. 
RA. Dr. W. Seelmann⸗Eggebert, Berlin. 
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Wirkſamkeit ſei freilich wegen des Mangels im Recht des 
Verfügenden nicht eingetreten. Da aber die Verfügung doch 
noch durch die Genehmigung des Berechtigten habe wirkſam 
werden können, ſo entſpreche die über die Verweigerung des 
Dritten hinaus fortdauernde Bindung der Abſicht der Parteien. 

Wollte man dieſer vom BG. gebilligten Anſicht folgen, 
fo wären gegen die Widerruflichkeit der im BU. ohne Rechts⸗ 
irrtum feſtgeſtellten Genehmigungsverweigerung der Frau M. 
von Anfang 1928 keine Rechtsbedenken zu erheben. Die dar⸗ 
gelegte Rechtsbegründung für die grundſätzliche Widerruflich⸗ 
keit der Verweigerung einer Genehmigung nach § 185 Abſ. 2 
BGB. hält aber der Nachprüfung nicht ſtand. 


Schon der Ausgangspunkt der nachzuprüfenden Rechts⸗ 
anſchauung, daß nämlich die Erklärung der Genehmigungs⸗ 
verweigerung grundſätzlich kein Rechtsgeſchäft ſei, kann nicht 
gebilligt werden. Daß die Erteilung der Genehmigung eine 
einſeitige, empfangsbedürftige, rechtsgeſchäftliche Willenserklä⸗ 
rung iſt, wird allgemein anerkannt. Daß ihr Gegenſtück, die 
Verweigerung der Genehmigung, grundſätzlich anders bewertet 
werden müßte, iſt dem Geſetz nicht zu entnehmen. Im Gegen⸗ 
teil ſtellt der die „Rechtsgeſchäfte“ behandelnde 3. Abſchn. des 
Allg. Teils des BGB., der von der Einwilligung und Ge⸗ 
nehmigung handelt, im einleitenden $ 182 die Erklärung der 
Erteilung ſowie der Verweigerung der Zuſtimmung als recht— 
lich gleichwertig nebeneinander. Die hier gegebene Vorſchr. 
über den Adreſſaten der Verweigerungserklärung wäre kaum 
verſtändlich, wenn das Geſetz von dem Grundgedanken aus⸗ 
gegangen wäre, die Verweigerung der Zuſtimmung ſei ein 
rechtlich unerheblicher, nicht rechtsgeſchäftlicher Akt. Es wider⸗ 
ſtrebt auch der natürlichen Rechtsbetrachtung, das Ja des 
Dritten als rechtsgeſchäftliche Willenserklärung, das Nein als 
einen rein tatſächlichen Vorgang ohne rechtsgeſchäftliche Be⸗ 
deutung zu behandeln. Die Erteilung und die Verweigerung 
der Genehmigung ſind in gleicher Weiſe Privatwillenserklä⸗ 
rungen, die auf einen Rechtserfolg gerichtet ſind. Die erteilte 
Genehmigung will das bislang ſchwebend unwirkſame Rechts⸗ 
geſchäft heilen, die verweigerte Genehmigung will es ver⸗ 
nichten. Es kann nun nicht geleugnet werden, daß der Über⸗ 
gang von der ſchwebenden zur endgültigen Unwirkſamkeit nicht 
minder ein Rechtserfolg iſt, wie der Übergang von der ſchwe⸗ 
benden zur endgültigen Wirkſamkeit. Hiernach kann die Rechts⸗ 
geſchäftsnatur der Erklärung, daß die Genehmigung verweigert 
werde, nicht in Abrede geſtellt werden. Was nun die Frage 
anbetrifft, ob das Geſetz die Erklärung den erſtrebten Erfolg 
der Vernichtung des ſchwebend unwirkſamen Geſchäfts erreichen 
läßt, fo iſt allerdings richtig, daß in den 88 182 — 185 über 
den Rechtserfolg der Verweigerungserklärung nicht ausdrüd- 
lich geſprochen iſt, während der Rechtserfolg der Erteilung der 
Genehmigung in den 8$ 184, 185 Abſ. 2 BGB. durch bei. 
Vorſchr. geregelt wird. Aus jenem Schweigen und dieſer Re⸗ 
gelung darf aber kein Schluß dahin gezogen werden, daß der 
Geſetzgeber der Verweigerungserklärung den erſtrebten Rechts⸗ 
erfolg verſagen und nur der Erteilungserklärung den ge⸗ 
wünſchten Erfolg gewähren wollte. Vielmehr erklärt ſich die 
Haltung des Geſetzes zwanglos daraus, daß Vorſchr. über die 
Rechtswirkung der Genehmigungserteilung namentlich wegen 
der Rückwirkungsfrage erforderlich erſchienen, während die 
Rechtswirkung der Genehmigungsverweigerung (endgültige 
Hinfälligkeit des ſchwebend unwirkſamen Geſchäfts) ſelbſtver⸗ 
ſtändlich war. Das Geſetz läßt grundſätzlich jeden erklärten 
Privatrechtswillen den gewollten Erfolg erreichen; Ausnahmen 
von dieſer Regel werden beſonders hervorgehoben (z. B. 
88 125, 134, 138 uſw.). Es iſt daher kein Grund erſichtlich, 
warum angeſichts des Geſetzesſchweigens gerade die Genehmi⸗ 
gungsverweigerung des. Berechtigten im $ 185 Abſ. 2 nicht 
den von ihm gewollten Erfolg der endgültigen Vernichtung 
der Fremdverfügung über ſeinen Gegenſtand haben ſollte. 
Natürlich iſt dabei nur an eine ſolche Verweigerungserklärung 
gedacht, die ohne Vorbehalt für eine ſpätere Genehmigung ab⸗ 
gegeben, die alſo nicht etwa nur als vorläufige, ſondern als 
endgültige Willensentſchließung des Erklärenden in die Er⸗ 
ſcheinung getreten iſt. Die Verweigerung, die ſich nach außen 
hin als abſchließende, auf die endgültige Vernichtung des 
ſchwebend unwirkſamen Verfügungsgeſchäfts gerichtete Willens⸗ 
erklärung darſtellt, iſt ein Rechtsgeſchäft, das mangels einer 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


beſouderen geſetzlichen Ausnahmebeſtimmung den gewollten Er⸗ 
folg auch erreicht. Aus 8415 Abſ. 2 BGB. kann nichts Gegen⸗ 
teiliges hergeleitet werden. Es handelt ſich dort um eine 
Sondervorſchrift für das Spezialgebiet der Schuldübernahme; 
das Geſetz fingiert darin die Nichtvornahme eines an ſich ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrags. Eine ſolche Vorſchrift geſtattet weder 
einen Vergleichsſchluß noch einen Gegenteilsſchluß für die 
Rechtsfrage, wie die Verweigerung der Genehmigung zu einer 
Fremdverfügung im Bereich des §S 185 BGB. wirkt. Der 
§ 415 Abſ. 2 ermöglicht insbeſ. keinen Rückſchluß für oder 
gegen die Rechtsgeſchäftsnatur der Verweigerungserklärung 
und für oder gegen die Widerrufsmöglichkeit einer ſolchen Er⸗ 
klärung in den Fällen des $ 185 BGB. Dasſelbe gilt aber 
auch für die Sondervorſchriften in den 88 108, 177, 1396, 
1448 BGB. Richtig iſt, daß der Geſetzgeber im jeweils zwei⸗ 
ten Abſatz dieſer Vorſchr. die Läſtigkeit ſchwebend unwirkſamer 
Geſchäfte anerkennt und daher dem unſchuldig betroffenen Ver⸗ 
tragsteil einen kurzen Weg zu endgültiger Klarſtellung der 
Vindungsverhältniſſe eröffnet. Die Faſſung des Geſetzes („Ver⸗ 
weigerung ... wird unwirkſam“) ſpricht aber auch hier eher 
für als gegen die Anſicht, daß der Geſetzgeber grundſätzlich die 
Erklärung der Genehmigungsverweigerung für ein wirkſames 
Rechtsgeſchäft hält. Wenn nun im $ 185 eine dieſen Sonder⸗ 
beſtimmungen entſprechende Vorſchr. fehlt, jo mag daraus zu 
folgern ſein, daß der Geſetzgeber hier kein Bedürfnis für eine 
geſetzlich fingierte Genehmigungsverweigerung beim Schweigen 
des Berechtigten nach Aufforderung zur Genehmigung geſehen 
hat. Dieſe Erkenntnis berechtigt aber nicht zu der weiteren 
Folgerung, daß das Geſetz die wirklich erklärte Verweigerung 
nicht als ein bindendes Rechtsgeſchäft mit dem gewollten Er⸗ 
folge der Vernichtung der bisher ſchwebend unwirkſamen Ver⸗ 
fügung anerkennen, ſondern als einen bedeutungsloſen tatſäch⸗ 
lichen Vorgang mit dem rechtlichen Erfolge der unveränderten 
Fortdauer des Schwebezuſtandes behandelt wiſſen wollte. Die 
Verweigerung der Genehmigung iſt alſo auch im Bereich des 
§ 185 Abſ. 2 als eine einſeitige, empfangsbedürftige, bindende, 
das genehmigungsfähige Geſchäft endgültig vernichtende, rechts⸗ 
geſchäftliche Willenserklärung anzuſehen. Ihr Widerruf iſt, 
wenn er nicht vorbehalten war, nicht zuzulaſſen. Wo das Ge⸗ 
ſetz einſeitige Willenserklärungen über den Zeitpunkt des Zu⸗ 
gangs hinaus ($ 130 Abſ. 1) widerruflich ſehen will, hebt es 
das als Ausnahme von der Regel der Unwiderruflichkeit auch 
ſolcher Erklärungen ausdrücklich hervor (vgl. z. B. SS 81 
Abſ. 2, 168 S. 2 u. 3, 171 Abſ. 2, 658, 790, 1405 Abi. 3, 
2253 ff.). Daher hat es auch im Gebiet der 88 182 —185 die 
beſchränkte Widerruflichkeit der Einwilligung beſonders feſt— 
gelegt (8 183). Hätte es die Verweigerung der Zuſtimmung 
(§ 182 Abſ. 1) für widerruflich erachtet ſo wäre dieſer Ge⸗ 
ſetzeswille ſicherlich gleichfalls in einer ausdrücklichen Vorſchr. 
niedergelegt worden. Das Schweigen des Geſetzes ſpricht alſo 
nicht für, ſondern gegen die Widerruflichkeit der Genehmi⸗ 
gungsverweigerung. Für die Unwiderruflichkeit ſpricht aber 
auch die ſchon in JW. 1906, 9 vom NG. betonte und bei 
v. Tuhr (a. a. O. N. 100) verwertete Rückſicht auf die Sicher⸗ 
heit des Rechtsverkehrs. Schwebend unwirkſame Rechtsgeſchäfte 
ſind immer mißlich. Ganz beſonders mißlich aber ſind ſie bei 
dinglichen Verfügungen im Grundſtücksverkehr. Bei ſolchen 
Verfügungen liegt die Beſeitigung des Schwebezuſtandes nicht 
nur im wohlverſtandenen Intereſſe der Beteiligten des Einzel⸗ 
geſchäfts, ſondern auch i. S. aller an der Sicherheit, Klarheit 
und Durchſichtigkeit der Grundbuchverhältniſſe intereſſierten 
Kreiſe. Mit dieſem Verkehrsbedürfnis wäre es unvereinbar, 
wenn man ohne geſetzlichen Zwang der auf Beſeitigung des 
Schwebezuſtandes gerichteten Willenserklärung des Berechtig⸗ 
ten, daß er die ſchwebende Grundſtücksverfügung nicht gelten 
laſſe, ſondern ſeine Genehmigung dazu verweigere, die Wir⸗ 
kung der endgültigen Vernichtung der Verfügung verſagen, 
die Erklärung als frei widerruflich, ja als ein rechtsgeſchäft⸗ 
liches Nichts anſehen und den Schwebezuſtand ins Ungewiſſe 
hinein fortdauern laſſen würde. Aus ähnlichen Rechtserwä⸗ 
gungen iſt der erk. Sen. ſchon früher dazu gelangt, im Grund⸗ 
ſtücksverkehr gewiſſen behördlichen Entſch. über die Erteilung 
oder Verſagung einer Genehmigung zu ſchwebend unwirkſamen 
Geſchäften die Widerruflichkeit abzuſprechen (RG. 103, 104 2); 


9 W. 1922, 624. 


| 62. Jahrg. 1933 Heft 22/23) 


JW. 1922, 491). Die vom BG. für feine gegenteilige Mei- 
nung ins Feld geführte Erwägung, daß der die Rückwirkung 
einer erteilten Genehmigung einfchränfende § 184 Abſ. 2 bei 
Tatbeſtänden des § 185 BGB. entſprechend anwendbar ſei, 
reicht zur Ausſchaltung der unerträglichen Folgen eines ver⸗ 
ewigten Schwebezuſtandes nach bereits verweigerter Geuehmi⸗ 
gung nicht aus. 

(U. v. 14. Dez. 1932; V 275/82. — Kiel.) 
(= RG. 139, 118.) 


* 6. 88 242, 989, 994 ff. B B. Die Geltend⸗ 
machung des dinglichen Anſpruchs wird nicht 
durch eine erhebliche Umgeſtaltung des Grund⸗ 
ſtücks ausgeſchloſſen; anders vielleicht beim Be⸗ 
reicherungsanſpruch. Die Nutzungsentſchädi⸗ 
gung iſt nach mietähnlichen, nicht nach pachtähn⸗ 
lichen Grundſätzen zu bemeſſen, wenn der Be⸗ 
ſitzer nicht ein für feine Zwecke ſchon eingerich— 
tetes Grundſtück erhalten hat, er es vielmehr 
ſelbſt einrichten mußte. Es bedeutet ein Ver⸗ 
ſchulden, wenn der Beſitzer es durch Nichtzah- 
lung von Steuern dazu kommen läßt, daß die 
Steuerbehörde Zwangshypotheken eintragen 
läßt. Die Eintragung einer Auflaſſungsvor⸗ 
merkung begründet für den zu Unrecht Einge⸗ 
tragenen nicht die Verpflichtung, im Widerſpruch 
mit ihr erfolgte Belaſtungen zur Löſchung zu 
bringen 5 

Das BG. geht im Anſchluſſe an RG.: JW. 1928, 2613 
davon aus, daß die Verträge nichtig ſind, die dem Grund⸗ 
ſtückserwerb der Bekl. zu I zugrunde gelegen haben. Es er⸗ 
klärt aber auch den dinglichen Erwerb ſelbſt für nichtig und 
hält ſich darin im Einklang mit RG. 130, 248 (2521). Wegen 
der Nichtigkeit des Erwerbs der Bekl. zu I ftellt das BO. feſt, 
daß den Kl. das Eigentum verblieben iſt, und gewährt ihnen 
den Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs (8 894 BGB.) 
ſowie auf Herausgabe des Grundbeſitzes (8 985 BGB.). Die 
dabei erforderliche Auseinanderſetzung der Parteien wegen der 
Nutzungen, des Schadenserſatzes und der Verwendungen, be⸗ 
urteilt es in Übereinſtimmung mit der Rſpr. des RG. (RG. 
121, 3362); 133, 285°); 137, 210 )) ausſchließlich nach 
88 987 ff. BGB.; außerdem billigt es der Bekl. zu J wegen 
ihrer auf den nichtigen Kaufvertrag bewirkten Leiſtung ein 
Zurückbehaltungsrecht zu. 


Die Anſchlußreviſion glaubt den Anfprüchen der Kl. auf 
Grundbuchberichtigung und Herausgabe der Grundſtücke damit 
begegnen zu können, daß die Grundſtücke durch Umwandlung 
der Spritfabrik in eine Schrauben- und Mutternfabrik „etwas 
ganz anderes“ geworden ſeien und das Verlangen der Kl 
eine überobligationsmäßige, mit 8 242 BG B. nicht verein⸗ 
bare Zumutung bedeute. Hierbei iſt aber nicht berückſichtigt, 

aß die Kl. ihr Eigentum geltend machen und daß ſich 
Grundſätze des Schuldrechts nicht ohne weiteres auf dingliche 
Anſprüche übertragen laſſen. Wie es gegenüber dem Eigen⸗ 
tumsanſpruche zu halten iſt, wenn der Beſitzer eine fremde 
Sache umgeſtaltet hat, ohne das Eigentum an ihr zu er⸗ 
werben, ift in den 88 994 ff. BGB. grundſätzlich geregelt. Der 
erk. Sen. hat zwar in RG. 133, 2935) wegen Umwandlung 
eines Grundſtücks durch Bebauung unter dem Geſichtspunkt 
der Unmöglichkeit der Herausgabe die Verurteilung zum Wert⸗ 
erſatze gebilligt. Es handelte ſich dort aber um einen Be⸗ 
reicherungsanſpruch, alſo um ein ſchuldrechtliches Verhältnis 
(8818 BGB.); die am Schluſſe jener Entſch. erörterte Mög⸗ 
lichkeit, der Eigentumsklage wegen einer verſehentlich nicht 
mitaufgelaſſenen, aber mitbebauten Parzelle die Einrede der 
rgliſt entgegenzuſetzen, beruhte auf der Eigenart jenes Fal⸗ 
les. Ob völlige Umgeſtaltung der Sache den Eigentums⸗ 
anſpruch auch ſonſt hindern könnte, mag dahingeſtellt bleiben, 
enn die Umwandlung der Spritfabrik in eine Schrauben⸗ und 
Mutternfabrik reicht keinesfalls aus, das Grundſtück zu „etwas 
anderem“ zu machen. 

Eine Nutzungsentſchädigung hat das BG. den Kl. 


Sch. 


) JW. 1931, 49. ) JW. 1928, 2447. ) JW. 1931, 3447. 
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nach 8 987 BGB. erſt von dem Eintritt der Rechtshängigkeit 
ab zugeſprochen, für die vorangegangene Zeit nur gem. 8993 
BGB. wegen der nach den Regeln ordnungsmaßiger Wirt⸗ 
ſchaft nicht zu rechtfertigenden Verwendung einiger Beſtand⸗ 
oder Zubehörteile, weil die Bekl. beim Erwerbe des Beſitzes 
an den Grundſtücken in gutem Glauben geweſen iſt und erſt 
durch das Urt. RG.: JW. 1928, 2613 erfahren hat, daß ſie 
zum Beſitze nicht berechtigt ſei. Die Rev. beanſtandet, daß das 
BG. dieſe Entſchädigung nicht nach pachtähnlichen, ſondern 
nur nach mietähnlichen Grundſätzen bemeſſen hat. Das ift 
aber durch die Feſtſtellung gerechtfertigt, daß die Bekl. das ihr 
übergebene Grundſtück für ihre gewerblichen Zwecke erſt hat 
herrichten müſſen, indem ſie die Spritfabrik mit erheblichen 
Mitteln in eine Schrauben- und Mutternfabrik umgewandelt 
hat. Die Bekl. hat alſo nicht ein für ihre Zwecke eingerichtetes 
Grundſtück erhalten, ſondern ſie hat es ſelbſt erſt für dieſe 
Zwecke eingerichtet. Das BG. hat demgemäß ſeiner Bemeſſung 
den Zuſtand vor der Umgeſtaltung zugrunde gelegt 


Zum Schadenserſatz (8989 BGB.) hat das BG. 
die Bekl. nur inſoweit für verpflichtet erachtet, als es ſie ver⸗ 
urteilt hat, die für den Bekl. zu II nach der Rechtshängigkeit 
eingetragene Grundſchuldvormerkung zu beſeitigen. Die Kl. 
hatten außerdem Beſeitigung der beiden zugunſten der D. Bank 
und der J. Hütte eingetragenen Höchſtbetragshypotheken ſowie 
der zugunſten der ſtädtiſchen Steuerkaſſe eingetragenen 
Zwangshypotheken verlangt, ſind mit dieſem Verlangen aber 
vom BG. abgewieſen worden. Das BG. behandelt die Ein⸗ 
tragungen im Einklang mit der Rſpr. des RG. (RG. 121, 
336 8)) als Verſchlechterungen des Grundſtücks und macht die 
Bekl. gem. 8 989 BGB. dafür nur inſoweit verantwortlich, 
als die Verſchlechterungen nach der Rechtshängigkeit eingetre⸗ 
ten und von der Bekl. verſchuldet ſind. Das nimmt es bei 
der zugunſten des Bekl. zu II bewilligten Vormerkung an, ver⸗ 
mißt aber bei den Zwangshypotheken jegliche Darlegung eines 
Verſchuldens der Bekl. Die Nachprüfung gibt in zweifacher 
Hinſicht Anlaß zur Beanſtandung. Erſtens hat das BG. irr⸗ 
tümlich angenommen, die Hyp. der J. Hütte ſei ſchon vor der 
Rechtshängigkeit eingetragen worden. Das war unſtreitig nicht 
der Fall. Die Hyp. der J. Hütte iſt, während der Rechtsſtreit 
ſchon ſchwebte, bewilligt und eingetragen worden. Da dieſer 
Entſcheidungsgrund des BG. dem unſtreitigen Sachverhalt 
widerſpricht, ſo muß darin ein Fehler in der Urteilsfindung , 
geſehen werden, den das Nev®. nach $ 559 S. 2 ZPO. zu 
beachten hat (vgl. JW. 1913, 213). Die Hyp. der J. Hütte 
iſt alſo eine freiwillige, nach der Rechtshängigkeit vorgenom⸗ 
mene Belaſtung und nach § 989 BGB. von der Bekl. ebenſo 
zu beſeitigen wie die Grundſchuldvormerkung des Bekl. zu II. 
Dasſelbe muß aber auch bei den Zwangshypotheken angenom⸗ 
men werden. Das BG. vermißt hier die Darlegung eines Ver⸗ 
ſchuldens der Bekl. Die Hyp. find aber unſtreitig wegen ruck⸗ 
ſtändiger Steuern eingetragen worden. Daraus ergibt ſich 
beim Fehlen beſonderer Umſtände, die darzulegen Sache der 
Bekl. geweſen wäre, ein Verſchulden der Bekl., einer beſon⸗ 
deren Darlegung ſeitens der Kl. bedarf es nicht. RG.: JW. 
1909, 456 ergibt nichts Gegenteiliges; dort iſt nur die Dar⸗ 
legung einer groben Fahrlaſſigkeit vermißt worden. Die 
Rev. glaubt aber darüber hinaus, alſo auch in Hinſicht auf 
die vor der Rechtshängigkeit eingetragene erſte Hyp. der 
D. Bank, eine Grundlage für das Verlangen der Kl. darin ge⸗ 
funden zu haben, daß zu ihren Gunſten ſchon vor allen jenen 
Eintragungen eine Vormerkung zur Sicherung des Rechts auf 
Rückauflaſſung auf Grund einer EinſtwVerf. eingetragen wor⸗ 
den war. Das BG. hat dieſe Vormerkung in der Richtung 
gegen den Bekl. zu II berückſichtigt, indem es ihn auf Grund 
des 8 888 BGB. verurteilt hat, in die Löſchung der zu ſeinen 
Gunſten, aber erſt ſpäter, eingetragenen Vormerkung zu willi⸗ 
gen. Die Rev. glaubt jedoch, aus dieſer Vormerkung auch eine 
von den 88 989 ff. BGB. unabhängige Pflicht der Bekl. zu I 
herleiten zu können, wonach fie ſämtliche Belaſtungen zu ber 
ſeitigen habe. 


Dem kann nicht beigetreten werden. Zuzugeben iſt der 
Rev., daß gegen die Rechtsgültigkeit der Auflaſſungsvormer⸗ 
kung keine Bedenken beſtehen. Allerdings wäre bei der Nich⸗ 
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tigkeit des dinglichen Erwerbsaktes die Eintragung eines 
Widerſpruchs (§ 899 BGB.) der gegebene Rechtsbehelf ge⸗ 
weſen. Die Eintragung der Vormerkung erklärt ſich daraus, 
daß die Kl. jene Nichtigkeit damals nicht erkannt, ſondern an⸗ 
genommen haben, ſie ſeien wegen Nichtigkeit des ſchuldrecht⸗ 
lichen Grundgeſchäfts auf einen Bereicherungsanſpruch be⸗ 
ſchränkt. Aber der Bereicherungsanſpruch beſteht auch jetzt 
noch; die Kl. haben neben dem dinglichen Berichtigungs⸗ 
anſpruche ($ 894 BGB.) auch einen ſchuldrechtlichen ($ 812 
BGB.; vgl. Urt. des erk. Sen. v. 17. Sept. 1928, VI 14/28), 
und der Berichtigungsanſpruch des wahren Eigentümers gegen 
den Bucheigentümer kann regelmäßig auch in der Form eines 
Anſpruchs auf Auflaſſung geltend gemacht werden (RGR⸗ 
Komm. $ 894 Anm. 3). Es iſt der Rev. weiter zuzugeben, 
daß die Vormerkung ihre in $ 883 Abſ. 2 BGB. beſtimmte 
Wirkung gegenüber allen ſpäteren Eintragungen äußern mußte; 
ſie alle ſind gegenüber den Kl. unwirkſam, da ſie deren An⸗ 
ſpruch auf Rückauflaſſung beeinträchtigen. Daraus folgt nun 
aber nicht, daß auch die Bekl. zu J verpflichtet wäre, die den 
Kl. gegenüber unwirkſamen Eintragungen zu beſeitigen. Denn 
die Vormerkung ſichert zwar einen Anſpruch, aber ſie kann 
einen ſolchen weder ſchaffen noch erweitern; darüber beſteht, 
ſoweit erſichtlich, keine Meinungsverſchiedenheit, auch nicht 
bei Staudinger⸗Kober ($ 883 Anm. VI b; vgl. 
Roſenberg $ 883 Anm. Vi). Die Bekl. war und blieb da⸗ 
her zwar zur Grundbuchberichtigung verpflichtet, auf Ver⸗ 
langen der Kl. auch zur Rückauflaſſung; ob ſie aber Eintra⸗ 
gungen zu beſeitigen hat, richtet ſich ausſchließlich (RG. 137, 
210?)) nach den 88 989 ff. BGB., und dafür find die Vor⸗ 
ausſetzungen nur bei den anderen Belaſtungen, nicht bei der 
Hyp. der D. Bank dargelegt. Insbeſ. hat das BG. ohne 
Rechtsirrtum angenommen, daß die Eintragung der Auf⸗ 
laſſungsvormerkung nicht ausreichte, der Bekl. die Kenntnis 
ihres Rechtsmangels (§S 990 BGB.) zu verſchaffen. Es beſteht 
auch kein Bedürfnis für einen weitergehenden Schutz der Kl. 
Denn ſie können, ſobald ſie als Eigentümer eingetragen ſind, 
at Grund des 8 888 BGB. die Beſeitigung der ihnen gegen⸗ 
über unwirkſumen Belaſtung ſelbſt herbeiführen. Ihr Schaden 
erſchöpft ſich alſo in unwirkſamen Eintragungen. 

Die Rev. beſchwert ſich endlich über die Beurteilung, 
welche der Anſpruch der Bekl. zu I auf Erſatz von Verwen⸗ 
dungen erfahren hat. Das BG. hat die Verwendungen, 
welche die Bekl. zur Umgeſtaltung der Spritfabrik in eine 
W und Mutternfabrik notwendigerweiſe gemacht hat, 
als notwendige Verwendungen ($ 994 BGB.) angeſehen und 
ſie für erſtattungsfähig erachtet, da ſie im weſentlichen vor 
Eintritt der Rechtshängigkeit gemacht worden ſind und die 
ſpäteren, unweſentlichen nur der Vollendung der bereits be⸗ 
gonnenen Arbeiten gedient haben. Mit Unrecht wird das von 
der Rev. angegriffen. Das BG. verſteht unter notwendigen 
Verwendungen ohne Rechtsirrtum diejenigen, die der Eigen⸗ 
tümer ſelbſt hätte machen müſſen, wenn er den Beſitz behalten 
hätte, die ihm alſo durch den Beſitzer erſpart worden ſind, und 
es verkennt nicht, daß die Frage, auf welche Verwendungen 
das zutrifft, in der Regel nach der bisherigen Art der Bewirt⸗ 
ſchaftung beantwortet werden muß. Es ſtellt hier aber eine 
Reihe beſonderer Umſtände feſt, aus denen es ſchließt, daß die 
Kl. den Betrieb der Spritfabrik aufgegeben haben, daß deren 
Umgeſtaltung in eine Schrauben⸗ und Mutternfabrik durchaus 
in ihrem Sinne lag und daß ſie den Betrieb der Fabrik ſo, 
wie er nach der Umgeſtaltung beſteht, fortführen werden. 
Unter den damit feſtgeſtellten beſonderen Umſtänden iſt es 
rechtlich nicht zu beanſtanden (vgl. IW. 1930, 2655), daß das 
BG. die Verwendungen als notwendige erachtet hat, weil die 
Kl. ſie für den von ihnen nunmehr ſelbſt in Ausſicht genom⸗ 
menen Verwendungszweck des Grundſtücks ſelbſt hätten auf⸗ 
wenden müſſen, ſie alſo auf Koſten der Bekl. erſpart haben. 

(U. v. 6. Febr. 1933; VI 328/32. — Celle.) [H.] 
R. 139, 353. 


7. § 269 BGB. Miet⸗ und Pachtzins muß 
nicht allgemein am Orte des Grundſtücks ge⸗ 
leiſtet werden. 


M. R. verneint das BG., daß alle Verpflichtungen des 
) JW. 1933, 697. 
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Pächters, insbeſ. die Pflicht zur Pachtzinszahlung, ſtets an 
dem Orte des Pachtgrundſtücks zu erfüllen ſeien. Es verkennt 
nicht, daß dieſer Ort nach den Umſtänden der meiſten Fälle 
mit dem Erfüllungsort übereinſtimmen werde, betont aber 
m. R., daß es beim Fehlen einer Vertragsbeſtimmung immer 
auf die Umſtände des einzelnen Falles ankomme. Das iſt auch 
der Standpunkt von RG. 99, 2571). Allerdings lag dort das 
vermietete Grundſtück an dem Wohnort der Mieter, ſo daß 
nicht die Frage zu entſcheiden war, ob das Gericht am Orte 
des Mietgrundſtücks oder das Gericht des Wohnſitzes als Ge- 
richt des Erfüllungsorts zuſtändig ſei. Aber das RG. hat 
doch in jenem Falle ausgeführt, der Erfüllungsort für die 
Zahlungen der Mieter beſtimme ſich, da aus den Une 
ſtänden, insbeſ. aus der Natur des Schuld⸗ 
verhältniſſes etwas Abweichendes nicht zu ent⸗ 
nehmen ſei, nach § 269 Abſ. 1 u. 2 BGB., fo daß als Er⸗ 
füllungsort der Wohnort der Bekl. zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſchluſſes zu gelten habe. Damit iſt ausgeſprochen worden, 
daß die Natur des Mietverhältniſſes nicht die Annahme recht⸗ 
fertige, der Mietzins müſſe allgemein an dem Orte des Grund⸗ 
ſtücks geleiſtet werden. Dieſe Auffaſſung, daß nicht die Natur 
des Schuldverhältniſſes ſchon die Frage eutſcheide, ſondern daß 
es auf die Umſtände des Falles ankomme, iſt auch nicht etwa 
von der in Rſpr. und Rechtslehre herrſchenden Auffaſſung ab⸗ 
gelehnt worden (nur für die Entſch. JW. 1919, 9395; OLG. 
Hamburg: OLG Rſpr. 10, 169 = Seuff Arch. 61, 131; OLG⸗ 
Rſpr. 11, 306; OLG. 19, 52; 25, 52). Wenn in dem RGR⸗ 
Komm. § 535 BGB. Anm. 3 und ähnlich in anderem Schrift⸗ 
tum unter Berufung auf ZW. 1919, 939 geſagt wird, der 
Erfüllungsort beſtimme ſich zunächſt nach dem erklärten oder 
unter Berückſichtigung der Umſtände anzunehmenden Willen 
der Parteien, „insbeſ. bei Grundſtücken nach dem Ort, wo 
dem Mieter der Gebrauch gewährt wird“, ſo muß auf den 
erſten Teil dieſes Satzes das größere Gewicht gelegt werden. 
Jedenfalls kann nicht anerkannt werden, daß bei Grundſtücks⸗ 
miete oder ⸗pacht ein vom Wohnſitz des Mieters oder Päch⸗ 
ters verſchiedener Erfüllungsort allein dadurch begründet 
wird, daß das Grundſtlck nicht am Ort des Wohnſitzes des 
Mieters oder Pächters liegt. 
[9-] 


(U. v. 27. Febr. 1933; VIII 514/32. — Berlin.) 
8. 8399 BGB. Abtretbarkeit von Anſprüchen 
auf Altenteilleiſtungen. g 

Der vorl. Fall erhält ſeine Beſonderheit dadurch, daß 
das vom Sohne der Bekl. als Altenteil beſtellte Recht aus⸗ 
ſchließlich eine Geldrente zum Gegenſtande hat, eine Leiſtung 
alſo, von der ſich nicht i. S. der 88 399, 413 BGB. ſagen 
läßt, daß ſie an einen anderen als den urſprünglichen Gläu⸗ 
biger nicht ohne Veränderung ihres Inhalts erfolgen könnte. 
Der Ausſchluß der Abtretbarkeit im erſten Falle des 8 399 
BGB. ſoll dem Intereſſe des Schuldners dienen, deſſen Ver⸗ 
pflichtung nicht gegen ſeinen Willen erſchwert werden darf 
(Planck 8 399, Erl. 1, III S. 557). Zugunſten des Gläu⸗ 
bigers iſt eine Unabtretbarkeit des Altenteils, die etwa aus 
ſeinem Zwecke der Unterhaltsſicherung hergeleitet werden 
könnte, durch das Geſetz ebenſowenig grundſätzlich vorge⸗ 
ſchrieben, wie etwa ſeine Unverzichtbarkeit. Ob nicht aus 
dieſen Gründen bei einem ausſchließlich auf Geldzahlungen 
gerichteten Recht auch die Abtretbarkeit des Rechtes ſelbſt 
anerkannt werden müßte, kann aber dahingeſtellt bleiben. 
Denn es begegnet keinen rechtlichen Bedenken, wenn der BerR. 
vorliegendenfalls nur einen ſchuldrechtlichen Vertrag auf Ab⸗ 
tretung der jeweils fällig werdenden Renten⸗Einzelbeträge 
als geſchloſſen angeſehen und dieſem die Wirkſamkeit nicht 
verſagt hat. 

Über die Abtretbarkeit des Anſpruchs auf die Altenteils⸗ 
leiſtungen in einem Falle, wo das Altenteil teils ſolche Lei⸗ 
ſtungen umfaßt, auf die der erſte Halbſatz des 8399 BGB. 
zutrifft, teils ſolche, die ohne Veränderung ihres Inhalts 
auch an einen anderen als den urſprünglichen Gläubiger er⸗ 
folgen können, find die Meinungen geteilt (vgl. Joſef: 
Heſſ. Rſpr. 1916, 275, 298). Im vorl. Fall iſt die Be⸗ 
ſtellung des Altenteils jedenfalls nicht im unmittelbaren Zur 


2) JW. 1920, 1031. 


* 


* 


62. Jahrg. 1933 Heft 22/28) 


ſammenhange mit der Überlaſſung eines Grundſtücks erfolgt; 
die Vorſchr., die auf ſolchen Fall für den ſchuldrechtlichen 
Vertrag gegeben find (Art. 96 Ech BGB., Art. 15 Pril®- 
BGB.) würden alſo nicht unmittelbare Anwendung finden 
können, wie ſie auch durchweg der Parteienverfügung unter⸗ 
liegen. Sie regeln aber auch die Frage der Abtretbarkeit von 
Altenteilsanſprüchen mindeſtens nicht ausdrücklich. Wird nun 
ſchon für die Fälle gemiſchter Leiſtungen trotz der Einheit⸗ 
lichkeit des Altenteilsrechts die Abtretbarkeit der Anſprüche 
auf nicht höchſtperſönliche Leiſtungen mit guten Gründen (s. 
Joſef a. a. O. und den von ihm angezogenen Mot. 3, 
592) vertreten, jo unterliegt es um fo weniger einem Be⸗ 
denken, die Abtretbarkeit bei einem Altenteil anzuerkennen, 
das ausſchließlich Geldleiſtungen zum Gegenſtande hat. Eben⸗ 
ſowenig beſteht ſolchenfalls Anlaß, die Wirkſamkeit des auf 
die Abtretung gerichteten ſchuldrechtlichen Vertrags (pactum 
de cedendo) zu beanſtanden, ſelbſt dann nicht, wenn er die 
Abtretung ſämtlicher während der Dauer des Rechts künftig 
fällig werdender Einzelbeträge zum Gegenſtande hat. Daß ein 
ſolcher Vertrag in ſeiner Wirkung einer Übertragung des 
Rechts ſelbſt nahekommt, iſt kein ausreichender Grund, ſeine 
rechtliche Verbindlichkeit in Frage zu ſtellen. Weiſt das hier 
ſtreitige Altenteil weſentliche Abweichungen von dem regel- 
mäßigen Inhalt des Rechts ſchon in den hervorgehobenen 
beiden Punkten auf, daß es nicht im unmittelbaren Zu⸗ 
ſammenhang mit einer Grundſtücksüberlaſſung begründet und 
daß es ausſchließlich auf Geldzahlungen gerichtet war, ſo 
wird die Richtigkeit der rechtlichen Auffaſſung des BG. noch 
weiter durch den Umſtand unterſtützt, daß ſchon durch den 
urſprünglichen Vertrag der Parteien die Verpflichtung der 
Eheleute H. begründet war, ihr Altenteil, nachdem das Grund⸗ 
ſtück dem Kl. zugeſchlagen ſei, löſchen zu laſſen gegen Ent⸗ 
ſchädigung aus dem Erlöſe des beabſichtigten Verkaufs der 
belaſteten Grundſtücke. 


(U. v. 25. Febr. 1933; V 417/32. — Naumburg.) [Sch.] 


‚9. Für den bloßen Beſtellvertrag iſt weſent⸗ 

lich, daß jemand die Herſtellung eines Werkes 
nach einem Plane übernimmt, in welchem der 
Beſteller ihm den Inhalt des Werkes ſowie die 
Art und Weiſe der Behandlung genau vor⸗ 
ſchreibt. — Er kann ſehr verſchiedene Geſtalt 
annehmen. Was zu ſolcher Genauigkeit gehört, 
muß jeweils nach der Art der Aufgabe näher 
beſtimmt werden. 5 


(u. v. 8. März 1933; 1215/32. — Dresden.) [sta.] 


10. 88 823, 843 BG B.; 8 157 VVG.; 8 304 ZPO. 

1. Die durch die einmal erfolgte Konkurs⸗ 
eröffnung gemäß 8 157 VVG. geſchaffene Sonder⸗ 
ſtellung des Dritten bleibt auch nach der Auf⸗ 
Hebung’ des Konkursverfahrens beftehen, 

2. Für die Entſcheidung der Frage der Er⸗ 
ſtreckung der Schadenserſatzpflicht auf ſeeliſche 
Störungen, die im Auſchluß an einen Unfall 
auftreten, ſind die ärztlichen Erfahrungen eine 
unentbehrliche Hilfe, aber letztlich müſſen doch 

erturteile den Ausſchlag geben, die der na⸗ 
turwiſſenſchaftlichen Begriffswelt fremd find. 
enn ſeeliſche Störungen erſt lange Zeit nach 
dem Unfalle auftreten, der keine irgendwie er⸗ 
hebliche Störungen zur Folge gehabt hatte, ſind 
erheblichen Anforderungen an die Führung des 
mn des urſächlichen Zuſammenhangs zu 
ellen. 

3. Wenn der Verletzte von Anfang an auf 
Grund des 8 843 Abi. 3 BG B. Kapitalabfindung 
gefordert hat, muß die Entſcheidung über die 
Berechtigung dieſes Standpunktes ſchon im 
Grundurteil getroffen werden; treten dagegen 
erſt nachträglich Umſtände hervor, die den Kl. 
Deranlaffen, von der Forderung einer Rente 
zu der einer Kapitalabfindung überzugehen, jo 
ſteht dem auch nach rechtskräftiger Entſcheidung 

ber den Grund des Anſpruchs nichts im Wege. 

Nach § 157 VVG. konnte der Kl., nachdem über das 
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Vermögen des Bekl. der Konkurs eröffnet war, wegen ſeines 
Schadenserſatzanſpruches gegen jenen abgeſonderte Befriedi⸗ 
gung aus deſſen Verſicherungsforderung verlangen, und zwar 
war er nun befugt, dieſe Forderung, die infolge des Kon⸗ 
kurſes in einen Zahlungsanſpruch umgewandelt war, zur 
Deckung ſeines Schadenserſatzanſpruches nach deſſen rechts⸗ 
kräſtiger Feſtſtellung ſelber einzuziehen (vgl. RG. 93, 210). 
Durch den Zwangsvergleich hat ſich an dieſer Rechtslage nichts 
geändert; deſſen Folge war vielmehr lediglich die Beſchrän⸗ 
kung der etwaigen Ausfallsforderung des Kl., mit der allein 
er an dem Konkurſe beteiligt war, auf die 200% Vergleichs⸗ 
bruchteil (8193 Satz 2 KO.). Die ſo geſchaffene Sonder⸗ 
ſtellung des Kl. blieb aber auch nach der Aufhebung des Kon⸗ 
kursverfahrens jedenfalls inſofern beſtehen, als er auch jetzt 
noch die volle Befriedigung ſeines Schadenserſatzanſpruches 
vom Bekl. aus deſſen Verſicherungsforderung verlangen kann 
und ſich nur bei dem durch dieſe nicht gedeckten Teile ſeines 
Anſpruches mit bloßen 20% begnügen muß. Daß es ein 
Recht auf abgeſonderte Befriedigung, wie es dem Unfall⸗ 
geſchädigten durch 8 157 VVG. zugeſprochen wird, begrifflich 
nur während eines Konkursverfahrens geben kann, ſteht einer 
ſolchen Rechtsgeſtaltung nicht entgegen. Durch den Konkurs 
und den Zwangsvergleich iſt eine eigenartige, dem ſachlichen 
Rechte angehörige Verknüpfung zwiſchen dem Schadenserſatz⸗ 
anſpruche und der Verſicherungsforderung herbeigeführt wor⸗ 
den, die ihrem Weſen nach durch die Aufhebung des Konkurs⸗ 
verfahrens nicht wieder beſeitigt werden konnte. Eine andere 
Regelung, die den Geſchädigten nach Aufhebung des Konkurs⸗ 
verfahrens infolge Zwangsvergleiches für ſeinen ganzen An⸗ 
ſpruch auf den Vergleichsbruchteil beſchränkt, würde für ihn 
eine durch nichts gerechtfertigte Benachteiligung zugunſten des 
früheren Gemeinſchuldners oder des Verſicherers bedeuten, die 
nicht der Sinn des Geſetzes ſein kann. 

Das BG. entnimmt den ärztlichen Gutachten, daß es ſich 
bei den Dauerbeſchwerden des Kl. um eine ſeeliſch bedingte, 
hyſteriſche Lähmung handele, iſt aber, im Gegenſatz zu der 
Auſicht des gerichtsärztlichen Ausſchuſſes davon überzeugt, 
daß dieſe Störung ohne Zutun des Kl. infolge des ſeeliſchen 
Eindrudes, den der Unfall auf ihn gemacht habe, auf dem 
Wege über die Bewegungsempfindungen und »vorſtellungen 
zuſtande gekommen ſei, wennſchon unter Beihilfe der bereits 
durch einen früheren Unfall bewirkten Schwächung ſeiner 
ſeeliſchen Widerſtandskraft, und erachtet ſie deshalb für durch 
den gegenwärtigen Unfall verurſacht. E 

Mit dem BG. ift allerdings an den Grundſätzen feit- 
zuhalten, die das NG. über die Erſtreckung der Schaden; 
erſatzpflicht auf ſeeliſche Störungen, die im Anſchluß an 
einen Unfall auftreten, in zahlreichen Entſch. entwickelt und 
insbeſ. auch gegenüber den von ärztlicher Seite dagegen er⸗ 
hobenen Angriffen unbeirrt aufrechterhalten hat. Die Rev. 
verkennt inſoweit, daß es ſich hierbei nicht um eine Tat⸗ 
frage handelt, die nach bloßen naturwiſſenſchaftlichen Ge» 
ſichtspunkten beantwortet werden kann, ſondern um eine 
Rechtsfrage, für deren Entſch. zwar die ärztlichen Er⸗ 
fahrungen und Erkenntniſſe eine unenthehrliche Hilſe ſind, 
letztlich aber doch in gerechter Abwägung der beteiligten 
widerſtreitenden Intereſſen und unter Berückſichtigung der 
Zweckgedanken, die dem Schadenserſatzrechte zugrunde liegen, 
Werturteile den Ausſchlag geben müſſen, die der natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Begriffswelt fremd ſind, ohne die der han⸗ 
delnde Meuſch aber nirgends auskommt. Dahin geht auch der 
richtig verſtandene Sinn der in der reichsgerichtlichen Rſpr. 
entwickelten Grundſätze für die Abgrenzung der rechtlich er⸗ 
heblichen (adäquaten) Verurſachung. Denn die Unterſchei⸗ 
dung von nahen und entfernten, von engen und loſen, 
von inneren und äußeren Zuſammenhängen, von gewöhnlichen 
und ungewöhnlichen Folgen, von Wirkungen, mit deren 
möglichem Eintritt zu rechnen war, und ſolchen, bei denen 
das nicht der Fall war, u. ä., iſt nur mit Hilfe von ſolchen, 
vom Standpunkte des Naturwiſſenſchaftlers aus geſehen, 
unwiſſenſchaftlichen, gefühlsmäßigen Wertungen möglich. Des⸗ 
halb hat die reichsgerichtliche Rſpr. dem Wandel der rein 
naturwiſſenſchaftlichen Auffaſſung von an ſich längſt be⸗ 
kannten und feſtſtehenden Tatſachen in den fachärztlichen 
Kreiſen und insbeſ. ihrer Stellungnahme dazu, inwieweit 
ſeeliſchen Störungen, die im Anſchluß an einen Unfall auf⸗ 
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treten, als Krankheiten im ärztlichen Sinne zu betrachten 
ſind, inwieweit ſie bloße Reaktionsweiſen der beſonderen 
Konſtitution darſtellen, ohne alles dies darum unbeachtet zu 
laſſen, mit Recht weniger Gewicht beigelegt, als der auf fol- 
chen Wertungen beruhenden vernünftigen Lebensanſchauung. 

Die Erörterungen des BG. müſſen jedoch mindeſtens 
Zweifel daran erwecken, ob es bei ausdrücklicher Anerken⸗ 
nung jener Rechtsanſicht von ihr auch die richtige An- 
wendung gemacht hat. Daß ſich erſt mehr als ein Jahr nach 
einem Unfalle, der keinerlei irgendwie erhebliche Ver⸗ 
letzungen zur Folge gehabt hat, in rechtlich beachtlichem 
(adäquatem) Zuſammenhange mit ihm eine nicht in körper⸗ 
lichen Veränderungen begründete, ſondern rein ſeeliſch be⸗ 
dingte Lähmung einſtellt, iſt kein häufigeres Ereignis. Das 
muß bei den Anforderungen an die Beweisführung des Kl. 
berückſichtigt werden. Es iſt von ihm zu verlangen, daß er 
ſolche Umſtände dartut, die geeignet ſind, die volle Über⸗ 
zeugung von einem ſolchen Sachverhalte zu begründen. 
Dabei iſt vor allem Wert zu legen auf eine weitgehende Auf⸗ 
klärung der Verhältniſſe und Geſchehniſſe unmittelbar nach 
dem Unfalle und in der folgenden Zeit bis zum erſten Auf» 
treten des Leidens, weil nur ſo ſich hinreichende Klarheit 
über deſſen Quellen gewinnen läßt. Bloße Möglichkeiten 
und Vermutungen können ſie nicht erſetzen. Daß ſich die 
Bildung und Feſtſetzung der überwertigen irrigen Vor⸗ 
ſtellung über den Umfang und die Folgen der erlittenen 
körperlichen Verletzungen, worin die Urſache der beſtehenden 
hyſteriſchen Lähmung zu erblicken iſt, äußerlich angeknüpft 
hat an vorübergehende Bewegungshemmungen und Schmer- 
zen, die tatſächlich durch den Unfall verurſacht waren, und 
daß dabei der Eindruck des Unfalles mitgewirkt hat, reicht 
allein noch nicht hin, die Lähmung als adäquate Unfallfolge 
erſcheinen zu laſſen. Soweit nicht eine durch Art und Dauer 
des Leidens erkennbare Schreckwirkung vorliegt oder ſein 
Auftreten auf eine durch den Unfall bewirkte oder ver⸗ 
ſtärkte, auf körperlicher Grundlage beruhende nervöſe Er— 
krankung zurückzuführen iſt, würde das vielmehr nur zu⸗ 
treffen, wenn das Auftauchen einer ſolchen Befürchtung 
bei einem Manne von dem Bildungsſtande und der Emp⸗ 
findungsweiſe des Kl. wegen der Art und Stärke jener un⸗ 
mittelbaren Unfallwirkungen als ein natürlicher, wohlverſtänd⸗ 
licher und nicht ganz ungewöhnlicher Vorgang erſcheinen und 
ihr Übermächtigwerden in dem durch die körperliche und 
ſeeliſche Verfaſſung des Kl. zur Zeit des Unfalles begrün⸗ 
deteu, beſonders tiefen gefühlsmäßigen Eindrucke des Un⸗ 
fälles und feiner Folgen auf ihn in ebenſolcher Weiſe be- 
tuhen ſollte. Denn nur dann würde von einem inneren 
Zuſammenhange ſeines Leidens mit dem Unfalle geſprochen 
werden können; nur dann würde es ſich um eine Folge han⸗ 
deln, mit deren möglichem Eintritt bei ſolchen Unfällen ge⸗ 
rechnet werden muß und für die den Verletzten zu ent⸗ 
ſchädigen deshalb dem Haftpflichtigen allgemein zumutbar 
iſt. Einen Anhalt dafür, ob jene Vorausſetzungen gegeben 
ſind, kann das ſonſtige Geſamtverhalten des Verunglückten 
vor und nach dem Unfalle, insbeſ. feine Einſtellung zu ande⸗ 
ren, nicht entſchädigungspflichtigen Unfällen, abgeben. Da⸗ 
gegen kommt es für den adäquaten Urſachenzuſammenhang 
nicht etwa ausſchließlich und entſcheidend darauf an, ob die 
Lähmung durch gehörige Willensauſpannung verhindert wor⸗ 
den wäre oder wieder beſeitigt werden könnte. Vielmehr 
nötigt die Verneinung dieſer Frage ebenſowenig ſchon zur 
Annahme eines inneren Zuſammenhanges des Leidens mit 
dem Unfalle, wie ihre Bejahung unter allen Umſtänden 
eine ſolche Annahme ausſchließt. Das ergibt ſich ohne wei⸗ 
teres daraus, daß § 254 BGB. ein mitwirkendes eignes 
Verſchulden des Geſchädigten, wie es hierbei u. U. in Be⸗ 
tracht kommt, zur Grundlage eines Einwandes gemacht hat, 
für den den Erſatzpflichtigen die Beweislaſt trifft, während 
das Vorliegen des adäquaten Zuſammenhanges zum Klage⸗ 
grund gehört und vom Geſchädigten zu beweiſen ift. 

Das BG. befaßt ſich weiter mit der Forderung des 
Kl. nach einer Kapitalabfindung für die Zukunft und führt 
dazu aus: Der Einwand des Bekl., eine ſolche Forderung 
könne der Kl. im Betragsverfahren nicht mehr vorbringen, 
greife nicht durch. In dem Grundurteile ſei eine Entſch., 
ob eine Rente oder eine Kapitalabfindung zu gewähren ſei, 


nach der Prozeßlage nicht zu treffen geweſen. Bei dem An⸗ 
trage, den der Kl. nach dieſer zu ſtellen gehabt habe, habe 
es ſich um einen einheitlichen kapitaliſierten Betrag ge⸗ 
handelt. Das Grundurteil habe die Frage, ob noch Folgen 
des Unfalles vorhanden ſeien, und damit auch die Entſch. 
der Frage, ob Rente oder Kapitalabfindung vorzuziehen 
ſei, dem Verfahren über den Betrag überlaſſen. Das ſei 
insbeſ. deshalb angebracht geweſen, weil die Feſtſtellung der 
Höhe für die Wahl der Entſchädigungsart von maßgebender 
Bedeutung geweſen ſei. Zudem habe der Kl. in dem Ver⸗ 
fahren über den Grund eine Kapitalabfindung noch nicht 
geſordert gehabt. 

Auch dieſe Darlegungen werden von der Rev. an⸗ 
gegriffen, jedoch zu Unrecht. Wenn der Verletzte von An⸗ 
fang an auf Grund des 8 843 Abſ. 3 BGB. an Stelle der 
Rente eine Kapitalabfindung gefordert hat, muß die Entſch. 
über die Berechtigung dieſes Standpunktes allerdings ſchon 
im Grundurteil getroffen werden. Treten dagegen erſt nach? 
träglich Umſtände hervor, die den Kl. veranlaſſen, von der 
Forderung einer Rente zu der einer Kapitalabfindung über— 
zugehen, jo ſteht dem anch nach rechtskräftiger Entſch. über 
den Grund des Auſpruchs nichts im Wege. Im vorl. Falle 
hatte zudem der Kl. ſchon im Grundverfahren die Renten⸗ 
forderung durch einen Kapitalabfindungsanſpruch erſetzt, frei 
lich nicht auf Grund des $ 843 BGB., ſondern gemäß den 
Beſt. der KO., wegen deren er es damals nicht nötig hatte, 
§ 843 BGB. heranzuziehen. Hier iſt alſo die Art der Forde⸗ 
rung überhaupt nicht verändert worden, ſondern nur mit 
Rückſicht auf die inzwiſchen erfolgte Aufhebung des Konkurs⸗ 
verfahrens der rechtliche Geſichtspunkt, aus dem ſie her— 
geleitet wurde. 

(U. v. 12. Dez. 1931; 310/31 IX. — Berlin.) H.] 
= NG. 135, 295.0 


11. 88 839, 2234, 2235 BGB. Darüber, wie der 
Notar ſich die Überzeugung zu verſchaffen hat, 
daß die zur Errichtung eines Teſtamentes zuge⸗ 
zogenen Zeugen nicht wegen eines verwandt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſes von der Mitwirkung 
ausgeſchloſſen find, laſſen ſich Regeln im ein- 
zelnen nicht aufſtellen. 

Es kommt weſentlich auf die Lage des einzelnen Falls an, 
welche Mittel zuverläſſiger Erforſchung ihm zu Gebote ſtehen. 
Zu fordern iſt nur, daß der Notar ſich dieſer Mittel in dem 
Umfange bedient, daß er bei Beobachtung der einem Notar 
obliegenden Sorgfalt ſich überzeugt halten darf, den wahren 
Sachverhalt klargeſtellt zu haben. Vorl. hatte der Bekl. eigen- 
händig die Teſtamentsſchrift niedergeſchrieben; er wußte alſo, 
daß die Kl. als Alleinerbin eingeſetzt war. Wenn er ſich Ge— 
wißheit darüber verſchaffen wollte, ob nicht der als Teſta— 
mentszeuge auserſehene B. mit dem Erblaſſer oder der Kl. 
in einem verwandtſchaftlichen Verhältniſſe ſtand, das ſeine 
Tanglichkeit für dieſes Geſchäft ausſchloß, ſo war es das 
Nächſtliegende, den B. ſelbſt zu fragen. Der Erblaſſer konnte 
wohl zuverläſſige Auskunft über eine Verwandtſchaft des Zeu⸗ 
gen mit ihm geben, eine gleiche Sicherheit war aber mög⸗ 
licherweiſe hinſichtlich des Verhältniſſes zwiſchen dem Zeugen 
und der Kl. nicht gewährleiſtet. Auf alle Fälle mußte der 
Zeuge nach beiden Richtungen zuverläſſig unterrichtet ſein. Zu 
einer Beſorgnis, es werde aus irgendeinem Grund von ihm 
keine zutreffende Antwort zu erhalten fein, lag keine Veran⸗ 
laſſung vor. Namentlich hat die Kl. nicht behauptet, daß die 
ſpäter hervorgetretene Geiſtesſchwäche des Zeugen damals 
ſchon irgendwie erkennbar geweſen ſei. Wenn das BG. eine 
Frage in der ganz allgemeinen Faſſung, „ob B. mit der Kl. 
verwandt ſei“, für ausreichend hält und nicht eine engere, 
auf Verwandtſchaft in gerader Linie oder Seitenverwandt⸗ 
ſchaft zweiten Grades beſchränkte Faſſung gefordert hat, ſo 
kann darin ein die Kl. beſchwerender Rechtsfehler nicht ge 
funden werden, denn die allgemeine Frage ſchloß die beſondere 
in ſich ein. Nach der Natur der Frage war auch nicht zu 
befürchten, daß eine wiſſentlich oder fahrläſſig falſche Antwort 
gegeben werden würde; die Schärfung des Verantwortlichkeits⸗ 
gefühls des Gefragten durch eine Belehrung über die Wichtig” 
keit der Frage und der darauf erteilten Antwort kann deshalb 
nicht grundſätzlich verlangt werden. Ebenſo läßt ſich nicht 


* 
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rechtsgrundſätzlich ſagen, daß irgendeine Nachprüfung der er⸗ 
haltenen Antwort durch Rückfrage, ſei es bei dem Erblaſſer, 
ſei es bei einer dritten Auskunftsperſon, durch die pflicht⸗ 
mäßige Sorgfalt eines Notars geboten geweſen wäre. Er⸗ 
forderlich war nur, daß der Bekl. den B. ſo deutlich fragte, 
daß er überzeugt ſein durfte, B. habe die Frage richtig ver— 
ſtanden. 
(U. v. 9. Dez. 1932; III 201/32. — Naumburg.) [Sch.] 


* 12. 8839 BGB.; Art. 131 RVerf.; 8 2100 BGB. 
1. Rechtsſtellung des eingeſetzten Nacherben 
vor Eintritt der Nacherbſchaft. Bereits gegen⸗ 
wärtige Schädigung des Nacherben, falls der 
Vorerbe infolge richterlichen Verſehens bei Aus⸗ 
ſtellung des Erbſcheins nicht als Vorerbe, ſon⸗ 
dern als freier Erbe handeln konnte und mit der 
Erbſchaft unwirtſchaftlich verfahren iſt. 

2. Schon vor dem Eintritt der Nacherbfolge 
beſteht Aktivlegitimation und Feſtſtellungs⸗ 
intereſſe des Nacherben an der Schadenserſatz⸗ 
pflicht für dieſes Verſehen. 

3. Für das eine Klagevorausſetzung bildende 
Fehlen anderweiter Erfatzmöglichkeit iſt auf die 
Zeit der Klagerhebung abzuſtellen; der Kl. darf 
eine früher vorhandene Erſatzmöglichkeit nicht 
ſchuldhaft verſäumt haben; auf die Möglichkeit 
eines Erſatzes in der Zukunft braucht er ſich nicht 
verweiſen zu laſſen. 7) 


Das BG. hält es für eine fahrläſſige Amtspflichtverletzung 
des Revgl. (der dem bekl. Freiſtaat Oldenburg als Streit 
helfer beigetreten iſt), daß er die angeordnete Nacherbfolge in 
den Erbſcheinen unerwähnt gelaſſen hat. Dazu wird aus⸗ 
geführt: Wenn auch der Richter den Erbſchein, wie ihm zu 
glauben fei, erſt nach längerer Überlegung ausgeſtellt habe, ſo 
habe er ſich doch ſagen müſſen, daß ſeine Auffaſſung von der 
Rechtslage keineswegs durch zwingende Gründe geſtützt ſei und 
daß die Annahme eines örtlichen, von der Ausdrucksweiſe des 
BGB. abweichenden Sprachgebrauchs doch ſtarken Zweifeln 
begegnen müſſe. Hätte er ſich bei feiner Entſchließung die 
Möglichkeit einer von ſeiner Meinung abweichenden Be— 
urteilung pflichtgemäß klargemacht, fo würde er die Anord⸗ 
nung der Erblaſſer in den Erbſcheinen erwähnt haben. Da⸗ 
bei komme es nicht auf die Beweiserbieten dafür an, daß in 
jener Gegend unter „Nacherbe“ nur ein „Erſatzerbe“ ver 
ſtanden werde, falls nicht etwa die in erſter Linie eingeſetzte 
Perſon ausdrücklich als Vorerbe bezeichnet ſei; auch nicht auf 
das Beweiserbieten dafür, daß der Berater der Erblaſſer in 
den von ihm entworfenen Teſtamenten das Wort „Nacherbe“ 
niemals i. S. eines Nacherben bei unbefreiter Vorerben— 


beſtellung brauche. 
Die Rev. rügt hierzu Verletzung des $ 286 ZPO. durch 
Übergehung der erwähnten Beweiserbieten; jedoch zu Unrecht: 
ag auch vielfach, und auch in jener Gegend, Unklarheit über 
den Unterſchied zwiſchen Nacherbe und Erſatzerbe beſtehen, ſo 
bot doch der Inhalt gerade dieſes Teſtaments ſo ſtarte Hin⸗ 
weiſe auf den Willen der Erblaſſer i. S. einer wirklichen Nach⸗ 
0 Zu 12. Der Rechtsſtreit dürfte auf Grund des von den Vor⸗ 
inſtanzen feſtgeſtellten Tatbeſtandes der rechtsgültigen Anordnung einer 
Nacherbfolge und der fahrläſſigen Amtspflichtverletzung des Nachlaß⸗ 
richters zutreffend entſchieden ſein. Einige ergänzende Bemerkungen: 
1. In bezug auf das in Einzelheiten vielfach beftrittene Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen Vorerben und Nacherben iſt hier zunächſt zu er⸗ 
wägen, ob der durch das unwirtſchaftliche Verhalten des Vorerben und 
durch die Fahrläſſigheit des Nachlaßrichters verurſachte Schaden einen 
Erſatzanſpruch begründet, den der Nacherbe ſchon vor dem Eintritt des 
Nacherbfolgefalles mittels Feſtſtellungsklage gem. §8 256 ZPO. geltend 
machen kaun. Der Nacherbe hat, wie wohl allgemein anerkannt und 
auch vom NG. hier ausgesprochen tft, eine erbrechtliche Anwartſchaft, 
ie zwar kein volles jubjektives Recht gewährt, da es vielmehr von 
Sm künftigen Eintritt des Nacherbſolgefalles abhängig iſt, wohl aber 
durch die 88 2113 ff. BOB. gegen Verfügungen des Vorerben geſichert 
iſt. Insbef. wird man auch dem Nacherben, da ihm ſchon vorher das 
Recht auf Sicherheitsleiſtung nach 8 2128 zuſteht, das mindere Recht 
auf Feſtſtellung einer Schadenserſatzpflicht nicht verſagen dürfen. Das 
9 0 hat daher anſcheinend eine beſondere Begründung der Zulaſſig⸗ 
eit dieſes Feſtſtellungsanſpruchs nicht für erforderlich erachtet. 
2. Nicht geprüft, weil von dem Bebel. nicht einredeweiſe geltend 
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erbeneinſetzung, daß der Richter daran nicht vorübergehen 
und nicht ohne einen Verſuch der Ermittlung und Aufklärung 
die Einſetzung der Kl. unerwähnt laſſen, durfte. Pflicht⸗ 
gemäß vorſichtiges Verfahren würde nach rechtsirrtumsfreier 
Annahme des BG. den Streithelfer zur Aufnahme der Nad)- 
erbeinſetzung in die Erbſcheine geführt haben. 

Für die Schadensfolgen der Amtspflichtverletzung iſt der 
Bekl. nach dem OldenbStaatshaftpflö. v. 22. Dez. 1908 in 
Verb. m. Art. 131 RVerf. und 8 839 BGB. erſaßpflichtig. 
Das BE. ſtellt feſt, daß der Vorerbe mit der Erbmaſſe un⸗ 
wirtſchaftlich verfahren ſei und eine unnütz hohe Schuldenlaſt 
darauf gelegt habe, was ihm nicht möglich geweſen ſein würde, 
wenn die Nacherbenrechte in den Erbſcheinen und infolge⸗ 
deſſen auch im Grundbuch vermerkt geweſen wären, daß als⸗ 
dann auch die im Geſetz (88 2127ff. BGB.) zugunſten von 
Nacherben vorgeſehenen Sicherungsmaßnahmen ergriffen wor⸗ 
den wären. Rechtlich verfehlt iſt die Auffaſſung des BG. 
darin, daß es bei dieſer Sachlage nur von der Möglichkeit 
eines den Kl. in der Zukunft bei Eintritt des Nacherbfolge⸗ 
falls entſtehenden Schaden ſpricht. Richtig iſt vielmehr folgen⸗ 
des: Der Nacherbe hat in der Zeit zwiſchen Eintritt des Erb⸗ 
falls und des Nacherbfalls bereits eine rechtlich geſicherte An⸗ 
wartſchaft, eine feſte Rechtsſtellung. Der Vorerbe iſt von vorn⸗ 
herein gebunden, die Erbſchaft ordnungsgemäß zu verwalten. 
Zu dem Zweck beſtehen Sicherungsmöglichkeiten für den Nach⸗ 
erben. Die Verfügungsmacht des Vorerben iſt im Intereſſe 
des Nacherben eingeſchränkt. Nach Eintritt des Nacherbfolge⸗ 
falls, der ja nicht immer der Tod des Vorerben zu ſein 
braucht, hat der Vorerbe oder ſein Geſamtrechtsnachfolger die 
Erbmaſſe ſo herauszugeben, wie ſie ſich bei ordnungsgemäßer 
Verwaltung ergeben würde. In ſeinen ſo geſtalteten ſub⸗ 
jektiven Rechten iſt der Nacherbe geſchädigt, wenn dem Vor⸗ 
erben durch ein Amtsverſehen ermöglicht wird, mit dem ge⸗ 
bundenen Nachlaß unwirtſchaftlich zu verfahren und wenn der 
ſo herbeigeführte Erfolg bei Beachtung der Nacherbfolge ver⸗ 
mieden worden wäre. Sobald das geſchehen iſt, beſteht eine nicht 
erſt mit dem Nacherbfolgefall eintretende, ſondern eine bereits 
gegenwärtige Schädigung des Nacherben. Dabei iſt es Frage 
des Einzelfalls, ob ſich das Maß der Schadenszufügung ſchon 
ziffernmäßig ausdrücken läßt. So iſt auch im vorl. Falle eine 
Schadenswirkung zum Nachteil der Kl. ſchon gegenwärtig 
vorhanden, wenn auch die Bezifferung erſt ſpäter möglich ſein 
mag. Tritt ſpäter der Nacherbfolgefall ein und bekommen die 
Kl. alsdann die Erbmaſſe infolge früherer Verſchleuderung 
nur vermindert, ſo zeigen ſich damit weitere Folgen des 
früheren ſchädigenden Ereigniſſes, der Auslaſſung der Nach⸗ 
erben in den Erbſcheinen. Es tritt damit aber nicht ein neuer 
Schadensfall ein. Es iſt nicht anders als bei einer Körper⸗ 
verletzung, wenn ſich da zunächſt nur geringe, nach Jahren 
aber ſchwerere anfänglich noch nicht im einzelnen zu ermeſ⸗ 
ſende Folgen zeigen. 

Demgemäß handelt es ſich für die Kl. um ein gegenwärtig 
beſtehendes Rechtsverhältnis, aus dem heraus die Erſatzpflicht 
des Bekl. für gegenwärtige und ſich in Zukunft zeigende Fol⸗ 
gen der Amtspflichtverletzung feſtgeſtellt werden kann, falls — 
was bisher noch nicht geprüft wurde — ein rechtliches Inter⸗ 
eſſe an alsbaldiger Feſtſtellung und die Vorausſetzung des 
Anſpruchs, daß von anderer Seite kein Erſatz zu erlangen iſt, 
vorliegen. Dem kann nicht mit dem Einwurf begegnet werden, 


gemacht, iſt ferner die Frage, ob die durch die unwirtſchaftliche Ver⸗ 
waltung verletzten Nacherben ſchuldhafterweiſe die Abwendung des 
Schadens durch den Gebrauch eines Rechtsmittels unterlaſſen haben 
(8 839 Abſ. 3 BGB.). Weshalb dieſer Einwand nicht erhoben wurde, 
iſt nicht erſichtlich: denn keineswegs war er von vornherein aus- 
geſchloſſen. Der Vorerbe war entmündigt und durch einen Vormund 
vertreten. Von deu Nacherben iſt der eine Student der Rechte, der 
andere durch einen Pfleger vertreten. Von beiden konnte man wohl 
erwarten, daß ſie ſich eines Rechtsmittels, etwa der Beſchwerde, be⸗ 
dienten, um den aus dem unrichtigen Erbſchein drohenden Schaden 
abzuwenden. 0 

3. Aus dem gleichen Geſichtspunkte konnte ſchließlich auch auf 
den § 254 BGB. zurückgegriffen und möglicherweiſe eine prozentuale 
Minderung des Erſatzanſpruchs herbeigeführt werden. Auch das wurde 
nicht verſucht und die angerufenen Gerichte hatten daher auch keinen 
Anlaß, die Möglichbeit einer Kulpakompenſation zu prüfen. 
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es ſtehe ja noch nicht feſt, ob die Kl. wirklich Nacherben wer⸗ 
den würden. Die Kl. ſind ſchon jetzt in ihrer Anwärter⸗ 
ſtellung beeinträchtigt. Ihr ſpäteres Eintreten als Nacherben 
iſt nicht Vorausſetzung des Anſpruchs überhaupt, ſondern nur 
Vorbedingung für den Eintritt noch weiterer Schadensfolgen 
und vielleicht — aber nicht notwendig — auch für die Mög⸗ 
lichkeit der Schadensbezifferung. Der Klageantrag enthielt 
keine Einſchränkung der begehrten Feſtſtellung auf den Fall, 
daß die Kl. Nacherben werden, ſondern forderte die Feſt⸗ 
ſtellung der Erſatzpflicht ſchlechthin. Dieſe Einſchränkung iſt 
rechtsirrig vom LG. und BG. eingeſetzt worden. Hiermit er⸗ 
ledigt ſich auch die Meinung der Rev., die Kl. ſeien nicht zur 
Klage befugt, weil nicht feſtſtehe, ob ſie Nacherben werden 
würden; die Klage hätte, wenn überhaupt möglich, von einem 
für die zukünftigen Nacherben zu beſtellenden Pfleger erhoben 
werden müſſen. Es handelt ſich eben um eine ſchon jetzt ein⸗ 
getretene Schädigung gerade der Kl. 

Ein rechtliches Intereſſe der Kl. an alsbaldiger Feſt⸗ 
ſtellung einer Erſatzpflicht des Bekl. (S 256 ZPO.) iſt ge⸗ 
geben, weil die Kl. für ihre Lebenshaltung wiſſen müſſen, ob 
ſie einen Erſatzanſpruch haben, weil eine ſpätere Klarſtellung 
möglicherweiſe erſchwert ſein würde und weil eine Anſpruchs⸗ 
bezifferung zur Leiſtungsklage zur Zeit nicht möglich iſt. 

Die materielle Anſpruchsvorausſetzung, daß die Kl. nicht 
auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermögen, prüft das BG. 
nicht. Es fügt ſie vielmehr in Form einer den Urteilsſpruch 
einſchränkenden Bedingung in dieſen ein. Das iſt rechtsirrig. 
Bei einem Anſpruch aus fahrläſſiger Amtspflichtverletzung 
bildet das Fehlen anderweiter Erſatzmöglichkeit einen Teil des 
Tatbeſtands, aus dem der Anſpruch hergeleitet wird; er ges 
hört deswegen zur Klagebegründung (RG. 137, 201)). Wenn 
dieſe Frage noch völlig offen ſteht, kann auch die Feſtſtellungs⸗ 
klage nicht durchdringen, weil eine Anſpruchsvorausſetzung fehlt. 

Da es ſich bei dem Schadenserſatzanſpruch der Kl. um 
einen bereits entſtandenen, nicht aber um einen erſt in der 
Zukunft entſtehenden Anſpruch handelt, ſo iſt die Frage ander⸗ 
weiter Erſatzmöglichkeit nicht auf die Zukunft, ſondern auf die 
Jetztzeit abzuſtellen. Dabei kommt es darauf an, daß der Ver⸗ 
letzte zur Zeit der Klagerhebung keine andere Erſatzmöglichkeit 
hat und daß er auch eine früher vorhandene Erſatzmöglichkeit 
nicht ſchuldhaft verſäumt hat (RG. 100, 128). Auf die Mög⸗ 
lichkeit eines Erſatzes in der Zukunft aber braucht ſich der 
Beſchädigte nicht verweiſen zu laſſen (RG. 80, 254 2)). Für 
eine Erſatzmöglichkeit kam hier nur in Frage, ob etwa der 
Vorerbe ſelbſt die Schädigung, welche er durch unwirtſchaft⸗ 
liches Verhalten der durch die Nacherbſchaft gebundenen Ver⸗ 
mögensmaſſe zugefügt hatte, erſetzen konnte. Dazu hatten die 
Kl. behauptet, der Vorerbe habe außer der Erbmaſſe kein Ver⸗ 
mögen; er ſei alt und erwerbsunfähig. Dieſe Tatſachen laſſen 
erkennen, daß zur Zeit der Klagerhebung und vorher gegen- 
über den Vorerben keine Erſatzmöglichkeit vorhanden war. Der 
Bekl. und der Streithelfer haben dieſe Behauptung der Ver⸗ 
mögensloſigkeit (außer der Erbmaſſe) und der Erwerbsunfähig⸗ 
keit des Vorerben nirgends beſtritten. Sie haben wohl geltend 
gemacht, daß möglicherweiſe in Zukunft Erſatz von ihm zu er⸗ 
langen ſein werde. Aber darauf kommt es nicht an. Sollte 
in ſolchem Falle der erſatzpflichtige Vorerbe doch nachträglich 
noch erſatzfähig werden, jo würde damit eine im Betrags⸗ 
verfahren zu berückſichtigende Schadensminderung eintreten, 
die auch gegenüber einem auf Leiſtung lautenden Urteil im 
Rahmen des § 767 3 O. berückſichtigt werden könnte. Somit 
ergibt ſich der vom BG. offengelaſſene Teil des anſpruch⸗ 
begründenden Tatbeſtands, das Fehlen anderer Erſatzmöglich⸗ 
keit, aus dem beiderſeitigen Parteivortrag als für die Zeit 
der Klagerhebung und vorher unſtreitig. 

Nach alledem iſt ein Feſtſtellungsanſpruch der Kl. dahin 
begründet, daß der Bekl. verpflichtet ſei, ihnen allen Schaden 
zu erſetzen, der ihnen dadurch bereits entſtanden iſt und in 
Zukunft entſtehen wird, daß das AG. ſie in den Erbſcheinen 
nicht als Nacherben aufgeführt hat. 

So aber haben die Vordergerichte nicht erkannt. Sie 
haben vielmehr die Feſtſtellung der Erſatzpflicht eingeſchränkt 
durch die beiden Bedingungen, daß die Erſatzpflicht des Bekl. 
nur dann beſtehe, wenn die Kl. Nacherben geworden ſein wer⸗ 


9 W. 1932, 3256. ) JW. 1913, 38. 
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den und inſoweit dann kein Erſatz vom Vorerben oder deſſen 
Erben zu erlangen ſein werde. Dieſe Einſchränkungen er⸗ 
geben für den Bekl. und den Revͤl. eine Verbeſſerung ihrer 
Lage gegenüber einem Urteil, das die Erſatzpflicht unbedingt 
feſtſtellen würde, wie es nach obigen Darlegungen durch die 
Sachlage gerechtfertigt iſt. Die Fehler in den Urteilsſprüchen 
beſchweren alſo den Bekl. und den Revͤl. nicht. Deswegen 
kann die Rev. keinen Erfolg haben. 

Andererſeits geht es nicht an, dieſe an ſich verfehlten Ein⸗ 
ſchränkungen aus den Urteilsſprüchen zu entfernen. Das ur⸗ 
ſprünglich uneingeſchränkt erhobene Feſtſtellungsbegehren iſt 
nur in dieſer Weiſe eingeſchränkt und vermindert zugeſprochen 
worden. Darin iſt eine Abweiſung des Mehrbegehrens der Kl. 
enthalten. Da die Kl. dieſe Einſchränkung nicht mit der Ber. 
bekämpft und ſie auch keine Anſchlußreviſion eingelegt haben, 
ſo iſt dieſe Teilabweiſung rechtskräftig geworden. Es würde 
eine unzuläſſige Anderung der früheren Urteile zum Nachteil 
des Revͤl. bedeuten, wenn das Rev. jetzt die an ſich richtige 
unbedingte Feſtſtellung ausſprechen wollte. 

(U. v. 4. Febr. 1933, V 379/32. — Oldenburg.) [Sch.] 
= RG. 139, 343.) 


13. 8 2040 BGB. Die Klage gegen Miterben, 
die eine Verfügung über einen Nachlaßgegen⸗ 
ſtand erreichen will, kann nicht in getrennten 
Rechtsſtreiten erhoben werden. 


Da mit der Klage die Auflaſſung, alſo die Verfügung 
über einen Nachlaßgegenſtand verlangt wird, ergibt ſich die 
Notwendigkeit, alle übrigen Miterben zu verklagen, aus 
8 2040 Abſ. 1 BGB., wonach die Erben über einen Nachlaß⸗ 
gegenſtand nur gemeinſchaftlich verfügen können. Nach der 
Rſpr. des RG. iſt die Klage gegen einen einzelnen Miterben 
ausnahmsweiſe dann zuzulaſſen, wenn ſich die anderen bereits 
freiwillig in rechtsverbindlicher Weiſe zu der Verfügung be⸗ 
reiterklärt haben oder dazu verurteilt ſind oder die Bereit⸗ 
willigkeit der übrigen Miterben im Rechtsſtreit gegen ein⸗ 
zelne Miterben unſtreitig bleibt (RG. 71, 3701); 93, 292; 
111, 338; 112, 1322)), Keiner dieſer Ausnahmefälle liegt 
hier vor. Nach den eigenen Darlegungen des BG. macht der 
Miterbe S. ſolche Schwierigkeiten, daß der Kl. inzwiſchen mit 
demſelben Antrage wie hier gegen ihn Klage erhoben hat. 

Für ſeine abweichende Anſicht führt das BG. aus: Wenn 
in R. 93, 295 als Ausnahme der Fall anerkannt ſei, daß 
der Miterbe bereits verurteilt ſei, ſo gehe daraus hervor, 
daß auch das NO. die Entſch. gegen die einzelnen Miterben in 
getrennten Prozeſſen für zuläſſig halte. Dieſer Schluß iſt 
nicht gerechtfertigt. Der Sinn der Ausführungen des er⸗ 
wähnten und des in ihm angezogenen Urt. RG. 71, 3672) iſt 
folgender: Liegt einmal eine Verurteilung eines einzelnen 
Miterben zur Verfügung über einen Nachlaßgegenſtand vor, 
etwa weil die Bereitwilligkeit der anderen Miterben bisher 
vorgelegen hat, ſo ſoll es dabei bewenden und der Gläubiger 
nicht genötigt ſein, denſelben Miterben nochmals zu ver⸗ 
klagen, wenn er gegen die anderen Miterben doch noch klagen 
muß. Es iſt alſo nicht für zuläſſig zu erachten, daß der Gläu⸗ 
biger gegen die einzelnen Miterben in getrennten Prozeſſen 
vorgeht, ſofern nicht die erwähnten Ausnahmefälle vorliegen. 
Im Schlußſatz von RG. 93, 292 iſt auf die Möglichkeit hin⸗ 
gewieſen, daß in getrennten Prozeſſen widerſprechende Entſch. 
gefällt werden, während das Sachverhältnis ſelbſt nur eine 
einheitliche Eutſch. zulaſſe, und daß das Gericht zur Herbei⸗ 
führung einer ſolchen Unzuträglichkeit keineswegs die Hand 
bieten dürfe. Demgegenüber führt das BG. aus: Da die Ver⸗ 
urteilung der Bekl. zur Auflaſſung nur in Gemeinſchaft mit 
den anderen Erben begehrt werde, könnten ſich ſelbſt in dem 
Falle, daß gegen die anderen Miterben abweiſende Urt. er⸗ 
gingen, aus der Verurteilung der Bekl. allein keine Nachteile 
ergeben. Vielmehr könne alsdann das hier ergangene verurtei⸗ 
leude Erkenntnis ſeinem Inhalt nach gleichfalls nicht voll⸗ 
ſtreckt werden. Dieſe Erwägung iſt abwegig. Es muß durch⸗ 
aus vermieden werden, daß gegen die Bekl. ein ſie mit Koſten 
belaſtendes Urt. ergeht, das möglicherweiſe in der Hauptſache 
gar nicht vollſtreckt werden kann. 

(U. v. 19. Jau. 1933; IV 390/32. — Berlin.) [Ka.] 

) JW. 1909, 490. ) JW. 1926, 1544. ) JW. 1909, 490. 
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14. 8 2219 BGB. Der neuernannte Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker kann Schadenserſatzanſprüche 
des Erben wegen ſchuldhafter Nachlaßſchädigung 
gegen den früheren Teſtamentsvollſtrecker gel⸗ 
tend machen. Iſt der Schaden durch Mitſchuld des 
Erben entſtanden, ſo ſteht dem Vollſtrecker der 
Einwand mitwirkenden Verſchuldens entgegen.f) 

(U. v. 3. Nov. 1932; IV 295/32. — Köln.) 

Abgedr.: JW. 1933, 170 17. 

NG. 138, 132.) 


Zu 14. Das Urteil ift zu begrüßen. 

Zweierlei verdient beſondere Hervorhebung: 

1. Iſt die Klage zuläſſig? Die Antwort hängt von der ſog. 
Prozeßführungsbefugnis (beſſer: Prozeßführungsmacht), die Prozeß⸗ 
führungsmacht von der Verfügungsmacht (8 2212) des neuernaunten 
Teſtamentsvollſtreckers, ſeine Verfügungsmacht aber von der Nachlaß⸗ 
zugehörigkeit des etwaigen Schadenserſatzauſpruchs ab. Der Kern der 
Frage iſt alſo: Gehört die Forderung zum Nachlaß? In Aulehnung 
an Kipp (Erbrecht § 123 VI 6) unterſcheidet das Urt. mit Recht: 
Schadenserſatzanſprüche von Vermächtnisnehmern (8 2219 Abſ. 1 Fall 2) 
und unmittelbar geſchädigten Erben ($ 2219 Abſ. 1 Fall 1) ſtehen dem 
einzelnen zu; ſie gehören zu ſeinem „Eigenvermögen“. Anſprüche aber 
wegen Schädigung unmittelbar des Nachlaſſes, nur mittelbar alſo des 
oder der Erben gehören zum Nachlaß; fie find Nachlaßforderungen. 
Schon der — zudem in den 88 1991 Abſ. 1, 1992 für „entſprechend“ 
anwendbar erklärte — 8 1978 Abſ. 2 legt das nahe. Das Urt. lehnt ſich 
an die für die Miterbengemeinſchaft gegebene Erſatzbeſtimmung des 
82041 an; denn die Erſetzung erkläre ſich nicht aus Beſonderheiten 
der Erbengemeinſchaft, ſondern aus dem Beſtand eines Sonder⸗ 
vermögens. Mit dieſer Begründung darf man aber wohl noch einen 
Schritt weitergehen, um — in Rechtsanalogie der 88 718 Abſ. 2, 
1370, 1440 Abſ. 2, 1473, 1486, 1497, 1524, 1526, 1546, 1550/4, 
1638 Abſ. 2, 1651 Abſ. 2, 2041, 2111, 2374 — bei allen Sonder⸗ 
vermögen, daher z. B. auch bei dem vom Teſtamentsvollſtrecker ver⸗ 
walteten Alleinerbe und der Konkursmaſſe (Jaeger, KO. 8 1 N. 62; 
Mentzel, KD. 8 1 N. 6, 2 /e), — jedenfalls für den nicht rechts⸗ 
geſchäftlichen Erwerb — den Erſetzungsgrundſatz aufzuſtellen: 
Was auf Grund eines zu dem Sondervermögen gehörigen Rechtes 
oder, wie hier, als Erſaß für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Ent⸗ 
ziehung eines dazugehörigen Gegenſtandes erworben wird, gehört zum 
Sondervermögen; jo auch Enneccerus-Nipperdey, Allg. Teil, 
9125 N. 6. Inſoweit ſtimmen ja alle angeführten Erſetzungsvorſchriften 
überein, während der Erſetzungsumfang für rechtsgeſchäftlichen Er⸗ 
werb verſchieden geftaltet iſt: regelmäßig als „Beziehungsſurrogation“ 
(88 1370, 1440 Abſ. 2, 1473, 1486, 1497, 1524, 1526 Abſ. 1, 1546 
Abſ. 1 Satz 2, 1550/4, 1638 Abf. 2, 1651 Abſ. 2, 2041, 2374, auch 
718 Abf. 1), zuweilen aber auch nur als beſchräukte (88 1381, 1646, 
2111, 2019 Abſ. 1 — 2020? — 955: RGRiskomm. $ 2020, 1) 
„Mittelserſetzung“. 

2. Iſt die Klage begründet? Der frühere Teſtaments⸗ 
vollſtrecker hatte der Alleinerbin — in dem irrigen Glauben an Nichte 
aufwertung der Vermächtniſſe und damit Erledigung aller feiner Auf⸗ 
gaben — die Nachlaßgegenſtände überlafjen. Damit endete zwar zu⸗ 
nächſt feine Verfügungsmacht (5 2217 Abſ. 1 Satz 2) aber — mangels 
wirklicher Erledigung aller Aufgaben (RG. 81, 167 ff. = IW. 1913, 
379) oder ſofortiger Kündigung gem. 8 2226 — nicht ſeine Amts⸗ 
pflicht, ſein Amt. Zu den überlaſſenen Gegenſtänden gehörten zwei 
zurückgezahlte und gelöſchte, kraft „Rückwirkung“ aber aufwertungs⸗ 
fähige (815 Aufw®.), jedoch infolge unterlaſſener Anmeldung un⸗ 
aufgewertete (816 Aufw Gh.) Hypotheken. Gegen den begehrten Erſatz 
des AufwVerluſtes führt das Urt. mit Recht aus: Selbſt wenn die 
verſäumte Hypothekenaufwertung inſofern auf Verſchulden des früheren 
Teſtamentsvollſtreckers beruhte (8 2219), als er mit der Vermächtnis⸗ 
aufwertung rechnen mußte und daher die Nachlaßverwaltung noch nicht 
aufgeben durfte, ſei die Klage abzuweiſen; denn der Aufm Verluſt ſei 
überwiegend durch „Verſchulden des Beſchädigten“ (8 254 Abf. 1), hier 
der Alleinerbin, „verurſacht“. Dabei zeigt ſich vor allem: 

a) Mitwirkendes Verſchulden des geſchädigten Rechtsinhabers 
(Alleinerben) iſt auch dann zu beachten, wenn man den klagenden 
Teſtamentsvollſtrecher nicht als Vertreter des Erben (als ſolchen), 
ſondern mit dem RG. — m. E. zutreffend (meine Erklärungshaftung 
S. 298) — als Eigen⸗„Partei kraft Amtes“ anſieht. Ferner: Die 
Feſtſtellung des Mitverſchuldens iſt zwar im Urteilsfalle ohne Ver⸗ 
ſligungsmacht (dauk 8 2217 Abſ. 1 Satz 2) und damit Anmeldungs⸗ 
defubnis der Erbin wohl kaum denkbar; aber die Berückſichtigung 
es feſtgeſtellten Mitverſchuldens beruht nicht auf der Verfügungs⸗ 
macht, ſondern der Zurechnungsfähigkeit (88 276 Abſ. 1 Saß 2 — 
8275.) des Rechtsinhabers: fie hangt daher von feiner Verſuͤgungs⸗ 
macht nicht ab. 

b) Die Rechtsgrundlage der Mitſchuldanrechnung bietet § 254, 
nicht elwa das vom BG. gebrauchte, den wahren rechtlichen Geſichts⸗ 
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III. Sonſtiges materielles Recht. 


* 15. 88 1, 5, 18, 19, 28, 34 Bauford G.; 8 823 
A bſ. 2 BGB. § 1 obigen Gef. ift ein Schutzgeſetz 
i. S. des 8 823 A bſ. 2. Die Schadenserſaßpflicht 
wegen Verſtoßes gegen § Lift nicht wie die Straf⸗ 
barkeit gem. $5 durch Zahlungseinſtellung uſw. 
bedingt. Nicht jeder Baubeteiligte ($ 1) iſt auch 
Baugläubiger (88 18, 19), aber jeder Baugläu⸗ 
biger iſt auch Baubeteiligter. Unter den zu be⸗ 
friedigenden Baubeteiligten hat der Bauherr 
die Wahl. Von den durch Entfremdung von Bau⸗ 
geld geſchädigten Baubeteiligten kann jeder ſei⸗ 
nen vollen Ausfall bis zur Höhe der Entfrem⸗ 
dung geltend machen mit der Maßgabe, daß der 
Baugeldempfänger durch Zahlungen an irgend⸗ 
welche von ihnen frei werden kann. Auch der 
Generalunternehmer gehört zu den Baubetei⸗ 
ligten, unter welchen der Bauherr die Wahl hat; 
der Bauherr darf aber nur zuverläſſige Unter⸗ 
nehmer ohne Rückſicht auf die Anſprüche der 
entfernteren Baubeteiligten aus dem Baugelde 
befriedigen. Sind Mitgeſellſchafter Bauherren, 
fo kann der eine dem anderen, ihm als zuverläſ⸗ 
ſig bekannten Geſellſchafter die Geſchäfts⸗ 
führung und damit die Verantwortung nach 8 1 
überlaſſen. Der Baubeteiligte, der wiſſentlich 
aus dem Baugeld Zahlung für eine laufende 
Forderung annimmt, iſt u. U. inſoweit mit ſei⸗ 
nem Anſpruch aus $1 abzuweiſen. f) 


Der Bekl. und S. waren Miteigentümer eines Bau⸗ 
geländes. Über deſſen Ausnutzung durch Bebauung mit 
Wohnhäuſern hatten ſie im Nov. 1928 einen notariell be⸗ 
urkundeten Vertrag geſchloſſen. In ihm hatte S. die Aus⸗ 
führung und die „Finanzierung“ des Bauvorhabens über⸗ 
nommen, wofür ihm die Eingänge aus den aufgenommenen 
und noch aufzunehmenden Hypotheken bis auf einen kleinen 
Bruchteil zugehen ſollten; jeder Vertragsteil ſollte die Hälfte 
der geſamten Aufwendungen tragen, dabei aber S. für die 
Bauherſtellung den feſten Satz von 29,20 % je ebm um⸗ 
bauten Raumes gutgebracht erhalten. Zur Deckung der Bau⸗ 
koſten waren ihnen von der Reichsverſicherungsanſtalt und 
der Wohnungsfürforge®mbH. hypothekariſche Darlehen und 
von der D.⸗Bank bis zur Auszahlung der erſtgenannten 


punkt nur verdeckende (dazu Brenner, Die exc. doli gen. in den 
Entſch. des RG., 1926; meine Erklärungshaftung 178 ff.) Schlagwort 
von der „Einrede der Argliſt“. 

c) Die Rechtsfolge der Mitſchuldanrechnung iſt — nach dem 
klaren Wortlaut des § 254 im Einklang mit der Intereſſenlage — 
Minderung oder Ausſchluß des Schadenserſatzrechtes, nicht Erzeugung 
eines Gegenrechtes (Erklärungshaftung 306 f.). Daher ſpricht das RO. 
richtig von dem „Einwand“, nicht der Einrede des Mitverſchuldens. 

d) Schließlich beſchränkt das Urt. den Einwand beifallswert nach 
zwei Richtungen: : 

a) Mitſchuld nur des (Allein) Erben entkräftet die Klage. 
Mitverſchulden lediglich eines (Mit⸗) Erben kann dieſen perſönlich 
verbinden, aber nicht von der Nachlaßforderung gegen den früheren 
Amtswalter entbinden. 

6) Mitverſchulden des (Allein⸗) Erben mindert oder hindert zwar 
die Nachlaßforderung, nicht aber den etwaigen Schadenserſatzanſpruch 
von Vermächtnisnehmern (88 2219 Abſ. 1 F. 2 — 2491). 


Priv Doz. GerAſſ. Dr. Heinz Hildebrandt, Heidelberg. 


Zu 15. Die Pflicht des Baugeldempfängers, das Baugeld zur 
Befriedigung der Baubeteiligten zu verwenden, könnte eine ver⸗ 
waltungsrechtliche, eine rein ſtrafrechtliche oder eine zivilrechtliche 
oder eine Miſchung von zweien oder aller dieſer Pflichten ſein. Von 
öffentlich-rechtlichen Pflichten, die alſo etwa durch Verwaltungsaßkte 
durchgeſetzt würden, kann nicht geſprochen werden; ſtrafrechtlich 
kommen nur die Sonderbeſtimmungen der 88 5ff., 26 in Betracht, 
und damit iſt die unmittelbare ſtrafrechtliche Bedeutung des Geſetzes 
zum Schutz der Bauforderungen erſchöpft. Soweit Baugeldempfänger 
in Frage kommen, wird nur die Zahlungseinſtellung oder der Kon⸗ 
kurs ſtrafrechtlich betroffen. Damit iſt aber die Verwendungspflicht 
des g 1 nicht erſchöpft. Alſo muß — und dies ſollte doch der Aus⸗ 
gangspunkt fein — eine bürgerlich⸗ rechtliche Verwendungspflicht be⸗ 
ſtehen. Gegenüber wem? Doch nur gegenüber den Baubeteiligten. 
Hierfür ſprechen die 88 18, 19, 31, aus denen ſich ergibt, daß ſogar 
die Unterbeteiligten Baugläubiger fein ſollen. Das NG. ſcheint dies 


1312 


Hypothek ein ebenſo geſicherter Zwiſchenkredit zugeſagt wor⸗ 
den. Die Bebauung des Geländes iſt auch durchgeführt, und 
die Darlehnsbeträge ſind während der Bauarbeiten bis auf 
einen kleinen Reſt nach und nach ausgezahlt und von S. 
verbraucht worden. Obwohl jene Summen zur Deckung der 
geſamten Baukoſten hingereicht hätten, ſind jedoch Forde⸗ 
rungen von Bauhandwerkern und Baulieferern unbefriedigt 
geblieben. Zu dieſen gehört auch der Kl. Er nimmt den 
Bekl. auf Zahlung dieſes Betrages in Anſpruch. 

LG. und OLG. gaben der Klage ſtatt. NG. hob auf. 

Das KG. hat die Klage zugeſprochen, weil der Bekl. es 
ſchuldhaft nicht verhindert habe, daß S. die ihnen beiden 
gewährten Baugelder, die zur Deckung der geſamten Bau⸗ 
koſten hingereicht hätten, zu einem erheblichen Teile nicht 
i. S. des §S 1 BaufordG. verwandt, ſondern Bauhandwerker 
und Baulieferanten unbefriedigt gelaſſen, dieſe Summe alſo 
anderweit verbraucht habe. 

In dieſem Verhalten des Bekl. erblickt es eine un⸗ 
erlaubte Handlung nach § 823 Abſ. 2 BGB. 

Die Rev. bittet zunächſt um Nachprüfung, ob § 1 Baus 
ford. wirklich als ein Schutzgeſetz zugunſten der Bau⸗ 
beteiligten i. S. des $ 823 Abſ. 2 BGB. anzuſehen ſei. 
Dieſe Frage iſt vom RG. bereits mehrfach bejaht worden 
(vgl. insbeſ. RG. 84, 1881); 91, 72), hieran iſt feſtzuhalten. 

Gem. $ 5 jenes Geſ. ift ein Zuwiderhandeln gegen 8 1 
nur dann ſtrafbar, wenn der Baugeldempfänger ſeine Zah- 
lungen eingeſtellt hat oder über fein Vermögen das Konkurs- 
verfahren eröffnet worden iſt. Das BG. iſt aber m. R. da⸗ 
von ausgegangen, daß dieſe Einſchränkung nicht auch für die 
als Ergänzung der Strafandrohung unentbehrliche zivil- 
rechtliche Schadenserſatzpflicht gelten kann, weil nämlich deren 
Aufſtellung ſonſt praktiſch faſt bedeutungslos wäre. 

§ 1 verpflichtet den Baugeldempfänger nicht, die Bau⸗ 
beteiligten aus dem Baugelde anteilig oder in beſtimmter 
Rangordnung zu befriedigen, wenn es nicht für alle hinreicht. 
Deshalb entfällt jeder Schadenserſatzanſpruch für einen un⸗ 
befriedigt gebliebenen Baubeteiligten, wenn das Baugeld zur 
Befriedigung anderer Baubeteiligter reſtlos verbraucht mor- 
den iſt. Daraus folgt aber keineswegs, daß ein Baugeld— 
empfänger, der das Baugeld ganz oder teilweiſe zu anderen 
Zwecken verwandt hat, dem Erſatzanſpruche eines der ge— 
ſchädigten Baubeteiligten entgegenhalten könnte; wenn er das 
Geld nicht beſtimmungswidrig verbraucht hätte, würde er es 
doch nicht zu des Gegners Befriedigung benutzt, ſondern da— 
mit die Forderungen anderer Baubeteiligter gedeckt haben; 
vielmehr kann jener ſich nur durch den Nachweis von mei- 
terer Erſatzpflicht befreien, daß er in Höhe des entfremdeten 
Betrages bereits andere benachteiligte Baubeteiligte aus ſon⸗ 
ſtigen Mitteln entſchädigt hat. Dem BG. iſt aber weiter 
auch darin beizupflichten, daß die durch Entfremdung von 
Baugeld geſchädigten Baubeteiligten keineswegs wegen der 
dem Baugeldempfänger im § 1 eingeräumten Wahlfreiheit 
genötigt ſind, ihre Erſatzanſprüche gemeinſam einzuklagen 
oder ſie auf einen dem Verhältniſſe ihrer Forderungen zu⸗ 
einander entſprechenden Anteil an dem entfremdeten Bau⸗ 


zu leugnen, aber es kann zumal angeſichts der §8 18, 31 gar nicht 
beſtritten werden. Wenn die Unterbeteiligten ſogar Baugläubiger ſein 
Können, müſſen ſie auch zu denen gehören, die in § 1 mit Schutz 
bedacht ſind. Ihnen allen zuliebe hak das Geſetz das aufgenommene 
Baugeld zu einem echten Durchgangspoſten (Krückmann: Ihe⸗ 
rings J. 56, 245 ff.) gemacht, für deſſen richtige Verwendung der Bau 
geldnehmer aufzukommen hat. Nicht etwa bloß in Form einer Erſatz⸗ 
haftung, ſondern ſogar unmittelbar in Form der Haftung auf Aus 
zahlung, Erfüllungshaftung. Dieſer Anſpruch muß beiſpielsweiſe den 
Bauarbeitern unmittelbar gegen den Baugeldnehmer zuſtehen und iſt 
ſtreng von der perſönlichen Haftung des Dienſtherrn zu trennen, 
bei dem die Bauarbeiter in Dienſt ſtehen. Denn der Baugeldnehmer 
haftet den Arbeitern nur mit dem Baugeld, aber mit ihm auch in 
der Weiſe, daß er ſorgfältig damit umgehen ſoll, wie das RG. zu⸗ 
treffend entſcheidet. Der Anſpruch gegen den Baugeldempfänger enl⸗ 
ſteht nach dem Muſter des Vertrages zugunſten Dritter unmittelbar 
aus dem Geſetz, gewiſſermaßen handelt es ſich um einen geſetzlichen 
Vertrag zugunſten Dritter ohne Rückſicht auf den Parteiwillen, wenn 
der Baugeldempfänger ſich das Geld auszahlen läßt. Man bleibt auf 
halbem Wege ſtehen, wenn man dieſe Folgerung nicht zieht. Nur 
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gelde zu beſchränken, ſondern jeder von ihnen ſelbſtändig 
vorgehen und ſeinen vollen Ausfall bis zur Höhe des ent 
fremdeten und noch nicht wieder erſetzten Baugeldes ver⸗ 
langen kann, mit der Maßgabe freilich, daß der Baugeld⸗ 
empfänger durch Zahlungen in Höhe jenes Betrages an 
irgendwelche von ihnen allen gegenüber frei wird, jedoch un⸗ 
beſchadet ſeiner Verpflichtung zum Ausgleich etwaigen Ver⸗ 
zugsſchadens (8 428 BGB). 

Ob eine Entfremdung von Baugeld auch darin lag, daß 
mit dem von der Reichsverſicherungsanſtalt gewährten Dar- 
lehn der von der D. Bank gegebene Zwiſchenkredit abgelöft 
worden iſt, hat das BG. dahingeſtellt gelaſſen, weil mit der 
Möglichkeit zu rechnen ſei, daß jenes Darlehn gerade auch zu 
dieſem Zwecke gewährt worden ſei, und es dann inſoweit kein 
Baugeld dargeſtellt habe. Dagegen meint das KG., es ſei 
jedenfalls die Verwendung jenes Darlehns zur Bezahlung 
der Zinſen des Zwiſchenkredits unzuläſſig geweſen, da dieſe 
keinesfalls zu den Koſten des Baues zählten und zudem S. 
ſich ausdrücklich verpflichtet gehabt habe, die Koſten aufzu⸗ 
nehmender Zwiſchenkredite und die bis zur Vollendung des 
Baues erfallenden Hypothekenzinſen zu decken. Dabei hat es 
indes nicht beachtet, daß auch die Abdeckung der zwiſchen— 
zeitlich aufgelaufenen Zinſen des Zwiſchenkredits aus dem 
Darlehn i. S. der mit der Reichsverſicherungsanſtalt vor oder 
bei der Hingabe des Geldes getroffenen Vereinbarungen ge 
legen haben kann und dann das Darlehn auch inſoweit nicht 
als Baugeld anzuſehen geweſen wäre. Es hat ferner über⸗ 
ſehen, daß in dem maßgebenden Vertrage vom Nov. 1928 
keineswegs von einer perſönlichen Übernahme jener Zins- 
und Koſtenſchulden durch S. die Rede iſt, ſondern nur von 
einer Verpflichtung zu ihrer vorläufigen Vefriedigung durch 
ihn in Verbindung mit der Zuweiſung des weitaus größten 
Teiles der aufgenommenen oder noch aufzunehmenden Hypo⸗ 
thekengelder an ihn zur Einziehung, daß alſo die Benutzung 
jenes Darlehns auch zur Tilgung des Zwiſchenzinſes gerade 
i. S. der Abmachung mit S. lag. 

Nach § 1 iſt der Empfänger von Baugeld verpflichtet, 
es zur Befriedigung ſolcher Perſonen zu verwenden, die an 
der Herſtellung des Baues auf Grund eines Werk-, 
Dienſt⸗ oder Lieferungs vertrages beteiligt find. Der 
Bekl. meint deshalb, zur Überlaffung der Baugelder an S. 
befugt geweſen zu ſein, da dieſer die geſamte Bauausführung 
gegen eine feſte Vergütung auf feine Gefahr und Koſten über 
nommen gehabt habe und deshalb als Generalunternehmer 
hinſichtlich des ihm zuſtehenden Werklohnes ebenfalls Bau— 
beteiligter i. S. jener Vorſchr. geweſen ſei. 

Das KG. hält dieſe Verteidigung nicht für durchgreifend, 
weil ein Generalunternehmer als Baubeteiligter nur anzu⸗ 
ſehen ſei für den Teil des ihm zugeſagten Werklohnes, der 
als Entgelt für feine eigne Tätigkeit (Werk- oder Dienſt⸗ 
leiſtung oder Sachlieferung) erſcheine, nicht dagegen auch in— 
ſoweit, als dieſer ſich als Vergütung für die Leiſtungen der 
von ihm zur Herſtellung des Baues herangezogenen Bau— 
handwerker und Bauarbeiter darſtelle. Denn andernfalls 
würde der Zweck des Geſetzes, die Forderungen gerade dieſer, 


damit aus 81 ein delilkts rechtliches Schutzgeſetz i. S. von 8 823 
Abſ. 2 gemacht werden könne, iſt doch nicht die Verwendungs- 
pflicht des Baugeldempfäugers beſtimmt worden. Mag man bei 
Schaffung des Geſetzes ſich in einem bequemen Halbdunkel bewegt 
haben — wir wollen das hier dahingeſtellt ſein laſſen und es nicht 
näher unterſuchen — die innere Triebleraft des geſetzgeberiſchen Ge⸗ 
dankens führt zu der hier gezogenen Folgerung. 

Man muß alſo, mag dies auch noch ſo ſehr beſtritten werden, 
jedem Baugläubiger einen unmittelbaren Anſpruch gegen den Baur 
geldempfänger geben. Sind mehrere Baugeldempfänger da, geht der 
Anſpruch gegen jeden als Geſamtſchuldner in Höhe des ausgezahlten 
Baugeldes. An ſich würden darauf nun die 88 421 ff. anzuwenden 
fein, aber wenn der eine Geſamtſchuldner den anderen als General 
unternehmer beſtellt hat und ihm wie hier die Befugnis gegeben hat, 
ſich das Baugeld auszahlen zu laſſen, dann wird der Generalunter⸗ 
nehmer zum Erfüllungsgehilſen des Baugeldempfängers, und dieſer 
haftet für das Verſchulden des Gehilfen nach 8 278. Es kommt dann 
nicht darauf an, ob der Vertretene den Vertreter ſorgfältig ausgeſucht 
hat. Selbſtverſtändlich kann Verletzung der Sorgfaltspflicht bei der 
Beſtellung und Überwachung den Vertretenen haftbar machen, aber 
dieſe oft fragwürdige Aushilfe brauchen wir nicht, wir haben in 
8 278 beſſeres. Damit werden auch dis prozeſſuaten K ihren des § 19 
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durch ihre perſönliche Arbeit an der Herſtellung des Baues 
beteiligten Perſonen zu ſichern, nicht erreicht werden. 

Dieſe Anſicht iſt rechtsirrig. Dem Geſetz iſt eine ſolche 
Zerlegung der Anſprüche der an der Herſtellung des Baues 
auf Grund eines Werkvertrages beteiligten Perſonen, die 
ebenſo wie für den Generalunternehmer auch für alle Unter⸗ 
unternehmer, denen die Herſtellung von Teilen des Bau- 
werks übertragen ift, gelten müßte, fremd. Das ergibt ſich 
deutlich aus dem 2. Abſchn. des Geſetzes, der zur Aus⸗ 
legung des erſten mit herangezogen werden kann, wenn 
dieſer auch in ſeiner Geltung von ihnen unabhängig iſt, 
insbeſ. aus den SS 18, 19, 28 und 34. Der Kreis der „Bau⸗ 
gläubiger“, d. h. der durch den Bauvermerk dinglich Ge⸗ 
ſicherten, iſt in den 88 18, 19 enger gezogen als der der 
„Baubeteiligten“ i. S. des § 1, ſo daß zwar nicht jeder 
Baubeteiligte auch Baugläubiger, wohl aber jeder Bau⸗ 
gläubiger auch Baubeteiligter iſt. 88 28, 34 zeigen aber 
zweifelsfrei, daß die als Unternehmer auf Grund Werk⸗ 
vertrags an dem Baue Mitwirkenden wenn überhaupt ſtets 
hinſichtlich ihres ganzen Anſpruches zu den Baugläubigern 
gehören, auch ſoweit dieſer eine Vergütung für die Leiſtungen 
der von ihnen herangezogenen Bauhandwerker und Bau⸗ 
arbeiter umfaßt, wennſchon mit der Maßgabe, daß jene ihnen 
gegenüber ein Vorrecht auf die dingliche Sicherung haben. 
In der Tat würde es auch praktiſch undurchführbar ſein, wenn 
man von dem Baugeldnehmer immer und überall verlangen 
wollte, dafür zu ſorgen, daß auch die letzten der von irgend⸗ 
einem der am Baue mitwirkenden Unternehmer beſchäftigten 
Arbeiter, die er vielfach gar nicht kennt und nicht kennen. 
kann, aus dem Baugelde befriedigt werden. Es kann auch den 
Unternehmern im allgemeinen gar nicht zugemutet werden, 
den Bauherrn im einzelnen über die Auſprüche ſeiner Ar⸗ 
beiter und Lieferanten aufzuklären, wie es nötig wäre, damit 
jener eine ſolche Aufgabe erfüllen könnte. Allerdings iſt nicht 
zu verkennen, daß die dem Vaugeldgeber gelaſſene Freiheit 
der Auswahl der Baubeteiligten, denen er das Baugeld zu- 
wendet, unter ſolchen Umſtänden gelegentlich zu einer im all⸗ 
gemeinen Intereſſe ſehr unerwünſchten Schädigung entfern— 
terer Beteiligter führen kaun, deren Vermeidung jenem nach 
Treu und Glauben recht wohl anzuſinuen iſt. Abhilfe kann 
jedoch inſoweit nicht durch eine dem klaren Sinne des Ge 
ſetzes widerſtreitende allgemeine Einſchränkung des Begriffes 
der Baubeteiligten geſchaffen werden, ſondern nur durch die 
aus deſſen Zweck und Zuſammenhang im Wege ergänzender 
Auslegung zu rechtſertigende Aufſtellung eines den 88 19 
Abſ. 2, 28 des 2. Abſchn. entſprechenden Rechtsſatzes dahin, 
daß der Baugeldnehmer grundſätzlich nur zuverläſſige 
Unternehmer ohne Rückſicht auf die Anfprüche der eut⸗ 
fernteren Baubeteiligten aus dem Baugelde befriedigen darf. 
Daß bei S. aber die Vorausſetzungen des 8 19 Abſ. 2 vor⸗ 
lagen, hatte der Bekl. ausdrücklich behauptet und iſt deshalb 


Abſ. 2, die eine große geſetzgeberiſche Ungeſchicklichkeit ſind, ver⸗ 
mieden. Das Rc. iſt dieſes Mal aus prozeſſualen Gründen darüber 
hinweggekommen, aber nicht immer geht es jo leicht. Nebenbei be⸗ 
merkt: auch S. war Miteigentümer, der die Vorausſetzung erfüllen 
mußte, daß ihm das Nichtvorhandenſein ausreichender Mittel oder 
jener Abſicht ohne grobe Fahrläſſigkeit unbekannt war (8 19 
Abſ. 2 a. E.). 

Bei Unterſtellung eines Geſellſchaftsvertrages wird an der An⸗ 
wendbarkeit des § 278 nichts geändert, da dieſer immer nur im Ver⸗ 
hältnis zu den Baubeteiligten in Betracht kommt. M. E. kommt 
man auch mit der Unterſtellung eines Geſellſchaftsvertrages nicht 
weiter. Wohl aber iſt richtig die Verwertung des 8 1. Abſ. 2, wenn 
S. ſelber au der Geldkreditnahme beteiligt war. 

Verwertet man den 8 278, fo wird die Auslegung des Geſetzes 
als Schutzgeſetz überflüſſig, aber auch unrichtig. Denn ſchließlich 
iſt jedes Geſetz ein Schutzgeſetz. Wir brauchen aber einen Schutz nicht, 
wenn das bürgerliche Recht den Beteiligten ſchon ausreichend ſchützt. 
Die Schutzeigenſchaft wird durch die in dem Geſetz ſelber ent⸗ 
haltenen Strafdrohungen (88 5 ff., 26) erſchöpft. 

Daß der Kl. ſich die auf andere Forderungen verrechneten 
Gelder anrechnen laſſen muß, it von dem MG. richtig bemerkt. 

Mit dem Zwiſchenkredit ſteht es m. E. jo: Steckt der Gegen⸗ 
wert des Zwiſchenkredits in dem Bar, dann erhalten die Bau- 
gläubiger in der Hypothek ihre ihnen vom Geſetz zugedachte Ver⸗ 
gütung in vollem Umfange. Die Belt. des Geldgebers — und hierin 


weiche ich von dem N., auch in feinem früheren Urt., ab — beſagt 
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zu ſeinen Gunſten zu unterſtellen. 

Daraus folgt indes noch nicht, daß jener vom BG. zu⸗ 
rückgewieſene Einwand des Bekl. Erfolg haben müßte. Das 
angef. Urt. prüft nämlich nicht, ob nicht der Vertrag vom 
29. Nov. 1928, in dem S. die Bauausführung übernommen 
hatte, in Wirklichkeit nicht ein Werkvertrag zwiſchen ihm als 
Unternehmer und dem Bekl. als Beſteller des Bauwerkes 
war, ſondern ein Geſellſchaftsvertrag, durch den die beiden 
Vertragsteile ſich gegenſeitig verpflichten, die Erreichung eines 
gemeinſamen Zweckes, nämlich die Ausnutzung eines in ihrem 
Miteigentum ſtehenden Grundſtücks durch Bebauung mit 
Wohnhäuſern, in beſtimmter Weiſe zu fördern, und ob nicht 
der dort vereinbarte Satz von 29,20 K. % je ebm umbauten 
Raumes dementſprechend kein S. zugeſagter Werklohn war, 
ſondern nur eine Rechnungsgröße für die Feſtſtellung ſeines 
Anteiles am Gewinn oder Verluſt nach Erreichung des Ge⸗ 
ſellſchaftszweckes. Dieſe rechtliche Beurteilung der Abmachung 
iſt aber jedenfalls die nächſtliegende, ſolange nicht beſondere 
Umſtände dargetan ſind, aus denen ein anderer Wille der Be⸗ 
teiligten zu erſchließen iſt; ſie hätte daher vom BG. er⸗ 
wogen werden müſſen. Daß S. als der fachlich erfahrenere 
und durch ſein Gewerbe dazu ohne weiteres fähige Mitgeſell⸗ 
ſchafter die Ausführung des Bauvorhabens und die Gefahr 
unvorhergeſehener größerer Koſten übernommen, der Bekl. 
ſich dagegen im weſentlichen darauf beſchränkt hatte, das 
Grundſtück auch, ſoweit er daran mitberechtigt war, ſowie ſei⸗ 
nen perſönlichen Kredit zur Beſchaffung von Baugeld zur 
Verfügung zu ſtellen, ſchließt die Auffaſſung des Abkommens 
als eines Geſellſchaftsvertrages (8 705 BGB.) nicht aus. 
Auch ob S. nach außen hin als alleiniger Unternehmer des 
Baues aufgetreten iſt und die Verträge mit den Bauhand⸗ 
werkern, Bauarbeitern und Lieferern allein in ſeinem Namen 
abgeſchloſſen hat, iſt dabei nicht von ausſchlaggebender Be⸗ 
deutung. Bei ſolcher Auslegung dieſer Abmachung würde S. 
die Baugelder aber gar nicht zur Abdeckung eines ihm zu⸗ 
ſtehenden Anſpruches zugewieſen erhalten haben, ſondern zur 
Beſtreitung der Koſten der ihm obliegenden Bauausführung, 
alſo eben als ihm und dem Bekl. gemeinſam geliehene Bau⸗ 
gelder, und zwar unterſchiedslos in den ganzen ihm davon zu⸗ 
gefloſſenen Beträgen. Nach $ 1 Abſ. 2 BaufordG. würde er 
daher als ſelbſt an der Herſtellung des Baues beteiligter 
Baugeldempfänger nur ſo viel davon zu baufremden Zwecken 
zu verbrauchen befugt geweſen ſein, als der Hälfte des an⸗ 
gemeſſenen Wertes der von ihm perſönlich in den Bau ver⸗ 
wendeten Leiſtung entſprach, im übrigen dagegen verpflichtet 
geweſen ſein, das Erhaltene reſtlos zur Befriedigung der 
Forderungen der von ihm unmittelbar oder mittelbar heran- 
gezogenen Unternehmer, Bauarbeiter und Lieferer zu be⸗ 
nutzen. 

Der Bekl. hatte fein Verhalten weiter damit zu recht⸗ 


nichts. Es kommt darauf an, welche Bauwerte auf Grund des 
Zwiſchenkredits geſchaffen ſind. Damit iſt auch die Zinſenfrage 
entſchieden. Konnten die Bauwerte nicht ohne die Jinſen des 
Zwiſchenkredits geſchaffen werden, dann darf der Baugeldempfänger 
das Baudarlehen auch zur Bezahlung der Zinſen verwenden. Ich 
wüßte nicht, wie es anders ſein könnte. Entſcheiden ſoll doch, ob das 
Baudarlehen unmittelbar oder mittelbar auf den Bau verwandt wor⸗ 
den iſt. War der „Zwiſchenkredit“ zu anderen Zwecken gegeben, 
ſo ſpielt das dann jedenfalls keine Rolle, wenn das Zwiſchen⸗ 
darlehen tatſächlich in den Bau hineingeſteckt worden iſt. Mag ſich 
der Geldnehmer mit dem Zwiſchenkreditgeber auseinanderſetzen, für 
ſein Verhältnis zu den Baubetetligten und Baugläubigern ſpielt das 
keine Rolle, hier entſcheidet allein die in rem verso. Keinenfalls 
kann der Kreditgeber den Kreditnehmer von ſeiner Verantwortlich⸗ 
keit gegenüber den Baugläubigern entlaſten. Jedenfalls kann weder 
dem RG. noch dem NG. zugeſtimmt werden, die Sache liegt anders 
und m. E. einfacher. 8 

Es iſt kein Zufall, daß Kl. ein Malermeiſter iſt, Maler ſind 
die letzten im Bau und den „letzten beißen die Hunde“. Was ſoll 
nun mit ſeinen Geſellen werden, wenn der Meiſter in Konkurs 
verfällt? Trotz ihres Konkursvorrechtes können ſie ſehr weſentlich 
ausfallen. Es wird braktiich ja nicht allzuviel dabei herauskommen, 
aber immerhin iſt den Geſellen die direkte Haftung des Baugeld 
nehmers wenigſtens ein kleiner Erſatz. 


Geh. IN. Prof. Dr. Krückmann, Münſter i. Weſtf. 
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fertigen geſucht, daß ©. ſich, als Bauunternehmer des beiten 
Rufes erfreut habe, ſehr wohlhabend geweſen ſei und in ge⸗ 
ordneten Verhältniſſen gelebt habe und ausgeführt, daß er ihm 
als Miteigentümer des Grundbeſitzes und Teilhaber bei deſ⸗ 
ſen Verwertung deshalb habe unbeſorgt die Baugelder zu 
beſtimmungsgemäßer Verwendung überantworten und von 
einer Überwachung abſehen können, und behauptet, von dem 
geſetzwidrigen Verfahren S.s keine Kenntnis erhalten zu 
haben. Das BG. will dies nicht als Entſchuldigung gelten 
laſſen. Die durch § 1 auferlegte Verwendungs⸗ und Prü⸗ 
fungspflicht könne nicht dadurch eine Einſchränkung erfahren, 
daß als Baugeldempfänger mehrere Perſonen in Frage kämen. 
Denn der Zweck der geſetzlichen Vorſchrift würde vereitelt wer⸗ 
den, wenn in einem ſolchen Falle der eine Baugeldempfänger 
dem anderen, wenn auch in dem Vertrauen, daß er den be⸗ 
ſtimmungsgemäßen Gebrauch machen werde, das Baugeld 
ohne Nachprüfung, zur Befriedigung welcher Forderungen es 
benutzt werde, überlaſſen könnte. Vielmehr müſſe dann jeden 
einzelnen Baugeldempfänger die Verpflichtung treffen, die 
geſetzmäßige Verwendung des ihnen gemeinſam gegebenen 
Baugeldes zu überwachen. Es ſei daher im Rahmen der ge⸗ 
ſetzlichen Haftung jeder von ihnen für die durch den anderen 
vorgenommene zweckwidrige Verwendung von Baugeld in der⸗ 
ſelben Weiſe wie für eine eigne verantwortlich, da die ihm 
auferlegte Prüfungspflicht die Pflicht umfaſſe, jede zweck⸗ 
widrige Verwendung des Baugeldes zu verhindern, und meh⸗ 
rere Baugeldempfänger darüber nur gemeinſam zu verfügen, 
befugt ſeien und daher jeder von ihnen einer nicht be⸗ 
ſtimmungsgemäßen Verwendung vorbeugen könne. 

Dieſe Erwägungen können nicht als richtig anerkannt 
werden. Allerdings war der Bekl. als Mitempfänger der 
Baugelder grundſätzlich ebenſo wie S. verpflichtet, für deren 
gejegmäßige Verwendung zu ſorgen; mit der Begr. allein, 
daß er ſich um die Baugelder nicht gekümmert, ſondern deren 
Einziehung und beſtimmungsmäßige Verwendung S. über⸗ 
tragen und von deſſen geſetzwidrigem Verfahren nichts ge⸗ 
wußt habe, würde er ſich deshalb der Verantwortung für die 
eingetretene Schädigung von Baubeteiligten nicht entziehen 
können. Wohl aber würde der Bekl. befugt geweſen ſein, in 
der zwiſchen ihm und S. möglicherweiſe begründeten Grund⸗ 
ſtücksverwertungsgeſellſchaft durch Vereinbarung mit dieſem 
die Geſchäftsführung ſo zu regeln, daß die Beſorgung jener 
Geldangelegenheiten S. allein übertragen wurde, voraus⸗ 
geſetzt nur, daß er ſeinen Mitgeſellſchafter für eine ver⸗ 
trauenswürdige Perſon hielt und halten durfte, von der die 
gewiſſenhafte Erfüllung der geſetzlichen Vorſchr. zu erwarten 
war (RG. 91, 77). Freilich hätte er trotzdem eingreifen müſ⸗ 
ſen, wenn ihm ſpäter Umſtände bekannt geworden ſein ſoll⸗ 
ten, die Zweifel an der geſetzmäßigen Verwendung der Bau⸗ 
gelder durch S. erwecken konnten, und lag ihm gleichwohl 
die Pflicht ob, auf derartige Umſtände zu achten, weil er 
ſich keinesfalls jeder Überwachung Sts nach dieſer Richtung 
hin entſchlagen konnte, wenn er ſich dabei auch innerhalb der 
durch die grundſätzliche Übertragung der Verwaltung der 
Baugelder an jenen als Bauausführenden und Mitgeſell⸗ 
ſchafter und deſſen Vertrauenswürdigkeit gezogenen Grenzen 
halten durfte. Nicht weſentlich anders würde es in dieſer 
Hinſicht ſein, wenn die Bauausführung in dem Vertrage vom 
29. Nov. 1928 an S. nicht als ein Teil der ihm als Geſell⸗ 
ſchafter obliegenden Leiſtungen übertragen geweſen ſein ſollte, 
ſondern als eine von dem Geſellſchaftsverhältniſſe un⸗ 
abhängige, von der Geſellſchaft zu entlohnende Leiſtung an 
dieſe i. S. des 8 631 BGB.; nur wäre dann dem Bekl. 
eine entſprechend ſchärfere Überwachung und Nachprüfung 
zuzumuten geweſen. 

Die Rev. beanſtandet es daher m. R., daß das MG. jenes 
Vorbringen des Bekl. als ſchlechthin unerheblich angeſehen 
und darum auf ſeine tatſächliche Richtigkeit nicht geprüft hat. 

Nicht haltbar iſt auch die Begr., mit der das BG. über 
den Einwand des Bekl. hinweggegangen iſt, der Kl. habe in 
Wirklichkeit einen der Klageforderung gleichen Betrag von S. 
aus den Baugeldern erhalten und ſei nur deshalb für ſeine 
Beteiligung an den mit dem Baugelde zu errichtenden Bauten 
nicht befriedigt, weil er jene Zahlungen auf ältere Anſprüche 
gegen S. verrechnet habe. Freilich hätte S. es zu einer ſol⸗ 
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chen Verrechnung nicht kommen laſſen dürfen, weil dieſe Ver⸗ 
wendung des Geldes der geſetzlichen Vorſchr. widerſprach. 
Wenn indes der Kl., als er die Verrechnung vornahm, um 
die Herkunft der empfangenen Zahlung aus den Baugeldern 
gewußt haben ſollte, ſo würde er ſich an der unerlaubten 
Handlung, die in der geſetzwidrigen Verwendung des Geldes 
lag, beteiligt, zum mindeſten aber ihr zugeſtimmt haben und 
deshalb für ſeinen Teil aus ihr keine Schadenserſatzanſprüche 
herleiten können. Auf jeden Fall aber würde ihm durch die⸗ 
ſelbe Handlung, durch die ein zu ſeiner Befriedigung hin⸗ 
reichender Teil der Baugelder ſeiner geſetzmäßigen Verwen⸗ 
dung entfremdet worden iſt, unmittelbar auch die Deckung 
für gleich große alte Forderungen zugefallen ſein; er müßte 
ſich daher nach den Grundſätzen der Vorteilsausgleichung den 
ſo erhaltenen Gewinn auf ſeinen Schaden anrechnen laſſen, 
ſofern nicht anzunehmen ſein ſollte, daß er die Deckung für 
ſeine alten Forderungen auf jeden Fall erhalten hätte. 
(U. v. 1. Okt. 1932; 165/32 IX. — Berlin.) H.] 

= RG. 138, 156.) 


16. 88 489 ff., 501 HG B. Vertragsverhältnis 
zwiſchen mehreren Perſonen zur Betreibung der 
Schiffahrt mit einem beſtimmten Schiff, das 
nicht als offene Partenreederei abgeſchloſſen ift, 
aber als ſtille Reederei nach den Regeln der 
Reederei einſchließlich des Abandonrechtes zu 
behandeln iſt. f) 

Im April 1923 verſandte die Firma P. J., eine OHG., 
deren Geſellſchafter die Kl. ſind, ein Rundſchreiben, in dem 
ſie mitteilte, daß ſie den Dampfer D. erworben habe, und 
daß derſelbe unter dem Namen „Fingal“ ihre Flagge fahren 
werde. Der Einſtandspreis ſtelle ſich auf etwa 55000 8. Sie 
lade zur Beteiligung an dem Dampfer ein. Das Schreiben 
fährt fort: 

„Es ſollen 550 Anteile zu je 10000 % ausgegeben wer- 
den mit der Verpflichtung des Zeichners, auf je 10000 % 
Beteiligung ein Darlehen von 100 § zu geben. Die Buchung 
der Zeichnung erfolgt mit dem Markbetrage als Kommandit⸗ 
anteil an der J.⸗Linie und mit dem Dollarbetrage als Dar⸗ 
lehen auf D. Fingal, wofür dieſes Schiff allein haftet. Das 
vom Geber nicht kündbare Darlehen ſoll aus dem Gewinn 
dieſes Schiffes mit 7% jährlich verzinſt und im übrigen 
eheſtens abgetragen werden. Die Rückzahlung des Darlehens 
erfolgt in Dollar. 

Die Inhaber der Kommanditanteile haben einſtweilen 
lediglich Anteil an dem Eigentum und Betrieb des D. Fingal, 
doch ſollen nach Rückzahlung des Dollardarlehens die Kom⸗ 
manditanteile in voll berechtigte Kommanditanteile der J. 
Linie umgewandelt werden.“ 

Die Firma P. J. betrieb bis zum Jahre 1920 mit 
mehreren von ihr erworbenen Handelsſchiffen Partenreedereien, 
die von ihr als Korreſpondentreeder geleitet wurden. Die 
Partenreedereien entſtanden dadurch, daß die Firma P. J. 
in Rundſchreiben zur Beteiligung aufforderte. Die Beteiligung 


Zu 16. Nach der Meinung des RG. geht das BU. zwar ohne 
Rechtsirrtum davon aus, daß eine Reederei i. S. der 88 489 ff. H B. 
nicht beſteht, unterläßt aber mit Unrecht die Prüfung, ob nicht eine 
ſog. ſtille Reederei vorlag. Das NG. führt eine Mehrzahl von Belt. 
des Vertrages an, die dem BerR. zu prüfen geboten, ob es ſich in 
dem Vertragsangebot v. 18. April 1923 um den üblichen Vertrag 
über eine ſtille Reederei handelte. Es müßte nun ſchon ſehr auf⸗ 
fallen, wenn gerade das Hanſ Oc. trotz feiner beſonderen Vertraut⸗ 
heit mit den Tatſachen und dem Recht des Seeverkehrs an einem 
ihm angehörenden rechtlichen Gebilde achtlos vorübergegangen wäre, 
das einen üblichen Vertragstypus darſtellte und von dem HanſOsG. 
ſelbſt als ſolcher früher bereits anerkaunt worden iſt (Hanſgi g. 
B 1929 Sp. 182 f.). Im vorl. Falle aber kommt ein Überſehen dieſes 
Vertragstypus um ſo weniger in Frage, als das Bu. ſelbſt in ſeinem 
Tatbeſtand als die von dem erſtinſtanzlichen Urt. in Übereinſtimmung 
mit einer voraufgegaugenen Entſch. des OLG. Kiel angenommene 
Kouſtruktion der Beteiligung der Bell. „eine Art Parten⸗ 
reederei im Innenverhältnis der Parteien, verbunden 
mit einer Treuhänderſchaft der J. Linie“ bezeichnet (Hanſgich g. 
B 1932 Sp. 388). Hiernach iſt das von der landgerichtlichen Entſch. 
unterſtellte Rechtsverhaltnis augenſcheinlich als das einer jog. ſtillen 
Reederei verſtanden. Dementſprechend muß auch unter dem „ſelbſtän⸗ 
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geſchah in der Weiſe, daß ein Teil der eingezahlten Beträge 
als Partenkapital und ein anderer Teil als verzinsliches 
Darlehen gebucht wurde. Bis zum Juni 1920 beſtanden 
15 einzelne Partenreedereien. In dieſem Jahre wurden ſie 
durch Vereinbarung mit den Parteninhabern in eine Kom⸗ 
mand®. unter der Firma J.⸗Linie umgewandelt; die Kl. 
wurden perſönlich haftende Geſellſchafter, die Parteninhaber 
Kommanditiſten. Die Bekl. nahm ſeit 1918 an den Parten⸗ 
reedereien teil und wurde bei der Umwandlung i. J. 1920 
Kommanditiſtin. Auf das Rundſchreiben der Kl. vom April 
1923 erklärte ſich die Bekl. telegraphiſch und brieflich bereit, 
ſich an dem Dampfer Fingal mit 100 Anteilen gleich 
1000 000 % und einem Darlehen von 10000 $ zu beteiligen. 
Sie hat dieſe Beträge auch bezahlt. Der Dampfer Fingal 
war im Schiffs regiſter auf den Namen der J.⸗Linie ein⸗ 
getragen. Da mit dem Dampfer nicht die erwarteten Ge⸗ 
winne erzielt wurden, teilte die J. Linie durch Schreiben vom 
März 1927, gerichtet an die „Mitreeder“, mit, daß der 
Dampfer nicht in die Geſellſchaft aufgenommen werden könne, 
weil er zu große Schulden habe, und daß Verhandlungen 
über den Verkauf des Dampfers ſchwebten. Im Juli 1926 
verkauften die Kl. den Dampfer freihändig zum Preiſe von 
6500 K. Die Kl. behaupten, aus dem Erwerb, dem Betriebe 
und der endlichen Verwertung des Dampfers habe ſich ein 
Geſamtverluſt von 226 230,26 N. ergeben. Sie hätten die 
geſamten Schulden des Dampfers aus ihren eigenen Mitteln 
gedeckt. Die Bekl. ſei als Mitreeder zum anteilmäßigen Aus⸗ 
gleich verpflichtet. Dieſen Ausgleichsbetrag fordern die Kl. 
Die Bekl. beſtritt, daß ein Partenvertrag abgeſchloſſen wor⸗ 
den ſei, wie es bei früheren von den Kl. erworbenen Damp⸗ 
fern geweſen ſei. Es liege nur eine Beteiligung als Kom⸗ 
manditiſt und eine Darlehensgewährung vor. LG. hat durch 
Teilurteil verurteilt, BG. abgewieſen, RG. hat aufgehoben. 

Der Streit der Parteien geht dahin, ob durch den Ver⸗ 
trag, deſſen Abſchluß die Firma P. J. der Bekl. durch das 
Schreiben vom April 1923 angeboten hat und der durch 
Übernahme von 100 Anteilen durch die Bekl. zuſtande ge⸗ 
kommen iſt, ein Rechtsverhältnis begründet worden iſt, nach 
dem die Bell. verpflichtet war, nach dem Maße ihrer Be⸗ 
teiligung am Verluſt des Dampfers Fingal teilzunehmen, 
oder ob ſie nur zur Leiſtung der im Augebotsſchreiben be⸗ 
zeichneten Zahlungen von je 10000 PM. und je 100 § pro 
Auteil verpflichtet war. Das BG. kommt zu dem Ergebnis, 
der Inhalt des Angebotsſchreibens habe von der Bekl. in 
dem von ihr im Prozeſſe vertretenen Sinne der beſchrankten 
Haftung auf die Papiermarkeinlage und das ſog. Darlehen 
aufgefaßt werden können. Sei es ſchon zweifelhaft, ob das 
Angebotsſchreiben zur Zeit ſeiner Abſendung von der Firma 
P. J. in dem von ihr in einem Rundſchreiben vom März 
1925 (als ſchon erhebliche Verluſte eingetreten waren) ver⸗ 
tretenen Sinne unbeſchränkter Haftung der Bekl. aufgefaßt 
worden ſei, ſo ſeien noch ernſthaftere Zweifel darüber be⸗ 
gründet, ob das genannte Einladungsſchreiben von der Bekl. 
in dem von der Kl. behaupteten Sinne verſtanden werden 
mußte. Dieſe Zweifel gründeten ſich in erſter Linie auf den 


digen, von ber J.-Linie unabhängigen, auf geſellſchaftlicher Baſis be⸗ 
ruhenden, den Grundſätzen der Parteienreederei unterliegenden Schiff⸗ 
ſahrtsunternehmen“, deſſen Vorliegen das BU. im weiteren Verlauf 
entgegen der klägeriſchen Behauptung in Abrede ſtellt, eine ſog. 
ſtille Reederei verſtanden werden. Daß das BU. ſich dieſer Be. 
zeichnung nicht bedient, kann hieran nichts ändern (nebenbei bemerkt 
enthält die Bezeichnung eine contradictio in adiecto, weil es zum 
Weſen der Reederei gehört, daß fie nach außen in die Erſcheimung 
tritt, die „ſtille Reederei“ daher der vom HGB. abſichtlich ver⸗ 
miedenen „ſtillen Handelsgeſellſchaft“ entſpräche). Nicht darum handelt 
es ſich alſo, daß das BG. eine mögliche Auffaſſung der Rechtslage 
unbeachtet gelaſſen, ſondern darum, ob es ſie mit oder ohne Grund 
für den gegebenen Fall abgelehnt hat. Das iſt auch die Anſchauung 
von Wüſtendörfer, der der „ſtillen Reederei“ zuerſt eine nahere 
wiſſenſchaftliche Unterſuchung gewidmet hat, und der nun dem DU. 
eine im übrigen mit dem etwas jüngeren Urt. des RG. ſtellenweiſe 
bis in den Wortlaut itbereinftimmende Beſprechung hat zuteil werden 
laſſen (HanſRch Z. A 1932 Sp. 433 ff.). 

Mit dem NG. iſt in dem Schreiben der Kl. v. 18. April 1923 
ein auf Eingehung einer „ſtillen Reederei“ gerichtetes Vertrags- 
angebot zu erblicken. Nicht ebenſo gewiß iſt, daß dieſer Inhalt des 
Vertragsangebots von der Bekl. erkannt worden iſt, oder daß ſie 


Satz des Einladungsſchreibens: „Die Buchung der Zeichnung 
erfolgt mit dem Markbetrage als Kommanditanteil an der 
J.⸗Linie und mit dem Dollarbetrage als Darlehen auf 
D. Fingal.“ Aus dem weiteren Inhalt des Schreibens habe 
die Bekl. zwar erſehen können, daß ihr einſtweilen keine voll⸗ 
berechtigten Kommanditanteile an der J.⸗Linie angeboten 
wurden; wohl aber habe die Erläuterung die Möglichkeit 
offengelaffen, daß fie einſtweilen „minderberechtigte“ Kom⸗ 
manditanteile erwerben ſolle, nämlich ſolche, die hinſichtlich 
Gewinn und Verluſt nur Anteil an dem Dampfer Fingal, 
nicht aber an den übrigen Dampfern der J.⸗Linie gewährten. 
Weitere Zweifel ergäben ſich aus der Tatſache, daß der wirt⸗ 
ſchaftliche Kern der Beteiligung, nämlich derjenige mit Dollar⸗ 
beteiligung, unter der Bezeichnung als „Darlehen“ gefordert 
wurde. Wenn es ſich auch nicht um ein eigentliches Dar⸗ 
lehen handle, da für das Darlehen nur das Schiff haften 
ſolle, ſo ſei doch auch keineswegs zum Ausdruck gebracht, daß 
über den Verluſt des eingezahlten Betrages hinaus die Dar⸗ 
lehenshingabe auch noch die Gefahr einer Verpflichtung zu 
Nachzahlungen mit ſich brachte. Sicher ſei, daß der Begriff 
„Kommanditanteil“ im Geſchäftsleben als typiſcher Ausdruck 
einer Veteiligung mit beſchränkter Haftung gebraucht und ver⸗ 
ſtanden werde, und daß ſich mit dem Worte „Darlehen“ 
der Gedanke eines Rückforderungsrechtes, niemals aber der⸗ 
jenige einer Nachzahlungspflicht verbinde. Das Schreiben 
ſtelle den Anteilszeichnern einen Anteil am Eigentum des 
Dampfers Fingal in Ausſicht. Tatſächlich ſei der Dampfer 
von der J.⸗Linie erworben und auf ihren Namen ins Schiffs⸗ 
regiſter eingetragen und bei dieſem Zuſtande ſei es auch nach 
der behaupteten Geſellſchaftsgründung geblieben. Die Erklä⸗ 
rung dieſes Widerſpruchs dahin, daß die J.⸗Linie das Eigen⸗ 
tum nur treuhänderiſch für die neu gegründete Geſellſchaft 
innegehabt habe, finde weder eine Stütze in dem Wortlaut 
des Schreibens, noch ſei ſeitens der Kl. behauptet, daß die 
Übertragung des Eigentums auf die Geſellſchaft in irgendeiner 
Form vereinbart oder erfolgt ſei. Eine neu gegründete Geſell⸗ 
ſchaft hätte geſchäftsführende Geſellſchafter oder, wenn es ſich 
um Partenreederei handelte, einen Korreſpondentreeder haben 
müſſen. Über dieſen Punkt enthalte das Schreiben vom April 
1923 gleichfalls nichts. Dieſe offenſichtlichen Lücken der von 
der Kl. behaupteten Geſellſchaftsgründung mußten oder konn⸗ 
ten doch nach der Anſicht des BG. von den Empfängern des 
Schreibens dahin aufgefaßt werden, daß es ſich eben nicht 
darum handelte, ein neues Unternehmen auf geſellſchaftlicher 
Baſis ins Leben zu rufen, ſondern eine — allerdings quali⸗ 
fizierte — Kommanditbeteiligung an der J.Linie zu erwerben. 
Der Bert. lehnt dann einen Einfluß der ſpäteren Berichte 
der Kl. und des Verhaltens der Bekl. dazu auf die Aus⸗ 
legung des Vertrages ab. Nach der Auslegungsregel, daß 
derjenige, der einen Plan ausgearbeitet und das Angebot 
formuliert hat, die für ihn ungünſtige Auslegung gegen ſich 
gelten laſſen müſſe, entſcheidet der BerR. ſich für die Aus⸗ 
legung der Bekl. 

Die Rev. der Kl. iſt gerechtfertigt. Bei Prüfung des 
Rechtsverhältniſſes zwiſchen den Parteien geht der BerR. 


im Hinblick auf die Verkehrsüblichkeit der ſtillen Reederei ſich auf 
ihre Unkenntnis nicht berufen kaun. Daraus, daß die Bekl. „be⸗ 
reits wiederholt allerdings offene Partenverträge abgeſchloſſen hatte 
und deshalb auf dem Gebiete der Schiffahrt nicht ganz unerfahren 
war“, wird ſchwerlich ein entſprechender Schluß gezogen werden 
können. Indeſſen dürfte es hierauf nicht ankommen. Auch wenn an⸗ 
genommen wird, daß die Parteien eine „ſtille Reederei“ errichtet 
haben, iſt darum der Klaganſpruch noch nicht begründet. Mit Recht 
weiſt das NG. darauf hin, daß die Parteien auch bei Eingehung einer 
ſtillen Reederei in einzelnen Beziehungen Abweichungen von den an 
und für ſich geltenden Beſt. vereinbaren können, daß ſie insbeſ. im 
vorl. Falle die Haftung des Zeichners auf die Papiermarkleiſtung 
und das Darlehen beſchränken Ronnten. Eben das ſcheint aber hier 
geſchehen zu ſein. Die Buchung der Zeichnungen als Kommandit⸗ 
anteile F. an der J.Linie iſt mit Rückſicht auf den ſonſtigen Ver⸗ 
tragsinhalt mit dem RO. nicht i. S. der Gründung einer Kommceſ. 


zu verſtehen. Aber wenn auch die Anteile „nicht rechtstechniſch“ als 


Kommanditanteile bezeichnet ſind, iſt darum nicht geſagt, daß aus 
der Verwendung des Ausdrucks „Kommanditanteile“ ſich für die Be⸗ 
ſchränkung der Haftung der Bekl. auf ihre Papiermarkeinlage und 
das ſog. Darlehen nichts ergebe. Der Ausdruck „Kommanditauteile 
iſt nicht nur in der Beſt. über die Buchung verwendet, ſondern es 
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zwar ohne Rechtsirrtum davon aus, daß eine Reederei i. S. 
der SS 489 ff. HGB. nicht beſteht. Denn nach außen find die 
Prozeßparteien nicht in der Weiſe aufgetreten, daß ſie ein 
ihnen (und anderen) gemeinſchaftlich zuſtehendes Schiff zum 
Erwerbe durch die Seefahrt für gemeinſchaftliche Rechnung 
verwendeten. An der Gemeinſchaftlichkeit des Schiffes würde 
es zwar nicht fehlen. Denn nach § 474 HGB. kann bei der 
Veräußerung eines zum Erwerb durch die Seefahrt beſtimmten 
Schiffes oder einer Schiffspart die nach den Vorſchr. des 
bürgerlichen Rechtes zum Eigentumsübergang erforderliche 
Übergabe durch die zwiſchen dem Veräußerer und dem Er- 
werber getroffene Vereinbarung erſetzt werden, daß das Eigen⸗ 
tum ſofort auf den Erwerber übergehen ſoll. Dieſe Verein⸗ 
barung könnte gefunden werden in dem Satze des Angebots- 
ſchreibens: „Die Inhaber der Kommanditanteile haben einſt⸗ 
weilen lediglich Anteil an dem Eigentum und Betrieb des 
D. Fingal ...“ Es fehlte nur an dem Willen, nach außen 
den Betrieb in Form der Reederei zu führen. Das Bu. 
unterläßt aber die Prüfung, ob nicht eine ſog. ſtille Reederei 
vorlag, alſo ein Rechtsverhältnis, bei dem der eine Vertrags⸗ 
teil nach außen allein als Reeder auftrat, im inneren Ver⸗ 
hältnis aber die Rechte und Pflichten beſtanden, wie ſie auch 
bei der offenen Reederei galten. Die Zuläſſigkeit der Ver⸗ 
einbarung eines ſolchen Rechtsverhältniſſes unterliegt nach 
dem Grundſatz der Vertragsfreiheit keinen rechtlichen Be⸗ 
denken. Die Begr. der ſtillen Reederei hatte zur Zeit des 
Vertragsſchluſſes auch ſchon Eingang in das Verkehrsleben 
gefunden und war auch ſchon im Schrifttum behandelt worden 
(vgl. Wüſtendörfer: Ehrenbergs Handb. des Handelsr., 
VII 2 S. 501 ff.). Danach war es damals entſprechend der 
kapitaliſtiſchen Entwicklung ſchon üblich geworden, daß ſtatt 
des vom HGB. als Regel angenommenen gemeinſchaftlichen 
Erwerbs eines Seeſchiffes durch mehrere Unternehmer zum 
Zwecke des Erwerbs durch die Seefahrt auf gemeinſchaftliche 
Rechnung ein einziger Unternehmer das Schiff auf eigene 
Rechnung erwarb und die Seefahrt nach außen auf feinen 
Namen betrieb, daß er aber zur Aufbringung des Erwerbs⸗ 
und Betriebskapitals Geldgeber ſuchte, die ſich mit beſtimm⸗ 
ten, in der Regel gleichen Anteilen als Geldgeber beteiligten, 
nach Maßgabe ihrer Beteiligung am Gewinn und Verluſt 
teilnahmen und im inneren Verhältnis die Stellung eines 
Mitreeders hatten. Es war auch damals ſchon üblich, daß 
nur ein Teil des gezeichneten Betrages als Einlage, ein 
anderer als Darlehen gegeben wurde. Der Vertrag der Par⸗ 
teien, wie er durch Annahme des Angebots der Firma P. J. 
zuſtande gekommen iſt, enthält nun Beſt., wie ſie der be⸗ 
reits in Übung gekommenen ſtillen Reederei eigentümlich ſind. 
Die Firma P. J. hatte wie ſchon früher ein Schiff zum Be— 
trieb der Seefahrt erworben und ſuchte Geldgeber für die 
Beteiligung an der Ausnutzung des Schiffes. Für einen 
typiſchen Vertrag ſprach auch die Einteilung in gleichmäßige, 
verhältnismäßig kleine Beteiligungen, die ähnlich wie bei der 
AktG. die Heranziehung einer großen Anzahl von Geldgebern 
ermöglichte, denen es in der Hauptſache auf die werbende 
Anlage ihres Geldes und nicht auf perſönliche Einwirkung 


werden auch im folgenden Abſatz des Schreibens die Anteile der 
Zeichner Kommanditanteile „F.“ genannt und den vollberechtigten 
Kommanditanteilen der J. Linie gegenübergeſtellt. Daraus, daß jene 
Kommanditanteile F. erſt ſpäter in vollberechtigte Kommanditanteile 
der J.⸗Linie umgewandelt werden ſollen, folgt nicht, daß ihre Funk⸗ 
tion zunächſt uur eine buchmäßige war. Das Gegenteil ergibt ſich 
eben aus dem vorangehenden Satze, daß die Inhaber der Kom⸗ 
manditanteile „F.“ einſtweilen lediglich Anteil an dem Eigentum 
und Vetrieb das D. „Fingal“ haben. Sie find vorerſt nicht Komman— 
ditiſten der J.⸗Linie, ſondern Mitglieder einer Geſellſchaft, die durch 
den Betrieb der Seefahrt mittels des ihnen gehörenden Dampfers 
Fingal Gewinn zu erzielen bezweckt. Dieſe Geſeilſchaft iſt als eine 
„ſtille Reederei“ zu betrachten. Wenn aber die Anteile der Geſell⸗ 
ſchafter als Kommanditanteile bezeichnet werden, und dies nicht ganz 
ohne Sinn ſein ſoll, wird dadurch eben ausgedrückt ſein, daß die 
Geſellſchafter der ſtillen Reederei gleich Kommanditiſten nicht über die 
von ihnen gezeichneten Anteile hinaus für Verluſte einſtehen, daß ſie 
alſo inſoweit hinſichtlich des Betriebes des Dampfers Fingal ſchon 
jetzt dieſelbe Stellung einnehmen ſollten, die ihnen für die Zeit nach 
Rückzahlung der Dollardarlehen hinſichtlich des Betriebes der J. 
Linie überhaupt zugeſichert wurde. Ju der Gewährung von Kom⸗ 
manditanteilen liegt ſomit eine gem. § 490 HGB. zulaſſige Weg⸗ 


auf den Geſchäftsbetrieb und das Hervortreten nach außen 
ankam. Dieſe Art der Stückelung der Beteiligung erleichterte 
ferner, wie bei der Aktie, die Weiterveräußerung der Anteile. 
Auf der anderen Seite ſtand die Firma P. I., die nach ihrer 
Stellung in der Schiffahrt zur Betriebsleitung berufen war. 
In Übereinſtimmung mit der ſtillen Reederei wurde auch ein 
Teil der Leiſtung als Darlehen bezeichnet, das aus dem 
Gewinn des Schiffahrtsbetriebes erſtattet werden ſollte. Dem 
Typ der ſtillen Reederei entſprach ferner die Beſchränkung 
der Haftung für das „Darlehen“ auf das Schiff. Dieſe Belt. 
des Vertrages geboten die Prüfung durch den BerR., ob es 
ſich auch in dem Vertragsangebot vom April 1923 um den 
üblichen Vertrag über eine ſtille Reederei handelte, und ob 
dies nicht auch der Bekl., die bereits wiederholt allerdings 
offene Parteuverträge abgeſchloſſen hatte und deshalb auf 
dem Gebiete der Schiffahrt nicht ganz unerfahren war, er⸗ 
kennbar war. Lag ein typiſches Angebot vor, ſo konnte die 
Bekl. ſich auch nicht darauf berufen, daß ſie die rechtliche 
Tragweite des Angebots tatſächlich nicht erkannt habe. Nun 
konnten die Parteien im einzelnen Fall trotz Vorliegens ver⸗ 
ſchiedener, der ſtillen Reederei üblichen Belt. etwas anderes 
vereinbart haben, insbeſ. konnten ſie vereinbaren, daß die 
Haftung des Zeichners auf die Papiermarkleiſtung und das 
Darlehen beſchränkt ſein ſollte. Ob eine ſolche Abweichung 
vereinbart iſt, iſt Sache der Vertragsauslegung, die aus dem 
Wortlaut der Urkunde, dem Vergleich mit dem Wortlaut 
anderer Verträge und anderen Tatſachen geſchöpft werden kann. 

Die Bedenken, die das BG. allein aus dem Wortlaut 
des Vertragsangebots herleitet, ſind nicht geeignet, die von 
der Bekl. behauptete Haftungsbeſchränkung zu ſtützen. 

Um eine unbeſchränkte Haftung handelt es ſich auch bei 
einer ſtillen Reederei nicht. Denn auch der ſtille Mitreeder, 
der im Innenverhältnis die gleiche Rechtsſtellung wie der 
offene Mitreeder hat, haftet im inneren Verhältnis nicht 
weiter als der letztere. Er kann namentlich durch Ausübung 
des Abandonrechts feine Haftung beſchränken (8 501 HGB.). 
Es beſteht auch nicht eine Vertragslücke inſofern, als es an 
einer Vertragsbeſt. über einen geſchäftsführenden Geſellſchafter 
oder einen Korreſpondentreeder fehlt. Weder bei der Geſell⸗ 
ſchaft des bürgerlichen Rechts noch bei der Reederei iſt die 
Beſtellung eines Geſchäftsführers notwendig. Außerdem kann 
ſie auch ſtillſchweigend geſchehen. Im vorl. Falle ergab ſich 
die Beſtellung der Firma P. J. oder der mit ihr durch die 
gemeinſamen Geſellſchafter, die Kl., verbundenen J. Linie 
ohne weiteres aus ihrer Stellung in der Schiffahrt und bei 
dem Erwerb und dem Betrieb des Dampfers. Der Wortlaut 
der Urkunde ergibt, obwohl ſie von Kommanditanteilen an 
der J.⸗Linie ſpricht, auch nicht, daß die Bekl. nur Kom⸗ 
manditiſt i. S. des HGB. werden ſollte. Es iſt ſchon uns 
wahrſcheinlich, daß die Parteien, die Großgewerbetreibende 
ſind und den Wert der deutſchen Papiermark zur Zeit des 
Vertragsſchluſſes, im April 1923, genau kannten, Kommandit⸗ 
anteile mit einer Einlage von 10000 PM. gleich etwa 
1,30 GM. ſchaffen wollten. Namentlich kann dies nicht von 
der Firma P. J., der Eigentümerin des Schiffes, gewollt 


bedingung der den gezeichneten Betrag überſchreitenden Haftung, die 
88 500 ff. HGB. für die Reederei eintreten laſſen, und die im 
Innenverhältnis der Teilhaber an ſich auch bei der „ſtillen Reederei“ 
platzgreift. Es ift klar, daß durch das Angebot einer ſolchen Verein- 
barung die Anziehungskraft des klageriſchen Vertragsantrags weſent⸗ 
lich geſteigert wurde. Daher wäre es durchaus verſtändlich, wenn die 
Kl., um dies zu bewirken, die Auteile eben als Kommanditenanteile be⸗ 
zeichnet und angeboten hätten. Iſt dem aber nicht fo, und hat wirk⸗ 
lich, wie Wü ſtendörfer (a. a. O. Sp. 435 f.) meint, „der Brief 
ſchreiber als Late in Rechtsſachen“ nur eine „ſchiefe und laienhafte 
Ausdrucksweiſe“ gebraucht, fo läßt ſich doch nicht annehmen, daß der 
Empfänger des Schreibens dies hätte erkennen können. Er mußte 
glauben, daß unter den Kommanditanteilen „F.“ beſonders geartete 
Anteile „F.“ zu verſtehen ſeien, und da bot ſich ihm füglich nach 
altem Sprachgebrauch die Einſchränkung der Haftung auf den ge⸗ 
zeichneten Anteil als die dem „Kommanditanteil“ zugedachte Beſonder⸗ 
heit dar. Gegenüber ſolcher Einſchränkung trat für den praktiſch 
denkenden Kaufmann die Frage durchaus in den Hintergrund, ob 
die Haftung nicht über den gezeichneten Anteil hinaus kraft Rechts⸗ 
ſatzes innerhalb einer Kommanditgeſellſchaft oder kraft Parteien⸗ 
abrede innerhalh einer „ſtillen Reederei“ platzgreife. 
Geh. IR. Prof. Dr. Max Pappenheim, Kiel. 
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ſein. Wären die 10000 PM., die pro Anteil gezahlt werden 
ſollten, die alleinige Gegenleiſtung, die den Anteilserwerbern 
endgültig zur Laſt fallen ſollten, jo ſtünde dieſe in keinem 
rechten Verhältnis zu dem Wert der Anteile an dem Schiff, 
die die Firma P. J. aus der Hand gab. Hätte die letztere 
ſämtliche 550 Anteile zu 550 > 10000 PM. veräußert, ſo 
hätte ſie zwar nicht mehr am Gewinn teilgenommen, aber 
da die J.⸗Linie, für die ihre Geſellſchafter hafteten, nach 
außen die Schiffahrt mit dem Dampfer betrieb, für den Ver⸗ 
luſt allein aufkommen müſſen. Dies kann unmöglich gewollt 
ſein. Vielmehr liegt es nahe, daß das ſog. Dollardarlehen 
in Wirklichkeit die Gegenleiſtung für die Überlaſſung der Ans 
teile war. Dafür ſpricht auch die Beſt. des Rundſchreibens, 
daß das Darlehen von den Geldgebern nicht gekündigt werden 
konnte. Die Zuſage, daß es eheſtens abgetragen werden ſollte, 
hatte nur die Bedeutung einer Vereinbarung über die Ver⸗ 
teilung eines etwaigen Gewinns. Jedenfalls hätte es noch 
einer Erörterung über die rechtliche Natur des ſog. Dar⸗ 
lehens bedurft, namentlich in der Richtung, wie die Dar⸗ 
lehensvaluta verwendet werden ſollte (etwa zur Deckung des 
Kaufpreiſes des Schiffes oder als Betriebskapital oder als 
Vergütung für die Firma P. J. für die Abtretung ihrer 
Anteile). Auch wenn es ſich bei dem Dollardarlehen um ein 
echtes Darlehen im Rechtsſinne gehandelt hätte, ſo ſolgt 
daraus noch nichts gegen die Haftung der Bekl. über den. 
gezeichneten Betrag von 10000 PM. und die Darlchens- 
ſumme hinaus und gegen das Beitehen eines Geſellſchafts⸗ 
verhältniſſes, das dieſe Haftung zur Folge hat. Die Vertrags- 
beſt. „die Buchung der Zeichnung erfolgt mit dem Mark⸗ 
betrage als Kommanditanteil an der J.⸗Linie“ hatte, wofür 
ſchon ihr Wortlaut ſpricht, nur eine buchtechniſche Bedeutung. 
Was in Wirklichkeit gewollt war, ergibt ſich klar aus dem 
weiteren Inhalt der Urkunde: Eine kommanditiſtiſche Be⸗ 
teiligung an der J. Linie war exit für ſpäter in Ausſicht 
genommen. Deun die — nicht rechtstechniſch — als Kom- 
manditanteile bezeichneten Anteile ſollten erſt nach Rück 
zahlung des „Dollardarlehens“ „in voll berechtigte Kom- 
manditanteile der J.-Linie umgewandelt werden“. Die Funk⸗ 
tion der Papiermarkanteile war alſo zunächſt nur eine buch⸗ 
mäßige; ſie waren ein buchmäßiger Markpoſten für die aus 
dem Ergebniſſe des Geſchäfts mit dem Dampfer Fingal erſt 
aufzufüllenden und zu bildenden vollberechtigten Anteile. 
Was bis dahin gelten ſollte, ſagt klar der Satz: „Die In⸗ 
haber der Anteile haben einſtweilen lediglich Anteil an dem 
Eigentum und Betrieb des Dampfers Fingal.“ Aus der 
Verwendung des Ausdrucks „Kommanditanteil“ in der Beſt. 
über die Buchung ergibt ſich ſomit nichts für die Beſchrän⸗ 
kung der Haftung der Bekl. auf ihre Papiermarkeinlage und 
das ſog. Darlehen. 

Daß die Parteien eine Geſellſchaft mit dem Zwecke, durch 
Betrieb der Seefahrt auf gemeinſame Rechnung Gewinn zu 
erzielen, bilden wollten, zeigen ſchon die Beſt. über die Ver⸗ 
wendung des Gewinnes, zunächſt zur Abdeckung des Dar⸗ 
lehens, ſodann als Grundlage für die ſpätere Beteiligung an 
der Kommandch. J.⸗Linie. Dafür, daß dieſe Geſellſchaft eine 
ſolche des bürgerlichen Rechts ſein ſollte, bietet der Sach⸗ 
verhalt keinen Anhalt. Dagegen ſpricht der Umſtand, daß es 
ſich um den Betrieb der Seefahrt handelt, dafür, daß die 
Parteien eine der für dieſen Erwerbszweig üblichen Formen 
wählten. Für die Form der ſtillen Reederei im Gegenſatz zu 
der von den Parteien früher betriebenen offenen Reederei lag 
ein Anlaß darin, daß ein Teil der Zeichner Ausländer 
waren und im Falle ihrer offenen Beteiligung das Schliff 
die deutſche Flagge nicht führen durfte. 

(U. v. 27. Sept. 1932; 163/32 II. — Hamburg.) 


** 17. Eine uicht börſenterminsgeſchäftsfähige 
Perſon kann die Bürgſchaft für eine aus einem 
wirkſamen Börſenterminsgeſchäft herrührende 
Verbindlichkeit des Hauptſchuldners nicht über— 
nehme n. f) 

Es handelte ſich bei den zwiſchen der Kl. und dem Bekl. 


[Ku.] 


Zu 17. Die von dem NO. dem 8 59 Börſch. gegebene Aus⸗ 
legung, wonach die Vorſchr. auf Vereinbarungen des Terminglaubigers 
nicht nur mit dem Terminſchuldner, ſondern auch mit Dritten, und 
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zu 1 abgeſchloſſenen Termingeſchäften um offizielle Boͤrſen⸗ 
termingeſchäfte (8 50 Börſch.) unter börſentermingeſchäfts⸗ 
fähigen Perſonen. Die Geſchäfte waren alſo für beide Teile 
verbindlich und unterlagen nicht dem Spiel⸗ oder Differenz⸗ 
einwand (88 53, 58 Satz 1 Börſch.). Der Bekl. zu 2 iſt 
unſtreitig nicht börſentermingeſchäftsfähig. Die ihm gegen⸗ 
über zu entſcheidende Rechtsfrage iſt daher die, ob eine 
nicht börſentermingeſchäftsfähige Perſon die Bürgſchaft für 
eine aus einem voll wirkſamen Börſentermingeſchäft her⸗ 
rührende Verbindlichkeit des Hauptſchuldners übernehmen 
kann. In der Rſpr. iſt dieſe Frage, ſoweit erſichtlich, bisher 
nicht entſchieden worden. Das BG. hat ſie verneint. Es be⸗ 
findet ſich dabei in Übereinſtimmung mit Staub⸗-Koenige, 
HGB., 4. Bd. S. 41 Anh. zu 8 376 Anm. 26, ſowie mit 
den Erläuterungsbüchern zum Börſch. von Nußbaum 
S. 253 und 296; Meyer S. 163 und Apt, 5. Aufl., 
S. 1942); während Düringer-Hachenburg⸗Breit, 
SG B., Bd. V,1, Anh. II zum Handelskauf Anm. 78 S. 503, 
und Anm. 81d S. 505; die Erläuterungsbücher von Bern⸗ 
ſtein S. 210ff. und Kahn, 2. Aufl., S. 283 ſowie Neu⸗ 
kamp im VerbandsͤKomm. z. Börſcö. S. 259 den entgegen⸗ 
geſetzten Standpunkt vertreten. 

Die Entſch. hängt davon ab, ob die Vorſchr. des 8 59 
Börſch. ſich nur auf Vereinbarungen zwiſchen den Vertrags⸗ 
parteien des Termingeſchäfts ſelbſt bezieht oder auch auf 
ſolche Vereinbarungen, die zwiſchen dem Gläubiger und einem 
Dritten getroffen werden. Aus dem Wortlaut des 8 59 
kann für ſich allein die Entſch. nicht mit Sicherheit ent⸗ 
nommen werden. Die dort gebrauchten Ausdrücke „der eine 
Teil“ und „der andere Teil“ können ſowohl auf die Ver⸗ 
tragſchließenden des Termingeſchäfts wie auch auf die der 
neuen Vereinbarung bezogen werden (Nußbaum S. 296). 
Beachtlich iſt aber immerhin — worauf Meyer S. 163 
hinweiſt — die von der ähnlichen Vorſchr. des 8 762 Abſ. 2 
BGB. abweichende Faſſung des § 59. Schon dieſe Abweichung 
läßt einen Schluß darauf zu, daß der Geſetzgeber mit der 
Vorſchr. des 8 59 nicht lediglich Vereinbarungen zwiſchen 
den urſprünglichen Vertragsparteien im Auge hatte. Vor 
allem aber erfordert es, wie das BG. zutreffend ausgeführt 
hat, der Zweck der 88 52 ff. BörſGl., die Vorſchr. des 8 59 
auch auf Vereinbarungen des Terminglaubigers mit einem 
Dritten zu beziehen, durch die der Dritte zum Zwecke der 
Erfüllung der Schuld aus einem Börſentermingeſchäfte dem 
Gläubiger gegenüber eine Verbindlichkeit eingeht, alſo insbeſ. 
auch auf die Übernahme von Bürgſchaften. 

Nach der Begr. zum Entw. eines Geſ. betr. Anderung 
des Börſch. (Verhandlungen des RT. 12. LegPer., 1. Seſſ., 
Aktenſtück Nr. 483, Anl. Bd. V S. 2602 ff., 2609) bezweckte 
der Entw. die Schaffung einer Börſenrechtsſphäre, innerhalb 
deren allein dem Börſenterminhandel völlige Freiheit ein⸗ 
geräumt werden könne. Die Löſung der Frage ſollte auf 
dem Wege angeſtrebt werden, daß die Perſonenkreiſe, welche 
wirkſam Börſentermingeſchäfte abſchließen können, durch das 
Sei. ſelbſt beſtimmt werden. Die Frage wurde deshalb dahin 
geſtellt, welche Perſonenkategorien. einen beſonderen Schutz 
gegen die aus der Teilnahme am Terminhandel erwachſenden 
Gefahren nicht beanſpruchen könnten. Die Haftung des Publi⸗ 
kums ſollte auf beſtellte reale Sicherheiten beſchränkt werden, 
wobei die Wirkſamkeit der Sicherheitsbeſtellung von der Wah⸗ 
rung ſtrenger Formen abhängig ſein ſollte. Dem Börſen⸗ 
terminhandel ſollte alſo innerhalb eines beſtimmten Per⸗ 
ſonenkreiſes völlige Freiheit gewährt und gleichzeitig dem 
außerhalb dieſes Kreiſes ſtehenden Publikum die Beteiligung 
unter gewiſſen, den Gepflogenheiten des ſoliden Handels 
angepaßten Beſchränkungen geſtattet werden. 


Aus dieſen Erwägungen folgt als der Wille des Geſetz⸗ 
gebers, daß der erlaubte Börſenterminhandel nur innerhalb 
eines beſtimmt abgegrenzten Perſonenkreiſes völlige Freiheit 
genießen und volle Wirkſamkeit äußern ſolle. Die Haftung 
außerhalb dieſes Perſonenkreiſes ſtehender Perſonen ſollte 
auf die von ihnen in beſtimmter Form beſtellten realen 
Sicherheiten beſchränkt ſein (8 54). Hiervon abgeſehen ſoll⸗ 


hier insbef. dann anzuwenden iſt, wenn es ſich um eine wirkſame 
Terminſchuld handelt, iſt offenbar falſch. 8 2 
Die Literaturangaben des Urt. find ungenau. Bei Apt heißt es 
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ten die Geſchäfte nicht termingeſchäftsfähiger Perſonen un⸗ 
wirkſam, wenn auch erfüllbar ſein ($$ 55—57). Der hier⸗ 
nach vom Geſetzgeber verfolgte Zweck, nicht termingeſchäfts⸗ 
fähige Perſonen gegen die aus der Teilnahme am Termin⸗ 
handel erwachſenden Gefahren zu ſchützen, würde vereitelt 
werden, wenn jede nicht termingeſchäftsfähige Perſon dem 
Gläubiger gegenüber zum Zwecke der Erfüllung fremder 
Terminſchulden Verbindlichkeiten eingehen könnte. Dies nötigt 
dazu, die Vorſchr. des § 59 auch auf Vereinbarungen des 
Gläubigers mit Dritten zu beziehen. Nach dem in § 59 für 
anwendbar erklärten § 52 iſt daher eine Bürgſchaft für ein 
erlaubtes Börſentermingeſchäft nur nach Maßgabe der 88 53 
bis 56 wirkſam. Da der Bekl. zu 2 nicht termingeſchäftsfähig 
iſt, ſo ergibt ſich hieraus, daß durch die von ihm übernom⸗ 
mene Bürgſchaft eine klagbare Verbindlichkeit nicht begründet 
worden iſt. 

Mit RG. 85, 3802) ſetzt ſich der erk. Sen. damit nicht 
in Widerſpruch. Dieſe Entſch. betraf eine Darlehnsaufnahme 
des Schuldners bei einem Dritten, alſo ein ſelbſtändiges 
Rechtsgeſchäft, das mit dem Termingeſchäft in keinem recht⸗ 
lichen Zuſammenhange ſteht, während es ſich hier um die 
übernahme einer akzeſſoriſchen Verbindlichkeit ſeitens eines 
Dritten gegenüber dem Gläubiger handelt. 


(u. v. 16. März 1933; IV 9/33. — Köln.) Ka. 


ausdrücklich, daß Verbindlichkeiten, die von einem Dritten eingegangen 
werden, wirkſam ſind. Die Bemerkung, daß nur alzeſſoriſche Ver⸗ 
pflichtungen Dritter unwirkſam ſind, bezieht ſich auf den Fall der 
Unwirkſamkeit der Terminſchuld; ſie iſt eine ſelbſtverſtändliche Folge⸗ 
rung aus der Akzeſſorietät, nicht aus 859. Nußbaum hat die in 
ſeinem Komm. vertretene Anſicht mittlerweile in Ehrenbergs Hdb., 
4. Bd. 2. Abt., Börſengeſchäfte S. 669 auf den Fall, daß es ſich um 
eine unverbindliche Terminſchuld handelt, eingeſchränkt. Auch Meyer 
hat wohl nur unverbindliche Terminſchulden im Auge. Unzweideutig 
ſpricht ſich für die Anſicht des RG. allein Staubs Komm. aus, der 
aber auch in der 14. Aufl. auf jeden Verſuch einer eigenen Begründung 
verzichtet und ſich nur auf den Komm. von Nußbaum beruft, ohne 
zu berückſichtigen, daß Nußbaum ſelbſt von feiner früheren Auf⸗ 
faſſung abgerückt iſt. 

8 59 ſchließt ſich im Wortlaut eng an 8 762 Abſ. 2 BGB. an; 
nur ſetzt er an Stelle der Worte „der verlierende Teil“ „dem ge⸗ 
winnenden Teile“: „der eine Teil“ „dem anderen Teile“. Denn bei 
einem Börſentermingeſchäft (BTG.) handelt es ſich normalerweiſe nicht 
um ein Spiel zwiſchen den beiden Kontrahenten. Der Kommiſſionär, 
der einen Terminauftrag ausgeführt und nach den Grundjäben des 
Selbſteintrittsrechts abgerechnet hat, verliert und gewinnt ſeinerſeits 
nicht je nach dem Ausgange des Geſchäfts für den Kunden, ſondern 
verdient nur ſeine Proviſion. Die Anderung war unerläßlich; daß fie 
vorgenommen tft, läßt alſo noch nicht auf die Abſicht des „Geſetz⸗ 
gebers“ ſchließen, der Beſtimmung eine weitergehende Bedeutung zu 
geben, als fie der 8 762 Abſ. 2 BGB. hat. Anderenfalls wäre im 
übrigen ſchwerlich der enge und dann irreführende Anſchluß an 8 762 
Abſ. 2 beibehalten worden. Die Beſtimmung würde vielmehr lauten: 
„für eine Vereinbarung, durch die zum Zwecke der Erfüllung einer 
Schuld aus einem nicht verbotenen BTG. eine Verbindlichkeit ein⸗ 
gegangen wird“, vielleicht auch: „durch die der eine Teil oder ein 
Dritter“, zum mindeſten aber: „durch die ein Teil“ (= jemand). Statt 
deſſen iſt der Artikel (der eine Teil, dem anderen Teile) beibehalten 
worden. Damit wird mit aller Deutlichkeit auf die Parteien des BTG., 
von dem in dem Relativſatz die Rede iſt, verwieſen. Das Bor. 
konnte dies in der gebotenen Kürze gar nicht anders tun. Sollte dieſe 
Beziehung nicht zum Ausdruck gebracht werden, ſo wäre die Faſſung 
ſprachlich ungenau, obwohl doch gerade eine beabſichtigte Abweichung 
von dem als Vorbild benutzten $ 762 Abf. 2 BGB. einen klaren Aus⸗ 
druck verlangt haben würde. 

Vor allem aber würde die Vorſchr., i. S. des RG. verſtanden, 
eine höchſt ſonderbare Bedeutung haben. Das RO. begeht den Fehler, 
daß es ſeine Auslegung nur auf die in dem gerade vorliegenden Fall 
wünſchenswerte Entſch. zuſchneidet, ohne die ſich ſonſt ergebenden 
Folgerungen zu erwägen, für die feine, rechtspolitiſchen Ausführungen 
durchaus nicht zutreffen. 

Ware der 8 59 wirklich ſo zu verſtehen, als lautete er: „eine 
Vereinbarung, durch die zum Zwecke der Erfüllung einer Schuld aus 
einem nicht verbotenen BTG. eine Verbindlichkeit eingegangen wird“, 
fo würde für die Wirkſamkeit einer ſolchen Vereinbarung, gleichviel 
ob das BTG. als ſolches verbindlich iſt, ſtets BTöGFähigkeit der 
beiden an dieſer Vereinbarung beteiligten Parteien 
vorauszuſetzen ſein. Handelt es ſich um eine ihrer Höhe nach bereits 
feſtſtehende Schuld aus einem verbindlichen BTG., fo wäre die Bürg⸗ 
ſchaft eines Dritten trotzdem unwirksam, es ſei denn, daß auch dieſer 
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18. 88 1 Abf. 2, 2 Ab ſ. 4, 15 RMiet G.; 8 242 BGB. 
(Aufwertung). Machen Parteien vor dem MEN. 
abweichende Angaben über Beſchaffenheit der 
Räume, fo gehört die Prüfung der Beſchaffenheit 
und die Feſtſtellung des Zuſtandes zwecks Be⸗ 
meſſung der Friedensmiete zu ſeiner Zuſtändig⸗ 
keit. Eine ohne ſolche Prüfung erlaſſene Ent⸗ 
ſcheidung iſt gleichwohl für das ordentliche Ge⸗ 
richt beachtlich. Einem mitvermieteten Hausflur 
kann, auch wenn er von anderen mitbenutzt wird, 
ein ins Gewicht fallender Mietwert zukommen. 
Die Umrechnung in Goldmark allein erfaßt nicht 
genügend den wirtſchaftlichen Wert einer Pa- 
piermarkſumme von 1919. 


Die Kl. hat durch Vertrag v. 30. Okt. 1919 Räume ihres 
Grundſtücks, die zuvor für Zwecke einer Gaſtwirtſchaft benutzt 
worden waren, dem Bekl. zum Betriebe eines Lichtſpieltheaters 
vermietet. Der Mietzins war auf jährlich 20000 % verein⸗ 
bart, die Vertragsdauer bis zum 31. Dez. 1939 unkündbar 
vorgeſehen. Auf Antrag der Kl. ſetzte das MEN. die Friedens⸗ 
miete der Räume als Kino durch Beſchl. v. 20. Juli 1928 
auf jährlich 12000 % feſt. Die Kl. forderte für die Zeit vom 
1. März 1924 bis zum 31. März 1928 die geſetzliche Miete 
auf der Grundlage dieſer Friedensmiete und wegen der mit 
dem 1. April 1928 eingetretenen Befreiung der Geſchäfts⸗ 
räume von der Geltung des RMietcß. für die Zeit vom 
1. April 1928 bis zum 31. März 1930 die aufgewertete Ver⸗ 
tragsmiete mit jährlich 20000 RM. BG. erkannte für die 
geſamte Zeit weniger zu als gefordert war. Die Rev. der Kl. 
führte zur Aufhebung und Zurückverweiſung. 


Dritte VTöhFähigkeit beſäße. Für den Bürgen iſt es gleichgültig, woher 
die ihrer Höhe nach feſtſtehende wirkſame Verbindlichkeit des Haupt⸗ 
ſchuldners ſtammt, ob aus einem BTG. oder aus einem Kaſſageſchäft. 
Unbeſonnenen Bürgſchaftsleiſtungen wirkt ſchon die Formvorſchrift des 
§ 766 BGB. entgegen. Es iſt ſchlechterdings kein Grund erkennbar, 
aus dem das Börf®., weil die Verbindlichkeit zufällig aus einem 
BG. herrührt, darüber hinaus noch BTGFähiglleit des Bürgen 
fordern ſollte. Da ebenſo wie bei dem BTG. ſelbſt die BTGFähigkeit 
beider Partner der Vereinbarung erforderlich wäre, würde dem Nicht⸗ 
terminfähigen, durch deſſen Erfüllung das BTG. gem. 857 Börſch. 
verbindlich geworden wäre, ſelbſt durch einen Terminfähigen wegen 
feiner Forderung gegen den anderen Teil nicht wirleſam gebürgt 
werden können, ebenſowenig trotz der Wirkfamkeit des BTG. ſelbſt 
dem nichtterminfähigen Zeſſionar des Termingläubigers oder dem zwar 
zur Zeit des Abſchluſſes des BTG. Terminfähigen, der aber mittler⸗ 
weile (etwa infolge der Löſchung im Handelsregiſter) dieſe Eigenſchaft 
verloren hat. 

Ich muß hier davon abſehen, darzulegen, daß das Börſch. auch 
keinen Anlaß hat, Vereinbarungen mit Dritten hinſichtlich unwirk⸗ 
ſamer Terminſchulden den Vorſchr. der 88 52 ff. zu unterſtellen, be⸗ 
ziehe mich vielmehr auf die ausführlichen Darlegungen von Breit⸗ 
Düringer⸗ Hachenburg 5. Bd. 1. Hälfte, Anh. II zum Handels- 
kauf A. 185 f., mit deren Begründung ich allerdings nicht völlig über⸗ 
einſtimme. Jedenfalls würde eine Auslegung, die zu ſo abenteuerlichen 
Folgerungen führt, wie ſie oben dargelegt ſind, auch wenn ſie dem 
Geſetzeswortlaute zu entſprechen ſchiene, abgelehnt werden. Hier 
ſpricht nicht einmal der Wortlaut für ſie. 

8 762 Abſ. 2 BGB. will verhindern, daß die beim Spiel Be⸗ 
teiligten den Zweck des die Spielſchuld für unklagbar erklärenden 
Geſetzes dadurch vereiteln, daß ſie mittels Rechtsgeſchafts die Spiel⸗ 
ſchuld in eine formaljuriſtiſch davon verſchiedene Schuld umwandeln. 
Dies und nicht mehr beſagt auch 8 59 Börſch. 

Gleichwohl durfte das Urt. im Ergebnis nicht unzutreffend fein. 
Nach dem oben nicht mitabgedruckten Tatbeſtande hatte ein Termin⸗ 
fähiger bei der Kl. ein Konto, auf welches BTG. abgeſchloſſen wurden; 
er hatte den Bell. zur Verwaltung des Kontos bevollmächtigt und 
dieſer hatte ſich für alles, was ſein Vollmachtgeber auf das Konto 
etwa ſchuldig werden würde, der Kl. ſelbſtſchuldneriſch verbürgt. Die 
Beſonderheit des Falles liegt darin, daß die Bürgſchaft für künftig 
entſtehende Terminſchulden übernommen wurde und daß der Bekl. die 
Terminauftrage ſelbſt erteilte. Zwar Konnte nicht feſtgeſtellt werden, 
daß der Bekl. feinen terminfähigen Vollmachtgeber nur vorgeſchoben 
hat, aber er ſpekulierte, wenn auch in fremdem Namen, ſo doch nicht 
ausſchließlich für fremde Rechnung, ſondern inſoweit die von ihm für 
den Vollmachtgeber eingegangenen Geſchäfte Verluſt brachten, als ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſcher Bürge auch für eigene Rechnung. Iſt zwar 859 Börſch. 
nicht anwendbar, jo wäre doch eine entſprechende Anwendung des 852 
immerhin möglich. 

Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. Heinrich Göppert, Bonn. 
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Späteſtens durch Teil 2 Kap. IV Art. 1 der 4. Not VO. 
v. 8. Dez. 1931 ſind aber neben den Vorſchr. des RMietG. 
auch diejenigen des Miet SchG. für Geſchäftsraume, alſo auch 
für das Mietverhältnis der Parteien, außer Kraft getreten. 
Infolgedeſſen kam zur Zeit des BU. eine Entſch. durch das 
MEN. nicht mehr in Betracht; es iſt alſo nicht zu beanſtanden, 
daß das BG. über die Höhe der geſetzlichen Miete ſelbſt be⸗ 
funden hat. 

Doch beruht die Durchführung dieſer Entſch. auf einem 
Rechtsfehler. Das BG. hat die Feſtſetzung der Friedens miete 
durch das MEA. auf jahrlich 12000 % als unverbindlich 
nicht beachtet, ſondern ſelbſt die Friedens miete ermittelt. Dazu 
war es nicht befugt. Es entſpricht ſchon nicht dem Geſetz, daß 
das BG. nachgeprüft hat, ob die Vorausſetzungen für die Feſt⸗ 
ſetzung der Friedensmiete damals vorhanden waren. Doch 
beruht das Urteil nicht auf dieſem Fehler, da das BG. ebenſo 
wie das MEA. die Feſtſetzung mangels einer feſtſtellbaren 
Friedensmiete für zuläſſig erachtet hat. Dagegen muß der 
auf die Zeit der geſetzlichen Miete bezügliche Teil des angef. 
Urt. aufgehoben werden, weil die auf Grund des AMietb. 
vom MEN. getroffene Entſch. als vereinbarte Belt. des Miet⸗ 
vertrages gilt (8 15 RMiet(z.) und deshalb für das ordent⸗ 
liche Gericht bindend iſt. Gebunden ſind die ordentlichen Ge⸗ 
richte auch dann, wenn das MEA. im Rahmen ſeiner Zu⸗ 
ſtändigkeit zu feiner Entſch. infolge von Verfahrensmängeln 
oder durch tatſächliche oder rechtliche Irrtümer gelangt iſt. 
Daraus folgt, daß das ordentliche Gericht ſich auf die Prü⸗ 
fung beſchränken muß, ob die Entſch. des MEAN. im Rahmen 
von deſſen Zuſtändigkeit liegt. Iſt das der Fall, ſo muß ſich 
das ordentliche Gericht an die Entſch. des MEN. halten, ohne 
= ihm eine Nachprüfung ihrer fachlichen Nichfigfeit offen⸗ 

eht. 


Das BG. hat dieſe Rechtslage nicht grundſätzlich ver⸗ 
kannt. Es hat aber zu Unrecht angenommen, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen für feine eigene Nachprüfung der Richtigkeit des 
vom MEN. erlaſſenen Beſchl. gegeben ſeien. Es gelangt zu 
der Auffaſſung, das MEN. habe die Friedens miete für die 
Räume als Kino auf jährlich 12000 % feſtgeſetzt, indem es 
den Sachvortrag der Kl. als der damaligen Antragſtellerin 
unter Ablehnung einer Nachprüfung ſeiner Richtigkeit zu⸗ 
grunde gelegt habe; dieſer Sachvortrag aber ſei dahin ge⸗ 
gangen, die Räume ſeien im Zuſtande der Gebrauchsfähigkeit 
für ein Kino vermietet worden. Somit ſei die Feſtſetzung 
des MEA. für einen Sachverhalt ergangen, der nicht vor⸗ 
liege, und deshalb wiederum ſei ſie unverbindlich. 


Das MEN. hat von dem Sachvortrage des Antragſtellers, 
ohne ihn auf ſeine Richtigkeit zu prüfen, nur inſoweit aus⸗ 
zugehen, als die Prüfung eine Entſch. ſolcher Rechtsfragen 
notwendig machen würde, die nicht zu ſeiner Zuſtändigkeit 
gehören, ſondern für die Parteien bindend nur durch das 
ordentliche Gericht zu entſcheiden wären. Dieſe Beſchränkung 
des MEA. hat ihren Grund darin, daß es durch eine eigene 
Entſch. ſolcher Streitigkeiten der allein maßgeblichen Entſch. 
des ordentlichen Gerichts nicht vorgreifen darf und auch 
nicht vorzugreifen imſtande wäre. Darin findet ſie aber 
zugleich ihre Begrenzung. Soweit eine rechtliche oder tat⸗ 
ſächliche Frage zur ſachlichen Zuſtändigkeit des MEA, zur 
Löſung ſeiner eigentlichen Aufgaben gehört, muß es die 
Entſch. ſelbſt treffen und die dazu nötigen Prüfungen an⸗ 
ſtellen. Unterläßt es die Prüfung oder die Entſch., jo begeht 
es bei der Löſung ſeiner Aufgabe einen Fehler und mag 
infolgedeſſen ſchließlich zu einer unrichtigen Eutſch. gelangen. 
Solche Fehler des MEA. können aber nur mit Hilfe der 
Rechtsbeſchwerde berichtigt werden. Iſt die auf einem ſolchen 
Fehler beruhende Entſch. des MEN. endgültig geworden, fo 
bindet ſie das ordentliche Gericht. 

Wird das Beſtehen eines Mietverhältniſſes vom Antrag⸗ 
ſteller behauptet, vom Antragsgegner aber beſtritten, ſo hat 
das MEN. den Sachvortrag des Antragſtellers ungeprüft 
ſeiner Entſch. zugrunde zu legen, denn über den Beſtand 
des Mietverhältniſſes zu entſcheiden, ſteht nicht ihm, ſondern 
dem ordentlichen Gericht zu. Iſt aber der Veſtand des 
Mietverhältniſſes, insbeſ. auch der Zweck, zu dem der Mieter 
die Räume verwenden darf, unſtreitig, und machen die am 
Verfahren Beteiligten nur abweichende Angaben über die 


Beſchaffenheit der Räume, fo hat das MEN. dieſe Be⸗ 
ſchaffenheit zu prüfen und den wirklichen Zuſtand der ver⸗ 
mieteten Räume ſeiner Bemeſſung der Friedensmiete zur 
Grundlage zu geben. Das gehört zu ſeiner ſachlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit, denn es hat die Friedensmiete nach dem orts⸗ 
üblichen Mietzinſe für Räume gleicher Art und Lage feſt⸗ 
zuſetzen (8 2 Abſ. 4 NMiet.). Der ortsübliche Mietzins 
und damit die zu ermittelnde Friedensmiete iſt aber von 
der Beſchaffenheit der Räume abhängig, die den Gegenſtand 
der Leiſtung des Vermieters bilden. Sofern das MEN. hin⸗ 
ſichtlich der Beſchaffenheit der vermieteten Räume den Sach⸗ 
vortrag des Antragſtellers ungeprüft zur Grundlage der 
Friedensmiete macht, entſcheidet es innerhalb ſeiner ſach⸗ 
lichen Zuſtändigkeit rechtsirrig. Seine Entſch. bleibt alſo 
trotz ihrer Unrichtigkeit für das ordentliche Gericht beacht⸗ 
lich. So iſt der vorl. Sachverhalt. 


Nach der Feſtſtellung des BG. war es zwiſchen den 
Parteien damals keineswegs ſtreitig, daß der Bekl. die 
Räume zum Betriebe eines Kinos gemietet und erhalten 
hatte. Der Streit vor dem MEA. drehte ſich nur darum, 
in welchem Maße die für den Kinobetrieb vermieteten Räume 
für dieſen Betrieb ſchon hergerichtet waren oder erſt vom 
Bekl. auf ſeine Koſten hergerichtet worden ſind. Dann aber 
betraf der Streit der damaligen Parteien nicht den Be⸗ 
ſtand des Rechtsverhältniſſes und auch nicht den Vertrags⸗ 
gegenſtand als ſolchen, ſondern nur die Beſchaffenheit des 
zum Inhalt der Vermieterleiſtung gewordenen Vertrags⸗ 
gegenſtandes. Das MEA. mußte alſo, weil die Prüfung 
dieſer Beſchaffenheit als Grundlage des Mietwerts und da⸗ 
mit des maßgeblichen ortsüblichen Mietzinſes zu ſeinem 
Aufgabenkreiſe gehörte, den Streit der Parteien ſelbſt end⸗ 
gültig entſcheiden und durfte dieſen Streitpunkt nicht unter 
Verwendung des Sachvortrags der Antragſtellerin dahin⸗ 
ftehen laſſen. Es hatte die Friedens miete für die Räume als 
Kino feſtzuſetzen, dabei aber zu berückſichtigen, inwieweit 
der gegenwärtige Zuſtand der Raume Inhalt der Vermieter⸗ 
leiſtung und inwieweit die Folge von Aufwendungen des 
Mieters ift. Sofern das MEN. oder die BeſchwSt., als fie 
über die Rechtsbeſchwerde entſchied, dieſer Rechtspflicht nicht 
genügt haben ſollte, iſt die damals getroffene Entſch. aller⸗ 
dings unrichtig. Doch hört ſie deshalb nicht auf, eine für 
das ordentliche Gericht bindende Feſtſetzung der Friedens⸗ 
miete zu fein. Das BG. hat alſo das Gefe verletzt, indem 
es die Friedensmiete als Rechnungspoſten der von der Kl. 
geforderten und ihr zuerkannten geſetzlichen Miete ſelbſt er⸗ 
mittelt hat. Da dieſe Ermittlung zu einem hinter 12 000 Ab 
jährlich zurückbleibenden Betrage geführt hat, iſt die Kl. 
beſchwert und das Urt. auf ihre Rev. aufzuheben. 

Für die Zeit nach dem 1. April 1928 iſt das BG. dazu 
gelangt, den Mietzins auf jährlich 10000 RM aufzuwerten. 
Doch iſt auch dieſer Teil des Urt. nicht frei von Bedenken. 
So hat das BG. es im Gegenſatz zu den Sachverſtändigen 
abgelehnt, bei Aufwertung des Mietzinſes auch den Haus⸗ 
flur zu berückſichtigen, der dem Bekl. vermietet iſt. Das 
rügt die Rev. zutreffend. Der Hausflur gehört infolge der 
Vermietung zu dem Vertragsgegenſtande, der durch den Miet⸗ 
zins abgegolten wird. Dem ſteht es nicht ohne weiteres ent⸗ 
gegen, wenn das BG. erwogen hat, daß der Hausflur noch 
von anderen Perſonen benutzt wird. Vielmehr mußte darauf 
eingegangen werden, in welcher Weiſe der Bekl. vertraglich 
zur Benutzung des Hausflurs und der Wände dieſes Raumes 
berechtigt worden iſt. Für den Betrieb eines Lichtſpiel⸗ 
theaters kann auch dem Hausflur, insbeſ. wegen ſeiner Eig⸗ 
nung zur Reklame, ein ins Gewicht fallender Mietwert zu⸗ 
kommen. In dieſer Richtung hat das BG. den Sachverhalt 
unzureichend gewürdigt, ſo daß ſchon aus dieſem Grunde 
fein Urt. auch zur aufgewerteten Miete keinen Beſtand haben 


kann. 


Die Rev. erhebt gegen die vorgenommene Aufwertung 
auch den Angriff, es ſei die innere Kaufkraft der Papier⸗ 
mark, die ſie i. J. 1919 noch hatte, nicht genügend beachtet 
worden. Dieſe Rüge iſt nicht von der Hand zu weiſen. Das 
BG. iſt von einer Umrechnung des Vertragszinſes in Gold⸗ 
mark ausgegangen und hat es für notwendig erklärt, auch 
zu berückſichtigen, welchen Wert die Leiſtung der Kl. in den 


Jahren 1928 und 1929 gehabt hat, welche Miete fie alſo in 
jenen Jahren für die Räume hätte erzielen können. Dabei 
iſt durch die Umrechnung in Goldmark nicht genügend der 
wirtſchaftliche Wert erfaßt worden, den eine Papiermark⸗ 
ſumme i. J. 1919 auf dem deutſchen Inlandmarkte hatte. 
Für dieſen Wert iſt der Goldwert allein kein zuverläſſiger 
Maßſtab. Es hatten vielmehr alle Umſtände ins Auge gefaßt 
werden müſſen, die einen zuverläſſigen Schluß auf die wirk⸗ 
liche Kaufkraft jener 20000 % ermöglichten. Dies war um 
ſo nötiger, als das BG. ſich außerſtande glaubte, den 
Mietzins zu finden, der beim Vertragsſchluß für die Räume 
als angemeſſen anzuſehen war, ſomit einen für die Ver⸗ 
gleichung mit der ſtreitigen Zeit beſonders verläßlichen Maß— 
ſtab nicht verwenden konnte. Da ſomit das Urt. bei der Auf⸗ 
wertung des Mietzinſes nicht alle weſentlichen Umſtände 
beachtet hat, auf die der Sachverhalt hinwies, muß es auch 
aus dieſem Grunde aufgehoben werden. 
(U. v. 20. März 1933; VIII 417/32. — Dresden.) [H.] 


19. 88 30, 40, 46 AnlAblöſG. Wenn ein An⸗ 
leiheablöſungsanſpruch in Unkenntnis ſeiner 
rechtlichen Natur von den Beteiligten als Auf⸗ 
wertungsanſpruch behandelt und dadurch vom 
Gläubiger die Friſt für die Anmeldung als Ab⸗ 
löſungsanſpruch verſäumt wird, ſo liegt in der 
Berufung des Schuldners auf dieſe Verſäumnis 
keine Argliſt. — Wird ein ſachlich unbegründeter 
Anſpruch wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
abgewieſen, ſo iſt der Kl. nicht beſchwert. 

Nach § 46 AnlAblöſc̃. kann die Reichsreg. mit Zuſtim⸗ 
mung des Reichsrats die Vorſchr. des AnlAblöſch. über die 
Markanleihen der Gemeinden und Gemeindeverbände auf 
Markanleihen anderer öffentlich-rechtlicher Körperſchaften für 
anwendbar erklären. Von dieſem Vorbehalt hat die Reichsreg. 
durch die 2. DurchfVO. zum AnlAblöſch. v. 2. Juli 1926 
(RGGBl. 343) Gebrauch gemacht und in 8 16 die beſagten 
Vorſchr. auch auf die Religionsgeſellſchaften, Gemeinden und 
Gemeindeverbände von Religionsgeſellſchaften, ſowie die Kir⸗ 
chen⸗ und Pfründenſtiftungen für anwendbar erklärt, ſofern 
dieſe Schuldner Körperſchaften des öffentlichen Rechts ſind. 
Da das der Kl., einer Kirchengemeinde i. S. des § 16, ge⸗ 
währte Darlehn ein Schuldſcheindarlehn i. S. der 88 3 
Abſ. 3, 40 Abſ. 3 AnlAblöſGG. iſt, fo unterlag es nicht der 
Aufw. nach dem AufwG. Gleichwohl würde der Bekl. ein 
AufwAnſpruch zuſtehen, wenn der vor Erlaß der 2. Durchf⸗ 
BD. zum AnlAblöſG. erfolgten Eintragung der Aufwoypothek 
zugunſten der Bekl. eine Vereinbarung über die Aufw. zu⸗ 
grunde läge. Das hat das BG. ohne Rechtsirrtum verneint, 
indem es ausgeführt hat, daß bis zum 2. Juli 1926 die 
Parteien nicht hätten wiſſen können, daß das Darlehn dem 
AnlAblöſcö. unterſtellt werden würde. Die Kl. habe daher 
leiſten wollen und geleiſtet, weil fie ſich nach dem AufwG. 
dazu für verpflichtet gehalten habe. Aus dem gleichen Grunde 
habe die Bekl. die Leiſtungen entgegengenommen. 

Möglich wäre, daß für die Zeit nach dem 2. Juli 1926 
die Rechtslage eine andere wäre, wenn die Kl. ihre Zins⸗ 
zahlungen in Kenntnis der nunmehrigen Anwendbarkeit des 
AnlAblG. fortgeſetzt hätte. Der Ber R. hat jedoch in rein 
tatſächlichen Erwägungen angenommen, daß die Kl., die bis 
zum Sept. 1929 Aufwginfen bezahlt hat, erſt im Okt. 1929 
über die Rechtslage unterrichtet worden iſt, und es hat da⸗ 
her eine Aufw Vereinbarung auch inſoweit verneint. Die 
Rev. meint zwar, die Kl. habe ſchon durch die kirchlichen 
Amtsblätter dieſe Kenntnis früher erhalten, und ſie führt 
aus, man könne von einer kollegialen Behörde dieſe Kenntnis 
nicht darauf abſtellen, ob und wann einzelne nach der Ver⸗ 
faſſung vertretungsberechtigte Perſonen tatſächlich von Er⸗ 
laſſen und Mitteilungen der vorgeſetzten Stelle Kenntnis ge⸗ 
nommen hätten, ſondern es müſſe der Nachweis genügen, 
daß der Beh. amtlich etwas zur Kenntnis gebracht ſei. Es 
ſei mit der Sicherheit des Rechtsverkehrs nicht zu verein⸗ 
baren, wenn man im Einzelfall den Nachweis verlangen 
würde, daß die verfaſſungsmäßigen Vertreter einer Beh. 
eine ihnen amtlich zugegangene Mitteilung auch wahrgenom- 
men, vielleicht ſogar richtig verſtanden hätten. 
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Dieſe Darlegungen können nicht als zutreffend angeſehen 
werden. Es iſt nicht von Bedeutung, ob der Kl. kirchliche 
Amtsblätter zugegangen ſind, aus denen ſie die Rechtslage 
hätte erkennen können. Worauf es ankommt, iſt, ob und wann 
fie tatſächlich Kenntnis von der geänderten Rechtslage ge⸗ 
nommen hat. Denn nur ihre Kenntnisnahme könnte, wenn 
überhaupt die Annahme rechtfertigen, daß ſie eine Aufw⸗ 
Verpflichtung übernommen habe, oder daß ſie die Zinſen 
gemäß § 814 BGB. nicht zurückfordern könne. 

Tatſächlich hat dann die Bekl. ſelbſt der durch die 
2. DurchfVO. v. 2. Juli 1926 geänderten Rechtslage, nach 
der der Bekl. kein AufwAuſpruch zuſtand, Rechnung getragen, 
indem ſie auf die Aufforderung der Kl. dieſer die Löſchungs⸗ 
bewilligung überſandte. Sie tat dies in der Erwartung, da⸗ 
für einen Anſpruch auf Grund des AnlAblöſcG. zu erhalten. 
Dieſer Auſpruch iſt ihr jedoch durch die Reichsſchulden⸗ 
Verw. rechtskräftig aberkannt worden, weil ſie die bis zum 
1. Nov. 1926 laufende Friſt zur Anmeldung des Anſpruchs 
auf Umtauſch in Ablöſungsauleihe verſäumt habe. 

Wenn nun die Bekl. gleichwohl Aufw. verlangt und 
dies mit einem argliſtigen Verhalten der Kl. begründen 
will, ſo hat das BG. auch dieſe Auffaſſung mit zutreffender 
Begr. zurückgewieſen. Die Ber. der Kl. auf das AulAblöſch. 
ift nicht argliſtig. Deun es war nicht Sache der Kl., der Bekl. 
die Rechte aus dem AnlAblöſch. zu verſchaffen, ſondern Sache 
der Bekl., ihre Anleiheablöſungsanſprüche rechtzeitig anzu⸗ 
melden. Daß dies verſäumt worden iſt, kann ſie nicht der 
Kl. zur Laſt legen. Die Rev. meint zwar, es ſei Sache der 
Kl. geweſen, ſich auf die neue VO. zu berufen und eine 
Anpaſſung der Schuld an die neu geſchaffene Rechtslage an⸗ 
zuregen. Dem iſt jedoch nicht beizupflichten. Wie die Erfah⸗ 
rungen im Rechtsverkehr zeigen, haben zahlloſe Gläubiger, 
auch wenn ſie aufwertungsberechtigt zu ſein glaubten, doch 
vorſichtshalber ihre Forderungen auch zur Anleiheablöſung 
angemeldet, um keinen Rechtsverluſt zu erleiden. Ebenſo war 
es Sache der Bekl., die Geſetzesentwicklung zu verfolgen und 
nach Erlaß der 2. DurchfVO. zum AnlAblöſch., die ihren 
AufwAnſpruch hinfällig machte, ihre etwaigen Anſprüche nach 
dem AulAblöſth. auch dann zur Anleiheablöſung anzumelden, 
wenn fie des Glaubens war, ihr ſtehe eine Aufw Vereinbarung 
zur Seite oder der AufwAnſpruch werde von der Kl. aner⸗ 
kannt, weil dieſe über den 2. Juli 1926 hinaus Zinſen 
zahlte. Daß ſie dieſe Anmeldung unterlaſſen hat, geht allein 
zu ihren Laſten. Nur dann würde von einer Argliſt der Kl. 
geſprochen werden können, wenn dieſe die Bekl. in einer wider 
Treu und Glauben verſtoßenden Weiſe davon abgehalten 
hätte, ihre Anſprüche auf Ablöſung rechtzeitig anzumelden. 
In den Zinszahlungen, die die Kl. in Unkenntnis ihrer 
Nichtverpflichtung leiſtete, lag ein ſolches gegen Treu und 
Glauben verſtoßendes Verhalten der Kl. nicht. 

Hiernach hat der BerR. mit Recht der Klage auf Rück⸗ 
erſtattung der vom Jan. 1925 bis Sept. 1929 gezahlten 
AufwZinſen entſprochen und den Hauptantrag zur Wider 
klage abgewieſen. 

Die Rev. meint in Bezug auf die Zinſen, daß ſie dem 
Geſetz entſprochen hätten, ſoweit ſie vor dem 2. Juli 1926 
zahlbar geweſen ſeien; ſoweit ſie ſpäter lägen, koͤnnten ſie 
gleichfalls nicht kondiziert werden, weil die Zahlungen minde⸗ 
ſtens einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht ent⸗ 
ſprochen hätten. Weder das eine noch das andere kann als 
zutreffend anerkannt werden. Dem Zinsanſpruch wurde auch, 
ſoweit die Zinſen vor dem 2. Juli 1926 fällig waren, 
durch die VO. vom gleichen Tage der Boden entzogen. Eine 
Anſtandspflicht, gleichwohl Zinſen weiterzuzahlen, beſtand nicht. 

Für den Hilfsantrag zur Widerklage hat der BerR. den 
Rechtsweg nicht als zuläſſig erachtet. Evtl. hat er den An⸗ 
ſpruch für ſachlich unbegründet erachtet. 

Dieſe Begr. iſt anfechtbar, weil die Bekl. keine Feſt⸗ 
ſtellung der Ablöſungspflicht nach dem AnlAblöſch. verlangt, 
ſondern weil ſie mittels der erhobenen exceptio doli kraft 
bürgerlichen Rechts ſo geſtellt werden will, wie ſie ſtünde, 
wenn die Anmeldungsfriſt nicht verſäumt wäre. Für einen 
Anſpruch ſolcher Art iſt der ordentliche Rechtsweg gegeben. 
Auch iſt es nicht zuläſſig, eine Klage gleichzeitig wegen 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges und wegen ſachlicher Unbe⸗ 
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gründetheit abzuweiſen, weil in ſolchem Fall der Umfang 
der Rechtskraft ungewiß bliebe. Gleichwohl kann dies der 
Rev. auch inſoweit nicht zum Erfolg verhelfen. Denn es fehlt 
an dem Erfordernis der Beſchwer. Iſt nämlich eine Klage 
wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges und zugleich mangels 
ſachlicher Begründung abgewieſen, ſo iſt nur der erſtere Ent⸗ 
ſcheidungsgrund der Rechtskraft fähig. Ob dadurch der Kl. 
beſchwert iſt, hängt davon ab, ob fein Anſpruch ſachlich be⸗ 
gründet ſein kann. Iſt dies, wie hier zu verneinen, ſo fehlt 
es an einer Beſchwer (zuletzt NS. IV 329/32 v. 1. Dez. 
1932). 
(U. v. 11. Febr. 1933; IV 396/32. — Hamburg.) (Ka.] 


20. Die auf Grund des § 58 Aufw G. erlaſſe⸗ 
nen DurchfVOO. find rechtsgültig. ) 
(U. v. 7. Nov. 1932; IV 213/32. — Osnabrück.) 
Abgedr.: JW. 1933, 4265. 


[Ra.] 


Zu 20. A. Aum. Mügel, ebenda. 


B. Die Entſch. iſt zutreffend, die Begründung bedenklich. 

Die Annahme des Rh., daß die preuß. AusfVO. v. 20. Dez. 
1930 von der zuſtändigen Stelle erlaſſen iſt, iſt überzeugend und die 
Vorſchr. über die Höhe der Aufwertung (8 1 VO.) entſprechen den 
Belt. des Aufwh. Es ift anerkannten Rechtes (RG. 111, 320 ff.), 
daß die „Abwertung“ des Aufwertungsanſpruches durch die Belt. des 
AufwGG. nicht als Enteignung anzuſehen und demgemäß die Vorſchr. 
des Aufiv®. und der zuläſſigen DurchfVo. gültig find. . 

Sofern 858 Ziff. 7 AufwG. die Landesregierungen ermächtigt, 
Auſwertungsſaͤtze für Sparguthaben zu beſtimmen, werden durch dieſe 
Vollmacht auch die Anordnungen der Landesregierung gedeckt. Der 
einzelne Sparer muß fie ſich gefallen laſſen, und deshalb it die Klage 
des Sparers mit Recht abgewieſen worden. 

Dagegen können die Ausführungen über die Ausgleichungspflicht 
zwiſchen Überſchußkaſſen und Zuſchußkaſſen m. E. nicht gebilligt wer⸗ 
den. Das RG. meint, die Berechtigung der Länder zu Beſt. über die 
Ausgleichungspflicht aus Ziff. 7 u. 8 des 8 58 bejahen zu können. Aus 
der Berechnung des Einheits Aufwch. nach dem Durchſchnitt des auf⸗ 
gewerteten Vermögens ergäbe ſich, wie das NG. ausführt, die Folge⸗ 
rung und damit auch die Berechtigung, den Kaſſen, denen eine höhere 
Aufwertung möglich geweſen wäre, einen Teil ihres Vermögens ab- 
zunehmen, um andere zu dotieren. Dazu iſt zu bemerken, daß aus 
858 Ziff. 7 dieſe Berechtigung keineswegs herzuleiten iſt, weil er 
nur eine Berechnungsgrundlage gibt. Die Frage, wie etwa das Defizit 
der Zuſchußkaſſen zu decken wäre, wird in den Ziff. 8 und 10 des 
8 58 behandelt. Ziff. 8 enthält aber keine Blankovollmacht für die 
Landesregierungen, dritte Perſonen zu verpflichten, fremde Auf- 
wertungsverbindlichkeiten zu erfüllen. 8 58 Ziff. 8 würde damit ſchon 
im Widerſpruch zu 8 1 Auf. ſtehen. Es kaun keinen Unterſchied 
machen, ob der Dritte dem Aufwerkungsgläubiger unmittelbar ver⸗ 
pflichtet wird — dann wäre der Fall in ſeiner Kraßheit ganz Klar — 
oder ob dem Dritten die Verpflichtung auferlegt wird, dem Auf⸗ 
wertungsſchuldner einen Beitrag zu ſeinen Zahlungen zu leiſten. Die 
nach Ziff. 8 zuläffigen Vorſchr. der Landesregierung können ſich nur 
beziehen auf Aufbringungsmöglichkeiten der Sparkaſſen ſelbſt, z. B. 

ewinnrücklagen aus den laufenden Geſchäften — daneben auf 


Leistungen der Garanten und endlich auf Leiſtungen der gewinn ⸗ 


beteiligten Körperſchaften, d. h. vorzugsweiſe der Kommunen, und 
Kommunalverbände, an welche ſazungsgemäß ein Teil der Überſchüſſe 
abzuführen iſt. Die Frage, ob dieſe gewinnbeteiligten Körperſchaften 
über das Maß ihrer Gewinnbeteiligung hinaus herangezogen werden 
könnten, ſteht hier nicht zur Erörterung. 

Man wird darüber klar fein müſſen, daß die hier geschaffenen 


Verpflichtungen ſolche des privaten, nicht öffentlichen Rechtes ſind, 


ebenſo wie die Verpflichtungen der Kaſſen gegenüber ihren Gläubigern. 
Materiell würde alſo das Aufiv®. und die preuß. Durchf. 
nach der Meinung des NG. eine neue und neuartige obligatio ex 
lege ſchaffen, für welche ein ſonſtiger Rechtsgrund nicht erſichtlich iſt, 
namentlich nicht aus dem Gedanken der Aufwertung überhaupt, d. h. 
uus dem Geſichtspunkt, das Rechtsverhältnis zwiſchen Schuldner und 
Gläubiger neu- und umzugeſtalten. Aber, wie geſagt: 8 58 Ziff. 8 ent⸗ 
hält bei genauerer Prüfung die vom NG. hineingelegten Befugniſſe 
für die Landesregierungen weder nach ſeinem Wortlaute noch nach 
einem Sinn. 
Nun verweiſt das NG. auf Ziff. 10: Zuſammenlegung von 
Teilungsmaſſen. An ſich unterliegt auch dieſe Veit. großen Bedenken. 
Immerhin läßt fie ſich konſtruktiv halten. Bei der Zuſammenlegung 
mehrerer Teilungsmaſſen muß ein neues Rechtsſubjekt als über» 
nehmer der Teilungsmaſſen geſchaffen werden oder fie müſſen einem 
hon vorhandenen überwieſen werden. Ich unterſtelle z. B., die 
zrovinz wäre zum Träger der Teilungsmaſſen beſtimmt: Auch bei 
einer ſolchen Regelung läge an ſich in der Fortunahme der einzelnen 


21. 88 1-3 Un l WG.; 8 323 3 PO. 

1. Der neuen Erhebung eines ſchon durch 
rechtskräftiges Urteil zugeſprochenen An⸗ 
ſpruchs ſteht nicht der Einwand der Rechtskraft, 
ſondern der des mangelnden Rechtsſchutzinter⸗ 
eſſes entgegen. 


2. Der Unterlaſſungsanſpruch wegen unrich⸗ 
tiger Reklamebehauptungen wird nicht „ver⸗ 
wirkt“, auch wenn dieſe ſchon ſeit langer Zeit 
aufgeſtellt ſind. 

3. Die Verwertung offenkundiger Tatſachen 


Teilungsmaſſen ſicherlich eine Enteignung der betroffenen Spar⸗ 
Raffen. Aber in der gleichzeitigen Übernahme der Aufwertungsver⸗ 
pflichtungen auch die Entſchädigung der enteigneten Kaſſen, ſo daß 
alſo der Grundſatz des Art. 153 RVerf. nicht verletzt wäre. Denn 
Art. 153 Verf. beſtimmt nicht, daß die Entſchädigung in Geld oder 
in beſtimmter Höhe ſtattfinden müſſe. Man muß m. E. ſogar an⸗ 
nehmen, daß 8 58 Ziff. 10 eben deswegen geſchaffen iſt, um die Mög⸗ 
lichkeit einer Ausgleichung der Kaſſen auf dem Wege über die Ver⸗ 
ſchmelzung der Teilungsmaſſen zu eröffnen. Sonſt hätte es bei der 
Vorſchr. der Ziff. 8 bewenden können. Aber weil die Anwendung der 
Belt. aus Ziff. 8 den Landesregierungen noch keine Befugniſſe gab, 
andere Sparkaſſen zur Defizitdeckung notleidender Teilungsmaſſen 
heranzuziehen, glaubte man das Ziel auf dem Wege über die Ver⸗ 
ſchmelzung erreichen zu können. Da die preuß. Landesregierung dieſen 
Weg nicht gegangen iſt, ſo entbehrt die preuß. VO. v. 20. Dez. 1930 
in 88 2 und 3 der reichsgeſetzlichen Grundlage. 

Sie verſtößt aber auch gegen Art. 153 Verf., im Gegenſatz zu 
der Auffaſſung des NG. Das RG. erkennt an, daß die Wegnahme 
eines Teiles der Teilungsmaſſe der Überſchußkaſſen an ſich eine Ent⸗ 
eignung wäre, wenn ſie ohne Gegenleiſtung geſchehe lich gebrauche ab⸗ 
ſichtlich das Wort Gegenleiſtung und nicht Entſchädigung). Es meint 
abersfiskus Südweſtafrikas England als Mandatar übertrage. 
worden iſt. Wie das RG. richtig hervorhebt, unterſteht das Gebie 
gegenwärtig der Südafrikaniſchen Union. fe 

b) Ferner muß der jeder Rechtsgrundlage entbehrenden Auff 5 
fung des KG. nachdrücklich widerſprochen werden, daß eine Annexion 
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b „ER 
bir mäßige Verwaltungsſchulden der vormaligen Schutzgebiete 
R ung des Reiches bejahen will. Mithin würde ſich der 
Fine Senat durch dieſes Urteil gehindert geſehen haben, 
bon Beſchreitung des im 8 136 GVG. gewieſenen Weges 
der 5 5 dort vertretenen Meinung abzuweichen. Indes hat 
an d 38. auf eine Anfrage des erk. Sen. erklärt, er halte 
mr er Anſicht nicht feſt, daß das Deutſche Reich für friedens⸗ 
of Verwaltungsſchulden der vormaligen deutſchen Schutz⸗ 
Re hafte. Die vom Vorderrichter ausgeſprochene Klag⸗ 
ng iſt ſonach zu beftätigen. Hierfür reicht die Be⸗ 
réi ung der Annahme aus, daß das Deutſche Reich nicht der 
15 5 Bekl. iſt. An wen ſich der Kl. ſonſt zu halten hat, kann 
trüb orliegenden Rechtsſtreit nicht entſchieden werden, und es 
be A ſich deshalb eine Nachprüfung der in dieſer Hinſicht 
dorer G. angeſtellten Erwägungen. Bemerkt ſei nur, daß 
me von der Annahme auszugehen ſein wird, daß das ſüd⸗ 
will Schutzgebiet, wenngleich es der „Vormund⸗ 
Art 2 (Mandatsverwaltung) der Union von Südafrika gemäß 
echt 2 Abſ. 6 IV. unterworfen iſt, doch als Träger eigener 
blieb e und Pflichten fortbeſteht und ſomit ſelbſt Schuldner ge⸗ 
En ift. Damit würde auch die dem erk. Gen. von dem 
da teter des Bekl. gemachte Mitteilung im Einklang ſtehen, 
aus die Forderungen des ſüdweſtafrikaniſchen Schutzgebiets 
tiger der Zeit vor dem Herrſchaftswechſel von der gegenwär⸗ 
ag Verwaltung des Gebiets eingezogen werden. 
(U. v. 27. April 1926; 170/26 VI. — Berlin.) [u] 


mu 14. 8 537 3 PO. Von der Norm dieſer Beſtim⸗ 
81.9 kann abgewichen werden, wenn mit der 
Herde auf Auskunftserteilung der Anſpruch auf 
tan ausgabe verbunden war, und die erſte In⸗ 
ana s die Auskunftserteilung durch Teilurteil 
geordnet hatte.] 7) 
er Kl. hat am 15. Okt. 1922 vom Bekl. 100 000 % als 
adi ehen erhalten und dafür ein Pfand in Geſtalt von 
i Büchern gegeben. In der von ihm ausgeſtellten Beſchei⸗ 


eus Kolonien nach dem VV. ſtattgefunden habe. Dieſe Annahme 
an, ſchon durch den Charakter eines zeitlich begrenzten, durch den 
Nie und näher beſtimmten und von dieſem übertragenden Man⸗ 
weili widerlegt. Auch iſt zu berückſichtigen, daß nach Art. 22 der je⸗ 
ga Ä Mandatar dem Rate des Völkerbundes alljährlich einen Be⸗ 
ſun über die ihm anvertrauten Gebiete zu erſtatten und deſſen Wei⸗ 
EN hinſichtlich des Grades behördlicher Machtbefugniſſe, des Um⸗ 
dealt der Überwachung und Verwaltung zu befolgen hat. Dieſe Aus⸗ 
ga tung des Mandates erſcheint nicht vereinbar mit dem Weſen 
ei * Staatenſukzeſſion, zumal das Unterordnungsverhältnis, das 
bie gegenüber dem Völkerbunde beſteht, einen unzulaſſigen Ein⸗ 
OH in die Hoheitsrechte des Nachfolgerſtaates bedeuten würde. Es 
die durchaus zuzugeben, daß die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte, 
za wahrend des Krieges die deutſchen Schutzgebiete beſetzt hielten, dieſe 
on entfichen Beftaubteilen ihrer ſtaatlichen Hoheitsgewalt machen 
ten, daß ferner der VV. beſtrebt iſt, durch eine geſchickte Anord⸗ 
h al und Faſſung der Beſtimmungen die Schwere der dem Deutſchen 
be aufgebürdeten Laſten zu verbergen; hier aber widerſpricht es 
hint Zweck, der Bedeutung und dem Geiſte der geſetzlichen Regelung 
er der „tutelage“ eine Einverleibung des Gebietes in den Man⸗ 
urſtaat zu vermuten. 
ß Ob es ſich um B-Mandate, wie für Oſtafrika, Kamerun und 
de go, oder um (-⸗Mandate, wie für Südweſtafrika oder Südſee, han⸗ 
wen ob mit anderen Worten die Art der Verwaltung eine mehr oder 
n iger ſtrenge Überwachung zur Folge hat, iſt für die Rechtsfrage 
bie weblich; in keinem Falle hat ein Übergang der Souveränität auf 
kandatarmacht ſtattgefunden. „The Territory“ i. S. des Art. 257 
Ne It Träger eigener Rechte und Pflichten geblieben und damit noch 
DU der Schuldner der friedensmäßigen Verbindlichkeiten der 
ber HI Dm Schutzgebiete, während der Mandatar nur im Rahmen 
e Sr anvertrauten Verwaltung für die ordnungsmäßige Bezahlung 
mitt ocal debts Sorge tragen muß. Dieſer Standpunkt geht auch un⸗ 
1 elbar aus Art. 22 Abſ. 5 VV. hervor, der betont, „the mandatory 
Ki be responsible for the administration of the territory“. Die 
den ir Überfegung, die in Anlehnung an den franzoſiſchen Wortlaut 
95 , rein Ausdruck „Übernahme der Verwaltung“ gebraucht, ent⸗ 
eine Ungenauigkeit, die zu Mißverſtändniſſen Anlaß gibt. 
der Die Veränderungen des VV. liegen daher nicht in der Aufhebung 
hett den Schutzgebieten unter deutſcher Herrſchaft eigenen Selbſtändig⸗ 
ſondern in dem Wechſel ihrer völkerrechtlichen Vertretung; dies 
nei erkannt zu haben, ift das Verdienſt der beſprochenen Ent⸗ 
ng. 
the Die Rechtslage ſteht nunmehr feſt: Die Verbindlichkeiten der 
hemaligen Schutzgebiete „fallen nicht ins Leere“. Dabei ſoll jedoch 


nigung von dieſem Tage heißt es weiter: Das Darlehen iſt 
fällig am 1. Okt. 1923, jedoch ſteht es Ihnen (dem Bekl.) als⸗ 
dann frei, mir weitere 50 000 % zu zahlen, worauf die Bücher 
in Ihren Beſitz gelangen, d. h. Sie können von mir Rück⸗ 
zahlung des Darlehens gegen Rückgabe der Bücher fordern 
oder verzichten auf Rückzahlung des Darlehens, und die Bücher 
gehen gegen eine weitere Zahlung von 50 000 % an Sie über. 
Im Januar 1923 hat der Bekl. dem Kl. nochmals 100 000 A 
gezahlt. Kl. behauptet, daß der Vertrag nach 8 138 BGB. 
ſowie nach 8 1229 BGB. nichtig ſei. Der Bekl. habe aber 
auch nicht zu erkennen gegeben, daß er das im Vertrag ent⸗ 
haltene Angebot, wonach er die Bücher behalten konnte, an⸗ 
genommen habe. Kl. verlangt demgemäß mit der Kl., indem 
er ſich zur aufgewerteten Rückzahlung der empfangenen Be⸗ 
träge erbietet, 1. Auskunftserteilung über den Beſtand der 
übergebenen Bibliothek, 2. Herausgabe der ſich aus dem Be⸗ 
ſtandsverzeichnis ergebenden Bücher. Das LG. hat gemäß 
§ 254 ZPO. durch Teilurteil entſprechend dem Klagantrag 
zu 1 den Bekl. zur Auskunftserteilung über den Beſtand der 
Bibliothek verurteilt und die Eutſcheidung über den weiteren 
Antrag des Kl. auf Herausgabe dem Schlußurteil vorbehalten. 
In zweiter Inſtanz hat der Bekl. und Berufungskläger be⸗ 
antragt, unter Abänderung der Vorentſcheidung, ſoweit er ver⸗ 
urteilt ſei, die Klage abzuweiſen. Vom BG. iſt darauf das 
Teilurteil des LG. dahin abgeändert worden, daß die Klage 
abzuweiſen ſei und Kl. die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen 
habe. Die von der Reviſion aus 88 537, 525, 536, 308 3PO. 
erhobene Prozeßrüge erſcheint nicht begründet. Da der Bekl. 
das Beſtehen eines Herausgabeanſpruchs, der die Grundlage 
der beiden Klaganträge bildet, beſtreitet, war auch ſein in der 
Berufungsinſtanz geſtellter Antrag dahin zu verſtehen, daß die 
Klage im ganzen abgewieſen werden ſolle. Dem Kl. iſt alſo 
nicht mehr aberkannt, als vom Gegner beantragt war (88 536, 
308 ZPO.). Allerdings darf nach 88 537, 525 ZPO. das 
BG., auch wenn der Berufungsantrag weitergeht, nur über 
denjenigen Anſpruch entſcheiden, der in erſter Inſtanz zu⸗ 


nicht außer acht gelaſſen werden, daß der praktiſchen Verwirklichung 
der Anſprüche um ſo größere Schwierigkeiten im Wege ſtehen, als die 
Verwaltung der Schutzgebiete nicht einheitlich an die all. und aſſ. 
Hauptmächte übertragen, vielmehr durch willkürliche Zerſtückelung der 
einſt zuſammengehörigen Gebiete an verſchiedene Staaten aufgeteilt 
worden iſt. Dies follte der Reichsfiskus in Erwägung ziehen und 
ſeinen Rechtsſtandpunkt gegenüber den ohnedies ſchwergeprüften Ko⸗ 
lonialdeutſchen nicht zu ſchroff betonen. Ein außerordentliches Ent⸗ 
gegenkommen der Reichsbehörden erſcheint in dieſem Falle als ein 
dringendes Gebot der Billigkeit, und es wäre nicht zu verſtehen, daß 
das Reich ſich nach Verkündung der günſtigen Entſcheidungen des RG. 
mit feinem früheren Verhalten, den Kolonialdeutſchen — allerdings 
nach freiem Ermeſſen — Entſchädigung zu gewähren, in Widerſpruch 


Im. 

Die Betonung des vorſtehend entwickelten Rechtsſtandpunktes, 
nach dem die Mandatare als Geſchäftsführer des Völkerbundes 
tätig ſind und nur die von dieſem übertragenen Hoheitsrechte aus⸗ 
üben, gewährt dem moraliſchen Anſpruch des Deutſchen Reiches auf 
Wiedererlangung der Kolonien eine kraftvolle Unterſtüzung. Nach 
dem nunmehr vollzogenen Eintritt Deutſchlands in den Völkerbund 
iſt rechtlich die Grundlage zur Verwirklichung unſeres außenpolitiſchen 
Zieles gegeben, daß der Völkerbund von ſeiner Befugnis, die bereits 
übertragenen Mandate jederzeit zu widerrufen, Gebrauch macht und 
Deutſchland mit der Verwaltung der Schutzgebiete betraut. Möge die 
Hoffnung bald in Erfüllung gehen! 

R RA. Dr. Fritz Oppenheimer, Berlin. 


Zu 14. Die Entſch. iſt zu begrüßen. Der Antrag des Bekl. 
geht auf „Abänderung der Vorentſch., ſoweit er verurteilt iſt“ und 
auf Abweiſung der Klage. Er verlangt alſo Abweiſung der Klage im 
ganzen. Die Einſchränkung „ſoweit er verurteilt iſt“ bezieht ſich 
zwar offenbar darauf, daß die Vorinſtanz nur ein Teilurteil er⸗ 
laſſen hat. Das abweiſende Urteil aber ſoll ſich nach dem hierin ein⸗ 
deutigen Antrag auf die ganze Klage erſtrecken. 

Somit iſt der auf § 308 BRD. geſtützte Reviſionsgrund ohne 
weiteres hinfällig; denn die „Abweiſung der Klage“, die im Be⸗ 
rufungsurteil ausgeſprochen iſt, war vom Bekl. beantragt. Es iſt 
ihm nichts zugeſprochen worden, was er nicht beantragt hat. 

Die Frage iſt nur, ob der Einſchränkung des Berufungsantrages 
in bezug auf die Abänderung der Vorentſch., die man etwa in den 
Worten „ſoweit er verurteilt iſt“ leſen könnte, i. ©. des $536 PD. 
irgendeine Bedeutung beizumeſſen iſt. Zweifellos iſt die Faſſung des 
Antrages nicht ſehr glücklich. Es wäre richtiger und klarer geweſen, 
einfach Aufhebung der Vorentſch. und Klagabweiſung zu beantragen; 
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Rechtſprechung 


Wi? 
W 


erkannt oder aberkannt ift. Hier Hatte das LG. ein Teilurteil 
erlaſſen und bloß den erſten Anſpruch auf Auskunftserteilung 
zuerkannt, den zweiten Anſpruch auf Herausgabe aber dem 
Schlußurteil vorbehalten. Es war zalſo nur über einen Teil 
des Anſpruchs entſchieden, und nur dieſer würde, wenn man 
der Regel des 8 537 ZPO. folgt, in die Berufungsinſtanz 
gediehen und Gegenſtand der Entſcheidung des BR. geworden 
ſein (RG. 70, 182; Stein Il zu 8537 3PO.). Von jener 
Regel iſt aber in Fällen der vorliegenden Art eine Ausnahme 
zu machen. Darüber, ob dem Kl. ein Anſpruch auf den Beſitz 
der Bücher überhaupt zuſteht, iſt in beiden Inſtanzen ver⸗ 
handelt und entſchieden worden; der BR. hat nicht etwa erſt⸗ 
malig über dieſe Frage erkannt. Wäre das LG. der Anſicht 
geweſen, daß es an einem grundlegenden Rechtsverhältnis für 
die Klaganſprüche fehle, ſo hätte es die Klage im ganzen ab⸗ 
weiſen müſſen. Gelangte aber wie hier der BR. bei der Prü⸗ 
fung des erſten Anſpruchs zu der entgegengeſetzten Auffaſſung, 
ſo war damit zugleich dem zweiten Klageantrag der Boden 
entzogen; der dieſerhalb gemachte Vorbehalt des landgericht⸗ 
lichen Urteils verlor ſeine Bedeutung und konnte ohne ſach⸗ 
lichen Nachteil für Kl. zugleich mit dem erſten Antrag durch 
Abweiſung der ganzen Klage vom BR. erledigt werden. Es 
würde zu einer unnötigen Verlängerung des Rechtsſtreits füh⸗ 
ren, wenn aus rein formalen Gründen nochmals über die 
grundlegende Frage in den Inſtanzen entſchieden werden 
müßte. 

(U. v. 8. Juli 1926; 65/26 IV. — Berlin.) Ka. 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


1. 188 73, 74, 370 StG B.; 88 267, 358 St PO. Zum 
Begriff der fortgeſetzten Handlung gehört die 
Verwirklichung eines vorgeſtellten Geſamt— 
erfolges.] 7) 

Nach der Rechtſprechung des RG. genügt zur Annahme 
einer fortgeſetzten Handlung nicht, daß der Täter den all— 
gemeinen Entſchluß faßt, für die Zukunft ſich in beſtimmter 


denn eine „Abänderung“ des erſtinſtanziellen Teilurteils durch das 
Berufungsgericht kommt auf keinen Fall in Frage. Mit Recht ſtellt 
aber das Reviſionsgericht auf dem Wege der Auslegung (die hier 
durchaus zuläſſig iſt; vgl. Stein, 1913, I, 363; II, 47) den Sinn 
des Antrages dahin feſt, daß die Bekl. auf vollkommene Beſeiti⸗ 
gung des erſtinſtanziellen Urteils und Abweiſung der Klage im 
ganzen abzielt. 

Die Rüge der Reviſion, das BG. hätte mit Rückſicht auf 
5537 BRD. und auf das in I. Inſtanz nur ergangene Teil urteil 
keinesfalls ohne weiteres die Klage abweiſen dürfen, wird vom 
RG. mit Recht zurückgewieſen. Der hier vorliegende Fall iſt nicht 
anders gelagert, wie wenn das LG. dem Grunde nach zugunſten 
des Kl. entſchieden hätte. Durch die Verurteilung zur Auskunfts⸗ 
erteilung über den Beſtand der Bibliothek iſt über den Grund des 
Klaganſpruchs entſchieden worden. Das Schlußurteil würde dieſes 
Teilurteil nur noch durch Anführung der herauszugebenden Bücher er⸗ 
gänzt haben, über die eben auf Grund des Teilurteils Auskunft er⸗ 
teilt werden ſollte. 

Kommt nun das Berufungsgericht zu dem Ergebnis, daß der 
Klageanſpruch dem Grunde nach zu verneinen iſt, daß er alio 
für unbegründet erachtet werden muß, ſo entfällt ohne weiteres die 
allen Fällen des 8 538 OC. gemeinſame Vorausſetzung: „daß 
noch eine weitere Verhandlung der Sache erforderlich iſt.“ (Stein, 
1913 Anm. II zu 8 538.) Gewiß hat jede Partei „ein Recht auf zwei⸗ 
malige Entſch. über jeden Anſpruch“, NG. 70, 182; allein in einem 
Ausnahmefall wie hier iſt auch wirklich — trotzdem nur ein Teil⸗ 
urteil der erſten Inſtanz vorliegt — doch über den ganzen Klag⸗ 
auſpruch nach der rechtlichen Seite hin zweimal entſchieden worden, 
und zwar deshalb, weil die beiden Klaganträge auf den gleichen 
einheitlichen Klaggrund ſich ſtützen, weil ſie ſozuſagen nur aus tech⸗ 
niſchen Gründen in zwei Teile auseinanderfallen und die Teilentſch. 
über den erſten Klagantrag ſomit das Schlußurteil nach ſeiner grund⸗ 
ſätzlichen Seite ſchon mitenthält. Sohin ſteht die Vorſchrift des 8 537 
BD. der ſofortigen Klagabweiſung durch das Berufungsgericht nicht 
entgegen. RA. Dr. G. o. Scanzoni, München. 


Zu 1. Der Entſch. iſt beizuſtimmen. k 
Zur Feſtſtellung fortgeſetzten Delikts iſt erforderlich, daß der 
Vorſatz einheitlich auf ein beſtimmtes aus Einzelakten zuſammen⸗ 


Guriſtſche Wochenschrift 
Weiſe zu verhalten, z. B. ſich von einem Bekannten oder 
Freund beſtechen zu laſſen, von dieſer Perſon Geſchenke gr 
andere Vorteile für eine oder mehrere Amtshandlungen, 4 
nicht pflichtwidrig ſind, anzunehmen. Nur in dieſer = 
gemeinheit kann hier der Inhalt des angenommenen Sr 
ſatzes verſtanden werden. Es ift aber erforderlich, daß de 
Täter fi) einen Geſamterfolg vorgeſtellt hat, den er E 
feine Tätigkeit ſtückweiſe verwirklichen will (RGSt. SL 9 
1308). Aus den Urteilsgründen iſt nicht erſichtlich, ob un 
welchen Geſamterfolg der Angekl. ſich vorgeſtellt und ve. 
wirklicht haben ſoll. Als ſolcher könnte nur ein beſtimmte 
Geſamtvorteil für ſeine Amtshandlungen in Betracht komme 
den er ſich nach und nach zuwenden ließ. Es iſt weder DI" 
geſtellt noch zu vermuten noch als ſelbſtverſtändlich anzuſehen, 
daß G. ſchon im Februar oder März 1923 bei Empfangnahm 
der Bücher und des Pelzes vorausgeſehen haben ſoll, © d 
werde ihm im September oder Oktober überhaupt noch kr? 
teile zumenden. Die Vermietung eines Zimmers und = 
Einladungen zum Abendeſſen in der Familie waren Br 
teile, mit denen der Angekl. auch in ihrer allgemeinen ar 
wohl nicht rechnen konnte, und die deshalb von feinem Bon 
ſatz wohl auch nicht erfaßt wurden. Kann ein einheitliche 
Vorſatz zur Annahme dieſer ungleichartigen Vorteile nicht fell 
geſtellt werden, ſo muß jedenfalls die Vermietung des A 
mers aus dem Tatbeſtand der paſſiven Beſtechung out" 
den, da dieſe Tatſache in dem ausführlich begründeten 2 
öffnungsbeſchluß des BayObL®. v. 27. April 1925 gar nich 
erwähnt iſt. War die Miete des Zimmers als ſelbſtändigen 
Beſtechungsfall anzuſehen, ſo konnte ſie nur auf Antrag 
Staatsanwaltſchaft und mit Zuſtimmung des Angell. 966 
Gegenſtand derſelben Aburteilung gemacht werden (8 ? 5 
SPD.) Aus den Sitzungsprotokollen über die Sat, 
handlung erſter und zweiter Inſtanz ergibt ſich, daß D 
Staatsanwaltſchaft Ausdehnung der Anklage auf einen wel 
teren Beſtechungsfall nicht beantragt hat. Die Annahme einer 
fortgeſetzten Handlung kann dem Angekl. nicht bloß bei bei 
Strafzumeſſung nachteilig geweſen fein. Er beſtreitet aus? 
drücklich, daß die wiederholten Einladungen zum Abendeſſe⸗ 
und die Vermietung des Zimmers als Gegenleiſtung für ſein 
Anttshandlungen gewährt worden find. Bei einer neue 
Hauptverhandlung beſteht die Möglichkeit, daß die Beurteilung 


geſetztes Tun gerichtet war, ohne daß Rechtsgründe (z. B. Angriff er 
mehrere rechtlich ſelbſtändige Schugobjekte) der Einheitsannahme en 
gegenſtanden. Es bedeutet im Grunde nichts anderes, wenn das 5 
die Vorſtellung eines Geſamterfolges verlangt, den der Täter durch 
feine Tätigkeit ſtückweiſe verwirklichen wollte (RES. 51, 305. 
ähnlich Binding, Handbuch I, 544). Doch iſt dieſe Charakleriſiern 
für manche Formen des fortgejesten Delikts wenig geeignet; wel o 
„Geſamterfolg“ hatte der Täter ſtch vorgeſtellt, wenn er dem K. ku! 
hintereinander drei Ohrfeigen verſetzte? (anders bei allmählichem Aus 
räumen eines Geldſchrankes, einer Garderobe uſw. ). e 
Daß der „allgemeine Entſchluß“, zu delinquieren, ſich beſteche 
zu laſſen, ſooft die Gelegenheit dazu ſich bieten ſollte, nicht genügt, 
gewiß. Fortſetzungszuſammenhang zwiſchen Einzelakten der Beſtechung 
beſteht nur, wenn ſie durch einheitlichen Vorſatz zuſammengeha 1 
waren. Dann trifft allerdings zu, daß der Täter einen beſtimmten 
„Geſamterfolg“, Geſamtvorteil für ſeine Amtshandlungen im 
hatte, den er ſich nach und nach zuwenden laſſen wollte. e 
Wenn auch durch rechtskräftige Verurteilung wegen fortgeſezn⸗ 
Delikts ſolche Akte der Reihe mit konſumiert ſind, die in der Hau, 
verhandlung nicht hervorgetreten waren, ſo bedarf doch die Verurte 
lung immer der Begründung durch Feſtſtellung der angenomme 1 
Einzelakte; 8267 Abl 1 Sta d. verlangt die Angabe der für gitt 
erachteten Tatſachen, in denen die geſetzlichen Merkmale der ſtrafbard, 
Handlung, hier der im Fortſetzungszuſammenhang begangenen feet 
baren Handlung gefunden wurden (nicht Freiſprechung bezug 
folder Einzelakte, die für nicht erwieſen erachtet wurden, RES e. 
303). Wird eine Verurteilung wegen fortgeſetzten Delikts aufgehob 
und die Sache zu neuer Verhandlung zurückgewieſen, fo haben a 8 
die Feſtſtellungen der Einzelante im früheren Urteil ihre Kraft un 
loren. Denn nur als Teile einer von einheitlichem Vorſatz umfaßte. 
Neihe hat das Urteil die einzelnen Handlungen bejaht. Wird di A 
Zuſammenhang geſtrichen, jo reſtieren wohl tatſächliche Annahmen 
aber nicht Feſtſtellungen von Deliktstatbeftänden. Mit vollem Recht 
hat das RGSt. 51, 307 eine Beſchränkung der Reviſton auf NA 
prüfung der Frage, ab die im Urteil angenommenen Einzelakte el 5 
einheitliche Handlung oder eine Handlungsmehrheit darſtellten, für 1 
zuläſſig und für wirkungslos erklärt, jo daß die fachliche Beſchwer 
als unbeſchränkt erhoben angeſehen werden müſſe. 
Die Ablehnung des Fortſetzungszuſammenhangs ſeitens des Oé 
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7. rage, ob ein Zuſammenhang zwiſchen den erwähnten 
RK eilen und den Amtshandlungen des Angekl. beſteht, eine 
Be wird. Hierbei kann in Betracht kommen, daß zwiſchen 
Zeit im Frühjahr und im Herbſt gewährten Vorteilen ein 
bol einem halben Jahre liegt, ferner, daß die 
pc eile im Frühjahr für zukünftige Amtshandlungen ge⸗ 
eben wurden, während die Vorteile im Herbſt höchſtens für 
für ts vorgenommene Amtshandlungen oder als Anerkennung 
Sail geſamtes rückſichtsvolles und entgegenkommendes 
en alten in der beendeten Unterſuchung gegeben ſein kön⸗ 
(ëmer 2, 129 [130]; 19, 19 [22)). 

(1. Sen. v. 23. Febr. 1926; 1D 62/26.) A.] 

einem 


Ale 8 184 StGB. Verträge zwiſchen 
Ke hhändler und feinen Kunden auf Lieferung 
RK be durch den Buchhändler von einem Verlag 
Ab eziehenden Zeitſchrift gegen Bezahlung von 
ſindunementbeträgen — Abonnementverträge — 
S Kaufverträge. In der auf Grund ſolcher 
ti rträge erfolgten Ablieferung einer unzüd- 
Ben Schrift an einen oder einige wenige von 
Bebreren Abonnenten kann ein als Beginn der 
des dreitung ſich därſtellendes „Verkaufen“ i. S. 
§ 184 StG B. gefunden werden.) 

Bei der Durchſuchung der Buchhandlung des Angekl. 
mehrere Stücke der Nummer 2 des Jahrgangs 1925 der 
eipzig erſcheinenden Zeitſchrift „Reigen“ beſchlagnahmt 
en. Text und Abbildungen dieſer Nummer werden von 
Vorderrichtern als unzüchtig erachtet. Der Angekl. hatte 
mit Annahme des BG. auf Grund von Abonnementverträgen 
Ku mehreren Beziehern, unter denen ſich auch Wiederver⸗ 
fer befanden, vom Verlag im ganzen acht Stück erhalten 
EN hiervon bis zur Durchführung der Beſchlagnahme zwei 
Mn DÉ an Bezieher abgeliefert. Er wurde wegen Verkaufs un⸗ 
malige Schriften gemäß $ 184 Nr. 1 StG B. zu 50 Reichs⸗ 
dere Geldſtrafe verurteilt; ferner wurde ausgeſprochen: „die 
ſchlagnahmten und noch im öffentlichen Verkehr befindlichen 
nn are der Nummer 2 Jahrgang 1925 des „Reigen', 
` We die zu ihrer Herſtellung beſtimmten Platten und 
en find unbrauchbar zu machen.“ Daß die erwähnte 
Sicher zu den unzüchtigen Schriften i. S. des 8184 
Reb. gehört, iſt einwandfrei nachgewieſen und wird von der 
e iſion nicht mehr bekämpft. Aber auch das Tatbeſtands⸗ 
S rkmal des „Verkaufens“ ift erfüllt. Die Annahme, daß 
= Da bei den Abonnementverträgen um Verträge der Be⸗ 
‘eher mit dem Angekl. auf Lieferung der Zeitſchrift gegen Be⸗ 
ges der Abonnementbeträge, nicht um eine bloße Ver⸗ 
telung von Verträgen zwiſchen den Beziehern und dem 
verlag handelte, ift rechtlich unbedenklich und taſächlich in 
zer Reviſionsinſtanz nicht angreifbar. Wie der Bezug von 
in ͤſchriften durch die Poſt rechtlich zu beurteilen iſt und ob 
anderen Fällen Buchhändler lediglich als Vermittler zwi⸗ 
0 dem Zeitſchriftenverlag und den Beziehern tätig werden, 
9 hier dahingeſtellt bleiben. Ein Abonnementvertrag der 
ähnten Art iſt ein ſogenannter Lieferungsvertrag, d. h. ein 
Vertrag, durch den ſich jemand verpflichtet, einem anderen eine 
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Be 
1. NonSperichtes ermöglicht, begründet aber nicht ſchon den Schluß, daß 
Ron ie vom angefochtenen Urteil angenommenen Einzelakte reale 
zë urrenz von entſprechenden Delikten ergäben. Vielmehr ſind, wie 
en Falle geſchehen, mit der Verurteilung wegen fortgeſetzter 
15 ue die ihr zugrunde liegenden Feſtſtellungen aufzuheben. Es 
aher keineswegs ausgeſchloſſen, daß das neue Urteil den Zu⸗ 
menhang zwiſchen den Vorteilen, die der Angekl. angenommen 
% und ſeinen Amtshandlungen verneint. 
110 Ba aber iſt denkbar, daß in ſolchem Falle das neue Urteil 
0 nnahme realer Konkurrenz gelangt. Darin läge nicht eine Ver⸗ 
echt des Verbots der reformatio in peius (bei Reviſion des An⸗ 
ge uſw.). Nach dem Wortlaut des 8358 Abſ. 2 SPD. ge: 
a ja zur Wahrung dieſer Grenze ſchon die Vermeidung härterer 
ni cht kung als im früheren Urteil erkannt war. Aber es wäre auch 
gebei richtig, in realer Konkurrenz die abſtrakt ſchwerere Schuld⸗ 
et vi gegenüber fortgeſetztem Delikt zu finden. Die letztere An⸗ 
geben. kann die geſetzliche Nötigung zu ſchwererer Beſtrafung er⸗ 
Aff ` von mehreren Entwendungen fällt jede einzeln unter $ 370 
1.5 Eug. während der Geſamtwert der entwendeten Sachen Ver⸗ 


Ion 
hab 


littei S 
E Bus wegen Diebſtahls bedingt uſw. Im übrigen läßt ſich nur an 
kon gaud des Einzelfalles entſcheiden, ob mit Fortſetzung oder Real⸗ 


kurrenz ein höheres Schuldmaß ſich verbindet. 


Sache zu beſchaffen, die er zu dieſem Zwecke erſt anſchafft, 
und gehört als ſolcher zu den Kaufverträgen i. S. des 8 433 
BGB. logl. OLG. 9, 32). Wie ſich aus der Faſſung des 
8184 Nr. 1 StG B. ergibt, iſt das Verkaufen allerdings nur 
ſtrafbar als eine Form oder als eine Vorbereitung der Ver⸗ 
breitung, mithin nur dann, wenn die Schrift einem größeren 
Perſonenkreis zugänglich gemacht wurde oder zugänglich ge⸗ 
macht werden ſollte (RGSt. 42, 209). Doch wird die Straf⸗ 
barkeit nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Verkauf an einen 
nach Zahl und Individualität genau beſtimmten Perſonenkreis 
erfolgt (RGSt. 9, 292 [293 unten]; 36, 330 [331 unten!). 
Auch läßt ſich nicht allgemein beſtimmen, wie groß der Per⸗ 
ſonenkreis ſein müſſe, damit er ſich zu einer Verbreitung 
eigne; den Gegenſatz bildet eine ſehr geringe Anzahl von Emp⸗ 
fängern, wobei jedoch unter den Empfängern nicht bloß die⸗ 
jenigen Perſonen zu verſtehen ſind, an die ſich der Täter 
zunächſt wendet, ſofern ſich nicht ſeine Abſicht auf Mitteilung 
gerade an dieſe Perſonen beſchränkt (RO. 9, 292 293/94). 
Gegen dieſe Grundſätze hat das BG. nicht verſtoßen. Ange⸗ 
ſichts der Feſtſtellung, daß der Angekl. acht Nummern vom 
Verlag bezogen und für die Abonnenten bereitgehalten hat, 
daß zu den Abonnenten auch Wiederverkäufer gehörten, daß 
zwei Stücke bereits abgeliefert waren und die Ablieferung 
der übrigen beabſichtigt war, kann in dem Verhalten des 
Angekl. ſehr wohl ein Verkauf gefunden werden, der ſich als 
Beginn der Verbreitung an eine nicht ganz ge: 
ringe Anzahl von Perſonen darſtellt. 

(1. Sen. v. 7. Mai 1926; 1 D 109/26.) A.] 


3. [88 201, 205 ff. StG B. Zum inneren Tat⸗ 
beſtand bei der Schlägermenjur.]}) 

Daß der Schläger eine tödliche Waffe iſt, iſt in dem an⸗ 
gefochtenen Urteil feſtgeſtellt. Über die Frage, ob trotz der 
Schutzmaßnahmen, die bei der ſtudentiſchen Schlägermenſur 
üblich ſind und im vorliegenden Falle nach den Feſtſtellungen 
des Urteils angewandt wurden, hat der erk. Sen. neuerdings 
die Entſcheidung der Ver StS. angerufen. Die Frage iſt durch 
Beſchluß v. 15. Mai 1926, im weſentlichen aus den früheren 
Gründen, wieder bejaht worden, für die vorliegende Sache 
bindend. Hiernach iſt der äußere Tatbeſtand des Zweikampfs 
i. ©. des 15. Abſchn. des II. Teiles des StGB. gegeben. Be⸗ 
züglich des inneren Tatbeſtandes wird im angefochtenen Urteil 
dargelegt, es ſei den Angekl. nicht zu widerlegen, ſie hätten 
nicht gewußt, daß der Schläger bei beſtimmungsgemäßem 
Gebrauch an ſich geeignet ſei, tödliche Verletzungen herbei⸗ 
zuführen, ſo daß die Angekl. für alle Fälle wegen Mangels 
des inneren Tatbeſtandes freigeſprochen werden müßten. Dieſe 
Ausführung trägt jedoch die Freiſprechung nicht, da nach der 
Faſſung der Urteilsgründe angenommen werden muß, die 
irrige Vorſtellung der Angekl. ſei dahin gegangen, daß für den 
Begriff des „beſtimmungsgemäßen Gebrauchs“ die An⸗ 
wendung von Schutzmaßnahmen von entſcheidender 
Bedeutung ſei, der Irrtum hierüber aber ein ſolcher ſtrafrecht⸗ 
licher Art und daher nicht zu beachten wäre. Nach der Entſch. 
der Ver StS. kommt es nur auf die Beſchaffenheit der Waffe 
ſelbſt, alſo hier darauf an, daß mit dem geſchliffenen 


Iſt Eröffnungsbeſchluß ergangen unter Annahme von Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhang, ſo iſt Verurteilung wegen realer Konkurrenz zuläſſig, 
8264 SPD. (Klagbeſſerung). Auch können über die Anführungen des 
Eröffnungsbeſchluſſes hinaus weitere, erſt in der Hauptverhandlung her⸗ 
vorgetretene Einzelakte fortgeſetzten Delikts feſtgeſtellt werden. Dagegen 
darf, wie auch das RG. ausführt, wegen eines ſolchen vom Eröffnungs⸗ 
beſchluß nicht erfaßten Akts nicht unter dem Geſichtspunkte realer Kon⸗ 
Kurrenz verurteilt werden, weil es inſofern an der Klage fehlen würde. 
Vorbehalten bleibt natürlich Aburteilung unter den Vorausſetzungen 
des 8266 SPD. 

Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 


Zu 2. Gecade weil Verf. erſt kürzlich (JW. 1926, 2203) an 
der Rechtſprechung zum Begriff der Verbreitung ſcharfe Kritik geubt 
hat, iſt es ihm Bedürfnis, ſeine Zuſtimmung zu vorliegendem Urteil 
auszuſprechen. Selbſt wenn man das Vorliegen von „Verkaufen“ 
und „Verbreiten“ in Zweifel ziehen möchte, bliebe zum mindeſten ein 
dieſen Begehungsformen in § 1841 gleichgeſtelltes „Vorrätighalten 
zum Zweck der Verbreitung“ übrig. 

Prof. Dr. Kitzinger, München. 


Zu 3. Vgl. hierzu Graf z. Dohna, Dag. 1926. S. 91. 
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Schläger als Hiebwaffe tödliche Verletzungen beigebracht wer⸗ 
den können, und es muß bei der Frage der Tödlichkeit voll⸗ 
kommen außer Betracht bleiben, daß die Kämpfenden gegen 
tödliche Verletzungen geſchützt werden. Auch wenn alſo bei 
der Menſur in der Form, wie ſie ſich üblicherweiſe abſpielt, 
eine Lebensgefährdung ſo gut wie ſicher ausgeſchloſſen wäre, 
ſo wäre dies doch rechtlich ohne Belang. Daraus folgt aber, 
daß auch bei Beurteilung des inneren Tatbeſtandes von dem 
Umſtand einer Anwendung von Schutzmaßnahmen vollſtändig 
abgeſehen werden muß und ein Irrtum über die Tödlichkeit 
der Waffe zur Verneinung des ſtrafbaren Tatbeſtandes nur 
dann führen könnte, wenn die Angekl. der Annahme geweſen 
wären, der geſchliffene Schläger jet auch dann nicht geeignet, 
tödliche Verletzungen herbeizuführen, wenn jene Schutzmaß⸗ 
nahmen nicht angewandt würden. 

(1. Sen. v. 2. Juli 1926; 1D 457/25.) D.] 


**. [85 211 ff., 73 StGB.; Tit. V der 3. VO. der 
Interall Rh Komm. v. 10. Jan. 1920; 88 264—266 
StPO. Die Vorausſetzung für die Annahme von 
Tateinheit zwiſchen dem Dauervergehen des un⸗ 
erlaubten Waffenbeſitzes und einem mit der un⸗ 
erlaubt geführten Waffe begangenen Tötungs⸗ 
verbrechen bildet das Vorhandenſein eines von 
vornherein einheitlichen Vorſatzes. — Beim 
Mangel eines ſolchen einheitlichen Vorſatzes iſt 
keine Verurteilung wegen unerlaubten Waffen⸗ 
beſitzes möglich, wenn Anklage nur wegen des 
Tötungsverbrechens erhoben ift.] T) 

Der Beſchwerdeführer, der ruſſiſcher Staatsangehöriger iſt 
und in Neu-Belgien nahe der deutſchen Grenze wohnt, be⸗ 
ſuchte Ende vorigen Jahres eine Wirtſchaft in einem deutſchen 
Grenzdorf, geriet auf dem Heimweg mit dem Dorfbewohner 
H. in einen Wortwechſel, gab zunächſt einen Schreckſchuß in 
die Luft und, als H. mit einem Begleiter gegen ihn vorging, 
zwei weitere Schüſſe ab; durch einen der letzteren Schüſſe 
wurde H. getötet. Auf Grund dieſes Sachverhalts wurde 
gegen den Beſchwerdeführer Anklage wegen Totſchlags er⸗ 
hoben. Der Eröffnungsbeſchluß bezeichnete den Beſchwerde⸗ 
führer als hinreichend verdächtig, am 30. Nov. 1924 zu B. 
den H. vorſätzlich, aber ohne Überlegung, getötet zu haben — 
Verbrechen gegen 8 212 StGB. In ber Hauptverhandlung 
vor dem Schwurgericht wurde der Beſchwerdeführer auf An⸗ 
trag des Staatsanwalts darauf hingewieſen, daß er auch 
wegen verbotenen Waffenbeſitzes beſtraft werden könne, und 
ihm Gelegenheit zur Verteidigung nach dieſer Richtung ge⸗ 


Zu 4. Das Urteil betrifft ein Problem, daß dem RG. ſchon 
mehrfach zur Entſcheidung vorgelegen hat, ob und unter welchen Vor⸗ 
ausſetzungen nämlich ein Dauerdelikt mit einem einfachen Handlungs⸗ 
delikt in Idealkonkurrenz treten könne. Im vorliegenden Falle war 
der nur wegen Totſchlags unter Anklage geſtellte und von dieſer Anklage 
wegen Notwehr freigeſprochene Angekl. wegen verbotenen Waffenbe⸗ 
pes (Berg. gegen Tit. V d. VO. 3 d. Interall. Rheinlandkomm. v. 
10. Jan. 1920) verurteilt worden, da er die Tötung mit einer Schuß⸗ 
waffe ausgeführt hatte, ohne einen Waffenſchein beſeſſen zu haben. Daß 
der Angekl. wegen verbotenen Waffenbeſitzes bereits in Belgien rechts⸗ 
kräftig verurteilt war, würde an ſich, wie auch das Urteil zutreffend 
ausführt, einer nochmaligen Verurteilung in Deutſchland nicht ent⸗ 
gegengeſtanden haben, da ſich der verbotene Waffenbeſitz auf deutſchem 
Boden fortgeſetzt hat und damit ein neuer Strafanſpruch des deut⸗ 
ſchen Staates entſtanden iſt. Mag der Waffenbeſitz in Belgien und 
Deutſchland auch für die natürliche Auffaſſung ein einheitliches Ver⸗ 
halten ſein, im ſtrafrechtlichen Sinne iſt er doch keine einheitliche Hand⸗ 
lung, iſt vielmehr zu werten als zwei ſelbſtändige Handlungen, da dar⸗ 
aus zwei durchaus verſchiedene ſtaatliche Strafanſprüche erwachſen ſind, 
verſchieden nach dem Subjekt der Strafberechtigung. 

Trotzdem konnte eine Verurteilung wegen dieſes verbotenen Waf⸗ 
ſenbeſitzes in Deutſchland nicht erfolgen, da der Eröffnungs⸗Beſchluß 
lediglich auf Totſchlag lautete, der Angekl. nach § 266 SPD. einer 
Ausdehnung der Aburteilung nicht zuſtimmte und der verbotene Waffen⸗ 
beſitz mit dem Totſchlag nicht als in Handlungseinheit begangen ange⸗ 
ſehen werden durfte. Wäre das letztere möglich geweſen, dann hätte aller⸗ 
dings eine Aburteilung nach 88 264, 265 StPO. erfolgen können, 
d. h. auch ohne Zuſtimmung des Angekl., nach erfolgtem Hinweis auf 
den veränderten rechtlichen Geſichtspunkt. 

Dieſe Frage der Handlungseinheit zwiſchen verbotenem Waffen⸗ 
beſitz und Totſchlag iſt das Kernproblem der vorliegenden Entſchei⸗ 
dung. Eine ſolche Handlungseinheit ſieht nun das NG. deshalb nicht 
als gegeben, weil der Vorſatz des Angekl., mit der in ſeinem Beſitz 
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geben. Das Schwurgericht erließ folgendes Urteil: „Der 
Angekl. wird wegen verbotenen Waffenbeſitzes zu einer 
fängnisſtrafe von vier Wochen verurteilt. Die erkannte Dr 
fängnisſtrafe wird durch die Unterſuchungshaft für verbüß 
erklärt. Die Koſten des Verfahrens hat der Angekl. zu 2 
gen.“ In den Gründen iſt unter anderem auch feſtgeſtellt, da 
der Angekl. keinen Waffenſchein beſeſſen habe. Der e 
verhalt wird zunächſt dahin gewürdigt, daß der Schuß au 
H. durch Notwehr geboten geweſen ſei, der Angekl. d 
ſoweit er eines Verbrechens gegen § 212 StGB. beſchuldig 
ſei, nicht beſtraft werden könne. Sodann fährt das Urten 
fort: „dagegen hat der Angekl. durch den feſtgeſtellten Sach 
verhalt, der vom Eröffnungsbeſchluß erfaßt wird, alfo durch 
ein und dieſelbe Handlung, ſich des Vergehens gegen Tit.“ 
VO. 3 der InterallRhKomm. v. 10. Jan. 1920 ſchuldig dÉ 
macht, indem er verbotswidrig die zum tötlichen Schuß be⸗ 
nützte Waffe, eine Browningpiſtole, bei ſich geführt hat. Der 
Umſtand, daß der Angekl. nach ſeiner glaubhaften Angabe in 
Belgien wegen verbotenen Waffenbeſitzes hinſichtlich dieſer 
Schußwaffe rechtskräftig verurteilt iſt, ſteht ſeiner heutigen 
Strafe nicht entgegen, weil jene Verurteilung nur den au 
belgiſchem Gebiet verbotswidrig ausgeübten Waffenbeſitz, alſo 
eine andere Tat, betrifft.“ Die Reviſion macht geltend: D 
Verteidiger habe der im Verfahren nach § 265 SPY. zum 
Ausdruck gekommenen Auffaſſung des Vorderrichters, da 
die Tötungshandlung und der Waffenbeſitz eine einheitliche 
Handlung bildeten, ſofort widerſprochen; dieſe Auffaſſung ſei 
rechtsirrig. Seien aber Tötung und Waffenbeſitz als 3 
ſelbſtändige Handlungen zu erachten, dann müßten die au 
die Anklage wegen Totſchlags erwachſenen Koſten der Staats“ 
kaſſe überbürdet werden. Andererſeits ſei es unzuläſſig, den 
Waffenbeſitz in Belgien und in Deutſchland in zwei Hand’ 
lungen zu zerlegen; er ſei vielmehr als Dauerſtraftat zu 
beurteilen; dieſe Tei aber durch die Verurteilung in Belgien 
abgegolten. Angeſichts des Hinweiſes auf den in der Haupt ⸗ 
verhandlung erhobenen Widerſpruch gegen die Annahme der 
Tateinheit darf in der Reviſion eine Rüge der Verletzung der 
88 264, 265 StPO. gefunden werden. Dieſe Rüge iſt be 
gründet. Nach 8264 SPD. iſt Gegenſtand der Urteilsfin⸗ 
dung die in der Anklage bezeichnete Tat, wie fie ſich u. 
dem Ergebnis der Hauptverhandlung darſtellt. Unter „An- 
klage“ it der Eröffnungsbeſchluß, unter „Tat“ der geſchicht⸗ 
liche Vorgang zu verſtehen, der im Eröffnungsbeſchluß DR 
ſchrieben iſt. Die Vorſchrift des § 264 ſtellt alfo das Er 
fordernis der Gleichheit (Identität) des den Gegenſtand det 
Urteilsfindung und des Eröffnungsbeſchluſſes bildenden ge 


befindlichen Waffe einen Menſchen zu töten, nicht ſchon bei Beginn det 
Zuwiderhandlung gegen das Waffenverbot, d. h. beim Überſchreiten 75 
deutſchen Grenze, feſtgeſtellt ſei. Die Richtigkeit dieſer negativen DI 
ſtellung des Schwurgerichts ergibt ſich ſchon daraus, daß der Angel 
wegen Notwehr freigeſprochen worden iſt, woraus hervorgeht, daß e 
Tötungsvorſatz erſt zur Ausführung der Notwehrhandlung geſaßß 
wurde, es ſei denn, daß der die Notwehrhandlung auslöſende Angrif 
in Tötungsabſicht provoziert war; zu dieſer letzteren Annahme geben 
jedoch die tatjächlichen Feſtſtellungen keinen Anhalt. Wichtig iſt nun 
vor allem der Standpunkt des RG., wonach Handlungseinheit zwiſchen 
Dauer⸗ und einfachem Handlungsdelikt nur dann anzunehmen iſt, wenn 
ſchon zu Beginn des Dauerdelikts, d. h. bei feiner juriſtiſchen Vollendung 
(berſchreiten der deutſchen Grenze ), ein das nachfolgende Handlungs“ 
dellkt mitumfaſſender einheitlicher Vorſatz (Ausführungswille) besteht. 
Handlungseinheit iſt daher zu verneinen, wenn bei Beginn der Dauer“ 
ſtraftat der Vorſatz in bezug auf die nachfolgende Handlung in con, 
ereto noch nicht gefaßt iſt, mag auch zur Zeit dieſer Handlung das 
Dauerdelikt noch fortdauern. 

Es könnte nun den Anſchein haben, als ob dieſe Auffaſſung des 
RG. mit früheren Entſcheidungen nicht im Einklang ſtehe, da bis 
RO. in dieſen teils auf das einheitliche Verhalten (obj. Seite), tell 
auf den einheitlichen Vorſatz (ſubj. Seite) entſcheidendes Gewicht legt. 
der Grund dafür ift aber darin zu ſuchen, daß beim Zuſammentreffen 
von Dauer⸗ und einfachem Handlungsdelikt zwei Möglichkeiten Dë 
ſtehen: entweder fallen die beiden Verhaltungsweiſen tatbeſtandlich⸗ 
b. h. nach ihrer obj. Seite, nicht zuſammen, es beſteht nur eine äußere 
Gleichzeitigkeit — dann genügt auch einheitlicher Vorſatz nicht zur 
gründung der Handlungseinheit; oder die Verhaltungsweiſen fallen 
tatbeſtandlich zuſammen — dann muß außerdem noch ein beide 1 
3 umfaſſender einheitlicher Vorſatz beſonders feſtgeſtell 
werden. 

Nun iſt allerdings zuzugeben, daß dieſe Scheidung nicht überall 
klar herausgearbeitet iſt. Neuerdings hat beſ. Honig in ſeinen 
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Kitten Vorgangs auf. Von dieſer Regel enthält nur die 
dorlſchrift des 8266 StPO. eine Ausnahme, die aber im 
muna denden Fall nicht in Betracht kommt, da eine Zuſtim⸗ 
Dag, des Angekl. zur Aburteilung einer anderen als der im 
halo düngsbeſchluß bezeichneten Tat nicht vorliegt. Inner⸗ 
* der Grenzen, die durch das Erfordernis der Gleichheit 
Gerigeſchichtlichen Vorgangs gezogen ſind, iſt das erkennende 
wl zu Abweichungen in tatſächlicher und rechtlicher Hin⸗ 
nun befugt. Der oben erwähnte Eröffnungsbeſchluß bezeichnet 
. geſchichtlichen Vorgang lediglich die Tötung des H. 
mit den Angekl.; er erwähnt nicht einmal, daß die Tötung 
er Waffe ausgeführt worden iſt. Wird die Anklage⸗ 
406 7 zur Erläuterung herangezogen — was nach NGSt. 3, 
a 409); 44, 28 (30) zuläſſig erſcheint —, dann wird er: 

iſt. Nr, daß zur Tötung eine Schußwaffe benützt worden 
DÉI on einem unbefugten Beſitz dieſer Waffe aber ijt auch 
e Anklageſchrift nicht die Rede. Angeſichts dieſer Sach⸗ 
nur KEES eine Wburteiiing des verbotenen Waffenbeſitzes 
nicht ann zuläſſig geweſen, wenn in der Hauptverhandlung 
gelen r der verbotene Waffenbeſitz, ſondern weiterhin feſt⸗ 
eg, worden wäre, daß der Angekl. ſchon beim Beginn ber 
Fherdderhandlung gegen das Waffenverbot der Interalliierten 
Grentlandkommiſſion — alſo beim Überſchreiten der deutſchen 
befinde — den Vorſatz gehabt hätte, mit der in ſeinem Beſitz 
der dlichen Waffe einen Menſchen zu töten, wenn demnach 
den Waffenbeſitz und die Tötungs handlung im Hinblick auf 
natho n vornherein beſtehenden einheitlichen Willen als 
var liche Handlungseinheit hätten erachtet werden können 
wm Nc St 40, 272, insbeſ auf S. 2% unten die 
Fall e: „beim feſtgeſtellten einheitlichen Vorſatz“); in ſolchem 
Dn würde fich die Feſtſtellung und Verwertung des im Er⸗ 
als angsbeſchluß nicht erwähnten verbotenen Waffenbeſitzes 
Tat eine zuläſſige Ergänzung der in der Anklage bezeichneten 
nicht arſtellen. Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt kann aber 
5 angenommen werden, daß der Angekl. den Tötungsvor⸗ 

ſchon zur Zeit der Grenzüberſchreitung oder in einem noch 

gie en Zeitpunkt gefaßt hatte; die Dauerſtraftat des ver⸗ 
Tötuen Waffenbeſitzes iſt ohne jeden Zuſammenhang mit der 
wenungshandlung begonnen worden und begrifflich vollendet, 
Fra auch noch nicht tatſächlich beendet geweſen, ehe der 

lich ngsvorſatz gefaßt wurde; es fehlt alſo an dem einheit⸗ 
ati leitenden Willen, der die Zuſammenfaſſung zu einer 

terſchlichen Einheit berechtigt erſcheinen ließe. Hierdurch un⸗ 
one, Deibet ſich diefer Fall von den in der Rechtſprechung des 
Ai: behandelten Fällen, in denen ausgeſprochen wurde, daß 
gesch nnahme der Handlungseinheit auch dann nicht aus⸗ 
pucchloſſen iſt, wenn die eine Straftat zu einem früheren Zeit⸗ 
Kä durch Verwirklichung aller Tatbeſtandsmerkmale begriff- 
vollendet war als die andere (vgl. außer der oben an⸗ 


früher 


Ei zur juriſtiſchen und natürlichen Handlungseinheit“ (1925; 
dicht I., 49 ff.) darauf hingewieſen. Aber trotzdem läßt die reichsge⸗ 
kennen Judikatur das Beſtreben einer ſolchen Differenzierung er⸗ 


ben hatte ſich das NG. in Naht. 4, 137 (3. StS.) mit der 
tatſä chenden prinzipiellen Frage zu befaſſen und hat dort trotz der 
eine lichen Feſtſtellung, daß ſchon zu Beginn des Hausfriedensbruches 
handen regung von Streit und Tätlichkeiten gerichtete Abſicht vor⸗ 
Kr geweſen ſei, eine Tateinheit zwiſchen Hausfriedensbruch und 
fett perverletzung abgelehnt mit dem Hinweis, daß eine ſolche allgemein 
geſtellte Abſicht Tateinheit nicht begründen könne, ſofern nicht 
elt dem nachfolgenden Delikt gehörige Vorſatz bereits beſtehe. In 
81 arer Abweichung von dieſer Stellung erklärte dann aber der 
Ch ©. des NG, in RES. 7, 60, daß, wenn der Angehl. bei Begehung 
Mit Hausfriedensbruches auch ſchon die darauffolgende Nötigung 
1 N feinen Willen aufgenommen hatte und den Hausfriedensbruch 
m Iwecke der Nötigung verübte, dadurch allein beide Handlungen 
CR nicht den Charakter einer durch eine und dieſelbe Handlung ver⸗ 
* Rechtsverletzung erlangen könnten, da es nicht von der ſubjek⸗ 
voll Willkür des Handelnden abhängen könne, mehrere ſukzeſſiv ſich 
Zeie Rechtsverletzungen in eine zuſammenzufaſſen. Vielmehr 
Gë zur Regelung der nachfolgenden Nötigung eines neuen Ent» 
aus es bedurft. Dabei iſt das RG. ganz offenbar von der Erwägung 
sëngen, daß eine, wenn auch auf den Willen des Täters zurück⸗ 
ie 2 Gleichzeitigkeit der Verhaltungsweiſen noch nicht genüge, 
di atbeſtandliche Einheit herzuſtellen. Scheinbar wiederum anders iſt 
falle tellungnahme des 4. StS. in RGSt. 54, 289, wo es ſich eben⸗ 
handelt das Zuſammentreffen von Hausfriedensbruch und Nötigung 
San In dieſer Entſcheidung wird als Charakteriſtikum für die 
ungseinheit der Satz aufgeſtellt, es ſei erforderlich, daß die 
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geführten Entſcheidung in RGSt. 49, 272 auch die Entſchei⸗ 
dungen in RGSt. 25, 147 [149]; 30, 396 [397]; 44, 28 
31 ff.]; 54, 246 [247 Nr. 2]). Der Sachverhalt, von dem 
die Anklage ausgeht, würde daher, wenn er erwieſen worden 
wäre, nach der ergänzenden Feſtſtellung des verbotenen Waf⸗ 
fenbeſitzes nicht eine Verurteilung wegen Totſchlags in Tat⸗ 
einheit mit verbotenem Waffenbeſitz ermöglicht haben; die 
beiden Straftaten wären vielmehr als ſelbſtändige Handlungen 
zu beurteilen geweſen. Da aber wegen eines ſelbſtändigen 
Vergehens des verbotenen Waffenbeſitzes Anklage nicht er⸗ 
hoben war, konnte dieſes ohne Zuſtimmung des Angekl. nicht 
zum Gegenſtand der Aburteilung gemacht werden. Dem⸗ 
gemäß iſt das angefochtene Urteil, durch das der Angekl. wegen 
dieſes Vergehens zu Strafe und Koſten verurteilt worden iſt, 
aufzuheben und das Verfahren hierwegen einzuſtellen. An⸗ 
dererſeits hätte der Beſchwerdeführer von der Anklage wegen 
des ſelbſtändigen Verbrechens des Totſchlags unter über⸗ 
bürdung der Koſten auf die preußiſche Landeskaſſe im ver⸗ 
fügenden Teil des Urteils freigeſprochen werden ſollen. Ge⸗ 
mäß 8 354 StPO. hat das Reviſionsgericht hierauf zu er⸗ 
kennen. Die Frage, ob der verbotene Waffenbeſitz in Belgien 
und in Deutſchland eine einheitliche Handlung bildet und 
welche Wirkung der in Belgien ausgeſprochenen Verurteilung 
wegen verbotenen Waffenbeſitzes zukommt, braucht hiernach 
nicht geprüft zu werden. Vorſorglich wird bemerkt, daß wegen 
des Vergehens des unerlaubten Waffenbeſitzes im Hinblick 
auf 8 2 Abſ. 1 Nr. 3 in Verbindung mit Abſ. 2 und Abſ. 3 
der VO. über die Gewährung von Straffreiheit in Preußen 
4 21. Aug. 1925 ein Verfahren nicht mehr eingeleitet werden 
ann. 
(1. Sen. v. 6. Okt. 1925; 1D 241/25.) A.] 

5. [8 107 a St B. Verſammlungsſprengung. 
Begriff der „KLundgebung “.) 

Das Verfahren gegen die Angekl. iſt nicht niedergeſchlagen. 
Nach 8 1 Abſ. 1 Nr. 3 und Nr. 4 des Geſetzes über Straffrei⸗ 
heit v. 29. Okt. 1925 (GS. f. Thüringen S. 305) werden die 
bei Gerichten oder Staatsanwaltſchaften anhängigen Straf⸗ 
verfahren niedergeſchlagen, ſoweit ſie Zuwiderhandlungen nach 
88 105—107 a StGB. oder ſolche Straftaten betreffen, die 
mit einer dieſer Zuwiderhandlungen im Zuſammenhang ſtehen. 
Nach den Urteilsfeſtſtellungen ſind indes die Vorausſetzungen 
des § 107 a StGB. nicht gegeben. Danach hatten der Umzug 
und die als „Kundgebung“ anzuſehende Bannerweihe des 
Jungdeutſchen Ordens ſchon am Nachmittage des 3. Juni 
1923 ſtattgefunden. Sie waren bis zu ihrer Beendigung ohne 
jede Störung verlaufen, alſo weder mit Gewalt oder durch 
Bedrohung mit einem Verbrechen verhindert oder geſprengt 
worden. Auch war keine Gewalttätigkeit der im § 107 a Abſ. 2 


Willensbetätigungen, durch die der Tatbeſtand der verſchiedenen Ver⸗ 
gehen hergeſtellt werde, wenigſtens zu einem Teil dergeſtalt zuſammen⸗ 
fallen, daß mindeſtens ein Teil der einheitlichen Handlung zur Her⸗ 
ſtellung des Tatbeſtandes der mehreren Straftaten mitgewirkt hat 
(ogl. dazu RG. 32, 139). Da das in dieſem Falle nicht vorlag, jo 
war nach Anſicht des RG. trotz des vom LG. angenommenen ein» 
heitlichen verbrecheriſchen Willens Realkonkurrenz gegeben. Dem RG. 
kam es in dieſer Entſcheidung alſo vor allem auf den tatbeſtands⸗ 
mäßigen Zuſammenhang an. , 

Die vorliegende Entſcheidung Debt mit dieſen Erkenntniſſen nicht 
in Widerſpruch: das RG. verlangt, ſoll Idealkonkurrenz gegeben ſein, 
daß der Tötungsvorſatz (nicht nur eine unbeſtimmte Töktungsabſicht) 
ſchon zur Zeit der Grenzüberſchreitung oder in einem noch früheren 
Zeitpunkt gefaßt worden It (und im letzteren Fall nach der Grenz⸗ 
überſchreitung noch weiterbeſteht), und wenn das RG. auf das in 
get 54, 289 aufgeſtellte Erfordernis des tatbeſtandsmäßigen Zu⸗ 
ſammenhangs nicht noch beſonders hinweiſt, ſo iſt das darin begründet, 
daß die Tötung mit der in Frage kommenden Waffe ausgeführt wor⸗ 
worden ift, der verbotene Waffenbeſitz alſo tatbeſtandsmäßig zur Tötung 
gehört hat. Zweifel in dieſer Richtung konnten nach den tatſächlichen 
Feſtſtellungen nicht auftauchen, und implizite legt das RG. doch auch 
durch Bezugnahme auf die im Urteil angezogenen Entſcheidungen 
(me, 25, 149; 30, 397; 44, 31ff.; 49, 272 und 54, 247) beſon⸗ 
deren Wert auf dieſe Einheit des natürlichen Tuns und Laſſens der 
körperlichen Tätigkeit und des ſie leitenden Willens. 

Prof. Dr. G. Bohne, Köln. 


Zu 5. Der Begriff der Kundgebung, der auch im 8 14 Abſ. 1 
RepSchcz. neben denen der Verſammlung und des Aufzuges erſcheint, 
iſt, wie die Entſcheidung richtig erkennt, zum Unterſchied von dieſen 
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StGB. bezeichneten Art begangen worden. Nach Beendigung 
des Umzugs und der Bannerweihe fuhren faſt alle aus⸗ 
wärtigen Teilnehmer wieder ab. Mit dem letzten Zuge kehrte 
der Arbeitergeſangverein „Morgenroth“ nach H. zurück. Erſt 
dann ſetzten die den Gegenſtand des Strafverfahrens bilden⸗ 
den Ausſchreitungen ein. Allerdings war es bereits nach An⸗ 
kunft des Zuges auf dem Bahnhofe zwiſchen den abfahrenden 
Mitgliedern des Jungdeutſchen Ordens und den ankommenden 
Arbeiterſängern zu verſchiedenen „Zuſammenſtößen“ gekom⸗ 
men. Da lag aber weder eine Verſammlung, noch ein Aufzug, 
noch eine Kundgebung des Jungdeutſchen Ordens mehr vor. 
Die Reviſion verkennt den Rechtsbegriff der „Kundgebung“ 
i. S. des § 107 StGB., wenn ſie eine ſolche als noch fort⸗ 
dauernd anſieht, „ſolange noch, wenn auch loſere Vereini⸗ 
gungen der Jungdo⸗Leute ſtattgeſunden haben“. In dieſem 
weiten Sinne kann der Begriff der „Kundgebung“ nicht ver⸗ 
ſtanden werden. Vielmehr muß es ſich, wie ſchon die Zu⸗ 
ſammenſtellung mit „Verſammlungen“ und „Aufzügen“ er⸗ 
gibt, immer um mehr oder weniger öffentliche oder in einer 
Verſammlung erfolgende Willens- und Meinungs⸗ 
äußerungen handeln, die von der Abſicht getragen ſind, 
dieſe Außerungen nach außen als Kundgebung in die Erſchei⸗ 
nung treten zu laſſen. Darunter fallen z. B. Fahnenweihen, 
Denkmalsenthüllungen und ähnliche Veranſtaltungen. Durch 
das bloße räumliche Zuſammenſein einer Anzahl von Per⸗ 
ſonen, die gleichen Perſonenvereinigungen angehören, wird der 
Begriff der „Kundgebung“ noch nicht erfüllt. War aber kein 
Vergehen gegen § 107 StGB. begangen worden, fo konnten 
die im „Eskimo“ verübten ſtrafbaren Handlungen auch nicht 
im Zuſammenhang mit einem ſolchen Vergehen ſtehen. Mit 
Recht hat die StR. auch darin, daß in der Gaſtſtube des 
„Eskimo“ unter den übrigen Gäſten mehrere Zungdo-Mit- 
glieder ſaßen, die hier „ganz privatim“ zuſammengekommen 
waren, weder eine neue Verſammlung noch eine Kundgebung 
noch eine Fortſetzung der Feier erblickt, die am Nachmittage 
ſtattgefunden hatte. Schon aus dieſem Grunde war für die 
Anwendung des § 107 a StGB. auf die feſtgeſtellten Hand⸗ 
lungen der Angekl. kein Raum. Hiernach liegen die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 1 Abſ. 1 Nr. 3 und 4 des erwähnten Geſetzes 
über Straffreiheit für eine Niederſchlagung des Verfahrens 
nicht vor. Im übrigen läßt die Anwendung des Strafgeſetzes 
auf den feſtgeſtellten Sachverhalt nur inſoweit einen Rechts⸗ 
irrtum erkennen, als es ſich um den Koſtenpunkt handelt. 
Nach den Darlegungen im angefochtenen Urteil hat die Staats⸗ 
anwaltſchaft ihre Berufung nur noch inſoweit aufrechterhalten, 
als ſie hinſichtlich der „übrigen Angekl.“, unter denen ſich auch 
die jetzigen Beſchwerdeführer befinden, Straferhöhung be⸗ 
antragt hat. Dieſen beabſichtigten Erfolg hat das Rechtsmittel 
nicht erreicht. Die Strafen der Beſchwerdeführer ſind im 
Gegenteil von dem BG. ermäßigt worden. Inſofern iſt die 
Berufung der Staatsanwaltſchaft erfolglos i. S. des § 473 
Abſ. 1 StPO. eingelegt, fo daß die Koſten dieſer Berufung 
die Thüringiſche Landeskaſſe treffen. Daß die Berufung der 
Staatsanwaltſchaft aus dem Geſichtspunkte des § 301 StPO. 
auch zugunſten der Beſchwerdeführer gewirkt hat, kann nicht 
dazu führen, dieſen auch nur einen Teil der Koſten der Be⸗ 
rufung des Staatsanwalts aufzubürden (vgl. RCSt. 60, 16, 
17). Im Widerſpruch hiermit hat die StR. den Augekl., ſo⸗ 
weit ſie zur Strafe verurteilt worden ſind, die Koſten des 
Verfahrens uneingeſchränkt, alſo mit Einſchluß der Koſten der 
Berufung des Staatsanwalts auferlegt. Dieſer das ſachliche 
Recht betreffende Verſtoß konnte indes von dem Reviſions⸗ 
gerichte durch entſprechende Berichtigung der Formel des an⸗ 
gefochtenen Urteils im Koſtenpunkte beſeitigt werden. Die 
Berichtigung wirkt aus dem Geſichtspunkte des § 357 StPO. 


Begriffen durch die abſichtliche Wendung nach außen gekennzeichnet. 
Der Zweck einer Verſammlung liegt in Beziehungen der Verſam⸗ 
melten zueinander (Reden und Hören, Ausſprache, Beſchlußfaſſung). 
Dem Aufzug iſt es zwar weſentlich, daß er vor andern in die Er⸗ 
ſcheinung tritt, aber dies braucht nicht in ſeinen Zwecken zu liegen 
(Leichenbegängnis). Die Kundgebung hat dagegen den Zweck, auf 
Außenſtehende zu wirken, und dauert ſo lange, als in dieſem Sinne 
„demonſtriert“ werden ſoll. Gewiß kann nun nicht nur eine räumlich 
geſchloſſene Perſonenmehrheit demonſtrieren, auch das planvolle Sich⸗ 
zeigen zahlreicher einzelner Organiſationsmitglieder in den Straßen 
einer Stadt kann eine Demonſtration, eine Kundgebung ſein — je⸗ 
doch weder i. S. von § 14 eng. da bei ihr Reine „Erörte⸗ 
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auch zugunſten des Angekl. Sch., deſſen Reviſion von dem eo 
als unzuläſſig verworfen worden iſt. Die im angefochte 
Urteile ausgeſprochene Verpflichtung Sch.s zur Erſtattung 
Koſten der Nebenklage wird hierdurch nicht berührt. 

(1. Sen. v. 22. Juni 1926; 1D 254/26.) A. 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit IL, München. 


1. 8 2 VO. zum Schutze des Funkverkehrs v. , M 
1924. Die Rundfunkgenehmigung wird nicht für die ei 
lage, ſondern für eine beſtimmte Perſon erteilt. E 
Wechſel in der Perſon des Betreibenden iſt eine neue "um 
nehmigung erforderlich. — Die VD. v. 8. März 1924 TI 
rechtsgültig. — Die Überzeugung, daß nur die Anlage 
als ſolche genehmigungspflichtig Tei, iſt ein unbeach 
licher Strafrechtsirrtum. 3) së 

Der Angekl. bezog am 1. April 1925 die Wohnung des A 
worin ſich eine von der Poſtbehörde für J. genehmigte Rundfun 
anlage befand. Der Angekl. übernahm die Anlage, verſah ſie ww 
einem neuen Apparat und weiteren Hörern und betrieb ſie sehe 
Jan. 1926 weiter, ohne für fich eine Genehmigung der Poſtbehönd“ 
erbeten und erhalten zu haben. ei 

Die Stͤ. geht bei der Freiſprechung des Angekl. in Ausleh ge 
des § 2 F., wonach beſtraft wird, wer vorſätzlich entgegen den raf 
ſtimmungen dieſer VO. eine Funkanlage (8 1) errichtet oder beten 
von der Annahme aus, daß § 1 JV. die Genehmigung für die 
lage, nicht für die Perſon des Betreibenden erteilt werde und bo, 
folge ein Wechſel in der Perſon des Betreibenden keine neuerliche dal 
nehmigung erforderlich mache. Sie folgert dies zwar nicht aus 16 
Vorſchriften der J V., wohl aber aus einem Vergleiche mit Ge- 
Gewd., der nur eine Genehmigung der Anlage, keine perſönliche 
nehmigung vorſehe. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig. en, 

Schon der Wortlaut des § 1 Satz 1 F V., wonach Funkanlag 11 
ſoweit es ſich nicht um Einrichtungen der Reichswehr handelt, u 
mit Genehmigung der Reichstelegraphenverwaltung errichtet oder Ak 
trieben werden dürfen, läßt deutlich erkennen, daß jeder der gengt, 
gung bedarf, der eine Funkanlage errichten oder eine — ſei es Vë 
oder ohne Genehmigung errichtete — Funkanlage betreiben MW 
Gerade durch den Beiſatz „oder betrieben werden“ wird klargeſte d 
daß jede Perſon, die eine Funkanlage betreiben will, für ſich Die . 
nehmigung zum Betriebe haben muß. Damit ſtimmt auch die Im 
fung ſowohl der — hier in Betracht kommenden — Strafvorſchrift md 
32, als auch der Straffreiheit gewährenden Vorſchrift im $ 3 1 
des die polizeilichen Maßnahmen regelnden 8 6 FV. überein. d 
92 wird beſtraft, wer vorſätzlich entgegen den Beſtimmungen une 
Vo. — alſo ohne Genehmigung der zuftändigen Behörde — Kë 
Funkanlage errichtet oder betreibt; nach 8 3 bleibt unter gewiſſt 
Vorausſetzungen ſtraflos, wer ohne ſolche Genehmigung eine Fu nd 
anlage errichtet hat oder fie ohne dieſe Genehmigung betreibt er 
binnen einer beſtimmten Friſt jeit dem Inkrafttreten der VO. e 
Genehmigung beantragt; nach 8 6 iſt die Polizei verpflichtet, UN) d 
fugt errichtete oder unbefugt betriebene Funkanlagen außer Be We 
zu ſetzen oder zu beſeitigen. Auch der 8 1 Satz 2 "mm. der für 08 
Genehmigung auf 5 2 des Zei. v. 6. April 1892 / 7. März H ai 
(RGBL. 1892, 467; 1908, 79) verweiſt, führt zu dem gie, 
Ergebniſſe; denn § 2 dieſes Geſetzes läßt die Erteilung der e 
nehmigung nicht für die Anlage, fondern nur für den Unternehne 
zu. Nicht minder wird die obige Auslegung durch den Sinn und daß 
Zweck der Genehmigung beſtätigt. Will der Staat verhüten, ile 
geheime Funkanlagen beſtehen oder daß Funkanlagen zum Nachten 
des Staatswohls ausgenützt werden, ſo muß er wiſſen, nicht nur er 
Funkanlagen errichtet find, ſondern auch von wem fie betrieben w, 
den, von wem die Verantwortung für die Benützung der Anlage 
tragen wird. Dem Entſchluſſe der Staatsbehörde muß es anhein g 
geben ſein, wem ſie das Vertrauen zu einer ſachgemäßen Benüb n 
der Anlage ſchenken und die Verfügungsgewalt über die Anlage sie 
räumen will. Dies ſchließt aber aus, die Genehmigung nur für 


rungen ſtattfinden“ können, noch i. S. von § 107 a StGB., da be? 
dem Tatbeſtandsmerkmal der „Sprengung“ das Erfordernis einer La 
len Geſchloſſenheit der Kundgebung geſetzt iſt. Es iſt alfo durcha 
richtig, die Annahme einer Kundgebung i. S. des 8 101 a StGB. a 
verneinen, ſoweit nur noch „loſe Vereinigungen“ ſtattgefunden habe 
Prof. Dr. Radbruch, Heidelberg 


Zu 1. Das Urteil entſpricht in allen Punkten dem geltenden 


Recht. nd? 
1. Den Ausführungen über die rechtliche Bedeutung ber Nun, 
funkgenehmigung iſt überall beizutreten (.. Neugebauer, Bl DI 


recht, 2. Aufl. S. 27ff., bei. 71, 72). Die Rundfunkgenehmigung 


Nuriſtiſche Wochenschr. 
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A 
WD zu erteilen fie kann nur für den Errichter oder den Betreiber 
die im eo nehmer) perſönlich erteilt werden. Deshalb können auch 
Sie 82 gint. 3 TelG. vorgeſehenen Genehmigungsbedingungen ſo⸗ 
man e als perſönlicher Art ſein. Dasſelbe ergibt ſich, wenn 
nicht die Weſen der Genehmigung betrachtet. Die Genehmigung HL 
De 95 e Einräumung eines übertragbaren bürgerlich⸗rechtlichen An⸗ 
Wee, auf Haltung einer Funkanlage, ſondern die öffentlich⸗rechtliche 
fä ich an g der Ausübung eines ſtaatlichen Hoheitsrechts, die grund⸗ 
"ep an die Perſon des Erwerbers gebunden ſein muß. Dieſelbe 
19 cht wird von Neugebauer, Funkerecht, zu 8 1 FV. Anm. 2 III, 
sei 82 Teles. IA, 22 (og auch RO. in JB. 1926, 6064) ver⸗ 
ben U. und {ft auch in der Bekanntmachung des Reichspoſtmin. über 
1920 nterhaltungsrundfunk Nr. 490 (veröffentlicht im Poſtamtsblatte 
88 1 Ge ff.) feſtgehalten und unterſtrichen. In dem Art. 1 
di en dieſer Bekanntmachung werden die Rechte und Pflichten und 
im 8 Krantwortlichkeit des „Genehmigungsinhabers“ feſtgeſetzt und 
lar . wird ausdrücklich betont, daß die Genehmigung nicht übertrag⸗ 
an 97 Nach 8 10 a. a. O. bindet die Genehmigung der Anlage nicht 
D inen beſtimmten Ort; der Inhaber der Genehmigung kann den 
Belieben Anlage — abgeſehen von der Anzeigepflicht — nach ſeinem 
oft en verändern. Wegen der Gebühren und Koſten hält ſich die 
selbe 3 an den Genehmigungsinhaber (88 15—18 a. a. O.). Das⸗ 
S. ah bieten die AusfBeſt. zu jener Bekanntmachung (a. a. O. 
bie erf Eh in denen unter V „Behandlung der Genehmigungsanträge“ 
wer rforderlichen perſönlichen Eigenſchaften der Antragſteller feſtgelegt 
3 en und unter E „Überwachung und ſtrafrechtliche Beſtimmungen“ 
nel ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit des „Inhabers einer nicht ge⸗ 
(Smigten Anlage“ erwähnt wird. Die Genehmigungsurkunde ſelbſt 
der 49 d. a. O.) lautet auch nicht auf eine beſtimmte Anlage, ſon⸗ 
er A denjenigen, dem die Genehmigung erteilt wird, und auf 
er Rückſeite finden ſich als „Bedingungen“ die 88 1—19 des Art. 1 
aug obenerwähnten Bekanntmachung des Reichspoſtmin. abgedruckt, 
N welcher im beſonderen die Nichtübertragbarkeit der Genehmigung 
ervorgeht. 
a Wenn die StR. zur Stütze ihrer Meinung auf 8 16 Get, 
Se eift, jo überfieht fie, daß dort nur für die Errichtung oder Ver⸗ 
1 beſtimmter gewerblicher Anlagen eine behördliche Genehmi⸗ 
zung gefordert wird, nicht aber für den Betrieb der Anlage, und 
Ant im 8 25 desſelben Geſetzes bei Übertragung einer genehmigten 
fesch auf einen anderen von dem Erfordernis einer Betriebs⸗ 
unde migung für den Erwerber ausdrücklich abgeſehen iſt. Die 88 16 
E 25 GewO. würden alſo mittelbar nur bekräftigen, daß 5 13%. 
gen obigen Sinne ausgelegt werden muß, weil er auch eine Betriebs⸗ 
Geng ausdrücklich vorſchreibt. $ 18 Gewd. verlangt auch 
— entſprechend nur eine ſachliche Prüfung der Anlage, während 8 1 
at 2 FV. und 8 2 Abſ. 3 des TelG. keine derartige Beſchräankung 


ider, Hiernach bedurfte der Angekl. für feinen Betrieb der 
ſch nkanlage der beſonderen Genehmigung der Poſtbehörde, wenngleich 


on ſeinem Rechtsvorgänger die Einrichtungs- und Betriebsgenehmi⸗ 
ng erteilt worden war. 
9 Verfehlt iſt die Anſicht des Angekt., daß die VO. zum Schutze 
11 Funkverkebrs, die im RGGBl. verkündet iſt, der geſetzlichen Grund⸗ 
Art entbehre. Sie iſt nach ihrem Eingang erlaſſen auf Grund des 
Go 48 RVerf. zur Wiederherſtellung der öffentlichen Sicherheit und 
Fi nung. Richtig ift, daß das im Art. 48 Abj. 5 vorgeſehene Reichs⸗ 
etz, das die näheren Beſtimmungen zum Art. 48 enthalten joll, 
1 ch nicht erlaſſen iſt. Dies hat aber nur die Bedeutung, daß vor⸗ 
5 ft der Ausübung der dem Reichspräſidenten in Art. 48 verliehenden 
Re nur die im Art. 48 ſelbſt beſtimmten Grenzen gezogen ſind, 
e ht aber die Wirkung, daß vor ber Erlaſſung des vorgeſehe⸗ 
Bag Reichsgeſetzes jene Rechte überhaupt nicht ausgeübt werden können 
Satte weer 55 11 56, 161, 168, 177, 100, 412, 419, 220; 
Hen, 22, 119, 130; Beſchl. d. B. Staatsgerichtshofs v. 31. Jan. 
Beer in Bay. 1924, 58 ff). Im übrigen kommt dem Straf⸗ 
Ge kein Recht der Nachprüfung zu, ob die vom Reichspräſidenten 
lee VO. zur Wiederherſtellung der öffentlichen Sicherheit und 
rdnung erforderlich war, ob die getroffenen Maßnahmen geboten 
Raten, ob es angängig erſcheint, die fragliche VO., die jedenfalls im 
sl DE des Art. 48 Abſ. 2 Satz 2 RVerf. nur vorübergehende Gel⸗ 
ng haben Zeit, ſchon über zwei Jahre beſtehen zu allen, Wie in 


— 


dachſperſonlic Sie verleiht dem in der Verleihungsurkunde Ge⸗ 
h 2 und nur dieſem, im Rahmen der Verleihung die Ausübung 
35 der Reichspoſt allein zuſtehenden Rechts, eine Funkanlage zu 
en und zu betreiben. „Abtretung“ der Rechte aus einer Rund⸗ 
Be genehmigung hat keine telegraphenrechtliche Wirkung und gibt 
And „Zeſſionar“ keine Rechte zur Errichtung oder zum Betriebe der 
3 age des „Zedenten“, wie ſie auderſeits auch nicht die Pflichten des 
2 Zënter: aus der Genehmigung zum Erlöſchen bringt. Da die Rechte 
wich der Rundfunkgenehmigung nicht abtretbar ſind, ſind ſie auch 
d ht pfändbar und unterliegen auch nicht der Vollſtreckung oder dem 
Slnci des Kontkursverwalters D. Neugebauer, Funkrecht, 2. Aufl. 
wär, 72 und in EiſenbE. 43, 129, 136). — Die vom Obsch. er 
ir ne Entſch. des KG. in JW. 1925, 606 enthält allerdings 
hts, was für den vorliegenden Fall von Bedeutung wäre. 
2. Die Ausführungen des Bay Obe. über die Geltung der 


mmer 59, 185, 187 ff. ausgeführt iſt, genügt es, daß der Reichs⸗ 
präſident ausdrücklich der hier fraglichen VO. die im Art. 48 Abſ. 2 
MVerf. bezeichnete Zweckbeſtimmung gegeben hat. Eine offenſichtliche 
Verkennung der rechtlichen Erforderniſſe eines Vorgehens auf Grund 
des Art. 48 RVerf. oder ein rein willkürlicher Mißbrauch ſeiner Er⸗ 
mächtigung zur Verfolgung ihr völlig fremder Zwecke kommt hier 
nicht in Frage. Eine Nachprüfung der Zweckmäßigkeit oder Not⸗ 
wendigkeit einer auf Grund des Art. 48 gint. 2 iert, erlaſſenen 
VO. ſteht dem Strafrichter nicht zu, da ihm, wenigſtens in der Regel, 
hierfür die genaue Kenntnis aller tatſächlichen Unterlagen fehlt (vgl. 
auch RGSt. 57, 384; 58, 269). Was endlich die Zeitdauer betrifft, ſo 
iſt es nach Art. 48 entweder Sache des Reichspräſidenten ſelbſt oder 
Sache des Reichstags (Abſ. 3 a. a. O.), die Maßnahmen des Reichs⸗ 
präſidenten wieder außer Kraft zu ſetzen, und zwar auch dann, wenn 
es ſich um Eingriffe in die Art. 48 Abſ. 2 Satz 2 a. a. O. aufgeführten 
Grundrechte handelt, die nur vorübergehender Natur ſein ſollen. 
Solange dies aber nicht geſchieht, beſteht eine auf Grund des Art. 48 
erlaſſenen BD. zu Recht und kann vom Strafrichter nur um deswillen 
als rechtsungültig geworden erachtet werden, weil von einer bloß 
vorübergehenden Geltungsdauer nicht mehr geſprochen werden könne 
oder weil ſie nicht vonnöten ſei. 

Der Angekl. macht endlich geltend, er ſei des guten Glaubens 
geweſen, nach 8 1 FV. genüge eine Genehmigung der Anlage, die 
ſeinem Rechtsvorgänger erteilt geweſen fet, er ſelbſt bedürfe daher 
zum Weiterbetriebe der Anlage keiner perſönlichen Genehmigung; er 
habe ſich deshalb in einem wohl entſchuldbaren Tatirrtum nach 8 59 
StGB. befunden und ſei demzufolge ſtraflos. Auch dem Kann nicht 
beigetreten werden. Es handelt ſich hier nicht um die Unkenntnis 
eines zum geſetzlichen Tatbeſtand des 8 2 FV. gehörenden Tatumſtan⸗ 
des, insbeſondere auch nicht um die Unkenntnis bloßer Verwaltungs⸗ 
vorſchriften, die zur Ausführung der 88 1 und 2 FV. erlaſſen worden 


+ find, auch nicht um die Unkenntnis des Inhalts der dem Rechts⸗ 


vorgänger erteilten Genehmigung, ſondern um einen Irrtum über 
die Auslegung des 8 2 und des darin in Bezug genommenen 8 1 
FV. alfo um einen Irrtum über den Inhalt der geſetzlichen Straf⸗ 
vorſchrift, der ſich als ein unbeachtlicher Strafrechtsirrtum darſtellt 
(RGSSt. 55, 115, 121). 

(BaydbeG., Sts., Urt. v. 12. Juli 1926, RevReg. II Nr. 272/26.) 


Beſchwerdeeutſcheidungen gegen 
die Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 


Kammergericht. 


Berichtet von den Kammergerichts täten Gribel u. Dr. Nadler, Berlin. 


1. 88 2, 10 Abſ. 1 Ziff. 5, 11 nimm, Wird eine 
nach § 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AufwG. frei aufwertbare Kauf- 
geldforderung nach dem 13. Februar 1924 abgetreten, ſo 
find, ſoweit die Verhältniſſe des Gläubigers für die 
Aufwertung von Bedeutung ſind, grundſätzlich die Ver- 
hältniſſe des früheren Gläubigers zu berückſichtigen, die 
des neuen dagegen nur, ſoweit ihre Nichtberückſichtigung 
zu einem beſonders unbilligen Ergebnis führen würde. 

Die Aufwertungsſtelle hat die Reſtkaufgeldforderung der Witwe 
A. auf 7000 GM. aufgewertet. Unter Zurückweiſung der Beſchwerde 
des Antragſtellers, an den die Witwe A. die Forderung im März 
1926 abgetreten hatte, ſetzte das LG. auf die Beſchwerde des An⸗ 
tragsgegners den Aufwertungsbetrag auf 3000 GM. herab. Die 
weitere Beſchwerde des Antragſtellers hatte Erfolg. 

Die Eutſch. des LG. läßt in mehrfacher Beziehung eine Ver⸗ 
letzung des Geſetzes erkennen. Das LG. hat der Beſchwerde des An⸗ 
tragsgegners ſtattgegeben, und zwar, wie es ausdrücklich ſagt, „ein⸗ 
fach aus dem Grunde des Wechſels auf der Gläubigerſeite“. Es ver⸗ 
tritt die Auffaſſung, daß im Falle einer Abtretung der Kaufgeld⸗ 
forderung nach dem 13. Febr. 1924 nicht mehr die Verhältniſſe des 
früheren, ſondern die des neuen Gläubigers maßgebend ſind. Dieſe 
Anſchauung iſt rechtsirrtümlich. 


FunkVo. entſprechen durchweg der Rechtſprechung des RG. Ebenſo 
haben auch die LG. Hannover (Urt. v. 4. Mai 1926, 7 N 18/26) und 
Leipzig (Beſchl. v. 22. Juli 1926, BS 302/26) entſchieden. Damit 
iſt die entgegengeſetzte Anſicht Plagges (DRg. 1926, 179), wo⸗ 
nach die Funk VO. durch Zeitablauf bereits erledigt Te, endgultig 
El A Vgl. darüber auch Neugebauer, Funkrecht, 2. Aufl. 

3. Die Ausführungen des Bang, über den fubjektiven Tat⸗ 
beſtand ſtehen in Einklang mit ſeiner früheren Rechtſprechung (JW. 
1925, 2795): Bei dem Vergehen gegen 8 2 Funk BO. (89 Tel GG.) 
gehört die Kenntnis, daß die Genehmigung der Reichspoſt erforder⸗ 
lich iſt, nicht zum Vorſatz. Wegen weiterer Rechtſprechung und weite⸗ 
ren Schrifttums zu dieſer Frage vgl. Neugebauer a. a. O. S. 34. 

Mindiat. Dr. Neugebauer, Berlin. 
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Die Forderung der Zedeutin iſt eine nach 8 10 Abſ. 1 Ziff. 5 
AufwG. frei aufwertbare Kaufgeldforderung. Dieſe Forderung iſt am 
10. März 1926 an den Autragſteller abgetreten worden. Es iſt zu 
unterſuchen, welchen Einfluß dieſe Abtretung auf das Maß der Auf⸗ 
wertung der Forderung hat. Die freie Aufwertbarkeit hat die For⸗ 
derung durch die Abtretung nicht verloren, weil die Forderung nach 
dem 13. Febr. 1924 von dem urſprünglichen Gläubiger auf einen 
anderen übergegangen Ar ($ 11 AufwG.). Im übrigen enthält aber 
das AufwG. Reine Beſtimmungen über den Einfluß des Gläubiger⸗ 
wechſels in einem Falle der vorliegenden Art, insbeſ. auch nicht dar⸗ 
über, ob, ſoweit die perſönlichen Verhältniſſe des Gläubigers von 
Bedeutung ſind, nunmehr die des neuen an Stelle derjenigen des 
früheren Gläubigers zu berückſichtigen ſind. Auch im Schrifttum 
iſt dieſe Frage, ſoweit erſichtlich, bisher nicht erörtert. 

Zur Entſcheidung der Frage ſind in erſter Linie die Vor⸗ 
ſchriften der SS 2 Abf. 1 Schlußſatz und 11 ture. heranzuziehen. 
Nach der 3. Steuer NotVO. hatte bereits eine Aufwertung ſtattge⸗ 
funden. Wer nach dem 13. Febr. 1924 einen Anſpruch erwarb, er⸗ 
langte ihn als einen auf der Grundlage des Erwerbs ſeines Rechts⸗ 
vorgängers aufgewerteten Anſpruch. Dieſer Rechtslage trägt das 
AufwG. durch die Vorſchrift des 8 2 Abſ. 1 Schlußſatz Rechnung, 
nach der ein Erwerb, der nach dem 13. Febr. 1924 ſtattgefunden hat, 
für die Berechnung des Goldmarkbetrages außer Betracht bleibt. 
In dieſer Beſtimmung, die eine Ausnahme von dem Grundſatze 
darſtellt, daß für die Berechnung des Goldmarkbetrages der Erwerb 
des Gläubigers maßgebend iſt (88 2 Abſ. 1, 3 Abſ. 1 Ziff. 1). 
kommt der Gedanke zum Ausdruck, daß eine Veränderung auf der 
Gläubigerſeite nach dem 13. Febr. 1924 im allgemeinen keinen Ein⸗ 
fluß mehr auf den Umfang der Aufwertung ausüben ſoll. Dem ent⸗ 
ſpricht auch die Vorſchrift des § 11 Aufw GG., nach der ein Rechts⸗ 
übergang, der ſonſt in der Regel den Verluſt der freien Aufwertbar⸗ 
keit zur Folge hat, dieſe Wirkung nicht hat, wenn er nach dem 
13. Febr. 1924 ſtattgefunden hat. Es iſt hiernach grundſätzlich da» 
von auszugehen, daß der Erwerb einer frei aufwertbaren Forderung 
nach dem 13. Febr. 1924 auf das Maß der Aufwertung, die bereits 
mit dem 14. Febr. 1924 eingetreten war, nicht mehr einwirkt und 
daß deshalb, ſoweit die perſönlichen Verhältniſſe des Gläubigers 
die Aufwertung beeinfluſſen, die des früheren maßgebend ſind. 

Hierbei iſt jedoch noch folgender Geſichtspunkt zu beachten. 
Wenn ſich auch die Aufwertung ſchon mit dem 14. Febr. 1924 voll⸗ 
zogen hat, ſo entſpricht es doch dem Grundſatze von Treu und Glau⸗ 
ben und den Anforderungen der Billigkeit, daß die Aufwertungs⸗ 
ſtelle bei der nach 8 242 BGB. vorauszunehmenden Ausgleichung der 
beiderſeitigen Intereſſen die Veränderung in den Verhältuiſſen des 
Gläubigers, die in der Zeit vom 14. Febr. 1924 bis zum Erlaſſe der 
Entſcheidung eingetreten iſt, berückſichtigt. Die Auſwertungsſtelle 
hat alſo, auch wenn ein Gläubigerwechſel nicht ſtattgefunden hat, 
die zur Zeit ihrer Entſcheidung gegebenen Verhältniſſe des 
Gläubigers und nicht deren Geſtaltung am 14. Febr. 1924 zugrunde 
zu legen. Iſt dies aber zuläſſig, ja ſogar notwendig, ſo ſind auch 
keine Bedenken dagegen zu erheben, daß die Aufwertungsſtelle bei 
der Aufwertung einer frei auſwertbaren, nach dem 13. Febr. 1924 
abgetretenen Forderung, wenn ſie auch grundſätzlich die Verhältniſſe 
des früheren Gläubigers zu berückſichtigen hat, im Einzelfalle die 
Verhältniſſe des neuen Gläubigers mit heranzieht, jedoch nur, ſo⸗ 
weit ihre Nichtberückſichtigung zu einem beſonders unbilligen Ergeb⸗ 
nis führen würde. Die Anpendung dieſes Grundſatzes verhindert 
übrigens auch eine Schädigung des Schuldners, die ſonſt durch ge⸗ 
fliſſentliche Abtretung der Forderung an einen wirtſchaftlich ſchwäche⸗ 
ren Gläubiger und eine dadurch herbeigeführte Vergrößerung der 
Aufwertungslaſt unſchwer bewirkt werden könnte. 


(ech, 9. 38, Beſchl. v. 4. Sept. 1926, 9 A W 606/26.) ai 


Oberlaudesgerichte. 
I. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. 8 7 Aufwch.; 8 881 BGB. Eine bei Inkrafttreten 
des Auf wc. eingetragene, auf Sicherung eines wertbe— 
ſtandigen Rechts gerichtete Vormerkung rückt in die dem 
Eigentümer vorbehaltene Stelle gem. §S 7 IV Aufw®. ein. 

Die Vorinſtanzen haben daher mit Recht geprüft, ob die ein⸗ 
getragene Vormerkung gemäß 8 7 Abſ. 4 Satz 1 AufwG. die dem 
Eigentümer vorbehaltene Rangſtelle eingenommen hat. Ihr ver⸗ 
neinender Standpunkt iſt jedoch rechtsirrtümlich. Richtig iſt aller⸗ 
dings die Ausführung der Vorinſtanzen, daß nach dem Sprach⸗ 
gebrauch des AufwG. eine Vormerkung kein „an dem Grundſtück 
beſtehendes“ Recht iſt. Denn wie die Vorſchrift des 8 6 Abf. 2 Satz 1 
ergibt, unterſcheidet das Geſetz die an dem Grundſtück bereits be⸗ 
ſtehenden und die nur vorgemerkten Rechte. Wenn daher im Gegen⸗ 
ſatz zu der zuletzt erwähnten Geſetzesbeſtimmung in 8 7 Abf. 4 nur 
von den an dem Grundſtück beſtehenden Rechten geſprochen wird, fo 
ſind damit nicht ohne weiteres auch vorgemerkte Rechte gemeint. 
Zu dieſer Annahme leitet auch die folgende Erwägung hin. Die 


Zi Rechtſprechung 5 


Juriſtiſche Wochenschr. 


Ausfüllung der vorbehaltenen Nangſtelle liegt grundſätzlich E 
Eigentümer ob. Dieſer kann nach § 7 Abſ. 1 an der Rangſtelle ei 

Hypothek oder Grundſchuld eintragen laſſen. Beim Vorliegen er 
Vorausjegungen des § 7 Abſ. 4 Satz 1 nimmt das Geſetz die WE 
füllung vor. Dieſes vergibt alſo an Stelle des Eigentümers E 
Rangſtelle. Daraus ift zu folgern, daß ſich das Einrücken kraft f 
jeges grundſätzlich auch nur auf Rechte von ſolcher Art erſtre 5 
wie ſie auf Grund ber Eigentümerbeſugnis von dem Eigentümer beſtel K 
werden können, alſo auf endgültige, nicht dagegen vorgeme 1 
Hypotheken und Grundſchulden. Dieſer Grundſatz rechtfertigt abe 
zugleich die weitere Schlußfolgerung, daß, wenn der Eigentümer tro 
des Wortlautes des 5 7 Abſ. 1 Satz 1 Aufiv®. die vorbehalten 
Nangſtelle auch einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 5 
Bestellung einer Hypothek oder Grundſchuld einräumen darf, Wer 
auch eine bei Inkrafttreten des Aufio®. im Grundbuch eingetragel 
Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung eine 
Hypothek der im 8 7 Abs. 4 Satz 1 beſtimmten Art kraft Ofen 
der Rangvergünſtigung gemäß diefer Vorſchrift teilhaftig werde 
müßte. Die Vergebung der Rangſtelle an eine SHpothekenbormerkund 
muß nun aber ſowohl nach dem Zweck des Geſetzes wie auch nach De 
Rechtswirkungen der Vormerkung für zuläſſig erachtet werden. Die 
Schaffung der Eigentümerbefugnis beruht auf dem Gedanken, D 
dem Grundſtückseigentümer auf dieſe Weiſe die Möglichkeit gegebe 
werden ſoll, an hinreichend ſicherer Stelle neuen Kredit aufzunehmen 
Dieſer Zweck des Rangvorbehalts verlaugt, daß der Eigentümer SC 
in der Lage fein muß, einem für ihn in Frage kommenden Kredi 1 
geber zunachſt eine vorläufige Sicherung an der ihm vorbehaltene! 
Rangſtelle in Geſtalt einer Vormerkung zu gewähren. Aber auch e 
Rechtswirkungen, welche bie Vormerkung äußert, ſprechen für d: 
Zuläſſigkeit der Rangvergebung an eine Vormerkung. Die 19 
merkung iſt, wie aus $ 883 Abſ. 3 BGB. hervorgeht, der Platzhalte 


für die Hypothek, auf deren Einräumung der durch eine Vormerkung 


geſicherte Anſpruch gerichtet iſt. Denn die Hypothek, in welche e 
Vormerkung umgeſchrieben wird, hat den Rang, der ſich aus ber 
Eintragung der Vormerkung ergibt. Der Rang des endgültigen 
Rechts wird alſo durch die Vormerkung beſtimmt. Im ZwVerſtVer l 
iſt ſerner die durch eine Vormerkung geſicherte Hypothek bei de 
Feſtſtelung des geringſten Gebols wie ein eingetragenes Recht Ve 
berückſichtigen (8 48 ZWB®.). Dieſe Vorſchriften zeigen, daß 1 
Vormerkung hinſichtlich der Rangſtellung dem endgültigen Recht, da 
burch ihre Eintragung geſichert wird, gleichgeachtet wird. Dieſelben 
Erwägungen haben bei dem Rangvorbehalt des 8 881 BGB. dahin 
geführt, dieſen auch auf die Eintragung von Vormerkungen zu be- 
ziehen, obwohl er nach dem Wortlaut der genannten Vorſchrift nur 
die Eintragung von das Grundſtück belaſtenden Rechten zum Gegen“ 
ftande hat, und auf Grund der vorbehaltenen Befugnis die Ein 
tragung von Vormerkungen zuzulaſſen (RGRKomm. 8 881 A. e 
Güthe-Triebel, 8 46 A. 19; Roſenberg, Sachenrecht $ 88 

A. II. 1). Demgemäß muß auch für ſtatthaft erachtet werden, auf 
Grund der Eigentümerbefugnis des 8 7 Abſ. 1 Satz 1 Auf. Ar 
nächſt eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Ging? 
mung einer Hypothek au der vorbehaltenen Rangſtelle eintragen zu 
laſſen. Dieſe rechtfertigt weiter die Annahme, daß auch eine bei In 
krafttreten des Aufwch. eingetragene Vormerkung, durch welche eine 
Hypothek der in 8 7 Abſ. 4 Satz 1 bezeichneten Art geſichert wird, 
genau wie eine endgültige Hhpothek in die vorbehaltene Rangſtelle 
einrücht. Es iſt dies auch eine unabweisbare Folgerung aus dem 
8 48 Zoch. Denn da der Zwangsverſteigerungsrichter die vorge⸗ 
merkte Hypothek bei der Feſtellung des geringſten Gebots wie ein” 
getragenes endgültiges Recht zu behandeln hat, fo gilt für ihn die 
vorgemerkte Hypothek als eine im Zeitpunkt der Vormerkungsein⸗ 
tragung gebuchte Hypothek. Damit rückt fie für ihn hinſichtlich der 
Feſtſtellung des geringſten Gebots in die vorbehaltene Rangſtelle EH 
Denn ber Zwangsverſteigerungsrichter hat die ſich aus 8 7 Ab. 

Saß 1 Auſwch. ergebenden Rangverſchiebungen von Amts wegen zu 
berückſichtigen. (Reinhards, Einfluß der neuen Geſetzgebung auf 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung § 6 13, II 8.) Cs 
geht aber nicht an, daß die Vormerkung außerhalb des ZwVerſt⸗ 
Verf. hinſichtlich des Ranges anders beurteilt wird als im Zwverſt⸗ 
Verf. Der Rang, der ihr im Herbert, zukommt, iſt kein neuer, 
ſondern derjenige, welcher bereits nach dem materiellen Recht be⸗ 
ſteht. Der vom Geſetz beſtimmte Rang der Rechte iſt ja letzten Endes 
uberhaupt nur wegen einer etwaigen Zwverſt. oder Bioßerm. fell 
geſetzt und von Bedeutung. Daß die Vormerkung aber überhaup 
in einem Rangverhältnis zu den Rechten an dem Grundſtück oder 
gu anderen Vormerkungen ſteht und daß dieſes Rangverhältnis einer 
Anderung zugänglich it, hat das KG. bereits in früheren Entſch. 
Dir, 22 SA. 311; 39 Sal. 198) bejaht. Das Beſtehen eines 
Rangverhältniſſes und die Zuläſſigkeit ſeiner Anderung iſt allerdings 
Vorausſetzung für die Gleichſtellung der Vormerkung mit den Rechten 
LS. des 8 7 Abſ. 4 Satz 1 Suite. Denn das Einrücken dieſer 
Rechte in die für den Eigentümer vorbehaltene Rangſtelle findet „n 
der Reihenfolge ihres Ranges“ ſtatt. 


(GG., 1. 3 ., Beſchl. v. 24. Juni 1926, 1X 413/26.) 
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Per d. 8 69 Aufw.; 88 22 GBO. Auch wenn Streit 
buch ie Höhe der Aufwertung beſteht, kann das Grund⸗ 
EN im Falle eines Antrages auf Eintragung ber 
be ertung trotz 869 Aufw®. ſelbſtändig über die Ein⸗ 

gung und ihre Höhe entſcheiden. 
Auf 69 AufwG. weiſt der Aufwertungsſtelle nur die ausſchließliche 
Au wadigkeit für die Entſcheidung eines Streits über die Höhe der 
x ng zu, während bei Streit über den Grund — das Beſtehen 
berhfen AufwAnſpr. es bei der Buftändigkeit der ordentlichen Gerichte 
$ GH Das Aufiv®. verbietet aber nicht die vorherige Eintragung 
fun gerfwertung durch das GBA. nach Maßgabe des eigenen Prü⸗ 
Eigenerbebniſſee im Gegenſatz zu § 16 Abſ. 2, bei Einſpruch des 
ſcheid ümers die Wiedereintragung gelöſchter Hypotheken vor Eut⸗ 

ung des Prozeßgerichts oder der Aufwertungsſtelle ausdrücklich 
iſt anadnläſſig erklärt. Der Antrag auf Eintragung der Aufwertung 
Aa uermaßen als Berichtigungsantrag i. S. 8 22 GBO. auf⸗ 
` vg Das GBA. iſt daher bei Streit der Beteiligten über die 
trag der Aufwertung an einer eigenen Entſcheidung über den Ein⸗ 
Grdungsantrag ebenſowenig gehindert, als wenn der Streit den 
ſige — das Beſtehen — des Aufwertungsanſpruchs oder ſon⸗ 
nagen erichtigungsvorausſetzungen beträfe. Es hat alſo dem Ein- 
bein Beantrage ſtattzugeben, wenn nach feiner Überzeugung die ihm 
allein Lotte, der Form des 8 29 GBO. entſprechenden Urkunden 
na er in Verbindung mit den bei ihm offenkundigen Tatſachen 
ſalls em Aufiv®. die verlangte Aufwertung rechtfertigen, andern⸗ 
ich auf Ergänzung der Unterlagen durch Zwiſchenverfügung hinzu⸗ 
es! oder den Antrag abzulehnen. § 69 Aufw®. hat nur ſolche 
ber AECH im Sinne, die der Rechtskraft fähig ſind. Solche ſind 
(Sit ie Entſcheidungen des GBA. über die Eintragungsanträge nicht 
1 Der oiebel, EBD. Anm. 26 zu 8 18). Daraus, daß 9 5 
Ar urchfVO. zum Aufw®. die Zuläffigkeit der Eintragung der 
Set tung vor Ablauf der für den Antrag auf Herabſetzung in 8 8 
den mmten Seift ausdrücklich ausſpricht, eine gleiche Beſtimmung für 
be el eines Streits über die Höhe ber Aufwertung aber nicht be⸗ 
die $ tft nichts Gegenteiliges zu entnehmen. 8 5 DurchfVO. hat, wie 
feine emerkung bei Schlegelberger-Harmening erſehen läßt, 
8. St Urſache lediglich darin, daß die entſprechende Vorſchrift der 
ie Kuer Not VO. 8 2 Abſ. 1 u. 3, im Schrifttum vereinzelt in einem 
bieſenerherige Eintragung hindernden Sinne ausgelegt wurde, aus 
des Mm Grunde erſchien eine Klarſtellung hinſichtlich der Bedeutung 
Ca 8 Auf. nötig. Abgeſehen hiervon handelt es ſich bei der 
ul Dn. nber Herabſetzung der Aufwertung um eine erſt in Zu⸗ 
Bue, abweichend von der normalen geſetzlichen Aufwertung nach 
wertet durch die Aufwertungsſtelle Konſtitutiv feſtzuſetzende Auf⸗ 
N Lan, über die das GBA. auch vorläufig zu entſcheiden nicht in 
Dé a ift, während der Streit über die normale geſetzliche Höhe 
en ufwertung das GBA. in gleicher Weiſe zur Prüfung des Ein⸗ 
nucgungsantrages vom Geſichtspunkt der Grundbuchberichtigung be⸗ 
ſwer deſſen Voraussetzungen die Beteiligten nicht einig find. Ergeht 
Ge eine für das GBA. maßgebende, die Höhe der Aufwertung 
tea ers beſtimmende Entſcheidung der Auſwertungsſtelle, jo iſt die Ein⸗ 
e auf Antrag entjpredhend zu berichtigen. Das gleiche ift aber 
Gru der Fall, wenn nur über das Beſtehen der Aufwertung dem 
Ka nach eine von dem Standpunkt des GBA. abweichende Ent⸗ 
würde 8 des Prozeßgerichts ergeht. Der gegenteilige Standpunkt 
Öle dazu führen, daß die Eintragung der Aufwertung auch bei 
freie zweifelsfreier Rechtslage durch jedes noch ſo hinfällige Be⸗ 
abgeleh der Höhe feitens des Gegenbeteiligten vom GBA. zunächſt 
dE Ze müßte, was den Zwecken des AufwG. offenbar 

iefe. 
K., 1. FergS., Beſchl. v. 6. Sept. 1926, 1 X 94126.) 


* 


RW 88 1154 ff. BOB. Solange nicht die zur Auf⸗ 
iſt a angemeldete Hypothek wieder eingetragen iſt, 
ie Abtretung nicht möglich. f) 
Wa Wenn die Hypothek auch durch Zahlung und Löſchung in 
hann heit nicht völlig untergegangen iſt, ſondern zum Teil außer⸗ 
"om des Grundbuches fortbeiteht, ſo können doch nach Löſchung 
enudbpothek und Unbrauchbarmachung des Briefes die für die Ab⸗ 
_ ng vorgeſchriebenen Formerforderniſſe ($ 1154 BGB.) nicht 
—— 


„ Zu 3. Vorſtehende Entſcheidung iſt meiner Auffaſſung na 
zicht haltbar. Wenn nach Maßgabe der beſonderen en e 
pp Aufn, zeitweife eine „Briefhypothek ohne Brief“, eine „Bud; 
SC? hek ohne Bucheintrag“ beſteht, To ift dieſer beſonderen Rechts⸗ 
ge Rechnung zu tragen. Wenn der Hypothekengläubiger auch ohne 
15 i eines Briefes, bzw. ohne Bucheintrag Gläubiger ſein kann, 
` al er dieſe Rechtsſtellung auch auf einen andern übertragen 
anſprc Würde mau die Abtretbarkeit der Hypothekenaufwertungs⸗ 
S BE im Falle der Rückwirkung verneinen, jo würde gemäß 
geſie Abſ. 1 BRD, daraus auch die Unpfändbarkeit folgen, was an⸗ 
clue der Bedeutung des in Aufwertungshypotheken inveſtierten 
tſchen Kapitals ein geradezu unerträgliches Ergebnis wäre. 
RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 


alen und befähigt iſt, wie bei jedem anderen Berichtigungsantrage, 
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mehr erfüllt werden. Es iſt alſo nicht die Abtretung der „Auf⸗ 
wertungshypothek“ möglich; insbeſ. erſcheint die Umſchreibung der 
gelöſchten Hypothek nicht angängig. Eine Abtretung des Aufw⸗ 
Anſpr. derart, daß der Zeſſionar die Aufwertung für ſich zu ver⸗ 
langen berechtigt wäre, kommt nicht in Frage. Ein ſolcher Anſpruch 
beſteht als materieller (übertragbarer) Anſpruch i. S. des bürger⸗ 
lichen Rechts überhaupt nicht; es handelt ſich dabei nur um eine, in 
der Aufwertungsgeſetzgebung beruhende beſondere Art der Geltend⸗ 
machung des aufwertbaren Rechts. Nur das letztere iſt abtretbar, 
kann aber, wie dargelegt, hier zur Zeit nicht abgetreten werden. Das 
Verlangen des Beſchwerdeführers, einen Widerſpruch gegen die Lo⸗ 
ſchung der Hypothek zu ſeinen Gunſten einzutragen, iſt daher mit 
Recht abgelehnt worden. 


(ëm. 1. ae. Beſchl. v. 8. April 1926, 1 X 213/26.) 
* 


4. 8 54 Gänn: 88 1113, 1115, 133 BGB. Bei einer 
Hypothekmüſſen der dinglich Berechtigte und der Gläubiger 
der Forderung ein und dieſelbe Perſon fein. Die Ein- 
tragungsbewilligung und die auf ihr beruhende Ein⸗ 
tragung ſind der Auslegung nach 8 133 BGB. zugänglich. 
Eine Amtslöſchung kommt nur in Betracht, wenn die 
Unzuläſſigkeit der Hypothekeneintragung zweifelsfrei 
feſtſteht. f) 

Auf Grund der Bewilligung des Beſchwerdeführers als des ein⸗ 
getragenen Grundſtückseigentümers wurde am 14. Nov. 1925 in Ab⸗ 
teilung III unter Nr. 5 folgende Eintragung vorgenommen: 

Zehntauſend Reichsmark Hypothek, unverzinslich, zur 
Sicherung einer Forderung des P. gegen M. aus einem 
Auseinanderſetzungsvertrage für Frau P. unter Bezugnahme 
auf die Bewilligung v. 31. Okt. 1925. 

Die Eintragungsbewilligung v. 31. Okt. 1925 lautet: 

„Dem P. ſteht gegen den M. aus dem zwiſchen dem Genannten 
geſchloſſenen Auseinanderſetzungsvertrage vom heutigen Tage eine 
Forderung von 10000 Reichsmark zu. 

‚10000 Reichsmark, die nach ſechswöchiger, früheſtens 
zum 1. April 1926 zuläſſiger beiderſeitiger Kündigung mit 
der Maßgabe fällig werden, daß im Falle unterbliebener 
Kündigung die Fälligkeit des Kapitals jeweils um 3 Monate 
hinausgeſchoben wird; wird das Kapital hiernach nicht am 
10. April 1926 ausgezahlt, ſo erhält Herr P. vom 10. April 
1926 ab bis zur Auszahlung des Kapitals monatlich 
350 Reichsmark ohne Anrechnung auf das Kapital.“ 

Zur Sicherheit für dieſe Forderung beſtelle ich, H., der Ehe⸗ 
frau P. auf dem im Grundbuche von Görlitz Bl. 3010 eingetragenen 
Hausgrundſtücke Hypothek zum Betrage von 10 000 Reichsmark und 
bewillige und beantrage die Eintragung dieſer Hypothek in das 
Grundbuch.“ 

Nachdem am 12. Dez. 1925 auf Grund einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung des LG. ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit der Hypothek 
zugunſten des H. eingetragen worden war, beantragte der Grund⸗ 
ſtückseigenrümer, die Hypothek von Amts wegen zu löſchen, da nach 
dem Inhalt der Eintragung Gläubiger der perſönlichen Forderung 
und Träger des dinglichen Rechts zwei verſchiedene Perſonen ſeien, 
die Hypothek daher geſetzlich unzuläſſig ſei. Das Grundbuchamt be⸗ 
ſchied den Antragſteller dahin, daß zur Löſchung von Amts wegen 
ein Grund bisher nicht vorliege. Die Beſchwerde und weitere Be⸗ 
ſchwerde des Grundſtückseigentümers hatten keinen Erfolg. 

Nach 8 1113 BGB. kann eine Hypothek nur zugunſten des 
Gläubigers der geſicherten Forderung beſtellt werden. Der dinglich 
Berechtigte und der Gläubiger der Forderung muß daher bei der 
Hypothek eine und dieſelbe Perſon ſein (Kc J. 35 SA. 279). Dieſe 
Perſon iſt nach 81115 BGB. als Gläubiger im Grundbuche an⸗ 
zugeben. Eine Hypothekeneintragung, bei der keine Perſoneneinheit 
von Hypothekengläubiger und Gläubiger der Forderung beſtünde, 
würde alſo des geſetzlich erlaubten Inhalts entbehren. Die von dem 
Beſchwerdeführer geltend gemachte Unzuläſſigkeit müßte hiernach zur 
Amtslöſchung der Hypothek führen, wenn ſich aus dem Inhalt des 
Grundbuchs ſelbſt (RG. 88, 83) ergäbe, daß die Hypothek der Frau 
P. zur Sicherung einer ihrem Manne zuſtehenden Forderung ein⸗ 
getragen worden iſt. 


Zu 4. Von den als Inhaltsangabe vor dieſe Entſcheidung ge⸗ 
ſtellten Sätzen ſind die beiden erſten bereits geſichertes Ergebnis von 
Theorie und Praxis. 

Auch der dritte Satz erſcheint an ſich richtig. Hier iſt nur die 
eigentümliche Lage des Falles und ſeine Behandlung durch das KG. von 
großem Intereſſe und geeignet, die Bedeutung des 8 54 GBO. in das 
Licht zu ſetzen. 

Wenn das GB. materiell unrichtig iſt oder durch Anderung der 
Rechtslage geworden ift, fo dient als normaler Weg der Berichtigung 
der grundbuchmäßige Nachweis der Unrichtigkeit nach 8 22 Art. 1 
GBO. oder die Klage auf Zuſtimmung zu der Berichtigung nach 
8 894 BGB. 

Der ausnahmsweiſe Weg der Berichtigung von Amts wegen 
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Nach dem Wortlaut des Eintragungsvermerles ſcheint allerdings, 
wie das LG. zutreffend ausführt, dingliche Berechtigung 
und ſchuldrechtliche Gläubigerſchaft auseinanderzufallen. Die Vor⸗ 
inſtanz kommt aber dennoch zur Bejahung der Einheit von dinglich 
Berechtigtem und Forderungsgläubiger. Es führt aus: Nach der Be⸗ 
willigung, auf die in der Eintragung Bezug genommen ſei und die 
einen Auszug aus dem Auseinanderſetzungsvertrage wiedergebe, habe 
ſich der Kaufmann H. verpflichtet gehabt, für die Forderung eine 
Hypothek für Frau P. zu beſtellen. Aus der Tatſache, daß der P. 
die Hypothek für ſeine Ehefrau eingetragen haben wollte, ſei zu 
folgern, daß er die Forderung an dieſe abgetreten habe. Da bei 
der Eintragung auf die Bewilligung bzw. auf den Auseinander- 
ſetzungsvertrag Bezug genommen ſei, jo ſei auch im Grundbuche 
dieſes Rechtsverhaltnis erkennbar und die Eintragung ergebe zu⸗ 
gleich ein genügend klares Bild über das der Hypothekenbeſtellung 
zugrunde liegende Rechtsverhältnis. Dieſe Ausführungen ſind nicht 
fret von Rechtsverſtößen. Allerdings iſt dagegen kein Einwand zu 
erheben, daß das LG. den Eintragungsvermerk einer Auslegung 
unterworfen hat. Die Eintragung iſt zwar keine rechtsgeſchäftliche 
Willenserklärung, aber ſie beruht auf einer ſolchen, nämlich der Ein⸗ 
tragungsbewilligung, und empfängt von ihr ihren Inhalt. Da die 
Eintragungsbewilligung ſelbſt der Auslegung gemäß § 133 BGB. 
zuganglich iſt (Güthe⸗Triebel, Vorbemerkung z. II. Abſchn. 
A. 101), ſo muß auch die auf ihr beruhende Eintragung der Aus⸗ 
legung fähig ſein. Dieſe Auffaſſung iſt denn auch vont KG. be⸗ 
reits in früheren Entſcheidungen (I. X 2/24) vertreten worden. Zu 
beanſtanden iſt ferner nicht, daß die Vorinſtanz die Eintragungs⸗ 
bewilligung, deren Inhalt mit Rückſicht auf die in dem Vermerke 
enthaltene Bezugnahme als mit im Grundbuche eingetragen gilt, zur 
Auslegung ebenfalls herangezogen hat. Dagegen iſt das Beſchwerde⸗ 
gericht im übrigen nicht geſetzgemäß verfahren. Zunächſt hat es eine 
Tatſache berückſichtigt, die in der Eintragung und in der Bewilli⸗ 
gung gar nicht erwähnt iſt, nämlich die Verpflichtung des Beſchwerde⸗ 
führers zur Beſtellung einer Hypothek für Frau P. Vor allen Dingen 
aber geht das LG. inſofern von einer unrichtigen Rechtsanſchauung 
aus, als es prüft, ob der Ehemann P. die ihm aus dem Aus⸗ 
einanderſetzungsvertrage zuſtehende Forderung an ſeine Frau ab⸗ 
getreten hat. Auf dieſe materiellrechtliche Frage kommt es bei dem 
Antrage auf Amtslöſchung der Hypothek nicht an. Von Bedeutung 
iſt allein, ob nach dem Grundbuche zugunſten der Frau P. eine Hypo⸗ 
thek für eine ihr zuſtehende Forderung eingetragen worden iſt. Dies 
iſt daun der Fall, wenn die Eintragung dahin zu verſtehen iſt, daß 
die Hypothek für die urſprünglich dem Ehemann P. aus dem Aus⸗ 
einanderſetzungsvertrage gegen den M. erwachſene, aber an ſeine Frau 
abgetretene Forderung beſtellt iſt. Hat die Bewilligung und dem⸗ 
gemäß auch die Eintragung dieſen Sinn, ſo liegt nach dem Inhalt 
des Grundbuchs eine Einheit von dinglich Berechtigtem und perſön⸗ 
lichem Gläubiger vor und eine inhaltliche Unzulaͤſſigkeit der Ein⸗ 
tragung kommt nicht in Betracht. Die Frage, ob materiellrechtlich 
eine wirkſame Abtretung der Forderung vorgenommen iſt, hat da⸗ 
gegen ganz auszuſcheiden. Sie würde zu erörtern ſein, wenn es ſich 
um die Wirkſamkeit der Hypothek und damit um die Richtigkeit oder 
Unrichtigkeit des Grundbuchs handelte. 

Da das LG. nach den vorſtehenden Ausführungen bei der Aus⸗ 
legung gegen das Geſetz verſtoßen hat, ſo iſt das KG. in der Lage, 
ſelbſt die Eintragung auszulegen. Die Anſicht der weiteren Be⸗ 
ſchwerde, daß eine Auslegung nicht zuläſſig ſei, weil der Wortlaut 
klar und beſtimmt ſei, iſt unzutreffend. Denn eine Unklarheit liegt 


nach § 54 GBO. iſt dagegen nur dann gegeben, wenn die unrichtige 
Eintragung unter Verletzung der geſetzlichen Vorſchriften durch 
das Ga. bewirkt iſt. Es handelt ſich alfo für die Anwendung des 
854 G0 im vorliegenden Falle nicht darum, ob die eingetragenen 
Grundpfandberechtigten nach materiellem Recht die perſönlichen 
Gläubigern der geſicherten Forderung ſind, ſondern darum, ob die 
Eintragung erſichtlich macht, daß nach ihr Grundpfand⸗ 
berechtigter und perſönlicher Gläubiger verſchiedene Perſonen ſind. 

Das KO. lehnt nun die Feſtſtellung, daß die eingetragene Grund⸗ 
pfandberechtigte die perſönliche Gläubigerin ſei, ausdrücklich ab und 
ſagt nur, daß die Eintragung darüber Zweifel laſſe, ob nach ihr 
die Identität von Pfandberechtigtem und perſönlichem Gläubiger vor⸗ 
liege, ſo daß es möglich bleibt, die Eintragung ſo auszulegen, daß 
darin die Pfandberechtigte auch als Gläubigerin bezeichnet ſei. Das 
genügt dem KG., um die Feſtſtellung abzulehnen, daß das GBA. dieſe 
Eintragung unter Verletzung der geſetzlichen Vorſchrift, daß Hypo⸗ 
theRenberechtigte und perſönliche Gläubiger identiſch ſein müſſen, vor⸗ 
genommen habe, womit dann die Anwendbarkeit des 8 54 G80. 
entfällt, und die Berichtigung des Grundbuchs, wenn es dennoch un⸗ 
richtig ſein ſollte, nur auf dem normalen Wege erzielt werden kann. 
Die Entſcheidung dürfte zutreffend ſein, wenn ſich auch, wie ja das 
KG. ſelbſt hervorhebt, nicht leugnen laßt, daß der Wortlaut der 
Eintragung den P. und nicht die Frau P. als perſönlichen Gläubiger 
bezeichnet. Es iſt auch dann ſicher richtiger, in dieſem Falle den Aus⸗ 
trag des Streits dem Prozeßwege zu überlaſſen. 

Geh. IR. Prof. Dr. Otto Fiſcher, Breslau. 


allein ſchon darin, daß eine Hypothek bewilligt und eingetragen 
aber für die Hypothek und die Forderung verſchiedene Perſonen A? 
Berechtigte angegeben ſind. Der hierin ſich offenbarende Widerspruch 
rechtfertigt die Zuläſſigkeit der Auslegung; er zwingt zu der Sa 
prüfung, ob der wirkliche Sinn der Bewilligung und Eintragung mn 
von dem buchſtäblichen Sinne abweicht. Bei der Auslegung iſt Doft 
auszugehen, daß nach dem Eintragungsvermerk und der Bewilligen 
die Hypothek für eine Forderung eingetragen worden iſt, die SN. 
einem zwiſchen dem P. und M. abgeſchloſſenen Auseinanderſezunfe. 
vertrage beruht. Auf der anderen Seite iſt die Hypothen nicht g 
den nach dem Vertrage forderungsberechtigten P., ſondern für ſein 
Ehefrau zur Eintragung gelangt. Darin kommt nach dem bag: 
der Snpotek zum Ausdruck, daß die Frau P. nunmehr auch 10 
Gläubigerin der Forderung ſein muß. Wird ferner berückſichn g 
daß die als Hypothekengläubigerin Bezeichnete die Ehefrau des nach 
dem Auseinanderſetzungsvertrage Forderungsberechtigten iſt, ſo 5 
der Schluß gerechtfertigt, daß in dem Eintragungsvermerk durch g 
Worte „Forderung des P. uſw.“ nur der Grund und die Herkunft 
der jetzt der Ehefrau P. zuſtehenden Forderung hat angegeben wert 
ollen. Dieſe Auslegung iſt jedenfalls möglich. Iſt dies aber de 
Fall, fo ſieht die Unzuläſſigkeit der Hypothekeneintragung ni 
zweifelfrei feſt. 
(KG., 1. 3 S., Beſchl. v. 25. März 1926, 1 X 159/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Petrich, Görlitz. 


II. Rechtsentſcheide in Miet⸗ und Pachtſachen. 
Berichtet von Kammergerichtsräten Dahmann u. Dr. G ünther, Berlin. 


„ 1. 8 2 R Miet. Bei Feſtſetzung der Friedensmiete 
können ausnahmsweiſe auch ſolche Räume zum Vergleiche 
herangezogen werden, für die die Friedensmiete fell‘ 
geſetzt iſt. 7) 1 

Im Rechtsentſcheide v. 22. April 1926 — 17 Y36/26 — if 
ausgeſprochen, daß als Vergleichsräume bei Feſtſetzung der Friedens⸗ 
miete Räume möglichſt gleicher Art und Lage geeignet ſind. Dies kann 
aber nur dann Geltung haben, wenn für dieſe Raume am 1. Juli 
1914 ein Mietzins vereinbart war und dieſer Mietzins nicht aus be⸗ 
ſonderen Gründen non dem ortsüblichen Mietzins abwich. Iſt für dieſe 
Räume der Mietzins erſt feſtgeſetzt oder anderweit feſtgeſetzt worden, 
ſo können ſie im allgemeinen als Vergleichsräume nicht herangezogen 
werden, da ihre Friedensmiete erſt durch den Vergleich mit anderen 
Räumen ermittelt werden mußte, der mittelbare Vergleich mit den 
Vergleichsräumen weniger ſicher iſt und eher Fehlerquellen in ſich 
birgt als der unmittelbare Vergleich. Gleichwohl kann in beſonderen 
Fallen ausnahmsweiſe der Vergleich mit Räumen, für die die Frie⸗ 
densmiete erſt feſtgeſetzt worden iſt, die geeignetſte Weiſe zur Er” 
mittlung der Friedensmiete darſtellen, wenn nämlich z. B. die ur? 
ſprünglichen, ſehr geeigneten Vergleichsräume in Wegfall gekommen 
ſind (durch Umbau, Brand oder dgl.) oder wenn eine allgemeine Ber 
änderung des Ortes oder Ortsteils eizgetreten iſt (durch Anderung der 
Verkehrsmittel, Entſtehung einer ER: ven Anlage von Entwüſſerung 
oder ähnl.). Bei Feſtſetzung der Friedensmiete können daher aus⸗ 
nahmsweiſe auch ſolche Räume zum Vergleich herangezogen werden, 
für die die Friedensmiete feſtgeſetzt iſt. 

(KG., 17. 8 ., Rechtsentſch. v. 14. Mai 1926, 17 X 54/26.) [D. 


. Zu 1. Auch dieſe Entſch. iſt dazu beſtimmt, den grundſäßz⸗ 
lichen Standpunkt des KG., nach welchem Neufeſtſetzungen von Frie⸗ 
densmieten und Schätzungen von Wohnungen niemals ohne Heran⸗ 
ziehung von Vergleichsobjekten ſtattfinden ſollen, eine gewiſſe Erleich⸗ 
terung bei der praktiſchen Durchführung zu verſchaffen. Es ſoll zu 
dieſem Zweck geſtattet ſein, auch ausnahmsweiſe ſolche Räume als 
Vorgleichsobjekte heranzuziehen, für welche die Friedens miete bereits 
feſtgeſetzt iſt. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Entſch. dem 
Wortlaut des $ 2 Abf. 4 NMiet®. entſpricht. Jedenfalls aber wird 
bie Praris die Entf. begrüßen, weil damit die Möglichkeit, daß Déi 
Vergleichsobjekte überhaupt nicht auffinden laſſen, nahezu vollſtändig 
ausgeſchloſſen wird. Die Heranziehung von Objekten, für welche die 
Friedensmiete bereits feſtgeſetzt iſt, hat auch den Vorteil, daß hier eine 
viel richtigere und zuverläſſigere Schätzung zugrunde gelegt werden 
Kann, als bei ſolchen Vergleichsobjekten, bei denen eine aus dem Jahre 
1914 ſtammende Friedensmiete vorhanden iſt. Bei den letzteren i 
ſchon ſehr häufig beobachtet worden, daß es nicht die Normalmieten 
waren, welche als Friedensmiete in Betracht kommen, während bei der 
Heranziehung von Objekten für die eine Friedensmiete feſtgeſetzt 
worden iſt, unter allen Umſtänden eine geſchätzte und wiederum auf 
Vergleichsobjekten beruhende Mietsfeſtſetzung vorliegt. Die Entſch. 
iſt alſo der Praxis zur Anwendung dringend zu empfehlen. 
IR. Dr. Fritz Meyer, Frankfurt a. M. 
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düsseldorf. III. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 


Be 138, 135 BGB.; BD. des Preuß. Wohlfahrts- 
S 30. Juni 1925. Ein Abfindungsvertrag für eine 
zelfchnung kaun mit Rückſicht auf die Umſtände des 
e rechtsgültig fein.) 
koch u 
dab fertigstellen mußte und dann beziehen wollte, gekauft. Um die 
Du S 
it er eine Abfindung für ſeine bisherige Wohnung zu erzielen. Er 
beiten JI dem echt, der in Düſſeldorf beſchäftigt war, wahrend 
halt gë amilie noch außerhalb wohnte, einen Vertrag, nach beten In⸗ 
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\ = ` 
Ein 


3 2 
ech von 1500 RM. leiſten und der Kl. als Äquivalent dafür jeine 
ende Wohnung in Düſſeldorf dem Bekl. einräumen und ſich mit 


eren 5 Er 
been lang an den Bekl. einverſtanden erklären ſollte. Die ger 


dad 
falls zu vermindern, daß er ſich für ſeine bisherige Wohnung eben⸗ 
durch eine Abfindung zahlen ließ. Der Kl. hat alſo keineswegs die 
Bäss, Wohnungszwangswirtſchaft gegebene Konjunktur in rück⸗ 


zur au pet ferner, nachdem die Einwilligung der Hauseigentümerin 
äi 
erdi 


preises ich vor, da von dem Gelde der rückſtändige Teil des Kauf⸗ 


i 
tray rung des Wohnungsamts war auch nach der Faſſung des Ver⸗ 
aus; nicht beabſichtigt. Das Wohnungsamt hat dann den Vertrag, 
dean 
D 

Geld es offenbar unterſtellte, daß der Bekl. durch die Hergabe des 


füg möglichen, und jenem dadurch die neuen Räume zur Ver⸗ 

den 8 stellte. Dieſe Auffaſſung des Wohnungsamts widerſprach zwar 

kale Vorſchriften, iſt aber nicht von dem Kl. ſchuldhaft 
Wee 


reich Nun ſoll allerdings durch die Wohnungszwangsvorſchriften er⸗ 
werden, daß die Wohnungsſuchenden in ihren Anſprüchen auf 


„den Vertrag genehmigt hat (Recht 1923, 718). Der Kl. 


En und die Verwertung feiner bisherigen Wohnung entgehen zu 
ſtebend beſonders da er ſelbſt den der Allgemeinheit zur Verfügung 


u 
Vert = durch Schaffung neuer Wohnräume freigemacht hatte. Das 
Greet des Kl. und der von ihm mit dem Behl. abgeſchloſſene Ab⸗ 


Sta E Kl. hat ſich aber auch nicht des Wuchers ſchuldig gemacht. 
5 ſchon nach den obigen Ausführungen die dem Kl. verſprochene 

der Fung nicht im auffälligen Mißverhältnis zu feiner Leistung, 
WW der in feinem Beſitze befindlichen Wohnung, ſo iſt 
Vell och zu berückſichtigen, daß die Wohnung des Kl. gerade für den 
in Düsen beſonderem Werte war, da dieſer wegen ſeiner Beſchäftigung 
wa SC, bisher getrennt von feiner Br wohnen und dafür 
E mußte. 2 

E Een machen mußte. Dadurch war aber anderer 


fuer dn 1. Der Entf. iſt im Ergebnis beizupflichten. Zu unter 
GH wäre allerdings noch geweſen, ob das Fordern einer Ab⸗ 
hebung ſumme nicht gegen den 8 4 Preis TrBO. und nach deren Auf⸗ 
anden durch das Geſetz v. 19. Juli 1926 gegen 8 49a des Abe 
dieß e zum MietSchch. v. 29. Juni 1926 verſtieß. Aber auch 
Soch nterſuchung hätte am Ergebnis nichts geändert, da es nicht 
hält (ei fein kann, daß unter Berückſichtigung der geſamten Ver⸗ 
unan Ne der Kl. weder einen übermäßigen Gewinn erzielt noch eine 
gemeſſene Vergütung beanſprucht hat. 
der oi us der Literatur wäre zu vergleichen die allerdings noch unter 
führ eltung der Preis TrVoO. gemachten, aber noch verwertbaren Aus⸗ 
für ungen von Waſſermann, „Unerlaubte und erlaubte Ablöſung 
und die du und Geſchäftsräume“ („Recht und Handel“, 1926, 514) 
warte“ Ausführungen von Munk und Lilienthal, „Grundſtücks⸗ 
x 1926, 19 und 297. Zum neuen Recht: JW. 1926, 2223 
Naum von Ruth unter III und Waſſermann, „Wucher mit 
Su NA. Dr. Rud. Waſſermann, München. 
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ſeits die wirtſchaftliche Exiſtenz des Bekl. noch nicht gefährdet, ſo daß 
auch eine Notlage, die Kl. hatte ausbeuten können, nicht gegeben war 

Endlich liegt auch kein Verſtoß gegen ein geſetzliches Verbot 
vor, da die Mieterſchutz⸗ und Wohnungsmangelgeſetzgebung ein der⸗ 
artiges Verbot nicht enthält (JW. 1924, 2032). Die vom Bekl. an⸗ 
geführte VO. des Preuß. Wohlfahrtsminiſters v. 30. Juni 1925 (GS. 
1925, 87) insbeſondere erklärt lediglich unter gewiſſen Voraus⸗ 


ſetzungen die Gemeindebehörden für verpflichtet, Wohnungen zu be⸗ 


ſchlagnahmen, ohne ein geſetzliches Verbot ver zugrunde liegenden 
Verträge erlaſſen zu wollen. Die VO. betrifft auch nur den hier nicht 
vorliegenden Fall, daß eine freiwerdende oder freigewordene Wohnung, 
über die dem Verfügungsberechtigten, alſo dem Vermieter, von den 
Gemeindebehörden ein beſonderes Verfügungsrecht eingeräumt war, 
die alſo ohne Mitwirkung des Wohnungsamts vermietet werden 
Konnte, gegen Gewährung oder Vereinbarung beſonderer Vermögens⸗ 
vorteile einem Mietluſtigen überlaſſen iſt oder werden joll. 

(OLE. Düſſeldorf, 1. 3 S., Urt. v. 17. Mai 1926, 1 U 257/25.) 


Mitgeteilt von OLGR. Ephraim, Düſſeldorf. 


Dresden. IV. Straſſachen. 


1. 88 18, 28 Wein G. v. 7. April 1909 in der Faſſung 
v. 1. Febr. 1923 (RG Bl. S. 107). Getränke, die früher als 
„Eierkognak“ vertrieben werden durften, dürfen jetzt 
nicht als „Eierweinbrand“ bezeichnet werden, mögen ſie 
auch neben Ei und Zucker nur echten Weinbrand enthalten. f) 

Der Angekl. hat i. d. J. 1923 —1925 als verantwortlicher Vor⸗ 
ſtand einer Akt®. einen in 100 Raumteilen nur 20 Teile Alkohol ent⸗ 
haltenden Eierlikör aus Eigelb, Weinbrand und Zucker hergeſtellt und 
unter der Bezeichnung „Eierweinbrand“ in den Handel gebracht. Dies iſt 
im Strafverfahren in Betracht gezogen worden als Vergehen nach dem 
Wein. v. 7. April 1909 in der Faſſung des Geſ. v. 1. Febr. 1923, 
und zwar nach deſſen § 28 Nr. 1 und 8 18, ſei es Abſ. 5 (Mangel 
des für Weinbrand vorgeſchriebenen Alkoholgehalts von mindeſtens 38 
Raumteilen), ſei es Abi. 1 Satz 3 (unzuläſſige Bezeichnung eines Oe 
tränks, das nicht nach Art des Kognaks hergeſtellt iſt, mit einer das 
Wort „Weinbrand“ enthaltenden Wortverbindung). Das AG. hat den 
Angekl. aus dem erſten Geſichtspunkte verurteilt, das LG. ihn auf 
ſeine Berufung freigeſprochen, und zwar hinſichtlich des erſten Ge⸗ 
ſichtspunkts, weil ſich das vom Angekl. erzeugte Getränk nicht als 
Weinbrand 1. S. des angezogenen Abſ. 5 darſtelle, und hinſichtlich des 
zweiten Geſichtspunkts, weil das Getränk als Trinkbranntwein, deſſen 
Alkohol ausſchließlich aus Wein gewonnen und der nach Art des 
Kognaks hergeſtellt geweſen fei, mit einer das Wort Wein⸗ 
braud enthaltenden Wortverbindung habe bezeichnet werden dürfen. 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft rügt, es ſei unrichtig, daß 
das Getränk des Angekl. nach Art des Kognals hergeſtellt ſei, nach 
dem Klaren Wortlaute des Geſetzes ſei deshalb die Bezeichnung Eier⸗ 
weinbrand unzuläſſig und der Angekl. wäre daher bei richtiger Rechts⸗ 
anwendung wegen Vergehens nach den 88 18 und 28 Nr. 1 Wein. 
zu beſtrafen geweſen. Die Reviſion iſt begründet. 

Das angefochtene Urteil iſt zu der Annahme, daß das Getränk 
des Angekl. nach Art des Kognaks hergeſtellt geweſen jet, lediglich 
auf Grund einer eigenen Geſetzesauslegung gelangt, die im Wider⸗ 
ſpruch ſteht zu dem Gutachten des gehörten Sachverſtandigen. Dieſer 
hat in ſeinem Gutachten beſtimmt erklärt, daß das Getränk des An⸗ 
gekl. nicht nach Art des Kognaks hergeſtellt jei. Dies erſcheint auch 
allein zutreffend. Im Sinne des Geſetzes muß das Getränk, ſo wie 
es ſich als ſelbſtändiges Ganzes darbietet, mit dem Kognak verglichen 
werden; nicht darf der Vergleich mit dem Kognak nur hinſichtlich 
eines einzelnen Beſtandteils des Getränks (hinſichtlich des darin ent⸗ 
haltenen Weinbrands) erfolgen. 

Hiernach war das Erzeugnis des Angel. ein anderes Ge⸗ 
tränk als Trinkbranntwein, deſſen Alkohol ausſchließlich aus Wein 
gewonnen und der nach Art des Kognaks hergeſtellt tft; 


Zu 1. Das Urteil, welches für die Spirituoſeninduſtrie von 
Bedeutung iſt, bildet einen nicht unintereſſanten Beitrag zu dem Kapitel 
der Redaktionsverſehen des Geſetzgebers, ein Kapitel, deſſen Blatter 
heute viel zahlreicher ſind, wie früher. Die Novelle zum Wein G. 
v. 1. Febr. 1923 iſt keineswegs zu den flüchtig ausgearbeiteten De 
ſetzen zu rechnen, mit denen das deutſche Wirtſchaftsleben ſich wohl 
oder übel abfinden muß, ſie wurde in eingehenden Beſprechungen mit 
Sachverſtändigen beraten und man glaubte in der Tat, daß eine 
Faſſung geglückt ſei, welche Auslegungszweifeln keinen breiten Boden 
biete. Vor dem Erlaß der Novelle war die Bezeichnung „Eierkognak“ 
verbreitet und unbedenklich, ſofern das darunter vertriebene Getränk 
den Anforderungen entsprach, welchen „Kognal““ entſprechen mußte, 
alſo wenn der zur Bereitung benutzte Kognak reines Weindeſtillat 
von mindeſtens 38 Volumprozent Alkohol darſtellte Günther⸗ 
Marſchner, Wein®. S. 254, 255); ohne dieſe Vorausſetzung durfte 
nur von einem Eierkognakverſchnitt geſprochen werden. Nun iſt in 
8 18 Abſ. 1 der neuen Faſſung des WeinG. die Formel gebraucht 
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es durfte alſo nach $18 Abf. 1 Satz 3 nicht, wie geſchehen, mit einer 
das Wort „Weinbrand“ enthaltenden Wortverbindung bezeichnet 
werden. 

Das Geſetz zur Anderung des Wein®., das am 1. Febr. 1923 
in der auf eingehenden Beſprechungen mit den beteiligten Erwerbs⸗ 
kreiſen beruhenden unveränderten Faſſung des Regierungsentwurfs 
erlaſſen und durch das die Vorſchrift im neuen 818 Abſ. 1 Satz 3 
Wein. neu eingeführt worden ift, beruht zwar, wie ſeine Begründung 
erkennen läßt (Verh. des RT. I. Wahlper. 1920 Bd. 376 Anl. zu den 
Sten Ber. Nr. 5428), hauptſüchlich auf der Notwendigkeit, nach 
Art. 275 VV. die Anwendung gewiſſer ausländiſcher Bezeichnungen 
für Weinerzeugniſſe — insbeſondere der Bezeichnung Kognak — 
einzuſchränken. Danach wurde es nunmehr hauptſächlich verboten, 
Getränke, insbeſondere Weinbrand, die nicht nach franzöſiſchem Rechte 
die Bezeichnung Cognac tragen dürfen und nicht noch gewiſſe andere 
Vorausſetzungen erfüllen, als Kognak zu bezeichnen, ſo daß für das 
entſprechende deutſche Erzeugnis ſeitdem nur das Wort Weinbrand 
in Frage kommt. Faßt man nur dieſe Seite des Geſetzes ins Auge 
und erwägt man, daß nach dem früheren Rechtszuſtande die Be⸗ 
zeichnung „Eierkognak“ für ein Getränk wie das des Angekl. er⸗ 
laubt war, jo könnte man glauben, daß ſtatt Eierkognak nunmehr 
„Eierweinbrand“ geſagt werden dürfe. Der Sachverſtändige hat denn 
auch darauf hingewieſen, daß dieſe Bezeichnung von den verſchledenſten 
Geſichtspunkten aus unbedenklich ſei, daß es nicht der Zweck des 
Geſetzes geweſen ſein könne, ſie für das hier fragliche Getränk aus⸗ 
zuſchließen, und daß ihre Zulaſſung geradezu ſehr erwünſcht ſei. Das 
alles kann jedoch angeſichts der neu eingeführten Beſtimmung in 
9,18 Abſ. 1 Satz 3 Wein. nicht dazu führen, die Bezeichnung auf 
Grund des beſtehenden Geſetzes für zuläſſig zu erklären. Es erſcheint 
unmöglich, die begrifflichen Merkmale der gegenüber dem Wortlaute 
des Geſetzes für zuläſſig zu erachtenden Ausnahmen zu beſtimmen. 
Insbeſondere beſteht kein Anhalt dafür, daß das Geſetz beim Ge⸗ 
brauche des Wortes „Getränke“, wie im Gutachten ausgeführt iſt, nur 
Getränke der von ihm vorher bezeichneten Art (die früher 
gewöhnlich ſchlechthin „Kognak“ oder „Kognakverſchnitt“ genannten 
Erzeugniſſe) im Auge gehabt hätte. Wäre letzteres der Fall geweſen, 
ſo würde das Geſetz insbeſondere, ſtatt das neue Wort „Getränke“ 
zu wählen, das vorher von ihm gebrauchte Wort „Trinkbranntwein“ 
wiederholt haben. Der umfaſſende Ausdruck „Getränke“ iſt augen⸗ 
ſcheinlich gewählt worden, um zur Sicherung des Verkehrs mit Wein⸗ 
traubenbranntwein zu Trinkzwecken alle Erzeugniſſe zu trefſen, die 
in dieſer Hinſicht bei Verwendung des Wortes „Weinbrand“ eine Täu⸗ 
ſchung der Abnehmer möglich machen oder erleichtern könnten. Unter⸗ 
dieſem Geſichtspunkte können auch Miſchungen wie die des Angekl. 
begriffen werden, zumal da annehmbar die Prüfung eines Getränks 
auf ſeinen Weinbrandgehalt im einzelnen Falle dadurch erſchwert ſein 
kann, daß ſeine Zuſammenſetzung vom normalen Weinbrand abweicht. 
Mag auch die Bezeichnung von Erzeugniſſen, wie das des Angekl. 
als Eierweinbrand, im allgemeinen für den Verkehr als unbedenklich 
erſcheinen, ſo beſteht doch in jedem Falle das eine Bedenken (das auch 
zu verſchiedener Sachauffaſſung im gegenwärtigen Verfahren geführt 
hat), daß Abnehmer des Getränkes auf Grund der Bezeichnung „Eier⸗ 
weinbrand“ annehmen können, das Getränk enthalte wie jeder Wein⸗ 
brand mindeſtens 38 Raumteile Alkohol. In einem vom Angekl. 
in Abſchrift überreichten Aufſatze des Prof. Dr. Juckenack, Prä⸗ 
ſidenten der Staatlichen Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsanſtalt Berlin, 
über die Frage: Iſt die Verwendung der Bezeichnungen Eierwein⸗ 
brand und Eierkognak zur Zeit noch zuläſſig? ift dargelegt: Nach 
dem Wortlaute des Geſ. v. 1. Febr. 1923 ſei die Bezeichnung Eier⸗ 
weinbrand unzuläſſig. Bei der Wahl dieſes Wortlauts ſei aber offen⸗ 
bar vergeſſen worden, für Erzeugniſſe wie den aus Eiern, Weinbrand 
und Zucker beſtehenden Eierlikör eine Ausnahme zu machen. Die 
Bezeichnung als Eierweinbrand ſei vom Standpunkte der Nahrungs⸗ 
mittelüberwachung aus unbedenklich. Es ſei anzunehmen, daß der 
Geſetzgeber bei einer ſich bietenden Gelegenheit eine Ausnahmebeſtim⸗ 
mung für Eierweinbrand bringen werde. Auch dieſer Aufſatz kann 
nicht dazu führen, die Bezeichnung „Eierweinbrand“ nach dem jetzt 


nach Art des Kognak“ hergeſtellt; damit ſollte gejagt werden, 
daß als Weinbrand nur ſolche Trinkbranntweine bezeichnet werden 
dürfen, die nach Art der urſprünglichen franzöſiſchen 
Kognaks hergeſtellt find. In Frankreich gibt und gab es kein 
Getränk, das als „Kognak“ bezeichnet werden durfte, aber ſub⸗ 
ſtanziell dem früher unter der Bezeichnung „Eierkognak“ in Deutſch⸗ 
land verkauften ähnlich var. Die Wortinterpretation des 818 
Abſ. 1 Satz 3 führt daher allerdings zu dem von dem OLG. an- 
genommenen Ergebnis, denn es iſt ganz zutreffend, daß es auf das 
Getränk als Ganzes ankommt. Andererſeits beſtand und beſteht 
aber kein Intereſſe daran, die Herſtellung eines „Eierweinbrand“ 
genannten Getränks dadurch unmöglich zu machen, daß man dieſe Ve⸗ 
zeichnung unterſagt, dies gibt auch das OLG. hier in übereinſtim⸗ 
mung mit einem Fachmann wie Juckenack zu, der ſtets den 
ſtrengſten Standpunkt vertritt. Es entſteht daher die Frage, ob nicht 
auch ohne Anderung des Geſetzes ein anderes Ergebnis der Auslegung 
ſich rechtfertigen ließe? Dies muß indeſſen auch unter dem Stand⸗ 


Rechtſprechung ed? Bmiftifche Wochenſchrit. 
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geltenden Geſetze für zuläſſig anzuſehen. Vielmehr kann, ſoweit As 
ein Mangel beſtehen ſollte, dieſem nur durch eine Anderung des 
ſetzes abgeholfen werden. 6.) 

(DL. Dresden, 2. StrS., Urt. v. 27. Juli 1926, 2 O St 88/6. 
Mitgeteilt von Eet. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
Länder. 
Oberverwaltungsgerichte. 
Bayern. 
Bayeriſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von OStA. Klee, München. 


d 

1. Art. 141, 136 Abſ. 4 NBerf. Zur Frage der 91, 
laſſung einer Religionsgeſellſchaft zur Krankenhaus ſe 
ſorge auf Grund der Reichsverfaſſung. 

Art. 141 RVerf. legt den Verwaltungen der öffentlichen Kranken 
häuſer die Verpflichtung auf, einerfeit3 die Religionsgeſellſchaften E 
Vornahme religiöſer Handlungen in den Krankenhäuſern zuzu Ber 
ſoweit das Bedürfnis nach Gottesdienſt und Seelſorge in den Kran d 
häuſern befteht, andererſeits aber jeden Zwang zur Teilnahme an d 
Religionsübungen von den Kranken fernzuhalten. Die Zulaſſung ben 
Religionsgeſellſchaften zur Vornahme religiöſer Handlungen it en 
Krankenhäuſern iſt alſo davon abhängig gemacht, ob und in weich 
Maße das Bedürfnis nach Gottesdienſt und Seelſorge bei den Krank we 
beſteht. Die Würdigung dieſer Frage kommt zunächſt dem Uni 
nehmer des öffentlichen Krankenhauſes zu, der die Verwaltung füt 
und für den Anſtaltsbetrieb verantwortlich iſt und demgemäß auch NT 
die Zulaſſung der Religionsgeſellſchaften zu befinden hat. Die ge 
faſſungsrechtliche Beſtimmung des Art. 141 bietet keinen Anhalt 
die Annahme, daß das Recht des Eigentümers des öffentli 
Krankenhauſes über das Krankenhaus, ſeine Einrichtung, ſeine 
nutzung und ſeinen Betrieb zu beſtimmen, bei der Prüfung der Saen 
des Bedürfniſſes nach Gottesdienſt und Seelſorge in feiner Anſt 
ausgeſchloſſen und die Prüfung dieſer Frage einer anderen Stelle 
tragen fein ſoll (ſiehe Gieſe, RVerf., 7. Aufl. S. 370/71; 
ſchütz, RVerf., 4. Aufl. S. 372). , H 

Nachdem das Krankenhaus in S. eine ſtädtiſche Anſtalt ist, ung 
das Recht des Stadtrats S., die für die Zulaſſung einer Religio 
geſellſchaft zur Krankenhausſeelſorge maßgebende Vorfrage des vw 
dürfniſſes ſelbſtändig zu prüfen, anerkannt werden. Bei der Zuel 
dieſes Rechtes kann jedoch der Stadtrat nicht nach ſeinem freien der 
meſſen handeln, er hat vielmehr die Schranken zu beachten, die in vs 
Mäert, ſelbſt zum Schutze der freien Religionsübung errichtet ke A 
Das Bedürfnis der Kranken nach Gottesdienſt und Seelſorge iſt N 
Art. 141 RVerf. die Vorausſetzung für die Zulaſſung der Religion 
geſellſchaft; die Stadt als Eigentümerin eines öffentlichen Kran gen, 
hauſes iſt verfaſſungsgeſetzlich gebunden, die Zulaſſung auszuſprech en 
wenn die Vorausſetzung hierfür erfüllt A. Der verfaſſungsrechtlich 
Verpflichtung der Stadt, die Religionsgeſellſchaft zuzulaſſen, Le 
gegenüber das verfaſſungsmäßige Recht der Religionsgeſellſchaft ern 
die Zulaſſung in der Anftalt zur Vornahme religiöſer Handlung 
Die Feſtlegung eines ſolchen Rechtes der Religionsgeſellſchaften in 
NVerf. kann nur den Zweck haben, das freie Ermeſſen der e 
tümer der öffentlichen Krankenhäufer auf dem Gebiete der Kran ai 
hausſeelſorge zu beſchränken; Erwägungen des Verwaltungsermeſſe 
haben daher bei der Erteilung der Zulaſſungserlaubnis ebenſo au 
zuſcheiden wie bei der Vorfrage des Bedürfniſſes. 10 - 

Der Stadtrat gelangte zu der Anſchauung, daß ein Bedürft 
nach Seelſorge und Gottesdienſt beſtehe, indem er die Anordnung tra 
daß dem Wunſche von Krankenhausinſaſſen nach einem Geiſtlichen d 
entſprechen ſei; er hat aber das Geſuch des ev.⸗luth. Pfarramts, 
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punkt moderniſtiſcher Rechtsauslegung verneint werden, der Richte. 
ban ſich über den Geſetzestext nicht hinwegſetzen, und hierauf „ 7 
es hinauskommen, wenn man die Bezeichnung für einen Trinkbrann 

wein zulaſſen wollte, der als „Weinbrand“ angeprieſen wird, feine 

Ganzen nach aber nicht nach der Art des Kognak hergeſtellt wird. ” 
Spirituofeninduftrie, welche auf die Herftellung dieſes Trinkbrann 
weins nicht verzichten will, bleibt ſonach vorab nur übrig, basle 
unter einer Phantaſiebezeichnung zu verkaufen, welche dem Sot, 
möglichſt deutlich erkennbar macht, um was es ſich handelt. Ob er nt 
Abänderung des Geſetzes in dieſem Punkte zu erwarten ift, erſche n 
ſehr fraglich, jedenfalls wird es nicht leicht ſein, den Widerſtand geg i 
den Erlaß einer Novelle in den Regierungskreiſen zu überwinde d 
Selbſtverſtändlich würde die Verpflichtung, welche Deutſchland in SÉ 
DB. hinſichtlich der Bezeichnung der franzöſiſchen Spirituoſen 7 
nommen hat, durch die Zulaſſung der Bezeichnung „Eierweinbra 


nicht berührt werden. 
AIR. Dr. Fuld, Mainz. 


Rechtſprechung 2551 


Hi um. 
Vie Beſuch der Kranken durch einen Seelſorger und die Ab⸗ 
be gc von Bibelſtunden im Krankenhauſe zu genehmigen, abſchlägig 
SP Ka und jede religiöſe Beeinfluſſung der Kranken unterjagt. Der 
buet t will alſo nicht dulden, daß Geiſtliche der ev.⸗lutheriſchen und 
heitlichen Kirche in S. in das ſtäͤdtiſche Krankenhaus kommen, um 
in d Troſt und religiöſe Erbauung den Kranken ihrer Konfeſſion 
dem Bein und zu ſpenden, die nicht den ausdrücklichen Wunſch nach 
von d ſuche des Geiſtlichen ausgeſprochen haben; er iſt offenſichtlich 
Titten uſchauung geleitet, daß das von ihm erlaſſene Verbot der 
ane Beeinfluſſung der Kranken der Fernhaltung unſtatthaften 
; E diene und dem Bedürfniſſe nach Gottesdienſt und Seelſorge 
verpalt tiſchen Krankenhauſe genügt ſei, wenn die Krankenhaus⸗ 
geiſtli ung das ausdrücklich geäußerte Verlangen eines Kranken nach 
chem Zuſpruch und Troſt erfülle. 

Bon ZE 141 gert, ſchreibt für die Anſtaltsſeelſorge in Wieder⸗ 
1 80 des in Art. 136 Abſ. 4 ausgeſprochenen Grundſatzes vor, daß 
Bee, Zulaſſung der Religionsgeſellſchaften zur Vornahme religiöſer 
üt, E in öffentlichen Krankenhäuſern jeder Zwang fernzuhalten 
Im er Stadtrat hat daher darüber zu wachen, daß von keiner Seite, 
b ne: weder von dem Verwaltungs⸗ und Pflegeperſonal noch 
nun KE Geiſtlichen der zugelaſſenen Religionsgeſellſchaften Anord⸗ 
ihnen n und Maßnahmen getroffen werden, durch die Kranke gegen 
werden illen zur Teilnahme an religiöſen Verauſtaltungen gezwungen 
Den, Die Verhinderung eines derartigen verfaſſungswidrigen 
über iges iſt Aufgabe des Stadtrates; aus dieſer Aufgabe kann er 
ge. Tür fich nicht die Befugnis ableiten, die Geiſtlichen der zu⸗ 
ſenen Religionsgeſellſchaften, die das verfaſſungsrechtliche Verbot 
und Pilickder achten, in der Ausübung ihrer ſeelſorgerlichen Rechte 
Hinder lichten gegenüber den Mitgliedern ihrer Religionsgeſellſchaft zu 
mia, Zu dieſen ſeelſorgerlichen Rechten und Pflichten gehört die 
Banz ie Beeinfluſſung der Kirchenmitglieder; ſie iſt erlaubte Reli⸗ 
wenn übung und kann keiner Religionsgeſellſchaft unterſagt werden, 
Reli ſie hierbei nicht gegen das Geſetz verſtößt. Solange daher eine 
Mütdionsgeſellſchaft bei Ausübung der Krankenhausſeelſorge für ihre 
und lieder ſich nicht geſetzlich unſtatthafter Formen und Mittel bedient 
Freihelsbeſondere nicht durch Anwendung unerlaubten Zwanges die 
das zeit des Glaubens und Gewiſſens verletzt, hat der Stadtrat nicht 
haften t, unter Berufung auf ſeine Pflicht der Fernhaltung unſtatt⸗ 
fin: Zwanges von den Kranken die Religionsgeſellſchaft in der 

gionsausübung zu ſtören (Art. 135 u. 137 NRerf.). 
Ba dieſen Darlegungen ergibt ſich, daß der Stadtrat bei der 
ſugt ung des Bedürfniſſes nach Gottesdienſt und Seelſorge nicht be⸗ 
v.l die Ausübung des geistlichen Berufs im Krankenhaus durch 
iden chriſtlichen Religionsgeſellſchaften durch ein allgemeines Ver⸗ 
fan religiöſen Beeinfluſſung aller, geiſtlichen Zuſpruch nicht aus⸗ 
rä ch verlangenden Kranken zu beicjränken. Er hat lediglich zu 
geed D nach der Zahl ber Kranken und nach ihrer Religions⸗ 
zur 9 tigkeit ein Bedürfnis dafür beſteht, daß eine Religionsgeſellſchaft 
lahun ornahme religiöſer Handlungen zugelaſſen wird; er hat nach Be⸗ 
und H dieſer Frage die äußeren Formen, unter denen ſich Gottesdienſt 
Wës eelſorge im Krankenhaufe zu vollziehen haben (regelmäßige Ber 
mol außerordentliche Beſuche, Zeit und Art ſowie Ankündigung 
ZC ſer Veranſtaltungen u. dgl.), nach Benehmen mit der Religions⸗ 
Gd zu regeln und hierbei die etwa gebotenen Maßnahmen zur 
5 kung eines unzuläſſigen Zwanges zu treffen. Dagegen haben bei 
Kai der Frage des Bedürfniſſes durch den Stadtrat alle 
ien Erwägungen auszuſcheiden, die nicht in der Aufgabe des 
und Sir Ordnungswidrigkeiten im Anſtaltsbetriebe zu verhindern 
haben. zuläſſigen Zwang von den Kranken fernzuhalten, ihren Grund 
Jett, Der Stadtrat Kann ſonach feine Beſchlüſſe über die Krankenhaus⸗ 
jeden die nicht damit begründen, daß e zur Erfüllung feiner Pflicht, 
notwendrzuläſſigen Zwang von den Krankenhausinſaſſen fernzuhalten, 
fie —. ſind; ebenſowenig vermag aber anerkannt zu werden, daß 
Ge wirklichen Bedürfniſſe nach Gottesdienſt und Seelſorge im 
dürfnis a Krankenhauſe genügend Rechnung tragen. Ein ſolches Be⸗ 
ander iſt nicht nur dann vorhanden, wenn von dem einen oder dem 
890 Krankenhausinſaſſen das Verlangen nach geiſtlichem Zuſpruch 
anlrochen wird; das Bedürfnis beſteht auch dann, wenn es von 
(es zen nur gefühlt wird, ohne in Worten zum Ausdruck gebracht zu 
nicht A und es kann ſogar dann beſtehen, wenn es von dem Kranken 
Dë E als eigenes gegenwärtiges Bedürfnis empfunden wird. 
Not GES Schwerkranke, der auf feinem Krankenbette feine ſeeliſche 
wird rkannt hat und zur Entgegennahme geiſtlichen Troſtes bereit it, 
nach Së rechten Zeit aus eigenem Antriebe den ausdrücklichen Wunsch 
Schiperkn Beſuche des Seelſorgers ausſprechen, und viele unheilbare 
nicht 95 ranke unterlaſſen den Ruf nach geiſtlichem Zuſpruche, weil fie 
Sec, Nähe des Todes fühlen. Es iſt chriſtlicher Brauch, daß der 
die EE einer Gemeinde ſich nicht nur um die Glieder annimmt, 
eine Hilfe ausdrücklich verlangen, ſondern um alle Gemeinde⸗ 


glieder, die ſeiner Hilfe bedürfen. Die Krankenhausinſaſſen dürfen 
daher mit Recht die Darbietung feelforgerlicher Hilfe und religiöſer 
Erbauung im Krankenhauſe auch dann erwarten, wenn ſie nicht aus⸗ 
drücklich das Verlangen hiernach ſtellen. Dieſe tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe müſſen bei der Abmeſſung des Bedürfniſſes nach Gottesdienſt und 
Seelſorge in den Krankenhäuſern berückſichtigt werden. Da der Stadt⸗ 
rat S. die Grenzen des Bedürfniſſes zu eng bemeſſen und dadurch dem 
Art. 141 RVerf. zuwidergehandelt hat, hat er die ſeinem Selbſtverwal⸗ 
tungsrecht gezogene Grenze überſchritten; das ſtaatsaufſichtliche Ein⸗ 
greifen der vorgeſetzten Regierung, Kammer des Inneren, war daher 
nach Art. 13 Abſ. 2 SGG. gerechtfertigt. 
(Baydarm6H., 1. Sen., Entſch. v. 14. Juli 1926, Nr. 142/25.) 


Thüringen. 
Thüringiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von OVGR. Dr. Knauth, Jena. 


1. „Verunſtaltung“ des Straßenbildes trotz Ver⸗ 
beſſerung des beſtehenden baulichen Zuſtands. 

Dem Projekt, auf einer Bauſtelle, die in einer ſonſt geſchloſſen 
mit drei⸗ und viergeſchoſſigen Häuſern bebauten Straßenfront eine 
Lücke bildet, einen einſtöckigen Verkaufspavillon zu errichten, war 
die baupolizeiliche Genehmigung verjagt worden, weil bei einer 
ſolchen Ausfüllung der Baulücke das Straßenbild verunſtaltet werden 
würde. Dieſe Entſcheidung wurde vom Geſuchſteller mit der Begrün⸗ 
dung angefochten, daß von einer Verunſtaltung durch den projek⸗ 
tierten Bau nicht die Rede ſein könne, vielmehr durch den Bau das 
Straßenbild ſogar verbeſſert werden würde, da auf der Bauſtelle ein 
unſchöner Bretterſchuppen ſtehe, der durch den gefällig wirkenden 
Pavillon erſetzt werden ſolle. Die Anfechtung blieb ohne Erfolg. In 
dem abweiſenden Urteile heißt es: Daß auch nach Errichtung des von 
der Klägerin geplanten Ausſtellungspavillons die Südſeite der Z.⸗ 
Straße ein ſehr unſchönes Bild darbieten würde, weil nämlich die 
Brandmauer des benachbarten viergeſchoſſigen Hauſes oberhalb des 
nur eingeſchoſſigen Pavillons ſichtbar, überdies der Blick auf die 
Hintergebaude des Baublocks bejtehen bliebe, ſei ſicher. Demgegenüber 
ſei es rechtlich belanglos, wenn dadurch, daß an die Stelle des jetzt 
vorhandenen braun geſtrichenen Bretterſchuppens der gefällig ge⸗ 
ſtaltete Pavillon geſetzt werde, das Straßenbild nicht verſchlechtert, 
verunſtaltet, ſondern verbeſſert werde. Denn wolle man ſich ein 
Urteil darüber bilden, ob ein geplanter Bau verunſtaltend wirken 
würde, ſo dürfe zum Vergleich nicht das Bild herangezogen werden, 
welches das noch unbebaule oder nur vorläufig, widerruflich, bebaute 
Grundſtück biete, ſondern, wenn auch nicht eine äſthetiſch ideale, ſo 
doch eine ſolche Bebauung, die nach den gegebenen räumlichen und 
perſönlichen Verhältniſſen möglich wäre und äſthetiſch befriedigender 
ſein würde als die geplante. Sonſt würde, wie im vorliegenden, in 
ſehr vielen anderen Fällen, in denen das äſthetiſche Empfinden heftig 
gegen die geplante Bebauung reagiert, eine Verunſtaltung nicht feſtzu⸗ 
ſtellen fein, wenn nur irgendeine Verbeſſerung des bisherigen rohen, 
unfertigen Zuſtandes in äſthetiſcher Hinſicht feſtzuſtellen ſei. Das ſei 
aber nicht der Sinn des Verunſtaltungsverbots. — Vergleiche man 
im vorliegenden Falle, wie es hiernach geſchehen müſſe, die geplante 
Errichtung des Pavillons mit der eines in Höhe und Stil den anderen 
Häufern an der Südſeite der Z.⸗Straße angepaßten Gebäudes, durch 
das namentlich die hohe Brandmauer und das Hintergebaude dem 
Blick entzogen würde, ſo ſei eine Verunſtaltung zu bejahen. 

(Thür G., Urt. v. 10. Febr. 1926, A 24/25.) 


Die Zeilerſchen Umwertungszahlen. 


9 Wohlſtands⸗ 
buchte Gelbwertzahlen Aubin KE EEN 
Juni 1926 1,405 Bill. 62,5 % 878 Milld. 
en R 125 D 62,5% a D 
ugu fb D ` 2 „ 
September 1,420 „ 64,0 % 909 „ 


Die früheren Zahlen ſiehe in den „Zeilerſchen Umwertungs⸗ 
zahlen“, 3. Aufl., bei Muth in Stuttgart. 


Berichtigung, 


In JW. 1926 S. 2320 linke Spalte muß es ſtatt „Hanſeatiſches 
VG.“ heißen „Oamburgiſches VG.“ Die Entſcheidungen ſind vom 
Landgerichtsdirektor Dr. Krüß berichtet worden. 
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DU 
Juriſtiſche Wochenſchriſe 


Schrifttum der Staats⸗ und Kechtsphiloſophie. 
1925 — Okt. 1926. 
Mitgeteilt von Bibliothekar beim Reichsgericht Dr. Martin Kreplin. 


I. Syſtematiſche Darſtellungen. 


Alloggio, Sabino. Le nuove teorie del diritto Milano. Albrighi e Segati 
8. a. (280 8.) 

Binder, Julius. Philoſophie des Rechts. Berlin, Stilke 1925. (LIM, 
1063 S.) 30,—. Geb. 36,—. 
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— über die Zuſammenhänge zwiſchen Soziologie u. Rechtswiſſenſchaft 
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Foulke, Roland R., The Philosophy of law. Philadelphia, Winston 1925. 
(IX, 102 S.) 

Givanovitſch, Thomas. Die Konſtruktion einer neuen rechtsphilo⸗ 
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Hobbes, Thomas. Naturrecht und allgemeines Staatsrecht in den 
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Kelſen, Hans. Allgemeine Staatslehre. (Enzyklovädie d. Rechts⸗ u. 
Staatswiſſenſchaften, Abt. Rechtswiſſ. 23.) Berlin, Springer 1925. 
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Salomon, Max. Grundlegung zur Rechtsphiloſophie. 2. überarb. 
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Seiß, H. Das Weſen der Geſellſchaft und des Staates. Grundriß einer 
neuen Geſellſchafts⸗, Rechts- u. Staatsphiloſophie. (Archiv für Rechts⸗ 
u. Wirtſchaftsphiloſophie, Beitr. 19.) Berlin⸗Grunewald, Rothſchild 
1926. (XIX, 91 S.) 5,60. 

Stammler, Rudolf. Praktilum der Rechtsphiloſophie. Zum akademi⸗ 
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e 13,—. 

Vering, Carl. Platons Staat. Der Staat der königlichen Weiſen. 
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II. Monographien. 
1. Rechts prinzipienlehre. 


Astur i, Francesco. Diritto e politica in B. Spinoza. Riv. internaz. di filo- 
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Pag ano, Antonin. I criteri differenziali della filosofia del diritto e d 
dogmatica giuridica. Riv. internaz. di filosof io del diritto, 1926, 535. Pr 
Paz, Eurique Martinez. Influencia de Kant sobre la filosofia juridica € 
temporanea. Cärdoba (R. A.) cubas Madueno 1925. (13 5.) 
Pergolesi, Ferruccio. Diritto pubblico e filosofia del diritto. Città d 
tello Un. Arti Grafiche 1925. (32 8.) 
Pitamic. Leonidas. Les deformations du raisonnement, sources defend 
dans les theories de I’ Etat. Internat. Ztschr. f. Theorie d. Rechts 1926, 47 ip. 
Riaza, Roman. La Escuela espaüola de Derecho natural. Zaragoza, 
»La Acad&mica« 1925. (16 S.) joe 
Rodriguez, Alberto J. De Kant a Stammler. La Plata, Revista »Sagitar 
1925. (22 8.) WW 
Ros m in i, Antonio. II principio del diritto. A cura di Michele Barillari. ! 
rino, Paravia 1925. f 
Salsmans, J. Droit et morale. Bruges, Beyaert 1925. (237 8.) 4 die 
Scaduto, Gioacchino. Sul identificazione dei principi generali di 
ritto. Perugia 1926 Guerra (40 8.) ho- 
Siches, Luis Recasens. II concetto di diritto subiettivo innanzi alla * 
sofia giuridica. Riv. internaz. di filosofia del diritto, 1926, 473,501. abe 
Stammler, Rudolf. Rechts⸗ u. Staatstheorien der Neuzeit. gll, 
zu Vorleſungen. 2., verm. u. verb. Aufl. Berlin u. L., de Gr 
1925. (III, 116 S.) Lw. 4,50. DÉI 
Stern, Jacques. Der Univerſalgedanke im Recht. Berlin, Ph 
Verlag 1926. (25 S.) 1,50. der 
Swoboda, Ernſt. Das allgemeine bürgerl. Geſetzbuch im Lichte e? 
Lehren Kants. Eine Unterſuchung d. philoſ. Grundlagen d. on 
bürgerl. Rechts. ... Graz, Mofer 1926. (318 S.) 18.—. mi 
Tatarin⸗Tarnheyden, Edgar. Staat und Recht in ihrem ett 
lichen Verhältnis. Feſtgabe für Rud. Stammler zum 70. Gebur 
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tage. Berlin, Gruyter 1926, 477/548. 


az 


iC 


urs 
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W A 
Ronsin, Albert. Traité de droit naturel. T. II. L’ordre humain. Paris 
Re 8 Spes 1925. (577 S.) . 
ac Alfred. Die geſellſchafts⸗wiſſenſchaſtlichen Grundlagen der 
EP errechtstheorie. ArchgPhiloſ., 1925, 413/81. 
ole Paul. Hegels Geſellſchaftsbegriff u. ſeine geſchichtliche Fort⸗ 
Studien durch Lorenz, Stein. Marx. Engels u. Laſſalle. (ont 
"we ien, Erg. H. Nr. 59) Berlin, Pan⸗Verlag 1925. 
Ker Friedrich. Das Geſetz der Macht. Wien, Springer 1926. 
D E „562 S) 27,—. 
10 If. Karl. Das Ende rechtlicher Geltung. Ein Beitrag zur Rechts⸗ 
gik. ArchRPhiloſ., 1926, 243/68. 


2. Rechtswertlehre. 


St 
Kiss, Julius. Die Gerechtigkeit als Lebensprinzip des Staates. 
. hriften z. polit. Bildung, R. 2, H. 3.) (Friedr. Manns Padagog. 
Bea Dënn 9.1088) Langensalza, Bever 1926, es Si Le 
di te, Pietro. Ordini liberi e forze conservative. Rivista internazionale 
We del diritto 1925, 1/6. 
Rudolf Fritz van. Das Problem der richtigen Politik. Feſtgabe für 
äech Sammler. S. 71/104. e k 
bro ni, Cipriano. La concezione mistica del diritto. Grosseto, Tip. Om- 
Do pe 1925. (13 8.) 
Sin, Alexander Graf zu. Der neueſte Strafgeſetzentwurf im Lichte 
bonatfrichtigen Rechts“. Feſtgabe für Rudolf Stammler. ©. 255/79. 
chi di, Benvenuto. II primo precetto del diritto „vivere con onestà . Ar- 
Em dle giuridico 1926, 157,89. 
wi Karl Auguſt. über die Idee (das regulative Prinzip). Feſtgabe 
Fern, Fudolf Stam mfer. Berlin, Oger 1926. S. 31/70. 
GN urico. Scuola criminale positive e filosofia idealista. Milano, Val- 
. 1925. (14 80 
N app. Gregor von. Machiavelli e Machiavellismo. Rivista inter- 
ara zionale di filosofia del diritto 1925, 7/23. 
die Carlo. II concetto die responsabilita. Riv. internaz. di fllosolia del 
— Vito 1926, 71/97. 
28 unzione pratica ed ideale della giurisprudenza in relazione alla ge- 
Ge e 9 etico psicologici del singolo giudicato. Archivio giaridico 
» 00/84, 
delfen, ©. Die Rechts⸗ u. Staatsphiloſophie des bolſchewiſtiſchen 
billemunismus. ArchNPnilof., 1926, 3/26. 
en Kurt. Verwirklichung des Geiſtes im Staat. Beitrage zu 
Gen Syſtem des logokrat. Aktivismus. Leipzig, Oldenburg 1925. 
110 S) 8—. Lw. 10,—. 
ppel, Ernſt v. über die Notwendigkeit einer metaphyſiſchen Grund⸗ 
ang ber Rechtatheorie Die Tatwelt, 1926, H. 4/6, 41/9. 
1 1 J. Der Bolſchewismus und die Kriſe des modernen Rechts⸗ 
Lo penbtjeing, ArchRPhiloſ., 1926, 26/44. 
fe Eugen. Bemerkungen zur Lehre vom 
Jucbhilof, 1925, 476/8. 
SH Erich Eigen u. Erbe. Über die „außerpoſitiven“ Grundlagen 
Lat: Privateigentums. ArchRPhiloſ., 1926, 533/66. 
e inger, Franz. Menſchliches Freiheitsbewußtſein. (Philoſophie u. 
Kr renzwiſſenſchaften, 1, 6.) Junsbruck, Rauch 1926. 3,40. 
aft, Julius. Die philoſophiſchen Grundlagen der Kriminalpolitik. 
dend, Rothſchild 1925. (80 S.) ArchRPhiloſ., 1925, 192 


r Herbert. Gedanken über Staatsethos im internat. Verkehr. 
schriften d. Königsberger gelehrten Geſellſch. Geiſteswiſſenſchaftl. 
Korlafle, 30.2 9.3 K. 44/00. „ 

BEER Albert. Personalitä. Rivista intern. di filosofia del diritto 1925, 

and bol, Gerhard. Die Gleichheit vor dem Geſetz. Eine Studie 

El rechtsvergleichender u. rechtsphiloſophiſcher Grundlage. (Offentlich⸗ 
mtchttiche Aobandlungen 5.6) Berlin, Siebmann 193. (16! &) 5,50. 

Ser’ K. H. Die Freiheitsidee als Rechtsprinzip. Arch. f. Pol. u. 
Maleſch, 1926, 251/9. 

ea, Mariano. II problema dei rapport! tra morale e politica. Riv. 
W Zeta, di filosofia del diritto, 1926, 506/19. 

et Re Martin. Die fittlihe Bedeutung des Staates. Logos, 
Morandi, Rodolfo. I Principii metafisici della teoria hegeliana dello stato. 

Rivista intern. di filosofia del diritto 1925, 188/210. 


„richtigen Recht“. Arch⸗ 


H 
Rickert, Heinrich. über idealiſtiſche Politik als Wiſſenſchaft. Die Aka⸗ 


Demi 
Rufe, 1926, H. 4. 


ini, Francesco. Diritti di libertä, Torino, Piero Gobetti 1926. 
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Salomon, Mar. Die „Überwindung“ des Perſonalismus und Trans⸗ 
perſonalismus bei Max Ernſt Mayer. ArchgPhiloſ, 1925, 431/46. 

Sauer, Wilhelm. Das herrenloſe Grundſtück. Eine Unterſuchung zu 
8928 BOB. mit rechtsphiloſophiſchen Perſpektiven. ArhRBhiloi., 
1925. 469/76. 

Solari, Givele. Scienza e metafisica del diritto in Kant. 
filosofia del diritto, 1926, 502,5. 

Staffel. Recht und Weltanſchauung. Gruchots Beiträge, 1925, 1/10. 

Stammler, Rudolf. Die Lehre vom richtigen Rechte. (2.) neu bearb. 
1 Buchhandl. des Waiſenhauſes 1926. (380 S.) 16.—. 
Geh, 18,—. 

Sztern, M. Zur Frage der Vereinbarkeit von Willensunfreiheit u. 
Verantwortlichkeit. Kant⸗Studien, 1926, 352/60. 

— Willensfreiheit u. Sinn d. Strafens. Neue Schweizer Rſ., 1926, 655/ 0 

Tripiccione, Luigi. L'equita nel diritto. Rivista intern. di fflosofia del 
diritto 1925, 24, 48. 


Riv. internaz. d 


3, Rechtserkenninislehre. 


Bode. Gefek oder Rechtsgefühl als Grundlage des Richterſpruches? 
riicht Z., 1925, 14/54. 

David, Alfons. Das 
(41 S.) 1.50. 

Ehrlich, Eugen. Die juriſtiſche Logik. 2. Aufl. Tübingen, Mohr 1925. 
(VII, 337 S.) Hlw. 13.—. 
Fuchs. Verhältnis der Freirechtslehre zum 
Rechtsdenken. Die Juſtiz, 1926, 349/63. 
Ganeff, Venelin. Sintesi scientifica e sintesi gluridica. Riv. internaz. di 
filosofia del diritto 1926, 1/9. 

Haff, Karl. Die Bedeutung der Rechtspſychologie für die moderne 
Rechtspfindung. ArchRPhiloſ., 1925, 133/42. 

Hofacker, W. Fiktionen im Recht. Annalen d. Philos., 1925, 475/84. 

Kantorowicez, Hermann. Aus der Vorgeſchichte der Freirechtslehre. 
(Rechtsgeſchichtliche Studien, H. 2.) Mannheim, Bensheimer 1925. 
(40 S.) 2.—. 


Präjudiz. Mannheim, Bensheimer 1925, 


deutſchen u. ausländiſchen 


Klein, Peter. Das Nachlaſſen des Rechtsgefühls. AchRPhilof., 
1926, 599/610. 
Lipmann, Otto. Grundriß der Pſychologie für Juriſten. M. einem 


Vorwort von Franz v. Liſzt. A veränd. u. verm. Aufl. Leipzig, 
Barth 1925. (VI, 139 S.) 6.—. 

Mazzarella, Giuseppe. La concezione etnologiga della legislazione. Riv. 
internaz. di filosotla del diritte, 1926, 520. 

Merkel, Adolf. Juſtizirrtum u. Rechtswahrheit. 8StW., 1925, 452/65. 

Page, Henri de. De l’Interpretation des lois. Contribution à la recherche 
d'une methode positive et theories en presence. T. 1/2, Bruxelles, Paris, 
libr. des Sciences juridiques, 1925. 

Pound, Roscoe. Soziologiſche Jurisprudenz in Amerika. 
für Soziologie, 1925, 88/100. 

Renard, Georges. II diritto, la scienza e Parte. Rivista intern. di filosofia 
del diritto 1925, 153 66. 

— Le Droit, la logique et le bon sens. 

Rümelin, Max. Rechtsgefühl u. 
Mohr 1925. 80 S.) Be, 

Stammler, Rudolf. Der Richter. (Das Tagwerk, Bd. 1.) Tagwerk⸗ 
verlag, Donauwörth⸗Berlin 1925. (92 S.) 2,—. 

Wolter, L. Zur Methodologie des ſogenannten Kauſalproblems. 
ArchRPhiloſ., 1926, 567/99. 


III. Kritiken. 


Vaumgarten, A. Leonard Nelſons Rechtslehre und das Natur⸗ 
recht der Aufklärung. Zeitſchr. f. Schweiz. Recht, 1925, 526/43. 

Betti, Emilio. Metodica e didattica del diritto secondo Ernst Zitelmann. 
Rivista intern. di filosofia del diritto 1925, 49/85. 

Bonnard, Roger. La doctrine de Duguit sur le droit et Etat. Intern. Ztschr. 
f. Theorie d. Rechts, 18/40. 

Dohna, Alexander Gral zu. Rudolf Stammler zum 70. Geburts⸗ 
tag. Kan! Studien, 1926, 17/26. 

Formichi, C. I. primi principiı della politica secondo Kämandaki (Nitisära), 
tradotti e illustrati. Roma I. R. E. 1925. (135 S.) 

Hinman, E. L. Kant's Philosophy of Law. The Monist. Vol. 35 Nr. 2. 

Hold⸗Ferneck, Alexander. Der Staat als übermenſch. Zugleich 
e. Auseinanderſetzung mit d. Rechtslehre Kelſens. Jena, Fiſcher 
1926. (V, 77 S) 3.—. 

Menzel, Adolf. Kelſens „Allgemeine Staatslehre“ u. Soziologie. 
Jahrb. f. Soziologie, 1926 261/76. 

Toennies, Ferdinand J. Auguſt Sturm. ArchRPhiloſ., 1925, 143/9. 


Jahrbuch 


Paris, Recueil Sirey 1925. (XII, 408 8.) 
Rechtsbewußtſein. Rede. Tübingen, 


Schrifttum. 


Mitgeteilt von Dr. Hans Schulz, Bibliotheksdirektor bei dem Reichsgericht. 


Es wird um Bekanntgabe oder Einſendung ſchwer 


Bücher. 
Allgemeine Werke. 


Macke Der Querulantenwahn. Ein Beitr. zur ſozialen Pſychiatrie. 
. d. Nerven- u. Seelenlebens. H. 127.) Munchen, Berg⸗ 
Arnd, Carlo. Nuovi studi su Cassio. LA. (Pubblicazioni della jacoltà 
K Biurisprudenza della R. Universitä di Modena, Nr. 4.) Modena, L Uni- 
ersitä degli studi. 1925. 2,40. 
eyers, E. M. Juris interpretes saec. XIII. 


5 f (Septingentesimo anno studii 
eapolitanl.) Neapoli, Perrella 1924. 18,—. 


erreichbaren Schrifttums gebeten. 


Martin, Olivier. Histoire de la coutume de la prevöte et vicomté de Paris. 
Tome 2, fasc. 1. (Bibliotheque de institut d'histoire, de geographie et 
d'economie urbaines de la Ville de Paris.) Paris, Leroux. 7,—. 

Lepointe, Gabriel, Quintus Mucius Scaevola. T. I. Sa vie et son œuvre 
juridique. Ses doctrines sur le droit pontifical. Paris, Société anonyme 
du Recueil Sirey. 

Burchard, Kurt. Der Gedanke des Rechtsfriedens in deutſcher Ver⸗ 
gangenheit. Rektoratsrede gehalten ... am 28. Okt. 1923. (Frankfurter 
Univerſitätsreden 1925, 18.) Frankfurt a. M., Werner u. Winter 1925. 
Für den Buchhandel Blazek u. Bergmann. 

Verhandlungen des 34. Deutſchen Juriſtentags (Köln). Hrsg. v. dem 
Schriftführer⸗Amt der ſtändigen Deputation. Bd. 1. Gutachten. Berlin, 
de Gruyter. 12,—. 
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Turiſtiſche Wochenſchriſt 
— — . — . ...'... . ,, ,, ,,,, 


Handelingen der Nederlandsche Juristenvereeniging. 56 Ig, 1926, I, stuk 2. 
's-Gravenhage, Belinfante. 

Rocznik prawniczy Wileüski. 
Wilnie, Zawadzki 1925. 6,50. 


Bürgerliches Recht. 


Clemente di Diego, Felipe. Curso eiemental de derecho civil espanol, 
comün y foral. T. 1-3, 5—6. Madrid, Suarez 1923-26. 67,—. 

Jung, Erich. Das privatrechtliche Weſen des Geldes. Unterſuchungen 
zur Lehre vom Gelde (ſowie vom Gewohnheitsrecht, vom urſächlichen 
Sujammenhang u. von der Auslegung). Marburg, Elwert. 4,.—. 

. Walter. Die Gefahrtragung beim Kaufvertrag. Zürich, Schultheß. 


[Wilnaer Juristisches Jahrbuch] Rok 1. 


Pisko, Oskar. Gewährleiſtungs⸗, Nichterfüllungs- und Irrtumsfolgen 
bei 2ieferung mangelhafter Ware. 2. neubearb. Aufl. Wien u. Leipzig, 
Perles. 4,50. 

Tobler, Hans. Der Schutz des Bürgen gegenüber dem Gläubiger nach 
dem ſchweizer. Obligationenrecht. (Abhandlungen zum ſchweizer. Recht. 
N. F. H. 21.) Bern, Stämpfli. (Berner Diſſ.) 5 Fr. 

Wagemann. Gef. betr. d. Ermöglichung d. Kapitalkreditbeſchaffung f. 
landwirtſchaftl. Pächter v. 9. Juli 1926. Inventarpfandrechtgeſetz mit 
Durchführungsvorſchriften. (Stilkes Rechts bibliothek. Nr. 49.) Berlin, 
Stilke. Geb. 3,—. 

Polti, Maurice, "Traité theorique et pratique sur les lotissements. Paris, 
de Boccard. 

Ruth, Rudolf. Das Mietrecht der Wohn⸗ u. Geſchäftsräume. Ein Lehr⸗ 
u. Handbuch des Mietrechts in ſeiner Umgeſtaltung durch das Mieter- 
ſchuz⸗ u. Raumnotrecht. Mannheim, J. Bensheimer 1926. Geb. 15,—. 

Meyerowitz, Arthur. Das geſamte Miet⸗ u. Wohnungsnotrecht. Dar⸗ 
geſt. in der Paragraphenfolge der drei Grundgeſetze MSchG. (Mieter⸗ 
ſchutzgeſetzz, WMG. (Wohnungmangelgeſetz)z, RMB. (Reichsmietengeſetz) 
unter bei, Berüdf. d. preuß. Verhältniſſe. Nach d. Stande v. Aug. 
1926. Berlin, Vahlen. 10,—. 

Ebel, Martin u. Lilienthal, Adolf. Geſetz über Mieterſchutz und 
Mieteinigungsämter nebſt Verfahrensanordnung erl. ... 2. vollſt. neu⸗ 
bearb. Aufl. Berlin, Heymann. Geb. 12,—. 

Meyer, Kurt. Danziger Mietrecht und Wohuungsnotrecht. Textausg. 
m. Anm. u. Sachreg. (Danziger Rechtsbiliothek. Bd. 4.) Danzig u. 
Berlin, Stilke. Geb. 6.—. 

Kelemen, Ladisl. A Leänynegyed. („Quartalitium“), Das Töchterviertel. 
(Acta litterarum ac scientiarum Regiae Univ. Franc.-Josephinae. Sectio: 
Juridico-politica. Tom. 1, Fasc. 6.) Szeged, Szeged värosi nyomda és 
könyvkiadö. (Budapest, „Studium“ Buchh.) 

Graf, Albert. Die Sachbearbeitung im Vormundſchaftsweſen nach dem 
Reichs-Jugendwohlfahrts⸗Geſetz für den dienſtl. Gebrauch d. Beamten 
d. Jugend- u. Wohlfahrtsämter u. der ehrenamtl. Einzelvormünder. 
Mannheim, Bensheimer. 4,50. 

Sola zzi, Siro. Studi sulla tutela. I-IV. (Pubblicazioni della facoltà di 
giurisprudenza della R. Universitä di Modena. Num. 9.) Modena, L’Uni- 
versitä degli studi 1925. 2,—. 

Rausnitz, Julius. Das eigenhändige Teſtament. Muſter u. Ratſchläge 
für feine Errichtung unter bet, Berückſ. der neuen Steuergeſetze. 7. neu⸗ 
bearb. Aufl. Berlin, Heymann. Geb. 3,—. 

Kirſtein, Guſtav. Dreißig oder fünfzig Jahre? Ein Wort für Nach⸗ 
denkliche. (Leipzig 1926, Hedrich.) 

Oſterrieth, Albert. Die Haager Konferenz 1925. Z. Reviſion d. Pari⸗ 
ſer Übereinkunft v. 1883 f. gewerbl. Rechtsſchutz. Leipzig, Berlin, Ver⸗ 
lag Chemie. 6,—. 

Jungmann, Rob. Zur Patentanwaltsfrage: Die deutſche Wirtſchaft 
u. d. Zulaſſung d. Patentſachwalter . Berlin, Heymann. 1,— 

Katz, Edwin. Weltmarkenrecht. Berlin, Heymann. Geb. 26,—. 


Handelsrecht und Wirtſchaftsrecht. 


Staub. Kommentar zum Handelsgeſetzbuch. 12. u. 13. Aufl. Bearb. v. 
Heinrich Koenige, Albert Pinner, Felix Bondi. 3. Bd. Berlin, de 
Gruyter. Geb. 56,—. 

Atti del consiglio superiore delbeconomia nazionale. Voti e osservazioni 
sul progetto del nuovo Codice di Commercio. (Ministero dell' economia 
nazionale. Consiglio superiore dell'’economia nazionale.) Roma, Prov- 
veditorato generale dello stato Libreria. 4,50. 

Handwerk und Induſtrie, Handwerk und Handel. Aus d. Rechtſpre⸗ 
chung der Verwaltungsbehörden u. d. Gerichte über die Betriebseigen⸗ 
ſchaft gewerblicher Unternehmungen. Hrsg. v. Vorſtande d. Handwerks⸗ 
kammer zu Berlin. Berlin, Buchdruckerei C. Hanſen. 

Gieſete, Paul. Das Aktienſtimmrecht der Banken. (Depotaktie und 
Legitimationsübertragung.) (Geſellſchaftsrechtl. Abhandlungen. H. 2.) 
Berlin, Heymann. 3.—. 

Hoffmann, Walter. Geſchäſts⸗Sanierung durch freiwilligen Vergleich. 
Ein Wegweiſer für notleidende Firmen u. deren Gläubiger. Bremen, 
Höpte. 2,—. 

Wasserman, M. J. L’auvre de la federal trade commission. Avec une 
preface de E. Lambert, (Bibliothèque de Vinstitut de droit compar& de 
Lyon. T. 13.) Paris, Giard 1925. 

Senſt, J. Die Verwaltung von Konkurſen nach der Reichs⸗Konkursord⸗ 
nung. Auf der Grundlage der einſchlägigen Geſetze u. Reichsgerichts⸗ 
entſcheidungen für die Praxis bearb. 8. Aufl. Berlin u. München, H. W. 
Müller 1925. Geb. 13,50. 

Zingg, Charles. Die Befreiung des Verſicherers von der Leiſtungsvpflicht 
nach d. ſchweizer. Bundes geſetz über den Verſicherungsvertrag vom 
2. April 1908. Bern, Haupt. 2,80. 

Zimmermann, O. u. Mattar. Geſetze und Verordnungen über 
den Kraftfahrzeugverkehr. Tertausg. mit kurzen Aum. hrsg. Leipzig. 
Reclam. Geb. 2,—. 

Heucke, A. Der Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 2. Aufl. Nachtr.: MY, üb 
Kraftfahrzeugverkehr vom 28. Juli 1926. (Taſchen⸗Geſetzſammlung 76.) 
Berlin, Heymann. 


m 
Hey. Die neue Verordnung über den Kraftfahrzeugverkehr nebſt dë 


Anhang wichtiger Beſtimmungen der letzten Zeit. Berlin, Schmidt . 
Hellingrath, Walther v. Der Verkehr mit Kraftfahrzeugen in we 
Textausg. d. Kraftfahrzeuggeſetzes nebſt den wichtigſten Vollzug neu- 
ſchriften mit Erl. zu d. polizei⸗ u. ſtrafrechtl. Beſtimmungen. 2. 
bearb. Aufl. Augsburg, Himmer. (Nebſt) Nachtrag. 2,30. 
Neugebauer, Eberhard. Funkrecht. 2. völlig umgearb. Aufl. 
Rechtsbibliothek Nr. 33.) Berlin, Stilke. Geb. 7.—. 


Strafrecht, strafprozeß, ſtrafrechtliche Hilfswiſſenſchaſten. 


Lammaſch, Heinrich. Grundriß des öſterreichiſchen Strafrechts. 1 
neu bearb. v. Theodor Rittler. Wien, »ſterreichiſche Staatsdru 
Geb. 12,.—. d 

Florian, Eugenio. II metodo positivo nella scienza det diritto EZ 
(Pubblicazioni della facoltä di giurisprudenza della R. Universitä di 
dena Num. 5.) Modena, L’Universitä degli studi 1925. 1.20. vie? 

Herſchmann, Heinrich. Pfychiatriſche Kritik des amtlichen Dat, 
eines allgemeinen deutſchen Strafgeſetzbuches vom Jahre 1925. Ber 
Springer. Aus: Archiv für Pfychiatrie u. Nervenkrankheiten, 76, 4% ` 

Reichsgerichtsentſcheidungen in kurzen Auszügen. Hrsg. 
Deutſchen iRchterbund. Strafſachen Bd. 59. München, Schweitee me 

Ferri, Eco. Difese penali. Studi di giurisprudenza penale. Arc 
eivili. 3. ed. riveduta ed aumentata, Vol. 13. (Nuova Raccolta di ser 
giuridici. 10. 11. 13.) Torino, Unione Tipografico-Editrice Torinese 


(Stilles 


le d 
Doſenheimer, Emil. Für und wider die Todesſtrafe. Eine Sr 
ung Pa Außerungen hrsg. Frankfurt a. M., Neuer Frankfurter 
ag. 1,50. . 
Heindl, Robert. Der Berufsverbrecher. Ein Beitr. zur Strafrechts 
reform. Berlin, Pan⸗Verl. Rolf Heiße. Geb. 27,—. 1 
Ferri, Enrico. L’omicida nella psicologia e nella psicopatologia viele. 
2. ed. riveduta ed aumentata, L’omicidio-suicidio. Responsabilitä giurid 115 
5. ed. completamente rifatta. (Nuova Raccolta di scritti giuridici e so 
15.) Torino, Unione Tipografico-Editrice Torinese 1925. 10,—. me 
Schorn. Duell und Menſur. (Goerres⸗Bücherei der Kölniſchen Vo 
zeitung. Nr. 2.) Köln, Verl. d. Kölniſchen Volkszeitung. 1a 
Die Kriminalpolizei. Bearb. v. J Kley u. H. Schneicke e 
Bd. 1. (Retzlaffs Bolizei-Handbuh Bd. 2, Buch 1.) Lübeck, Deutſch 
Polizei⸗Verl. 1926. um 
1. Kley, J. Verbrecherkunde u. Strafrecht mit Kommentar 3 
Strafgeſetzbuch u. zur Strafprozeßordnung. 15,—. "a 
Die Arbeit in und nach dem Strafvollzug. (Jahrbuch der Gefän gn 
geſellſchaft für die Provinz Sachſen u. Anhalt. 42) Halle (Saale), 
Selbſtverl. d. Gefängnisgeſellſchaft. o 
Difziplinaritrafordnung für das Reichs heer. (H. D. St. Ska 
18. Mai 1926. (H. Do. 216.) Charlottenburg, Bernard & Graefe. e 
Ciardi, Giuseppe. Massimario delle sentenze del tribunale supremo 11 
tare. Annate 1922, 1923, 1924. (Tribunale supremo militare.) Roma, 
Provveditorato generale dello stato Libreria. 1,50. 


Staats- und Verwaltungsrecht. 


Görres, Karl. öffentliches Recht voraus. Aufſätze u. Abhandlungen 
zum öffentlichen Recht. Berlin, Heymann. ka 

Orlando, Vittorio Emanuele. I criteri tecnici per la ricostruzione surft, 
del diritto pubblico. (Pubblicazioni della facoltà di giurisprudenza de a 
N. Universitä di Modena. Num. 1.) Modena, L’Universitä degli stud 
1925. 1,70. 

Tiſchleder, Peter. Der Staat. Staatsidee — Staatsgewalt — Staat, 
zweck — Völkergemeinſchaft. (Staatsbürger⸗Bibliothek 153.) M.⸗Gla 
bach, Volksvereins⸗Verl. —,60. ö 

Stephan, Walter. Vergleichende Verfaſſangs⸗Aberſichten. Gd 
Gegenüberſtellung d. Verfaſſungen d. Deutſchen Reiches (I. Teil), Ce 
Freiſtaates Sachſen, der Gemeindeordnung, der Geſetze über die Wi 
zirks- u. Kreisverwaltung u. der einſchlagenden Nebengeſetze. Zſgeſt. 
Dresden, C. Heinrich. 3,60. zcht⸗ 

cg Jolel- Das eſterreichſche Staats u. geichsproplem. Geſchich, 
liche Darſtellung der inneren Politik der habsburgiſchen Monarchie 1 
1848 bis zum Untergang des Reiches. Bd. 2. Der Kampf um die bet 
traliſtiſche Reichsverfaſſung bis zum Abſchluſſe des Ausgleiches mi 
Ungarn im Jahre 1867. Leipzig, Der Neue⸗Geiſt⸗Verlag. 38,—. . do 

Arangio-Ruiz, Gaetano. Leggi et eventi costituzionali del perio a 
bellico e post-bellico. (Pubblicazioni della facoltà di giurisprudenza de e 
R. sl di Modena N. 2.) Modena, L’Universitä degli studi 1925. 

40. 

The Acts of the Parliament of the Commonwealth of Australia passed 
during the year 1925, during the third session of the ninth Parliament oi 
the Commonwealth. (Commonwealth acts. Vol. 23.) (Sydney) H. J. Green, 
Government Printer for the State of Victoria 1925. Geb. £ 1/2/6. ` t⸗ 

Tur ba, Guſtav. Neues über Lothringiſches und Habsburgiſches Priva 
eigentum. Wien u. Leipzig, Braumüller 1925, 3 S. 50 Gr. 1 

Ruhl, Helmut. Zur Konſtruktion der Rechtsbeziehungen zwiſchen e 
lichen Behörden. Zugleich ein Beitr. zur Lehre von den „Rei D 
jemandes gegen ſich ſelbſt“. (Studien zur Erläuterung des bürgerliche 
Rechts. H. 39.) Breslau, Marcus. 7,20. \ 

Meß, Friedrich. Die rechtliche Stellung des Standesbeamten. Berlin, 
Verl. d. Reichsbundes d. Standesbeamten Deutſchlands. Geb. 4,80. H 

Buchert, Karl. Sammlung in der Praris oft angewandter Ke, 
tungsgeſetze u. Verordnungen für Bayern. 4. Aufl. vollſt. neubearb. vo 
Georg Ziegler. München, Schweitzer. D 

Reh, H. Heſſiſche Verwaltungsgeſetze. (Geſetz, die Verwaltungsrecht 
pflege betr., v. 8. Juli 1911 u. die Verordn. über die Gebühren f 
Verwaltungsſtreitverfahren v. 27. Juli 1923 in der heute gültigen Fa L 
Hrsg. (Sammlung Heſſiſcher Verwaltungs⸗ u. Verfaſſungsgeſetze. Bd. E 
Mainz, Diemer. 2,—. 5 

Wigger, Paul. Das Reichsverwaltungsgericht. (Ein Beitr zur Durch 
führung des Art. 107 d. Reichsverfaſſung) (Köln, Komm. Verl. 80 
Müller.) 5,20. 


KI 
Neng ber Grienntniffe des Wermaltungsgerichtshofes u. ber 
atis übe des Invalidenentſchädigungsgerichtes. 49. Ig. 1925. Admini⸗ 
St drechtficher Teil. Zſgeſt. v. Robert Fuhrmann. Wien, Oſterr. 
Sam ate druckerei. I 
ig lung der Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes. 49. E 
San Finanzrechtlicher Teil. über Auftrag zſgeſt. v. Hans Diller: 
Schgefeg ich Wien, Oſterr. Staatsdruckerei. 18,—. 
gelte nr Heſſiſches Baurecht. Sammlung der im Volksſtaat Heſſen 
mung. en Baugeſetze u. der mit ihnen zuſammenhängenden Beſtim⸗ 
Jae gen. Bearb. Mainz, Selbſtverl. d. Heſſiſchen Städtetags. 
„ H. Beſtimmungen über Anlegung und Betrieb der Dampf⸗ 
vlt g, Erl., neu bearb. v. O. Ulrichs. 5. Aufl. (Die überwachungs⸗ 
Beete gen Anlagen in Preußen. 2.) Berlin, Heymann. Geb. 16,—. 
teil Stadtrecht. Bd. 1. Städtiſche Geſellſchaften u. Geſellſchafts⸗ 
Baat igungen. Hrsg. v. Magiſtrat der Stadt Berlin. Berlin. Geb. 8,.—. 
Im e P. A. Entſcheidungen des Bundesamts für das Heimatweſen. 
De uſtr. d. Mitglieder bearb. u. hrsg. Bd. 63, enthaltend die von 
adr 1925 an zur Fürſorgeverordnung ergangenen wichtigen Ent- 
ne, Bogen. Mit einem bie Bände D1-63 umfaſſenden alphab. Sach⸗ 
Wage merlin, Vahlen. Geb. 9.—. 
nun an n. Guſtav. Das Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz in der Neu⸗ 
R rige v. 21. Jan. 1926. (GS. S. 83.) Das Forſtdiebſtahlsgeſetz u. die 
ge CH preuß. Geſetze zum Schutz von Feld u. Forſt mit den miniſte⸗ 
Kr en Ausführungsanweiſungen. Zſgeſt. u. erl. unter Mitarb. von 
Reich Ai ld. (Stilles Rechtsbibliothek. Nr. 48.) Berlin, Stilke. Geb. 10,—. 
sei der ſicherungsordnung mit Anmerkungen. Hrsg. v. Mit⸗ 
5 oern d. Reichsverſicherungsamts. Bd. 2 Krankenverſicherung (2. Buch 
sip nd). Berlin, Springer. Geb. 9,60. 
gen rann, Karl. Die Reichsverſicherungsordnung. Weitere Anderun⸗ 
lege u. Ergänzungen durch die im 1. Halbjahre 1926 erlaſſenen Ge⸗ 
GO Verordn. Bearb. Ergänzungsband 2. (Guttentagſche Samml. 
Entf Reichsgeſetze. Nr. 161 b.) Berlin, de Gruyter. — 80. 
on end u ngen u. Mitteilungen des Reichsverſicherungsamts. Hrsg. 
€ den Mitgliedern des Reichsverſicherungsamts. Bd. 18. Berlin, 
ed ringer. 15, 
Faff „J., Heimann. Reichsknappſchaftsgeſetz in der neuen amtl. 
5 Vel Ai e Mitw. v. Aurin. München, Rechts- u. Wirtſchafts⸗ 
i el Geb. 4,50. 
2 Sé 2rn, Hans. Reichsknappſchaftsrecht. Nachtr. z. 1. Aufl. Berlin, 
I D 
lam, Rlebeſelt, Stord. Reihsiugendrohlfahrts-Gefeb v. 9. Juli 
m in der Faſſung der Verordnung v. 14. Febr. 1924. Handausg. 
8 az), Erl. u. Anh. von Muſter⸗Satzung u. Formularen. Hrsg. 
Geb. di (Sammlung deutſcher Geſetze 98) Mannheim, Bensheimer. 


loser pur g, Hans u. Berndt, Fritz. Verordnung über Erwerbs⸗ 
e fürforge. Erl. 2. vollkommen neu bearb. Aufl. (Schriftenreihe 
pw? u. Beruf“. Bd. 3.) Bernau b. Berlin, Grüner-Berl. Geb. 26,—. 
Reich über die Verſorgung der Angehörigen des Reichsheeres u. der 
‚osmarine ſowie ihrer Hinterbliebenen (Wehrmachtverſorgungsgeſ.) 
Juli Ausführungsbeſtimmungen. Hrsg. v. Reichswehrminiſterium im 
i 1926. ve Dv. 186. M. Dy. 186.) Berlin, Bernard & Graefe. 2,60. 


Gewerbe⸗ und Arbeitsrecht. 


D 
umenbeorbnung für das Deutſche Reich. Nebſt den Arbeitsverord⸗ 
RA: SE m. kurzen Anm. u. Sachreg. 18. Aufl. München, 
G Geck. Geb. 2,80. 
mie, Friedrich. Das Künbigungsfchubgefek (Geſetz über die 
S iften für die Kündigung v. Angeſtellten) v. 9. Juli 1926. Erl. Berlin, 
vaeth & Linde. 2,20. 
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Steuern und Zölle. 


Troje, Dresky-Düßffe, A. v., Haniſch, R. Das Vereinszollgeſetz 
v. 1. Juli 1869 mit Erl. u. einem Anh. wichtiger Geſetze uſw. Ein 
Handbuch für Zollpflichtige, Zollbeamte, Gerichte u. Verwaltungs- 
behörden. Nach amtl. Quellen neu bearb. u. vervollſtändigt. 9. verm. 
u. verb. Aufl. (Trojes Zoll- u. Steuer⸗Bibliothek. Bd. 2.) Liegnitz, 
Krumbhaar. Geb. 9,—. 

Erbſchaftsſteuergeſetz in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
22. Aug. 1925 nebſt DurchführungsBeſt. u. üÜberleitungs BO. vom 
28. Juni 1926 Tode Ausführungsbeſtimmungen v. 13. Juli 1926. Hrsg. 
im Reichsfinanzmintſterium. Berlin, Heymann. 1,50. 

Stölzle, Hans. Erbſchaftsſteuergeſetz 1925 mit ſämtl. Aus⸗ und Durch⸗ 
führungsvorſchr. Leipzig, Hirſchfeld. Geb. 18,—. \ 

Kloß, R. Umſatzſteuergeſetz in der Faſſung v. 8. Mai 1926 mit den 
Durchführungsbeſtimmungen und den Ausführungsbeſtimmungen vom 
25. Juni 1926 mit d. Ergebniſſen d. Rechtſprechung d. Reichsfinanz⸗ 
hofs. 2. Auflage. (Schweitzers Handausgaben mit Erläuterungen.) Mün⸗ 
chen, Schweitzer. 4,40. 

Suren, Friedrich⸗Karl u. Heuſinger, Adolf v. Die Hauszinsſteuer 
in Preußen unter Berückſ. der Finanzierung des Wohnungsbaues. 
2. u. 3. völlig umgearb. u. erw. Aufl. (Stilkes Rechtsbibliothek Nr. 31.) 
Berlin, Stilke. Geb. 5.—. 

Kennerknecht, Albert. Kommentar zum Körperſchaftsſteuergeſetz v. 
10. Aug. 1925. Köln, Otto Schmidt. Geb. Vorbeſtellpreis 10,80. 

Machatius. Das Schaumweinſteuergeſetz v. 31. März 1926 ... (Stilkes 
Rechtsbibliothek Nr. 50.) Berlin, Stilke. Geb. 3,—. 

Kuhn, Karl. Das Einkommenſteuergeſetz v. 10. Aug. 1925. 4. Aufl. Erg. 
Heft mit den Ausf.- u. Übergangsbeſt. Berlin, Heymann. 3,.—. 

Gallaſch, Ernſt. Das Danziger Steuergrundgeſetz v. 11. Dez. 1922. 
Textausg. m. AusfBeſt. .. . (Danziger Rechtsbibliothek. Bd. 5.) Danzig 
u. Berlin, Stilke. Geb. 8,.—. 


Uirchenrecht. 

Gasparri, Petrus. Codicis iuris canonici fontes. Vol. 4. Curla romana. 
8. C. S. Off. — S. C. Ep. et Reg. N. 7142055. Romae, Typis Polyglottis 
Vaticanis. 

Kiefl, Franz Xaver. Kritiſche Randgloſſen zum Bahyeriſchen Konkordat 
unter dem Geſichtspunkte der modernen Kulturideale u. der Trennung 
v. Staat u. Kirche. Regensburg, Verlagsanſt. vorm. G. J. Manz. 3,50. 

Milas, Nikodim. Pravoslavno erkveno pravo ... Beograd, Kohn geb. 25,—; 


völkerrecht. 


Freykagh⸗Loringhoven, Frh. v. Die Satzung des Völkerbundes. 
5 Bu u. Erl. (Stilkes Rechtsbibliothek Nr. 51.) Berlin, Stilke. 
eb. 8,—. 

Grunwald, Kurt. Das Recht der nationalen Minderheiten und ber 
Völkerbund. (Staatsbürger⸗Bibliothek 143/144.) M.⸗Gladbach, Volks⸗ 
vereins⸗Verl. 1,20. 

Rühlmann, Paul. Das Schulrecht der deutſchen Minderheiten in 
Europa. Eine Samml. d. geſetzl. Beſtimmungen hrsg. unter Mitarb. 
v. Kurt Junckerstorff. (Handbücher d. Ausſchuſſes für Minder⸗ 
heitenrecht) Breslau, Hirt. Geb. 40,—. 

Konvention über das Memelgebiet. Hrsg. vom Direktorium des 
Memelgebiets. Memel, F. W. Siebert, Memeler Dampfboot Aktien⸗ 
Geſellſchaft 1925. (In 4 Sprachen.) 3,—. 

Tacna-Arica. Fallo arbitral. (Coolidge.) Santiago de Chile 1925. 

Radovanovitch, Voyslav. Le Danube et Papplication du principe de 
la liberté de la navigation fluviale. Genève, Société Coopèrative d’Im- 
pression 1925. 7,—. 


I. Sachregiſter. 


Mademie für Internationales Hypotheken 
nl in Bang 2523 Verzinſung gelöichter H. 2525 
i ertung Inſtitut für auswärtige Politik 
Bin u. Hypothek in Hamburg 2524 
e ZE a SE / E 
ehung) 25 echts⸗ un rtſchaftsphilo⸗ 
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ophie 
Gen baff 2510 5 Kongreß der J. 2521 
Bein Staat Juriſtentag 
ſprechung) 2518 Beichlüffe des 34. Otſch. J. 2510 


[Ohne Rechtſprechung.) 


Naturrecht Grundlegung zur R. (Beſpre⸗ 
(Beſprechung) 2513 2514 chung) 2518 
polen Ser ) 2513 
j eſprechungen 
Rin f. 25 n (Bibliographie 2553 
3 Staat als übermenſch 
Nechtsphiloſophie (Beſprechung) 2517 


ſ. u. Internat. Vereinigung 
Hauptſtrömungen in der mo⸗ 
dernen R. 2509 


Staat und Recht 
(Beſprechung) 2515 
Seilerſche Zahlen 2551 


II. Uberſicht der Rechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 


klamezwecken in den Jahren 1922 und 1923 geleiſteten Vergütungen 
ü / 25273 

9.242 8B. Bei Verkauf in „Friedensmark“ kommt Aufwertung 
nicht in Frage, daher findet keine Berückſichtigung des ſogenannten 
„Verarmungsfaktors“ ſtatt. a)). 25272 

88 326, 733 BGB. Der Vertrag zwiſchen dem Prinzipal und dem 
Angeſtellten auf Ausbeutung einer Erfindung des letzteren iſt einer 
Geſellſchaft rechtsähnlich. Seine Löſung kann nicht gemäß $ 326 BER. 
erzwungen werden, ſondern erfolgt gemäß $ 723 BGB. NO. 25294 

$ 409 BGB. dient zum Schutze des Schuldners und des neuen 
Gläubigers. Verhältnis der Anzeige von der Abtretung zur Abtretung; 
die Anzeige hat konſtitutive Wirkung, erſetzt zugunſten des Schuldners 
die Abtretungserklärung und wirkt als Abtretung, ſelbſt dann, wenn 


2556 


keine Abtretung vorlag oder fie wieder rückgängig gemacht wurde und dem 
Schuldner dies bekannt war. Nur die Zurücknahme der Anzeige durch 
den früheren Gläubiger mit Zuſtimmung des neuen hebt die Wirkung 
der Anzeige auf. Daß der neue Gläubiger zugeſtimmt hat, muß der 
alte dem Schuldner nachweiſen. Auf Zweifel braucht ſich der Schuldner 
nicht einzulaſſen. RG. 25295 

SS 459, 462, 463 BGB. Der Verkauf eines mit einem echten 
Signum verſehenen, aber nicht von dem Maler ſelbſt gemachten Bildes 
enthält nicht die Zuſicherung der Echtheit. Hielten beide Parteien das 
Bild für echt, ſo iſt nur ein Wandlungs⸗ oder Minderungsanſpruch 
gegeben., R EEN 2531 

88 733, 326 BGB. Der Vertrag zwiſchen dem Prinzipal und dem 
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$ 881 BGB.; 57 AufwG. Eine bei Inkrafttreten des Aufm®. 
eingetragene, auf Sicherheit eines wertbeſtändigen Rechts gerichtete 
Vormerkung rückt in die dem Eigentümer vorbehaltene Stelle gem. 
SU EVE AUTO Feine , 25461 

SS 1113, 1115, 133 BGB.; 5854 GBO. Bei einer Hypothek 
müſſen der dinglich Berechtigte und der Gläubiger der Forderung 
ein und dieſelbe Perſon ſein. Die Eintragungsbewilligung und die 
auf ihr beruhende Eintragung ſind der Auslegung nach 8133 BGB. 
zugänglich. Eine Amtslöſchung kommt nur in Betracht, wenn die 
Unzuläſſigkeit der Hypothekeneintragung zweifelsfrei feſtſteht. E 

2 


Së 1154 ff. BOB. Solange nicht die zur Aufwertung angemeldete 
Hypothek wieder eingetragen ift, iſt die Abtretung nicht möglich. 9175 
2 
Aufwertungsgeſetz. 5 
89 2, 10, ant, 1 Ziff. 5, 11 guten, Wird eine nach 8 10 Abſ. 1 
Ziff. 5 AufwG. frei aufwertbare Kaufgeldforderung nach dem 13. Febr. 
1924 abgetreten, ſo ſind, ſoweit die Verhältniſſe des Gläubigers für 
die Aufwertung von Bedeutung ſind, grundſätzlich die Verhältniſſe des 
früheren Gläubigers zu berüdfichtigen, die des neuen dagegen nur, 
ſoweit ihre Nichtberückſichtigung zu einem beſonders unbilligen Er⸗ 
Sebi führer ds , ee 25451 
87 Aufw®.; 5881 BGB. Eine bei Inkrafttreten des AufwG. 
eingetragene, auf Sicherung eines wertbeſtändigen Rechts gerichtete 
Vormerkung rückt in die dem Eigentümer vorbehaltene Stelle gem. 
l Auf ein g  nëebue et.e 25461 
S 69 AufwG.; 58 22 GBO. Auch wenn Streit über die Höhe 
der Aufwertung beſteht, kann das Grundbuchamt im Falle eines 
Antrages auf Eintragung der Aufwertung trotz $69 Mut, ſelb⸗ 
ſtändig über die Eintragung und ihre Höhe entſcheiden. KG. 25472 


g Mietrecht. 

§ 2 RR MietR. Bei Feſtſetzung der Friedensmiete können ausnahms⸗ 
weiſe auch ſolche Räume zum Vergleiche herangezogen werden, für 
die die Friedensmiete feſtgeſetzt iſt. K.. 25481 


BD. des Preuß. Wohlfahrtsmin. v. 30. Juni 1925; $$ 138, 135 
BGB. Ein Abfindungsvertrag für eine Mietwohnung kann mit Rück⸗ 
ſicht auf die Umſtände des Einzelfalles rechtsgültig ſein. OLG. u 
Dot 254 
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Get, KL 2534 

858, 2, 24 Srafigahrzb.; § 823 BGB. Die Verletzung eines 

Schußgeſetzes ſchafft noch keine Vermutung des urſächlichen Zuſammen⸗ 

hanges mit einem eingetretenen Unfall. RG 25498 
Handelsgeſetzbuch. 

88 393, 736 HGB.; 88 138, 139, 723, 36 BGB. Grenzen der 
vertraglichen Regelung des Kündigungsrechts bei der ſtillen Geſell⸗ 
ſchaft. Der Geſellſchaftsvertrag kann trotz Teilnichtigkeit aufrecht⸗ 
aten berden W mp a tfe 253510 

Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. 

SL Inte, Ein zur Erleichterung des Geſchäftsverkehrs die⸗ 
nendes Katalogſyſtem darf — auch ohne daß es geſchützt wäre — 
nicht nachgeahmt werden, wenn die Nachahmung zu Zwecken des 


Weztbewelbs erfolge? n,. 253511 


beſitzes möglich, wenn Anklage nur wegen des Tötungsverbre zn 


Juriſtiſche See. 


II. verfahrensrecht. 
Zivilprozeßordnung. ichen 
$ 537 3 PD. Von der Norm Meier Beſtimmung kann abgen c 
werden, wenn mit der Klage auf Auskunftserteilung der SI 
auf Herausgabe verbunden war, und die erſte Inſtanz die A 
erteilung durch Teilurteil angeordnet hatte. RG .. 


Grundbuchordnung. É e der 
5 22 ene 569 Aufiv®. Auch wenn Streit über die DÉI 
Aufwertung beſteht, kann das Grundbuchamt im Falle eines An bet 
auf Eintragung der Aufwertung trotz 69 Aufwch. ſelbſtändig nun 
die Eintragung und ihre Höhe entſcheiden. K. EN 
854 688. 81113, 111, 133 BOB. Bei einer Hypothek Dé 
der dinglich Berechtigte und der Gläubiger der Forderung GC Dm 
dieſelbe Perſon fein. Die Eintragungsbewilligung und die au mg: 
beruhende Eintragung find der Auslegung nad) $ 133 BGB. Sen 
lich. Eine Amtslöſchung kommt nur in Betracht, wenn bie Anz au 
keit der Hypothekeneintragung zweifelsfrei feſtſteht. K. 
B. 
Strafrecht. 

Strafgeſetzbuch. S 
8873, 211. Sc., Tit V der A Bo. der Interaltdtäßotit, 
b. 10. Jan. 1920; e 264— 266 StPO, Die Vorausſetzung für die blen 
nahme von Tateinheit zwiſchen dem Dauervergehen des unerlau ot 
Waffenbeſitzes und einem mit der unerlaubt geführten Waffe WË 
genen Tötungsverbrechen bildet das Vorhandenſein eines Don H ei” 
herein einheitlichen Vorſatzes. — Beim Mangel eines ſolch affen 

heitlichen Vorſatzes iſt keine Verurteilung wegen unerlaubten Wa 


erhoben iſt. RG if der for. 
88 73, 74, 370 StGB.; e 267, 358 StPO. Zum Begriff der 
geſetzten Handlung gehört die Verwirklichung eines vorgeſtellten A 
eien , RE e e ve und“ 
§ 107 a Std. Verſammlungsſprengung. Begriff ber 85 105 
gebung N ed AA Nee ée . inen 
S 184 eu, Verträge zwiſchen einem Buchhändler und ſe di 
Kunden auf Lieferung einer durch den Buchhändler von einem mi, 
zu beziehenden Zeitſchrift gegen Bezahlung von Abonnementbeträgge 
Abonnementverkräge — find Kaufverträge. In der auf Grund Vo hen 
Verträge erfolgten Ablieferung einer unzüchtigen Schrift an EN 
oder einige wenige von mehreren Abonnenten kann als Beginn . 
Verbreitung To darſtellendes „Verkaufen“ i. S. des 5184 © 541 
gefunden werden. RG 2 ei 
Së 201, 205 ff. Sto B. Zum inneren Tatbeſtand bei der Scha 
menſur. RG. 2 924 
Verordnung zum Schutze des Funkverkehrs vom 8. März 1 Hie 
§ 2 Bd. zum Schutze des Funkverkehrs v. 8. März 1924. eine 
Rundfunkgenehmigung wird nicht für die Anlage, ſondern für bel 
beſtimmte Perſon erteilt. Bei Wechſel in der Perſon des Betreiber ent 
iſt eine neue Genehmigung erforderlich. — Die VO. v. 8. März iche 
iſt rechtsgültig. — Die Ü D 
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gememigungspflichtig fei, ijt ein unbeachtlicher Strafrechtsi 
Bay 88 2 


C. 
Öffentliches Recht. 
Reich. 

Reichsverfaſſung. inet 

Art. 141, 136 Abſ. 4 RVerf. Zur Frage der Zulaſſung el 
Religtonsgeſellſchaft zur en ene auf Grund der Lat 

berfaljung. Bahr VE EE 25 
Geſetz vom 30. März 1892 über Eingahmen und Ausgaben 
der Schutzgebiete. ber 
55 Gef. v. 30. März 1892 über Einnahmen und Ausgaben al 
Schutzgebiete. Art. 119, 120, 257, 22 FV. Das Deutſche Reich hann, 

nicht für Verwaltungsſchulden der ehemaligen Schutzgebiete. Die e 
gegengeſetzte Meinung des 3. ZS. des RG. wird aufgegeben. 


9537" 

Weingeſetz vom 7. April 1909. 926 

5 18, 28 Wein. b. 7. Apri 1908 in der Saffung v. Febr. 100 
(RG Bl. S. 107). Getränke, die früher als „Eierkognak“ vertrieb“ 
werden durften, dürfen jetzt nicht als „Eierweinbrannt“ bech 5 
werden, mögen fie auch neben Ei und Zucker nur echten Wein gh 

enthalten. OLG. Dresden 2 


D. 
Recht des Friedensvertrages. aw 
Art. 119, 120, 257, 22 BV.; 8 5 Gef. v. 30. März 1892 über Er 
nahmen und Ausgaben der Schutzgebiete. Das Deutſche Reich IW 4 
nicht für Verwaltungsſchulden der ehemaligen Schutzgebiete. Die So 
gegengeſetzte Meinung des 3. 25. des RG. wird aufgegeben. 
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